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Vorwort



Die Beteiligung der Öffentlichkeit bei Planungs- und Entwicklungsprozessen ist in den letzten Jahren mehr und mehr zur Selbstverständlichkeit geworden. Es gibt eine Fülle an Praxiserfahrungen in den vielfältigen Anwendungsbereichen von Partizipation. Auch zeigen die vielen Beispiele gelungener partizipativer Prozesse1, dass einerseits die Bereitschaft der Politik und Verwaltung BürgerInnen bei der Entscheidungsfindung zu beteiligen gewachsen ist; und sie zeigen andererseits, dass auch das Wissen über die erforderlichen Rahmenbedingungen für Beteiligung, über Qualitätskriterien und die passgenaue Anwendung von Methoden zugenommen hat. Und doch gibt es auch Unzufriedenheit, sowohl auf der Seite der Bevölkerung, etwa über das Ausmaß der Mitbestimmung oder die Qualität der Umsetzung der Ergebnisse, als auch bei jenen, die in der der Politik und Verwaltung für die Durchführung von partizipativen Prozessen verantwortlich sind, wo oft vorrangig der hohe Aufwand und die Komplexität der Prozesse gesehen, aber das Nutzenpotenzial zu wenig wahrgenommen wird. Im Jahr 2007 veranstaltete die ÖGUT im Auftrag des Lebensministeriums die zweitägige Veranstaltung „Zukunft der Öffentlichkeitsbeteiligung – Wie viel Partizipation verträgt die repräsentative Demokratie?“, um die Beziehung von repräsentativer Demokratie und Partizipation auszuleuchten und sinnvolle (Weiter-)Entwicklungen der Öffentlichkeitsbeteiligung zu diskutieren. Aus der Veranstaltung erwuchs die Idee zu dieser Publikation: Es ist ein guter Zeitpunkt, so dachten wir, Rückschau zu halten und die mannigfaltigen Erfahrungen der Beteiligungspraxis zu sortieren: Wo und wie wird beteiligt? Was hat gut funktioniert? Was hat sich bewährt? Was sollte zukünftig verändert, weiterentwickelt werden und in welche Richtung? Wir wollten möglichst unterschiedliche Perspektiven auf das Thema versammeln, TheoretikerInnen und PraktikerInnen, Menschen aus der Politik und der Verwaltung, aus Österreich und anderen Ländern, mit Erfahrungen in unterschiedlichen Anwendungsfeldern der Beteiligung, auf der kommunalen, regionalen, nationalen und transnationalen Ebene. Die Vielfalt der Erfahrungen und Perspektiven spiegelt sich in der Vielfalt der Texte wider, die Grundsätzliches beleuchten, die Praxis in unterschiedlichen Feldern beschreiben, konkrete Aspekte der Beteiligung erörtern, die unterschiedlichen Rollen bei Beteiligung reflektieren. Ein Fokus findet sich in allen Texten: Wo soll es künftig hingehen? Wie soll die Zukunft der Öffentlichkeitsbeteiligung im jeweiligen Praxisfeld konkret aussehen? Die aus diesen Reflexionen gewonnenen Erkenntnisse sollen ermöglichen, die Zukunft der Öffentlichkeitsbeteiligung noch aktiver mitzugestalten. Wir wollen mit dieser Publikation Mut machen: den EntscheiderInnen aus der Politik und Verwaltung, die Öffentlichkeitsbeteiligung beauftragen, sich auf das Wagnis Partizipation einzulassen – auch wenn das immer auch ein Quäntchen Unwägbarkeit bedeutet. Denn der mögliche Nutzen für sie ist groß – in diesen Zeiten 1 



siehe Praxisdatenbank auf www.partizipation.at
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Vorwort



des wachsenden Vertrauensverlusts in die Politik und die PolitikerInnen, in Zeiten der schwindenden Budgets und einer zunehmenden Widerspruchs- und Protestbereitschaft der Bevölkerung. Auch die BürgerInnen wollen wir ermutigen, sich für die Angelegenheiten, die ihnen wichtig sind, zu engagieren, und Mitbestimmung bei Entscheidungen, die sie betreffen, einzufordern. Jenen, die Beteiligungsprozesse planen und begleiten, wollen wir Anregungen geben, wie die Prozessqualität der Beteiligung noch weiter gestärkt werden kann, welche Entwicklungen sinnvoll und notwendig sind und wo und wie man konkret ansetzen kann, um die Potenziale von Beteiligung noch besser auszuschöpfen.



Die Beiträge – ein Überblick In ihrem Essay damit das Gesprochene nicht verloren geht schreibt Maria Nicolini über die Bedeutung der Sprache in den Texten, die in einem Beteiligungsprozess produziert werden. Eine klare, verständliche Sprache sei ein must in der Beteiligung der Öffentlichkeit. Der Anglizismus must wäre für Nicolini aber wohl tabu – weil „ein modisches Imponiervokabel“. Die Sprache solle schlicht, knapp, ohne Umschweife, ohne Missverständnisse sein. Kein pseudowissenschaftlicher Jargon, keine halbdeutlichen Wörter, keine unentschlossene Sprache. Jazzmusiker, die genau nach Noten spielen, sind langweilig. Erst beim Improvisieren bringen sie die Seele der Musik zum Klingen. In seinem Essay Die richtige Zeit für das Unvorhergesehene schreibt Reinhard Tötschinger über die Kunst, bei einem Beteiligungsprozess auf unvorhergesehene Ideen und auf Widerstände kreativ zu reagieren. Auf die rechte Zeit achten, seiner Intuition vertrauen und sich auf Experimente einlassen – so kommt man zu qualitätsvollen und stimmigen Entscheidungen. In Großbritannien haben Politik und Verwaltung viel unternommen, um die Zahl der partizipativen Prozesse zu erhöhen, schreibt Edward Andersson in Participants of the Future. Doch oft würde zu wenig gefragt, was die BürgerInnen bewegt, wie sie motiviert und unterstützt werden können, sich zu beteiligen, und welche Formen der Beteiligung gute und repräsentative Ergebnisse brächten. Andersson entwirft mögliche Szenarien demokratischer Entwicklung und zeigt Handlungsmöglichkeiten für die Politik auf, um eine Kultur der Beteiligung lebendig werden zu lassen. Peter Parycek stellt in seinem Beitrag E-Democracy in Österreich und der EU die Potenziale interaktiver Medien für die Einbindung der BürgerInnen in die Entscheidungsfindung der Politik und Verwaltung dar. Ob die erweiterten Informations- und Kommunikationsmöglichkeiten tatsächlich eine radikale Erneuerung der Demokratie einleiten können oder das Thema Demokratie 2.0 nur ein gehypter Trend ist, werden allerdings erst die nächsten Jahre zeigen. Jens Newig und Oliver Fritsch gehen der Frage nach, inwieweit Partizipation eine ökologisch nachhaltige Entwicklung fördere. In ihrem Artikel Ökologische Nachhaltigkeit durch zivilgesellschaftliche Partizipation? fassen sie empirische Forschungsergebnisse aus den USA und Europa zusammen, die ein durchaus widersprüchliches Bild zeichnen, und entwerfen einen konzeptionellen Rahmen für notwendige weitere Forschungen.
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Stefan Arlanch, Julia Girardi und Alexander Hamedinger diskutieren Die Rolle von politischen Kulturen in der Öffentlichkeitsbeteiligung anhand von zwei konkreten Beispielen: Der „Leitbildprozess Wolfurt“ und „Zeit für Graz“ werden vor dem Hintergrund der jeweiligen politischen Kulturen analysiert. Daraus leiten die AutorInnen förderliche Bedingungen für eine partizipative politische Kultur ab. Christoph Stoik beschäftigt sich in seinem Beitrag Gemeinwesenarbeit, Governance und die Debatte um den Sozialen Raum mit der verstärkten Anforderung der Kommunen „neu zu steuern“, nämlich einerseits „von oben“, aber gleichzeitig die Interessen aus den Lebenswelten „von unten“ einzubeziehen. Er zeigt, wie die Gemeinwesenarbeit und insbesondere der sozialräumliche Ansatz ein fruchtbarer Beitrag zur kritischen Weiterentwicklung der Governance-Debatte wie auch zur Unterstützung gesellschaftlicher Teilhabe sein kann. Mit den nächsten AutorInnen geht es noch näher an die konkrete Beteiligungspraxis. Drei Beiträge zu unterschiedlichen Facetten der Partizipationspraxis in Vorarlberg zeigen, wie Gemeinden von Öffentlichkeitsbeteiligung profitieren. Manfred Hellrigl beschreibt in Wir können auch anders. Selbstorganisation und Politik, wie Langenegg im Bregenzerwald der durch Strukturwandel drohenden dörflichen Verödung mittels Bürgerbeteiligung trotzte. In dem 1000 Einwohner zählenden Dorf haben sich nun wieder Nahversorgungsbetriebe, ÄrztInnen und Betriebe angesiedelt. Jim Rough veranschaulicht in seinem Essay How Citizen Participation Can Solve Impossible Problems anhand eines konkreten Beispiels das Potenzial der von ihm kreierten Methoden Dynamic Facilitation und Wisdom Council (dt. BürgerInnen-Rat): Das Vorarlberger Büro für Zukunftsfragen führte in Bregenz einen BürgerInnenRat zu einem lange bestehenden städtebaulichen Problem durch: Die zwölf per Zufallsauswahl ausgewählten StadtbewohnerInnen entwickelten eine neue kreative Lösung, deren Qualität die PlanerInnen und PolitikerInnen bei der Präsentation in Erstaunen versetzte. Mittlerweile wurden in Vorarlberg, aber auch darüber hinaus, viele BürgerInnen-Räte in verschiedenen Orten und für viele verschiedene Themen durchgeführt. Zu welchen Turbulenzen es zwischen den von Mitbestimmung begeisterten BürgerInnen und den gewählten politischen Vertretern kommen kann, beschreibt Rainer Siegele in seinem Beitrag Das Stop and Go-Modell. Wie sich BürgerInnen mit gewählten PolitikerInnen konstruktiv zusammenraufen. Er ist Bürgermeister der Gemeinde Mäder, die seit 1991 ihre EinwohnerInnen an allen wichtigen Gemeindeprojekten beteiligt. Das heutige konstruktive Zusammenwirken aller in der Gemeinde ist das Ergebnis eines teilweise schmerzhaften Lernprozesses. Drei Beiträge zu Prozessen in deutschen Städten zeigen, wie Öffentlichkeitsbeteiligung organisiert werden kann, um möglichst viele der potenziell Betroffenen auch tatsächlich zu erreichen. Das Stadionbad in Bremen sollte in ein Naturfreibad umgewandelt werden. Hilmar Westholm beschreibt in seinem Beitrag Methoden- und Medienmix bei komplexer Öffentlichkeitsbeteiligung – das Beispiel Stadionbad Bremen den vielfältigen Mix von Medien und Verfahren, den das Projektteam einsetzte, um die vielen Zielgruppen adäquat anzusprechen. Beteiligt wurde z.B. über eine Zukunftswerkstatt mit Modellbau für Kinder, Schülerpartys, Unterrichtsmaterialien, Exkursionen und Vor-Ort-Begehungen, ein Hearing und InternetTools wie Website, Online-Foren und Chat. Auch die Meta-Kommunikation über den Prozess lief sowohl über Print- und Onlinemedien.



8



Vorwort



In Köln können die BürgerInnen seit 2007 online Vorschläge zum Haushalt der Stadt machen, alle anderen Vorschläge kommentieren und bewerten. Oliver Märker und Josef Wehner schildern in Elektronische Partizipation als Verwaltungsaufgabe, wie das Web 2.0 elektronisch unterstützte Bürgerbeteiligungsverfahren – E-Partizipation – in großem Rahmen ermöglicht. Die für den Kölner „Bürgerhaushalt“ eingerichtete Kommunikationsplattform kann für alle künftigen Planungsvorhaben in Köln und anderswo verwendet werden. Beteiligungsprozesse sind komplexe Verfahren und verlangen viel Know-how. Monika Hanisch erläutert in Bürgerkommune Essen. Qualifizierung von städtischen MitarbeiterInnen, wie die Stadt Essen ihre kommunalen MitarbeiterInnen für Bürgerbeteiligung rüstet und welche Schritte sie unternimmt, um eine kooperative Planungs- und Entscheidungskultur in der Stadt zu etablieren. In den Beiträgen von Larissa Krainer und Jasmine Bachmann werden zwei große und mehrjährige Bürgerbeteiligungsverfahren im Infrastrukturbereich vorgestellt. Larissa Krainer schildert in Zwischen Kooperation und Verrätersyndrom am Beispiel des Mediationsverfahrens am Flughafen Wien, wie in dem eskalierten Konflikt um eine neue Start- und Landepiste langsam das Vertrauen zwischen den Beteiligten wachsen und der Konflikt entschärft werden konnte. Jasmine Bachmann beschreibt in Transnationale Partizipation entlang der Donau, wie die Internationale Kommission zum Schutz der Donau in komplexen Beteiligungsprozessen Stakeholder aus 14 Ländern an Entscheidungsprozessen zur Umsetzung und Einhaltung des Donauschutz-Übereinkommens beteiligt. Im letzten Kapitel der Publikation befassen sich die AutorInnen mit den Herausforderungen von Öffentlichkeitsbeteiligung in unterschiedlichen Anwendungsfeldern. Werner Rosinak beschreibt in seinem Essay Beteiligung in der Verkehrsplanung die vielgestaltigen Herausforderungen bei der Umsetzung von Beteiligung in der Verkehrsplanung. In diesem Bereich bedürfe es eines ausgefeilten Instrumentariums des Konfliktmanagements, erweiterter Methoden der – repräsentativen – Auswahl der Beteiligten und eines Wertewandels bei Politik, Verwaltung und PlanerInnen, die oft nur eine„administrativ gezähmte Beteiligung“ zuließen. Auch Barbara Hammerl beschäftigt sich mit Beteiligung im Infrastrukturbereich. In ihrem Beitrag Möglichkeiten und Grenzen der Öffentlichkeitsbeteiligung bei Infrastrukturvorhaben kommt zum Ausdruck, dass der Paradigmenwechsel hin zu kooperativen, transparenten Planungsprozessen nicht mehr aufzuhalten sei, wenn auch Öffentlichkeitsbeteiligung heute oft noch als Teil der PR-Strategie, als lästiges Anhängsel des Projektmanagements gesehen werde. Michael Ornetzeder diskutiert in Öffentlichkeitsbeteiligung in Forschung und Technik die Potenziale und Grenzen der Beteiligung von Laien bei Themen der Wissenschafts- und Technikentwicklung. Der Autor zeigt das an einem Beispiel aus der Praxis: 36 zufällig ausgewählte BürgerInnen waren eingeladen, das vom österreichischen Infrastrukturministerium initiierte Forschungsprogramm „Energie der Zukunft“ zu diskutieren und zu bewerten. In ihrem Beitrag Die Beteiligung der Zivilgesellschaft auf europäischer Ebene beschreibt Christiana Weidel den Zivilen Dialog, also jene Verfahrenstrukturen, die das Zusammenspiel von NGO’s und EU-Einrichtungen regeln und welche Rahmenbedingungen nötig sind, damit das Zusammenwirken bestmöglich gelingt.



9



Vorwort



Beteiligung heißt immer auch Lernen. Gilbert Ahamer und Elisabeth Purker beschreiben in ihrem Beitrag Surfing Global Change – Partizipation „spielend“ erlernen eine spezifische Lernsituation: ein Rollenspiel, das an Universitäten zum Lernen über Partizipation eingesetzt werden kann: Die TeilnehmerInnen lernen ihr Konfliktverhalten kennen und erarbeiten eine gemeinsam getragene Lösung. Es gibt Bevölkerungsgruppen, die im Beteiligungsjargon „schwer erreichbar“ benannt werden – MigrantInnen zählen auch dazu. Ilse Marschalek beschreibt in Beteiligung von Migrantinnen – Mär oder Möglichkeit einen partizipativen Forschungsprozess, in dem neue methodische Herangehensweisen entwickelt und erprobt wurden, um zugewanderte Frauen anzusprechen. In Workshops, in denen vorwiegend mit visuellen Mitteln und sprachlich niederschwelligen Methoden gearbeitet wurde, tauschten sich die Frauen über ihre Probleme aus, die sie an gesellschaftlicher Teilhabe hinderten, und über mögliche Schritte der Veränderung. Benno Trütken schlägt in Zurück in die Zukunft – Politik per Zufallsgenerator? vor, ein Demokratieelement aus dem alten Athen wiederzubeleben: Durch das Los bestimmte Menschen sollen in politische Entscheidungen eingebunden werden. Die Zufallsauswahl sichert eine heterogene Zusammensetzung der Beteiligten und damit die Repräsentanz der vielen unterschiedlichen Interessen im Prozess. Die Zufallsauswahl kann in unterschiedlichen Verfahren zur Anwendung kommen, Trütken stellt die Vorteile anhand des Bürgergutachtens „Kinder in die Mitte“2 in Vorarlberg dar. Zum Abschluss wirft Therese Stickler in ihrem Beitrag Die Hybridisierung der Demokratie das ganze Spektrum an noch offenen Fragen aus demokratietheoretischer Sicht auf: etwa, wie sich die repräsentative Demokratie mit bürgerschaftlicher Mitsprache verbinden lässt, ob Mitbestimmung tatsächlich das Gemeinwohl fördere, ob Beteiligung tatsächlich emanzipatorisch sei oder vielmehr eine Möglichkeit für bereits privilegierte Personen, ihre Interessen noch wirkungsvoller durchzusetzen. Wir bedanken uns bei allen, die an dieser Publikation mitgewirkt haben! Wir hoffen sehr, dass Sie sich durch die Lektüre Impulse für eine noch lebendigere und qualitätsvollere Beteiligungspraxis holen können und wir damit einen Beitrag zur Vertiefung einer partizipativen Planungs- und Entscheidungskultur leisten.



Martina Handler Österreichische Gesellschaft für Umwelt und Technik (ÖGUT) [email protected] 



2 



Rita Trattnigg Lebensministerium [email protected]



siehe auch http://www.partizipation.at/kinderindiemitte
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Maria Nicolini



damit das Gesprochene nicht verlorengeht zur Sprache bringen – und schreiben



Sprache ist Handeln Beteiligung der Öffentlichkeit ist angewiesen auf klare, verständliche Wortsprache: schlicht, knapp, ohne Umschweife, ohne Missverständnisse. Die Beteiligten sollen einander verstehen, wiewohl Verstehen nie vollkommen sein kann, immer bleibt der unverstandene Rest, denn wir haben keine stabile Bezugswelt: „Eine Welt, wie sie unabhängig von uns beschaffen sein mag, können wir nicht erkennen; wir sind nur fähig, uns ein mehr oder weniger dauerhaftes Modell einer Welt zu machen, wie sie uns in unserer Erfahrung erscheint“ (Glasersfeld S 229). Unsere Vernunft, die die Erfahrung verwaltet und zu Wissen verdichtet, „organisiert die Welt, indem sie sich selbst organisiert“ (Piaget, zitiert ebd). Die Wortsprache ist die Vermittlerin zwischen Vernunft und Modell der Welt, indem sie den Dingen, Zuständen, Vorgängen der Modell-Welt Namen verleiht und Relationen benennt. Zugleich ist aber die Wortsprache nicht nur Medium der Vermittlung, sie ist auch Organ, aus dem Neues hervortritt. Oft ist etwas kaum in Rede, wird lauter, und über kurz oder lang stellt sich das Äquivalent in der Wirklichkeit – im Modell der Welt – ein. Sprache und Wirklichkeit formen einander: eine wechselseitige Formgebung. Die Protagonisten dieser Formgebung sind die Mitglieder der Gesellschaft. Sie gestalten den Fluss der Ereignisse, die Figur der Zustände. „Wirklichkeit gestalten“ ist vorallem Sprechen. Indem Gedanken, Vorstellungen, Wissen in Worte und Begriffe gebracht werden, entsteht Wirklichkeit. Sprache ist Handeln. Damit das Gesprochene im Moment des Gesprochenwerdens nicht verlorengeht, verfassen wir Texte. In Beteiligungsverfahren müssen Protokolle, Berichte, Vereinbarungen, Infoblätter entstehen, in denen Sachverhalte, Maßnahmen, Verantwortungen genau benannt sind. Präzise, verständlich, schlicht wird ein Schriftstück durch schlüssige Disposition, durch genaue Wörter und Zeichen, durch gute Satzarchitektur; vorallem diese ist sinnbestimmend. Ein Text, ein Schriftstück kann gelingen, wenn zwei Ansprüche erfüllt sind: Erstens müssen die Regeln der Sprache beachtet sein – nicht nur die Orthographie, wiewohl nur eine Konvention, sondern die Tiefenregeln der Sprache, etwa die Regeln der Wort- und Satzbildung, der Grammatik. Zweitens müssen die unzähligen freien Entscheidungen, die im Sprechen und Schreiben zugunsten der Ausdrucksintention zu treffen sind, tatsächlich getroffen werden. Sprechen und Schreiben ist Wahl und Entscheidung in jedem Augenblick: Welches Wort, welcher Begriff, welche Reihung der Elemente, ist dem gerade intendierten Ausdruck angemessen? Welche Disposition, welche Themenfacette wird genau an dieser Stelle gewählt, betont, in die Tiefe geführt? Eher selten scheitern Texte an Sprachregeln. Sie scheitern, wenn Wahl und Entscheidung nicht getroffen, die Freiräume der Sprache nicht genutzt werden, wenn wir nicht nach den passenden Ausdrucks-Elementen suchen, um in den Freiräumen der Sprache begründete Stil-Urteile zu fällen – immer das Suchen: ein Wittern nach dem Ausdruck.
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Der Grundton des partizipativen Sprachgebrauchs lässt sich freilich durch keine Anleitung, durch keine Regel finden. Er ist Ausdruck einer Haltung, die sich als Wille zur Explizitheit bezeichnen lässt. Beteiligung verlangt, die Dinge beim Namen zu nennen; ohne Abschwächung, ohne Verbrämung, in „primärer Setzung“ (Gottfried Benn). Und frei nach der Wiener Gruppe gebührte dem Ergebnis der Name konkrete Partizipationsprosa. “konkret“ heißt hier verhüllungslos, unmittelbar, dem Thema treu. Setzt sich der Wille zur Explizitheit nicht durch, entsteht kein Vertrauen; die Beteiligung scheitert.



den Text gegen das Licht halten Von Hannah Arendt stammt der Satz „Ich denke, wenn ich schreibe“. Und Marcel Reich-Ranicki heftet an sein literarisches Werk den Zweifel: „Hoffentlich habe ich genug gestrichen“. Die beiden Sätze bilden das Universalgebot des Sprechens und Schreibens: bedacht und nicht zuviel. Dieses Universalgebot hat weiche Ränder, die wir selber finden müssen: durch Entscheidungen im Sprachgebrauch. Sprechen, Schreiben – ein Name für Streicheln – ist ein intimer Vorgang: die liebevolle Zuneigung zum Thema und zugleich zur Sprache. Diesem Vorgang scheint sich das folgende Alphabet von vornherein zu widersetzen, denn es tritt auf, wie eine Rezeptur. Doch eine Rezeptur will es nicht sein – bloß eine Stichwort-Erinnerung für den Fall, dass uns ein bucklicht Männlein auf die Schulter klopft, wenn wir unsere Rede und unseren Text gegen das Licht halten. Adjektive, Beifügungen, bezeichnen Eigenschaften und sind angebracht, wenn sie den Ausdruckswert tatsächlich erhöhen. Sie dienen vorallem der Unterscheidung [Heute nehmen wir die rote, morgen die grüne Liste]. Adjektive dürfen nicht dafür herhalten, ungenau gewählten Begriffen aufzuhelfen. Der Drang, einem Begriff ein Adjektiv beizufügen, ist oft ein Signal, dass der Begriff unpräzise oder aufgebläht ist [die konkrete Fragestellung lautet  die Frage lautet]. Dranghaft gesetzte Adjektive sind suggestiv, bringen Nachdruck in den Text, unterlaufen seine Glaubwürdigkeit. In einem Schreibseminar ging der Satz: „Wer viele Adjektive verwendet, versteht nichts vom Leben.“ Begriffe „sind wie Kristalle, deren jeder sich um ein Stückchen von unserer Kenntnis der Welt schließt“ (Christensen S 243). Begriffe sind Ergebnisse von Denkprozessen und Werkzeuge, mit denen wir die Wirklichkeit deuten. Sind Begriffe unpräzise gewählt, kann Dringliches im Dunkeln bleiben. Partizipation muss verschleiernde Begriffe bloßlegen und präzise Begriffe suchen; diese melden sich, wenn man ihnen Zeit lässt. „Der Hauptteil des Schreibens ist das Nichtschreiben. Der schwierigste Teil ist, die Geduld üben” (Ilse Aichinger ORF 1.11.1996). Duden, dieses (auch digitale) Nachschlagewerk der deutschen Sprache ist zwar prominent, aber keineswegs hat es den Rang einer Bibel. Nicht nur der Band 1, die Rechtschreibung, sollte benützt werden. Ergiebig für das Schreiben sind vorallem auch Band 2 (Stilwörterbuch), Band 7 (Herkunftswörterbuch) und Band 8 (sinnund sachverwandte Wörter). Finalsatz: Er gibt an, zu welchem Zweck oder aus welcher Absicht heraus sich das Geschehen im Trägersatz vollzieht. Häufig wird er eingeleitet mit den Konjunktionen damit und dass: „man möchte reden von ihnen, damit sie hierbleiben” (Ingeborg Bachmann; Frankfurter Vorlesungen).
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Bisweilen werden finale Gedanken durch Infinitive mit um zu ausgedrückt. „Zu uns jedoch soll keiner kommen um zu bleiben” (Elfriede Jelinek: Oblaki. Dom). Das Subjekt des Trägersatzes muss absichtstragend und willensfähig und mit dem impliziten Subjekt des Finalsatzes identisch sein. gendergerechter Sprachgebrauch heißt die Norm, mit der den Forderungen nach Gleichberechtigung von Männern und Frauen in der Sprache Nachdruck verliehen wird. Neben der Doppelnennung und dem VersalI – ein sogenanntes Soziographem, ein Schreibzeichen, das aus einem sozialen Bedürfnis hervorgegangen ist (Schrodt 1993) – sind Kürzel mit Klammern und Schrägstrichen in Konjunktur. Poetischen Texten sind solche Kürzel, weil Formalismen, kaum dienlich. In Gebrauchstexten treten sie manchmal rudelartig auf. Wenn allerdings ein/e AutorIn sein/ihr Manuskript mit Genderkürzeln überfrachtet, können es seine/ihre LeserInnen nicht flüssig lesen. Zwänglerisches Gendern zerstört den Text. Kommt dazu noch der Hang zum Kompositum, entstehen unbrauchbare Sätze [Auf Schüler/-innenebene schlägt sich die Lehrer/-innenzusammenarbeit aktuell nieder]. Wer mit Genderzwang schreibt, denkt nur noch ans Gendern – immer mehr Schrägstriche, immer mehr Kürzel. Man vermeidet sie, indem man einen guten Text schreibt: gute Satzarchitektur, genaue Wörter und Begriffe. Gendergerechtigkeit in der Sprache entsteht nicht durch Zwang, sondern spielerisch, erotisch – wie im wirklichen Leben. halbdeutliche Wörter [Ansatzpunkt Bereich Ebene Fragestellung Perspektive Problemstellung Vorgehensweise Zielsetzung Zugang ...] Wenn in Eile und in Bedeutungsflucht gewählt, machen sie den Text unpräzise. Vielleicht könnte statt Problemstellung Problem stehen, statt Zielsetzung Ziel. Während die normative Sprachkritik solche Schwellformen attackiert, bemerkt die Sprachwissenschaft an ihnen auch sympathische Züge. Wieder ist‘s die Dosis: Zuviel Schwellung kann einem Text nicht behagen. ironische Anführungszeichen [Erst mit dem Entdecken der Landschaften durch “Fremde” entstehen Bilder] Im neutralen Gebrauch bedeuten Anführungszeichen die wörtliche Wiedergabe dessen, was eine andere Person gesagt oder geschrieben hat. Das ironische Anführungszeichen hingegen setzt Zweifel in den Text, auch Hohn oder Spott, mindestens macht es die gekennzeichnete Stelle provisorisch. In der Sprache des Dritten Reiches „überwiegt der ironische Gebrauch den neutralen um das Vielfache. Weil eben Neutralität ihr zuwider ist, weil sie immer einen Gegner haben, immer den Gegner herabsetzen muß” (Klemperer S 95). Jargon, pseudowissenschaftlicher. Er ist erstens gekennzeichnet durch modische Imponiervokablen [Aspekt Innovation Kontext Struktur System ...]. Solche Vokabeln werden gern in die Gebrauchssprache des Alltags eingemischt, allerdings nicht als notwendiges Ausdrucksmittel, sondern als Effekt (vgl Pörksen). Zweitens ist auffallend die Häufung von Verben auf -ieren; schließlich die Häufung von Adjektiven auf -ant und -ent [Strukturen werden transparent gemacht, indem relevante Aspekte thematisiert und verbalisiert werden]. Eine fassadenhafte Sprache aus frei montierbaren Versatzstücken entsteht – nicht Fachsprache, sondern ihre Entstellung. Konjunktiv, auch Möglichkeitsform genannt. Mit dem Konjunktiv unterscheiden wir zwischen dem, was ist, und dem, was sein oder nichtsein könnte. Und anders gewendet: Der Konjunktiv, ist die Kunst, sich des anderen Blicks zu bedienen (vgl Macheiner S 249 ff): „Weninger habe immer die genaueste Uhrzeit gesagt, so Koller, woher, sei ihm, wie den übrigen Billigessern, unerklärlich“ (Thomas Bernhard: Billigesser). In Sachtexten gebrauchen wir den Konjunktiv gern für die indirekte Rede, wenn zum Beispiel Interviews zu referieren
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sind: [Er behauptet, die Bewohnerinnen seien zufrieden]. Viele Konjunktive nacheinander können allerdings ermüden und manieriert wirken. Legitimation Ein Text wird beglaubigt durch seine Treue zum Thema; er verträgt nichts Künstliches, keine Beschönigung, keine Routine, keinen Zufall. Nachdruck und unnötige Einsprengsel entkräften den Text [dementsprechend, im Kontext der, in diesem Sinne, somit, vor diesem Hintergrund …], sind meistens entbehrliche Floskeln, die Unsicherheit anzeigen und oft ohne tatsächlichen Grund gesetzt werden. Metaphern im Text sollen sparsam verwendet und auf Stimmigkeit geprüft sein. Leicht kann das Bild kippen [Umweltauswirkungen durch intensive Bewirtschaftung sind in aller Munde. Gemeint sind damit meistens die Talräume mit allen Problemen der Düngung]. Nominalisierung Das Sprichwort „Wer andern eine Grube gräbt, fällt selbst hinein” könnte auch lauten: „Nach Aushebung einer Vertiefung liegt auch für den Urheber ein Stürzen im Bereich der Möglichkeit” (Reiners S 111). Diese Umschreibung ist gewiss zu weit getrieben, sie zeigt aber das Stil-Problem: Nominalisierung kann sprachökonomisch vorteilhaft sein, doch die unbedachte Häufung erschwert das Verständnis und verführt zur Phrase. Passiv Die Passivkonstruktion ist „ein syntaktisches Mittel, welches seiner Struktur nach darauf angelegt ist, das handelnde Subjekt auszuklammern” (Sanders S 204). Deshalb in jedem Einzelfall die Frage: Wann dürfen, sollen, können die Handelnden, die Verantwortlichen unsichtbar bleiben? Wer, was gerät durch passivische Formulierung aus dem Blick? Als grobe Regel kann gelten: Das Passiv ist angebracht, wenn tatsächlich ein Erleiden auszudrücken ist; überdies, wenn es nicht darauf ankommt zu wissen, wer handelt. Pseudosubjekt Es Bei der unpersönlichen Darstellung eines Geschehens ist das Pseudosubjekt Es angebracht, wenn es nicht darauf ankommt, die Verantwortung klarzustellen [es ist fünf vor zwölf, es regnet]. Oft ist Es jedoch das Vehikel eines Ausweichmanövers, das die verantwortlichen Subjekte verschleiert. Das Es besetzt den Platz, den ein verantwortliches Subjekt einnehmen soll [Es ist geplant, die Straße zu verbreitern Der Bürgermeister hat den Auftrag zur Verbreiterung der Straße vergeben]. Qualität (eines Textes) “Keine Verbesserung ist zu klein oder geringfügig, als daß man sie nicht durchführen sollte. Von hundert Änderungen mag jede einzelne läppisch und pedantisch erscheinen; zusammen können sie ein neues Niveau des Textes ausmachen. Nie darf man kleinlich sein beim Streichen“ (Adorno S 105). Ruhe Ein guter Text kann nur in Ruhe entstehen. Projektaktionismus beeinträchtigt das Schreiben. Im Schreiben erhält der Gegenstand seine genaue sprachliche Form. Ein guter Text braucht Zeit. “man darf sich nicht zufriedengeben, auch wenn einen die Freunde loben” (Julian Schutting, Schreibklasse 1992). Satz Die landläufigen Regeln der Satzbildung (Hauptgedanken in den Hauptsatz; Nebensätze nicht in den Hauptsatz schachteln; anstelle der dass-Sätze gelenkigere Nebensätze; lange Sätze, Schachtelsätze und Kettensätze meiden) sind zu eng gehalten, denn die Möglichkeiten der Satzbildung sind vielfältig. Obwohl die Grammatik vieles festlegt, gewährt sie große Freiheit. Das Geheimnis gelungener Sätze ist „in diesem gram-
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matischen Spielraum verborgen” (Macheiner S 7). Zum Beispiel kann ein Hauptgedanke durchaus in einem Nebensatz ausgedrückt sein. Und ein Nebensatz, für sich allein genommen, ist sehr wohl ein wirklicher Satz. Dass du mir ja nicht runterspringst! ist ein Nebensatz, der zweifellos Wichtiges mitteilt. Wenn aber Hauptsatz, dann nicht bloß ein Nullum [Daraus geht hervor, dass die Trasse verlegt werden muss → Die Trasse muss verlegt werden]. Streicht man den nichtssagenden Hauptsatz [Daraus geht hervor], rückt die Hauptsache [dass die Trasse verlegt werden muss] in den Hauptsatz und erhält dort das ihr zustehende Gewicht [Die Trasse muss verlegt werden]. Und lange Sätze? Gut gebaut, nicht einfach wurmartig dahingeschrieben, sind sie wie eine Lichtlinie. Mit der „Methode nackter Satz“ – man streicht alles raus bis auf den Kern – prüft man, ob der Satz stimmig ist: Subjekt, Prädikat, Objekt müssen grammatisch und semantisch verträglich sein. Aufmerksamkeit ist dem syntaktischen Gleichgewicht geschuldet. Grobe Regel: Einem Verbum sollten nicht mehr als sechs Hauptwörter aufgelastet sein. Stil ist elementare Ausdrucksprägung – nicht oberflächliche Kosmetik. Wer sich vornimmt, „ich schreibe zuerst den Inhalt, dann mache ich den Stil“, ist im Irrtum verfangen. Form und Inhalt sind eine Einheit. “Der Inhalt eines Textes ist seine Form” (Martin Walser ORF 8.5.1998). unentschlossene Sprache äußert sich oft in Füllwörtern [allenthalben bekanntlich beziehungsweise diesbezüglich etwaig gegebenenfalls insbesondere konkret letztendlich prinzipiell schlussendlich sozusagen zweifelsohne ...]. Füllwörter können ein Versuch sein, den Text vor Kränkungen zu schützen und gegen Kritik zu immunisieren. Hat der Sprecher, die Sprecherin zuwenig Vertrauen in die eigene Autorität? Verben “sind sehr fügsam. Sie entstehen von selbst, dadurch, dass die Bewegung entsteht. Sie bewegen sich und lassen sich bewegen. Sie halten alles in Bewegung, auch sich selbst. Sie rücken umher und wechseln Identität und Zeit und heben für eine Weile die Einsamkeit jedes Substantivs auf” (Christensen S 249). Jedes Hauptwort hat einen Hof von Verben, aus denen das jeweils passende Verbum, das „Entsprechungsverbum” (Peter Handke, Dictum), gewählt werden sollte. In jedem Einzelfall muss man das Verbum suchen, das die Handlung des Subjektes möglichst genau bezeichnet. Sprachkritiker beklagen, die Nominalisierung bringe das Verbum zum Verschwinden: Indem zum Beispiel im Satz Heute wird eine Befragung der Schülerinnen durchgeführt das einfache Verbum befragen nominalisiert wurde, hat es die Verb-Funktion verloren. Damit der Satz ein Prädikat hat, tritt an die Stelle des Handlungsverbums befragen ein sogenanntes Funktionsverbum: durchführen, das aber keine Handlung benennt. Die Sprachwissenschaft hält entgegen: Funktionsverben seien manchmal durchaus effektiv. „Was aus rein sprachästhetischer Sicht eine Verarmung bedeuten mag, wird bei nüchterner Betrachtung als durchaus funktionsgerechter Bestandteil der Gegenwartssprache erkennbar” (Sanders S 79). Stimmt schon, solange das Funktionsverbum bloß “Bestandteil” bleibt und solange das einfache Verbum noch zu Wort kommt, um uns zu sagen, was genau geschieht.
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(Wort-)Wiederholung sollte vermeiden werden bei Unwichtigem und Unbedachtem. Wichtiges kann getrost wiederholt – doch nicht übernutzt – werden. Wiederholung des Wichtigen ist strukturbildend. Die zwanghafte Suche nach dem Synonym kann eine Textstelle lächerlich oder schwer verständlich machen. Man stolpert vielleicht schon, wenn aus dem Dackel im nächsten Satz Waldi wird. Das treffende Wort hat kein Synonym. Zeiten (Tempus) Mit den Zeitformen des Verbums – natürlich auch mit anderen Sprachmitteln – fügen wir das Thema in den Lauf der Zeit. Im Nominalstil überwiegt das Präsens, dadurch verlieren die Vorgänge möglicherweise ihre Geschichte. Jedes Verbum, das wir in den Text setzen, verlangt die Entscheidung über die passende Zeitform (Präsens, Perfekt, Präteritum, Plusquamperfekt, Futurum, Futurum exactum). Das Präsens zum Beispiel beschreibt meistens Geschehnisse, die gerade ablaufen. Mit dem sogenannten historischen Präsens lässt sich ein Geschehen in die Gegenwart holen. Die Erzählung wird dadurch lebendig, Leser und Leserinnen werden Zeitzeugen [Zu Beginn der Perestroika lebt fast ein Drittel der Bevölkerung in ärmlichen …]. Aber die Sache mit der passenden Zeitform ist so einfach nicht. Wer sich anschickt, in der Gebrauchssprache des Alltags das wiederzufinden, was wir in der Schule über den Gebrauch der Zeiten erfahren haben, wird ganz kleinlaut (werden? sein?). Wie sag ich‘s richtig: Ötzi ist ermordet, Ötzi wurde ermordet, Ötzi ist ermordet worden? Oder ist richtig hier die falsche Frage? Sollten wir besser fragen: Wie und wodurch unterscheiden sich die Varianten? Die Sprache ermöglicht Zeitformen, die den Regeln abspenstig sind. Da werden (?) wir uns doch nicht zwänglerisch an die Regeln halten – Regeln? vergessen werden (?) wir sie ja nicht haben!



Literatur Adorno, Theodor W. (1994): Minima Moralia. Frankfurt/Main. Christensen, Inger (1992): Die Seide, der Raum, die Sprache, das Herz. In: Schreibheft. Zeitschrift für Literatur Nr. 40, Essen. Glasersfeld, Ernst von (2008): Unverbindliche Erinnerungen. Wien, Bozen. Klemperer, Victor (1996): LTI. Notizbuch eines Philologen. Leipzig. Macheiner, Judith (1995): Übersetzen. Frankfurt/Main. Nicolini, Maria (2001): Sprache Wissenschaft Wirklichkeit. ISBN 3-85224-101-4 Reiners, Ludwig (1991): Stilkunst. München. Pörksen, Uwe (1992): Plastikwörter. Stuttgart. Sanders, Willy (1996): Gutes Deutsch – besseres Deutsch. Darmstadt. Schrodt, Richard (1993): Gutachten über die Funktion und den normativen Status des Großbuchstabens I in Personenbezeichnungen. Wien, unveröffentlicht.
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Die richtige Zeit für das Unvorhergesehene Improvisation als Methode der Steuerung Improvisation ist die Kunst, etwas Unbeabsichtigtes gut vorzubereiten. Willy Millowitsch Improvisation: Das ist, wenn niemand die Vorbereitung merkt. François Truffaut



Vorbemerkung Über Improvisation einen Beitrag zu schreiben, das ist so ähnlich, wie Witze zu erklären: eine undankbare Aufgabe und obendrein in sich widersprüchlich. Denn so wie die logische und geduldige Aufdröselung der Pointe jeden Witz ruiniert, so läuft man bei der Betrachtung von Improvisationen Gefahr, gerade das Moment des Unvorhergesehenen zu verpassen, ihnen das Besondere zu nehmen, das spontan sich Ergebende sozusagen wieder in den Kasten des Wohlbekannten heimzuholen. Doch so wie sich bei Witzen gewisse Gesetzmäßigkeiten festmachen lassen – Freud wusste schon vor über hundert Jahren ein schönes Lied davon zu singen3 –, so kann man systematisch beobachten, was passiert, wenn Dinge einen unerwarteten Verlauf nehmen. Das soll nun wieder nicht bedeuten, dass man das alles im Vorhinein festschreiben und prognostizieren kann. Der Improvisationskünstler und -theoretiker Derek Bailey hat im Hinblick auf Musik festgestellt, dass dies dem Wesen der Improvisation im Kern widerspricht. Meiner Ansicht nach kann das direkt auf das Management von Organisationen und Projekten übertragen werden: Was wird ausgewählt, was ausgeschieden, wie werden Entscheidungen getroffen? Wie reagieren die Anderen auf die Entscheidungen, was ergibt sich des Weiteren? Schwache Voraussetzungen – und diese sind meist Anlass für Partizipationsprozesse – benötigen einen intelligenten Umgang mit Information und keine standardisierten Kommunikationsprogramme. Darum werde ich im Folgenden das Wesen der Improvisation einzukreisen versuchen, dies durchaus mit Thesen und Beobachtungen untermauern, aber keine Rezepte zum Besten geben.



Der Wert von Abweichungen Die zentrale These dieses Artikels lautet: Organisationen wie auch Projekte und ihre MitarbeiterInnen und Projektbeteiligten lernen durch eine improvisierende Haltung Phänomene, Verhalten, Muster, Denkvorgänge so zu betrachten, dass sich der Fokus der Aufmerksamkeit bewegt und den Lösungen dienlich verändert. Anders gesagt: Komplexe Prozesse können nicht zentral gesteuert werden. 3 



Sigmund Freud (1905): Der Witz und seine Beziehung zum Unbewussten. Wien. 19
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Seit mehr als hundert Jahren lesen und hören wir zwar, dass Projektleiter und Manager organisieren, planen, koordinieren, kontrollieren, moderieren usw. Soweit die klassischen Managementtheorien4. Doch was macht eine Führungskraft wirklich? Wie beobachtet sie laufende Prozesse, wie interveniert sie, wie kommt sie zu Entscheidungen? Wie geht sie mit Abweichungen, mit Unvorhergesehenem um? Henry Mintzberg5, Professor für Betriebswirtschaftslehre und Management, räumt mit dem Mythos auf, dass Manager systematische Planer seien, best informierte Mitarbeiter des Unternehmens bzw. eines Projektes. Der Begriff Improvisation wird mit „ungeplant und daher chaotisch“ gleichgesetzt. Die Fähigkeit zur Improvisation wird bestenfalls UnterhaltungskünstlerInnen oder FernsehmoderatorInnen zugestanden, wo die gelingende Reaktion auf eine Situation die Lebendigkeit der Darbietung garantiert. In der Steuerung von Organisationen, Teams und Projekten wird der Begriff der Improvisation kaum verwendet, außer im Zusammenhang mit vorläufig gültigen, zeitlich begrenzten Regelungen, obwohl Improvisieren zum Alltagsgeschäft von Managern, Projektleitern und Politikern gehört. So wie ein Jazzmusiker treffen sie spontan Entscheidungen, die sie schwer oder nicht mehr zurücknehmen können. Sie arbeiten mit dem ständigen Risiko, das Falsche oder das Richtige zu treffen. Ein Bürgermeister einer mittelgroßen Stadt, der meinte, dass er seine Verwaltung fest im Griff hätte, wurde in einem partizipativen Planungsprojekt immer wieder sehr aggressiv, als der Prozess sich nicht genau nach seinen Vorstellungen abspielte, sondern sich von ihm nicht erwartete Aktionen von Widerstandsgruppen oder betroffenen BürgerInnen einstellten. Er beschuldigte die Projektleitung, chaotisch zu arbeiten – ganz im Gegensatz zu seiner Verwaltung –, weil seine Entscheidungen manchmal in Frage gestellt und diskutiert wurden. Die Methode des Improvisierens beobachtet laufend, mit welchem Potenzial und mit welchen Grenzen sich Mitarbeiter, Teilnehmer an Projekten, Akteurinnen, Politiker, Fachleute, Anrainer, Medien einbringen, wie konsens- bzw. kompromissfähig sie sind und wie sie ihre Bewertungen zueinander in Bezug setzen. Improvisation ist auch gefragt, wenn Entwicklungen (etwa eines Projekts, eines strategischen Ziels) mit gleichem Nachdruck völlig unterschiedlich bewertet werden und wenn unterschiedliche, offenbar inkompatible Logiken (rechtlich, technisch, betriebswirtschaftlich, sozial etc.) aufeinander treffen. Ziel dabei ist, Zugang zu Erwartungsstrukturen zu bekommen und „auf Entwicklung der Selbstbeobachtungs- und -diagnosefähigkeiten einer Organisation abzustellen“ (Luhmann 2000, S. 24). Improvisation – man könnte auch sagen Kommunikation – beobachtet, „wie einem Beobachter welche Wirklichkeit zum Phänomen wird, das heißt: erscheint“ (Baecker 2004)6. Dieses spontane Entscheiden in engen Zeiträumen können wir als kontingente Vorgänge beschreiben, welche in den Vordergrund kommende Figuren abwägen, kontrollieren, kritisieren, restrukturieren und bewerten, verbunden mit raschem Testen des ei4 5 6 



Henri Fayol, französischer Managementtheoretiker und Ingenieur (1841-1925), entwickelte Prinzipien des Managements, unter anderen fünf Prinzipien von Managementaufgaben: 1. Plan und Prognose, 2. Struktur / Organisation, 3. Führung / Befehl, 4. Koordination, 5. Kontrolle. Bis heute hat sich diese Vorstellung von Organisieren gehalten. Vgl. Henry Mintzberg (2004): Der Managerberuf: Dichtung und Wahrheit. Harvard. Dirk Baecker in Burkart/Runkel 2004, S. 65.
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genen intuitiven Verständnisses, während die weiter laufende Aktion einen weiteren Unterschied herstellen kann7. Ein Beispiel erlebte ich bei einem Planungsprozess im öffentlichen Raum: Die Verwaltung eines österreichischen Bundeslandes war gezwungen nach Jahren erfolgloser Projektentwicklung und auf Grund veränderter Rahmenbedingungen ein neues Verkehrskonzept zu erstellen. Zwei Gemeinden hatten seit Jahren miteinander Konflikte – die Gründe waren vielfältig. Der angrenzende Staat war gegen die vorgeschlagene Lösung, Bürgerinnen litten unter der Verkehrsbelastung, NGOs wetterten gegen neuen Verkehr, die Medien nutzten diese Situation für aktuelle Berichterstattung. Ständig traten neue Situationen auf. Viele unterschiedliche Interessen prallten aufeinander. Das gewohnte und bisher praktizierte Projektmanagement führte nicht zur erhofften Lösung. So mussten alle Beteiligten, in kurzer Zeit und auch gegen Widerstände, eine neue Form der Prozesssteuerung entwickeln und erlernen. Nach anfänglichen Abwertungen des Projektleiters von Seiten mancher Stakeholder (chaotisch, zu wenig planend) schaffte es dieser nach und nach, das Projekt durch Zuhören, Anbieten und Testen von andersartigen Lösungen, durch Irritation mittels ungewohnter Vorschläge, durch Probieren verschiedener Prozessarchitekturen und ähnlichem in anderer Weise als bisher – und die bisherige Weise hatte ja zum Misserfolg geführt – ins Laufen zu bringen. Erst danach konnte eine Projektarchitektur dargestellt und präsentiert werden. In diesem Beispiel sind Projektmanager, Politiker und Techniker gezwungen, in kurzen Zeiträumen zu reagieren und zu improvisieren. Das Unternehmen, die Organisation, das Projekt, die teilnehmende Bevölkerung – alle lernen über die Wahrnehmung, welche durch die Praxis des Improvisierens gefördert wird, Projektverläufe genau zu beobachten. Hier ist auch die „Gefahr des ersten Blickes“ angesiedelt. Pläne bewirken ja häufig, besonders in innovativen und konfliktträchtigen Prozessen, dass Aufmerksamkeit und Handeln von den erwarteten Ergebnissen gefärbt sind. Abweichungen vom geplanten Verlauf werden geglättet, sozusagen weggebügelt, und nicht als relevante Phänomene wahrgenommen. Pläne beeinflussen also die Wahrnehmung insofern, als sie eine durch das Festhalten an der Planung bedingte „Blindheit“ produzieren. Damit kann man Änderungen im laufenden Prozess nicht rechtzeitig begegnen8, denn festen Denkmustern, Erstarrung und Klischees zu begegnen gelingt nur durch Überraschungen, durch Konfrontation mit Neuem, also durch jedwede Form von Irritation9. Miles Davis soll angeblich zu viel Üben vor den Konzerten verboten haben, die Musiker sollten auf der Bühne Mut zu Neuem zeigen (natürlich hatten seine Musiker ihre Hausaufgaben gemacht, sie beherrschten ihr Instrument). Hier ist die Gefahr des ersten Blicks aufgezeigt: Die scheinbaren Kleinigkeiten, die Abweichungen geben die Informationen, die wir zur intelligenten Steuerung eines Prozesses benötigen.



7 8 9 



nach Gregory Bateson’s “a difference which makes a difference” in Implications of Gregory Bateson‘s Ideas for a Semiotic of Art Education, by C. A. Bowers © 1990, National Art Education Association -http://www.jstor.org/pss/1320634/2.4.2010 Vgl. Karl E. Weick (2003): Das Unerwartete managen. Wie Unternehmen aus Extremsituationen lernen, Stuttgart. Projektleiter, Führungskräfte schaffen dies nur, wenn sie nicht gemocht/geliebt werden müssen.
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Improvisation in Jazz und Theater Jazzer, die sich peinlich genau an die Noten halten, sind langweilig. Erst wenn sie improvisieren, wenn sie ausbrechen und sich wieder einfangen, zögern und aufholen, spielen sie die Seele der Musik10. So erst sprechen versierte Jazzmusiker durch ihre Instrumente zum Publikum. Sie bewegen sich jedoch nicht im Chaos, auch wenn so mancher dies so sehen möchte. „Du kannst nicht auf Nichts improvisieren, du hast auf irgendetwas zu improvisieren“, meint der Jazz-Bassist Charles Mingus. Die Komposition ist der deutlichste Gegensatz zur Improvisation, die in Notenschrift fixierte Ausarbeitung geht der Darbietung voraus. Daher, meint Mintzberg, ist der Vergleich, Managen sei wie das Dirigieren eines Orchesters, falsch. Klassische Musik ist zunächst vorwiegend Komposition, eine kollektive Improvisation ist eher selten (vielleicht eine kleine Einlage beim Neujahrskonzert der Wiener Philharmoniker – und die ist einstudiert)11. Umgekehrt sind Improvisationen kaum in Kompositionen nachzuahmen. Improvisationstheater ist eine Form des Theaters, bei dem eine oder mehrere zuvor nicht einstudierte Szenen gespielt werden. Die Spieler kommen auf die Bühne und wissen nicht, was passieren wird, sie reagieren auf Unerwartetes. In der Regel haben sie ein Thema vereinbart oder bekommen eines aus dem Publikum. Die darauffolgende Geschichte entsteht aus der Spontaneität und der gegenseitigen Inspiration der Spieler. Der Intellekt weicht der Phantasie, das führt zu permanentem Neuentscheiden. Improvisation steht hier für Vitalität, Sinnlichkeit und Spontaneität. Die Spieler der Commedia dell’Arte12 hatten ein exzellentes Raumgefühl und die Fähigkeit, Neuigkeiten, Aktuelles aus den Orten, an denen sie auftraten, spontan in ihr Spiel einzubauen. Als Körpertheater und Maskenspiel war die Commedia ein lebendiger Gegenpart zum akademischen Literaturtheater der Renaissance. Wie keine andere Theaterform gilt sie als hohe und schwierige Kunst des Theatralischen und übte großen Einfluss auf Psychotherapie (Psychodrama, Gestalt, Aufstellungsarbeit) aus – und somit auch auf Organisationsberatung und Prozessmanagement. „Wer macht was, wann, wie und womit?“ ist eine der zentralen Fragestellungen in Projekten. Der Prozess synchronisiert diese und die weiteren Bereiche wie Planung, Entwurf, Konstruktion, Produktion, Instandhaltung, Nachverfolgung, Anpassung etc. Im Improvisationstheater wie auch im Jazz sind die Rollen klar verteilt und die Spieler bleiben in ihren Figuren bzw. an ihren Instrumenten. Rhythmische Melodiefiguren der spie10 



11 12 



„Es ist nicht nur so, dass die Musiker wirklich gut spielen, eine unglaublich technische Fertigkeit besitzen und ein geniales Zusammenspiel liefern. Das, was für einen Jazzfan diese Musik so besonders macht, ist ihre Unmittelbarkeit, ihre Dringlichkeit, ihre Direktheit. (...) Die magischen Momente des Jazz – wo technisches Können und Persönlichkeit verschmelzen!“ (Cvancara 2004, S. 8) Die Musik kennt grundsätzlich drei Quellen für auszuführendes Tonmaterial: Komposition, mündliche Überlieferung und Improvisation. Die Commedia dell’Arte ist eine bereits im Mittelalter existierende Theaterform. Sie wurde von Wandertruppen über ganz Europa verbreitet und hatte großen Einfluss auf das spanische Theater, auf das englische, französische und deutsche Lustspiel im 17. und 18. Jahrhundert und auf das Alt Wiener Volkstheater (Hanswurst, Kasperl). Vor allem in Russland wurde sie Anfang des 20. Jahrhunderts in unterschiedlicher Form wieder entdeckt und belebt, insbesondere durch Tairow und Wachtangow, Wsewolod Meyerhold, im deutschsprachigen Raum von Max Reinhardt, in Italien durch Giorgio Strehler und Dario Fo, in Frankreich durch Jacques Lecoq.
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lenden Gruppe bilden die Basis, in die der Solist einstimmt, sich im Kontakt zu ihnen bleibend frei spielt und auch wieder zurückfindet. Die hohe Kommunikation zwischen allen Beteiligten ist die Gruppenleistung. Zwei in Österreich bekannte Jazzmusiker traten in einem Wiener Jazzclub gemeinsam auf. Sie hatten noch nie miteinander gespielt, kannten sich aber seit über zwanzig Jahren. Es war laut Publikum eine sehr gute Session. Im Radiointerview, das anschließend mit beiden geführt wurde, meinte der eine Musiker auf die Frage, warum der Abend so toll war, obwohl sie noch nie gemeinsam spielten: „Ich wusste bereits als er einatmete, was er spielen wird!“ In einem langjährigen und komplexen Raumplanungsprozess waren das Zusammenspiel von Projektleitung, Prozessleitung und die Zusammenarbeit mit Planern aus anderen Bereichen die Voraussetzung für das spätere Gelingen. Nicht das Rechthaben, die (festen) fachlichen Meinungen, das Fachwissen allein hatten das Projekt vorangetrieben, sondern das interdisziplinäre Arbeiten, das Annehmen der manchmal auch vorerst unverständlichen Äußerungen und Ideen von Fachleuten und das erst spätere Verarbeiten. Dies scheint selbstverständlich, ist aber in der Praxis selten. Die dialogische Kommunikation erforderte eine gewisse Rollenflexibilität, d. h. das Bemühen um das Verständnis anderer Positionen und das Argumentieren aus diesem Verständnis heraus. Nach und nach wurden Lösungen erkennbar, die vorher nicht denkbar waren.



Ein neuer Umgang mit Widersprüchen Haben wir bisher die spontanen Qualitäten des Improvisierens betont, so wollen wir nun auch das Moment der Erfahrung würdigen. Die gängigen Definitionen von Improvisation betonen nur die spontane intuitive Natur und das “Schaffen aus dem Nichts“. Dieses einfache Verständnis von Improvisation täuscht über die Disziplin und die Erfahrung, wovon die Improvisierenden abhängig sind, hinweg und verdunkelt die eigentlichen Praktiken und Prozesse, die damit verbunden sind. In Phasen des Nichtwissens beziehungsweise NochNichtwissens, welche Entscheidungen getroffen werden, entsteht Unsicherheit. Es stehen Entscheidungen an, welche das Unvorhergesehene und Unvorbereitete implizieren, im Sinne von Negieren des Vorhersehens, des Geplanten, der Kontrolle des Vergangenen über Gegenwart und Zukunft. Um wieder auf Komposition versus freies Spiel zu verweisen: Auch Musiker müssen sich ein breites Musikwissen angeeignet haben und die Konventionen ihres Metiers kennen, um mit ihnen spielen, sie transzendieren zu können. Improvisationskunst vereint also viele Fähigkeiten, sie kommt nicht von Beliebigkeit und Zufall im üblichen Sinngebrauch. Höchst „fällt“ etwas „zu“ im Sinne eines guten Einfalls. In Projekten und Prozessen ist Ungewissheit ein ständiger Begleiter. Statt in solchen Situationen auf Kausalitäten zu beharren oder zu hoffen, ist es wichtig, für ungewöhnliche Lösungsversuche offen zu sein, alternative Ideen auszuprobieren – ja, sie möglichst zu antizipieren. Und vor allem die Kommunikation nicht abreißen zu lassen, nur weil die Dinge nicht nach Plan laufen. Improvisieren als Spiel zwischen Stabilität und Erneuerung. Unternehmen und Organisationen, die der Improvisation Platz geben, minimieren hierarchische Über- oder Unterordnung und fördern die Gleichberechtigung der Beteiligten. Es entstehen Freiheiten im Denken und
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Handeln. Kommunikationsprozesse werden wichtig, es geht nicht mehr nur um die einmal verabschiedeten Pläne – man kann sich plötzlich auch von solchen Plänen verabschieden. Oder sie zumindest relativieren. Damit aber entsteht eine neue Dynamik, eine neue Beobachtungsweise: Nicht scheinbar festes Wissen über Menschen und Themen bestimmen die Entscheidungsprozesse, sondern Beobachtungen und Schlussfolgerungen, die die jeweilige Aufgabe in eine neue Richtung bewegen. Das erzeugt Spannungen, es kann ängstigen, es ist anstrengender, als gewohnte, sichere Abläufe beizubehalten.



Ist die Therapie womöglich schlimmer als die Krankheit? Improvisieren fordert lieb gewonnene Gewohnheiten verlassen zu müssen, neue Denkrichtungen zu entwickeln, alltägliche Wege zu hinterfragen mit dem Ziel, Gleichgewicht zwischen Betroffenen herzustellen und neue Lösungen zu finden. Die zu beobachtende Neigung der Menschen, einerseits Angst vor leeren Blättern, leeren Leinwänden, leeren Bühnen, leeren Räumen zu entwickeln, andererseits diese möglichst rasch zu füllen, kennen wir als Horror Vacui – der Angst vor dem leeren Raum. „Nichts fürchtet der Mensch mehr als die Berührung durch Unbekanntes“, meint Elias Canetti13. Die psychische Reaktion bei ungewissen, unsicheren Ausgängen von Problemsituationen beschreibt Fritz Riemann folgendermaßen: „Angst tritt immer dort auf, wo wir uns in einer Situation befinden, der wir nicht oder noch nicht gewachsen sind. Jede Entwicklung, jeder Reifungsschritt ist mit Angst verbunden, denn er führt uns in etwas Neues, bisher nicht Gekanntes und Gekonntes, in innere und äußere Situationen, die wir noch nicht und in denen wir uns noch nicht erlebt haben.“14



Gestalten und geschehen lassen „Kreativität“ ist ein Sammelbegriff. Er vereinigt kognitive und psychologische, insbesondere emotionale Fähigkeiten. Creare (Latein für schaffen, erfinden, erzeugen) beinhaltet einerseits, dass etwas Neues hergestellt wird. Andererseits heißt es auch, dass man etwas wachsen lässt. Besonders der zweite Aspekt wird in unseren Breiten, anders als in östlichen Kulturen, häufig mit Schwäche, Unfähigkeit, Chaos interpretiert und daher auch wenig wahrgenommen. Der Macher, der vorausplanende Durchsetzer gilt eher als professionell und nicht derjenige, der entstehen lässt. Auf Partizipations- und andere Projekte angewandt, bedeutet dies ein kreatives Herangehen, so dass mehrere, wenn nicht alle Mitglieder und Beteiligte, Ideen und Lösungsvorschläge produzieren.15 Der Psychologe Joy Paul Guilford bezeichnet Kreativität als „divergent thinking“, also abweichendes Denken. Edward de Bono, einer der bekanntesten Autoren zum Thema, prägte seinerseits den Begriff „lateral thinking“, also Querdenken, nicht lineares Denken, und „parallel thinking“. Mit Letzterem bezeichnet de Bono die Fähigkeit, verschiedene Denk- und Wahrnehmungsperspektiven einzunehmen, um bessere Entscheidungen zu treffen. 13 14 



15 



Elias Canetti (1980): Masse und Macht. Frankfurt/Main. Vgl. Riemann 1990, S. 6.: Jeder Mensch begegnet Ungewissem mit unterschiedlichen Strategien und Mustern. Fritz Riemann (1902-1979), deutscher Psychoanalytiker, beschreibt in seinem Standardwerk vier Grundtypen von Persönlichkeitsstrukturen: Die schizoide, die depressive, die hysterische und die zwanghafte Struktur. Diese sind als idealtypische Abstraktionen aufzufassen, die in einer „reinen“ Form nicht existieren. Dies steht natürlich häufig im Gegensatz zur Logik der Politik.
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Gute Improvisation sieht im Nachhinein aus, als wäre alles genau vorausgeplant und abgesprochen gewesen. Das liegt vor allem daran, dass die Improvisierenden alle Angebote vorerst akzeptieren, während sie Widersprüche und Paradoxien aushalten und ihre Bedeutung abwägen. „Gute Improvisierer“, schreibt der Regisseur und Theaterlehrer Keith Johnstone, „bringen Handlungen in Gang, schlechte (Improvisierer) blockieren. Wenn Angebote akzeptiert werden, können unvorhergesehene Zwischenfälle die Handlung nicht mehr blockieren.“16 Improvisieren heißt hier, sowohl aktiv gestalten zu können als auch die Dinge geschehen zu lassen. Zur Kreativität gehört, darin sind sich alle Forscher einig, auch eine Portion Intelligenz. Dies ist ebenfalls ein Sammelbegriff. Es geht, vereinfacht, um die Fähigkeit zu verstehen, zu abstrahieren, Wissen anzuwenden, Probleme zu lösen (vom Lateinischen intellegere, hineinlesen, Einsicht haben).



Das hohe Tempo und die rechte Zeit In Improvisationen beim Projektmanagement ist Intelligenz insofern von großer Bedeutung, als es darauf ankommt, die richtigen Momente zu erkennen und zu nutzen. Denn das Richtige tun heißt auch, etwas Stimmiges im richtigen Moment zu tun.17 Durch den wirtschaftlichen und technologischen Fortschritt wurde diese Qualitätszeit in den Hintergrund gedrängt. Die meisten Projekte unterliegen einer quantitativen Zeitvorstellung, Zeitpläne müssen rigoros eingehalten werden, es werden so viele Termine vereinbart, dass für Innehalten, Beobachten, rechtzeitiges Korrigieren „keine Zeit“ vorgesehen ist. Einen Prozess erlebt man dann als „Flow“18, wenn man die Zeit vor lauter Konzentration vergisst, völlig in der Tätigkeit aufgeht – eben Kairos. Im Gegensatz dazu können wir uns Sitzungen, Veranstaltungen, Meetings denken, welche zwar pünktlich und präzise ablaufen, in denen aber die wirklich relevanten Themen nicht behandelt werden oder kaum Raum finden. Unbefriedigt und gelangweilt gehen die Teilnehmer hinaus. Die Dinge wurden zwar richtig getan – aber wurden die richtigen Dinge getan? Der richtige Moment entscheidet, ob Lösungen gefunden und angenommen werden oder nicht. Kairos erst gibt der quantitativen Zeit eines Projektes ihren Wert. Ob die Nummer „Swing“ hat, „ins Ohr geht“ oder „abtörnend“ erlebt wird, ob das Theater lebendig, spannend, interessant ist, ist stark abhängig vom Rhythmus des Spiels. Diese Zeitqualität, dabei ist nicht langsam sondern rhythmisch gemeint, ist auch in Partizipationsprojekten von relevanter Bedeutung. Zu welcher Zeit was thematisiert wird, wann was entschieden wird, entscheidet häufig über das weitere Vorgehen. Vom Projektleiter eines Partizipationsprojektes wurde von den Politikern im Lenkungsteam ein Zeitplan über die Auswahl von Varianten erwartet. Es gab zwölf ausgearbeitete Varianten (Straßen-, Tunnelführungen und Begleitmaßnahmen), und diese sollten auf zwei umsetzbare reduziert werden. Dazu wurden vehement ein Zeitplan sowie notwendige Auswahlkriterien eingefordert, ohne dass zu diesem Zeitpunkt genauere Daten zur Verfügung standen und obwohl man ob der unterschiedlichen Beteiligten (ÖBB, Städte, Nachbarländer etc.) auch nicht genau wusste, wann diese Daten geliefert werden könnten. Der Projektleiter wies darauf hin, 16 17 18 



Siehe Keith Johnstone (1993), Improvisation und Theater. Berlin. Bei den Griechen gab es neben der quantitativen Zeit der Bewegung Κρόνος (Kronos) die qualitative Zeit, die „rechte Zeit“ καιρός (Kairos). Siehe Mihaly Czikszentmihalyi, Klett-Cotta (2007)
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dass – auch wenn alle Beteiligten so rasch und engagiert weiterarbeiteten wie bisher – ein genauer Zeitpunkt der Auswahl nicht festgelegt werden könne, dass aber ohne Druck dies relativ leicht und rasch gelingen könne. Die Teilnehmer des Leitungsteams bestanden aber auf den Plan, und so wurden dafür acht Monate veranschlagt. Tatsache war, dass zur Überraschung der Leitungsteammitglieder die Varianten bereits nach drei Monaten ausgewählt waren. Durch diese für diesen Prozess lange Zeit von acht Monaten gaben sich das Lenkungsteam und die Bearbeiter des Projektes so viel Zeitraum, dass sich die Lösung – ohne Druck – rasch einstellte. Schnell zu sein, indem ich (scheinbar) langsam bin, scheint mir ein häufiges Paradoxon in Entwicklungsprozessen.



Schlussbemerkung Die Methode der Improvisation ermöglicht unter anderem aussichtslose und chancenreiche Situationen zu beobachten und diese rechtzeitig zu unterscheiden. So erhöht sich die Chance, qualitätsvolle, stimmige und intelligente Entscheidungen treffen zu können. Widerstände können bemerkt, verstanden und in den Prozessverlauf eingebaut werden. Wer intelligent und kreativ zu improvisieren gelernt hat, kann das Paradoxon lösen, in unsicheren Phasen sowohl Sicherheit zu finden als auch zu geben. Improvisation ist nicht über Tools zu erfahren – „a fool with a tool is still a fool“, sagt ein englisches Sprichwort. Die Haltungen und Rahmensetzungen beim Improvisieren sind neben dem fachlichen Können ausschlaggebend: • • • • • • • • • 



Betrachte Unerwartetes als Chance, die Neues ermöglicht. Nimm Angebote an und mache welche. Gehe auch von anderen Standpunkten aus. Betrachte Diskrepanzen als Übergangsstadium. Achte auf die rechte Zeit. Bleib in Kontakt. Vertraue deinen Intuitionen. Vergiss in manchen Momenten das Gewohnte und lass dich auf Experimente ein. Mach weiter, wenn glaubst, du hast einen Fehler gemacht.



Literatur Bailey, Derek (1987): Musikalische Improvisation: Kunst ohne Werk. Hofheim. Brauneck Manfred, Schneilin, Gerard (Hrsg.) (1986): Theaterlexikon, Begriffe und Epochen, Bühnen und Ensembles. Hamburg. Burkart Günter, Runkel Gunter (2004): Luhmann und die Kulturtheorie. Frankfurt/Main. Canetti, Elias (1980): Masse und Macht. Frankfurt/Main. Cvancara, Karoline (2004): Improvisation im Jazz als Kommunikationsmittel: persönlicher Ausdruck und nonverbale Kommunikation durch den musikalischen Augenblick. Wien.
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Participants of the Future



Public participation has become a cornerstone of government reform in the United Kingdom and other parts of the world; including most recently the United States, where the Obama administration has set up an initiative looking into open government. This chapter will consider the trends which will have an impact on the behaviour of the participating public, an aspect paradoxically rarely considered. We often take their involvement for granted, those whom without there would be no participation. While this chapter looks in particular at experiences in the UK I believe that the lessons learnt are applicable for other countries. As society changes so do our participants and it is vital to look at them as an evolving element. In closing the chapter will I consider what governments can do to adapt to these changes and what role the participants might play themselves in designing, funding and running participation processes.



The UK Context Over the past ten years public participation has risen up the agenda in the British public sector. A multitude of new duties and requirements have been introduced, most recently a ‘duty to involve’ for all local authorities. Virtually all parts of the public sector now have some kind of statuary duty to engage with the public; including such departments as the Foreign Office and Ministry of Defence, which have traditionally not been the most open and transparent. Whereas participation and involvement once was an optional extra it has now become the norm. (Communities in Control, White Paper, 2008) Government has invested heavily in the infrastructure to enable civil servants to engage with the public, including an ambitious expert resource centre for science engagement. (Sciencewise Expert Resource Centre) However while there has been a lot of focus on the ‘supply side’ of equation (so to speak) the ‘demand’ side has been neglected. We focus on building skills of civil servants and creating the structures of engagement, but these do not necessarily translate into large scale participation from the public. What is it that drives the public to take part? There is an unstated assumption among many civil servants that there is an unlimited supply of willing participants amongst the general public. This is a fallacy. The motto ‘build it and they will come’ seems to have been the unofficial creed of many UK initiatives, which as a result have struggled with low attendance rates. Recent surveys show that in past years in the UK the level of subjective empowerment, i.e. people feeling able to influence decisions at the national and local levels, has actually fallen by around 5 percent since 2001, despite the number of opportunities for getting involved having increased dramatically over that time. (Communities and Local Government, 2009) The UK Audit of Political Engagement from 2009 shows that at least
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half of the UK population is sceptical or dismissive of getting more involved with the public sector. (Hansard Society, 2009) A key issue in participation is inclusivity and representativeness. In the UK active participants tend to be white, more affluent, better educated and older than the average citizen. (Audit of Political Engagement, 2009) At times the existing activists are accused of being the ‘usual suspects’. However this criticism places blame in the wrong place. It is not the fault of those who choose to take part that they do not reflect all of society. If representivity is important (and I argue that it is) then government needs to take the responsibility for ensuring that a wider range of people are involved. Blaming the activists is not helpful. Cynicism and ‘consultation fatigue’ are two other challenges. In the past year several consultation processes in the UK have increased the public’s cynicism about participation. Examples include the government’s energy review, the decisions to build a new runway at Heathrow and the closure of rural post offices, all of which have led to legal challenges and accusations that the government has already made its mind up. Merely going through the motions of participation renders the whole process an exercise in manipulation. It isn’t just badly designed processes that can increase levels of cynicism and distrust. The long time frames involved in many public sector decisions can also make some participants lose interest. The expectations of participants need to be carefully managed to keep them sustainably involved in the long term, rather than attracting them in with short term promises of massive influence, which can rarely be met. An Ipsos MORI opinion poll from 2007 shows a discrepancy between stated support for engagement and willingness to take part; 82 percent supported the idea of greater participation as a principle, 26 percent said they would take part. In actual fact only 2 percent show up to events. Clearly then we must make greater use of the time that people are willing to give us. Across the Western World the long term trend is towards lower turnouts at elections and lower levels of formal engagement. It is absolutely crucial that we view our participants as dynamic rather than fixed in time. A static view breeds complacency. Many experts believe that at least some of these changes that we are seeing are generational – that is they reflect a seismic cultural and attitudinal shift amongst young people that sets them apart from older age groups, due to the different cultural environments they grew up in. These statistics (if they continue to unfold as they have to date) paint a bleak picture for the future. A future where we will see far fewer active participants. Are participants becoming an endangered species at the very time that government desperately wants to listen?



Looking to the future The key question we must consider is what kind of participants we will face in the future. Society is changing rapidly in the UK and other Western countries, and in the years to come we will be interacting with participants who are different from those we are used to. The question is how they will differ. Will the number of participants be higher or lower than today? What will their role be? What will motivate them to take part?
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An overview of current trends gives us insights into what kinds of participants we might face in the future. Over the coming years we can expect participants to become: More individualistic – Collective identities have become less important over the past 30 years. The number of single person households has increased dramatically and many collective organisations, such as trade unions and political parties, have experienced significant drops in membership. Where you live has a big impact on your sense of belonging. While only 36 percent of people in London experience a sense of community where they live, 62 percent of those living in Wales feel this way. (HCHLV 2005). Individualistic citizens expect to be able to dip in and out of participation. If this trend continues it will also be harder to motivate participants to take part based on purely altruistic motives or appeals to a sense of civic duty. However some argue that perhaps we have reached the pinnacle of individualism. They see the rise of a ‘postmaterial’ culture, where increased affluence causes an increased focus on quality of life issues. (Carnegie UK, 2007) Less deferential – Over the past decades the population as a whole has become less respectful towards figures of authority. The public are more likely to be critical when things go wrong and are less likely to give politicians and decision makers the benefit of the doubt on controversial topics. The number of issues where participation becomes contentious and hard to manage will increase in the future. In the worst case, society may become largely ungovernable because of a lack of trust in established institutions. (Stoker, 2006) Decreased deference also means that participants in the future will be less trusting of process and will resist real or imagined manipulation. Topics that up until this point that have been relatively participation free will need to factor in the views of an increasingly mistrustful public. More demanding – In the future people’s experience of personalised private sector services, especially online, will raise the expectations that citizens make of the public sector. This means that ‘one size fits all’ participation will no longer be adequate and processes will benefit from elements that can be personalised to fit the diverse needs of the participants. It will also be important to make sure that participants have realistic expectations. More diverse – In terms of socio-economic and cultural backgrounds, language and identity society will grow increasingly fragmented in the coming decades. It will become increasingly important for civil servants to understand the needs of different participant groups when designing participation processes. A key question will be who needs to be involved in what issues? The traditional notions of community, based around geography and family ties are less relevant than they were decades ago. Alongside communities based on geography virtual communities will gain in importance, fuelled by new technology. This will allow people more freedom to pick and choose which communities they wish to belong to. The average young person spends 23 hours a week online and there is talk of a new generation of ‘digital natives’, who have grown up immersed in networked digital media. (Carnegie UK, 2007)
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People from black and minority ethnic backgrounds comprised 7.9 percent of the UK population in 2001, up from 6.6 percent ten years earlier. In some inner city areas in England, more than half the residents are from black and minority ethnic backgrounds. (Dorling and Thomas, 2004) We risk seeing the fragmentation of the public arena into multiple spaces, where different groups hold their own conversations in isolation. Social divisions will continue to grow in the coming years. Some groups will experience growing local influence and power as a result of the growing focus on participation, but not all groups will have the capacity to take these new opportunities. Wealth inequalities are also likely to continue to widen in the years that come, placing additional strain on the social fabric. More educated – The last decades have seen a dramatic increase in the level of education amongst the population. In the future lifelong learning and skills development will become increasingly important. Many participants will have a high level of understanding of an issue, in some cases perhaps even higher than those who are running the process. But this is not just a case of how much people know; the way in which people process knowledge and information is also changing. Young learners today make far more use of the internet, linking up disparate facts and knowledge, whilst paying less attention to issues of plagiarism. The increased knowledge of our participants represents an opportunity and a threat. Clearly more educated and confident participants make it possible to get more from them, but equally they will have higher expectations of what role they should play and will be less tolerant of anything that smacks of condescending behaviour. Busier – The UK has the longest working hours in Europe. (TUC, 2008) In the future people will increasingly live busy lives, immersed in 24/7 media, with multiple options of what they can do with their time. Many public participation processes are oblivious to this and seem to assume that participants can give up vast amounts of time. As time is now the resource that British people value most in their lives we need to adapt our processes to fit with them. (HCHLV 2005) In the future we will need to engage participants at times and in places that suit them. It is likely that the internet will play a key role in minimising time requirements. Older – The demographic transition towards an older society is happening across the world. In the UK, there are already more people aged over 60 than under 16. By 2025 there will be more over 60s than under 25s. (DCA, 2007) The ageing population will have an impact on participation. Currently a lot of focus is on youth engagement. This makes sense given the low turnout rates amongst the young, but also means that the public sector is illprepared for the challenges of engaging with an increasing number of older people. A sharp drop off rate in participation is commonly seen for those above the age of 70. As the population ages there is a risk of a large and marginalised group of people that government is illprepared to talk to. On the flip side there is also the risk that other age groups will feel that society is dominated by large elderly groups in terms of voting and other forms of participation, with the possibility of generational conflict played out through participation. More mobile – On the global scale populations are becoming increasingly mobile. The trend is for more people to move temporarily, and to stay longer in the host country before eventually returning to their country of origin. In the UK people travel further and more frequently and relocate more often. According to a report to the Department for Constitutional Affairs the average daily commute for UK workers is 8.5 miles which is 17 percent further than a decade ago. (DCA, 2007) 36 percent of London residents have been at their current
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address for less than five years. However, the impact should not be overstated, 44 percent of UK residents still live in the local authority where they were born. As a result of the expansion of the EU, large Eastern European communities have appeared in parts of the UK. In many cases these communities have appeared and then moved on as quickly as they came. For local councils these rapid migration streams have created numerous ‘hard to reach groups‘ in constant flux. It is not just economic migrants and refugees who move across borders, affluent groups have also become more mobile; for example around 760,000 British people live in Spain, many of whom are retirees. (Sriskandarajah & Drew, 2006) These affluent migrants can be as hard to reach as less well off groups. Frequent relocation presents challenges for participation professionals. Participants who move frequently build fewer connections with their geographical communities, impacting on their willingness to take part at the local level. For short-term migrants there are few incentives to get involved in a community where they do not expect to spend much time. For government, a lot of thinking will need to go into how to make the prospect of participating more attractive to these groups. Less engaged – In the UK, two of the three lowest general election turnouts have been in the last ten years. Party membership fell by a half between 1980 and 2000 and the number of young people who vote or identify with a party has dropped significantly. (Carnegie UK, 2007) Most experts feel that it is unlikely that we will see a reversal in the long term trend towards disengagement amongst the British population. The key will be to manage and slow the long term trend of increased disengagement to avoid levels of participation going beneath a ‘tipping point’, beneath which serious legitimacy problems arise. It could be theorised that beyond such a ‘democratic singularity’ participation would be easily captured and discredited. However it is always possible that a significant change or ‘shock’ to the system could increase engagement over the long or short term. For instance, the current economic recession might prompt people to revalue the public sector and seek to reengage with it. The US presidential election in 2008 saw an increase in the turnout and public interest and might signal such a shift. It remains to be seen if this is a genuine shift or a short term revival of interest.



Scenarios So what does the future hold? A number of scenarios are plausible: The most positive vision is one where a significant shock leads to a shift in consciousness and a corresponding reverse in the levels of disengagement we see in society today. In this scenario we would see people more willing to get involved and a revived sense of activism. In this scenario the increased mobility of the population can be harnessed as a catalyst to get to grips with transnational issues, such as climate change. Social divisions are overcome by processes which consider the distinct needs of all participant groups, and government invests heavily in building the skills and confidence of the participants. Despite being less deferential towards authority participants trust the processes of public participation because these are run and managed with integrity.
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A more negative vision is of a segmented society where disengagement, cynicism and market encroachment has reduced public participation below sustainable levels. Past a certain point of disengagement, a ‘democratic singularity’, the democratic process becomes unstable, unable to deal with the low levels of trust and high levels of conflict generated by the spirals of disengagement. In this scenario different groups engage with others like themselves and do not seek to participate in mixed groups. Xenophobic and undemocratic groups gain increased influence under these circumstances. Participation processes are easily captured by unrepresentative groups, and are thus easy to discredit and command little respect in the public eye. Court challenges have become the norm for groups who are unhappy with the results of a participation process. However, government continues to run these processes as there is no effective alternative for maintaining at least a partial sense of popular legitimacy. A more plausible scenario might see a society with elements of both scenarios outlined above; where public participation is segregated by income and affluence. Some groups, with midlevel incomes, would see an increase in their levels of participation, whereas the poorest and richest segments of society would be less engaged. The resulting ‘participation hump’, where participation is centred on the middle income groups, would with all likelihood breed instability in political decision making. In this scenario the middle classes remain engaged because they have a strong stake in a community and because they have the skills and confidence to take part. Poorer and more marginalised groups will be split between highly mobile groups, who will lack the incentive to get involved in areas where they will only spend a short time and those who are tied to a location, but who often lack skills and confidence to take part. As a result in this scenario the majority of the people in this group will remain hard to reach and will be highly mistrustful of government attempts to reach them. Highly affluent groups face a different set of circumstances, yet they are also likely to disengage. This could be because of their high mobility which leaves them with less at stake in any one locality compared to middle income citizens. The highest income earners today are often residents in numerous countries and by cutting themselves loose from geographical constraints the affluent groups will lessen their interactions with people from other socio-economic backgrounds. Affluent groups might choose to outsource their participation to professionals who will take part to ensure that the needs of their clients are considered.



So who is the participant of the future? Based on the preceding section it might be worth reflecting on what kind of participant we might encounter in the future. I’ve taken some of the trends described above and have tried to come up with hypothetical figures who represent the challenges we face: Mike is a 67 year old retiree who spends most of his time in Southern France. He used to be an architect, is independently wealthy, travels frequently and doesn’t vote either in the UK or France. He has an active social life and for the most part is uninterested in taking part in any participation activities. The one recent exception is when he found out about a planning application to adapt a listed building in Manchester where
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he used to live. Despite not living in the area any more he cares deeply about the architecture of the area and he launched an appeal. The local council is very frustrated by this knowledgeable, opinionated non-resident who has come in at the later stages of the consultation process. Jenny is a 23 year old student in the Midlands. She lives with her parents and has a wide online network of friends that spans the world. She lives a very busy life and has chosen mostly not to get involved in local issues, as she doesn’t feel like it has anything to do with her. She does sign numerous online petitions about the environment, which is one issue that she feels strongly about. She also plans to go to a climate change march in London next month, an issue which she feels is much more relevant to her than issues to do with local schools, buses etc. Adam is a 47 year old Polish worker who lives in a run down urban area in Scotland. He originally planned to work in the UK for a few years to raise some funds and then return to Poland. He is living with a Scottish woman and has a child. He has been working as a builder until recently when he was made redundant. In his area few people care about politics, voting levels are low and few participate when invited to neighbourhood forums. Despite having lived in the UK 15 years Adam does not feel that it is worth him getting involved in local issues as he still hopes to move back to Poland in a few years. Clearly these citizens will require very different approaches when it comes to participation. Many existing structures and approaches will be completely inadequate do channel and tap into their motivations.



Different roles – different outcomes The common usage of the term ‘participant’ describes anyone who takes part in public engagement without distinction. However there are a variety of distinct roles that members of the public are asked to play in relation to public bodies. Each one leads to different outcomes and results. When we ask ourselves whether or not the number of people wanting to take part will increase or decrease over time we must also ask the follow up question; which of these roles are likely to continue to be important in the years to come, and which will command legitimacy? Roles that participants can play: Local resident – This role is common at neighbourhood level. Anyone is able to show up for events. Those with enthusiasm and interest in the area tend to dominate discussions. The legitimacy of the process comes from the experience of living in an area that the participants bring and the democratic opportunity for anyone to take part. These types of processes often generate high levels of energy but low levels of representativeness. Stakeholders – Here citizens are invited to take part because they represent particular interest groups, either organised or otherwise. The legitimacy of the process stems from the sense (real or imagined) that the participants speak for a wider group of people than just themselves. This approach ensures that the key in-
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terests in the area are represented, including influential players who can make or break decisions. However this approach can also exclude unorganised groups and overempower more vocal groups. It can strengthen ‘professional’ participants at the expense of the silent majority. After all, one person’s legitimate stakeholder is another person’s unelected special interest representative. Consumers/users – In these approaches citizens are asked to take part as users or potential users of services. The focus is more on customer satisfaction and market research approaches. Participants are typically provided with financial incentives to take part. These approaches can often yield real improvements to services, despite being largely driven by selfinterest. A common critique is that these approaches can lead to increased expectations of public services without any increased sense of ownership and responsibility amongst the public. The legitimacy of the process comes from the participants having a lived experience of the topic for discussion and a right to shape services that they make use of. Random or demographic selection – For these types of processes (e.g. citizens’ juries) citizens are either selected by lot or to fit certain demographic criteria. Any citizen within a target group has the chance to be selected to take part. The legitimacy of the process comes from randomness of selection. Compared to processes driven by interest in a topic, approaches that select by lot or demographics produce more unbiased and balanced views, including from groups not usually heard. However randomly or demographically selected processes produce less buyin and ownership than other processes, as the key operators and interests are not necessarily in the room. An added downside is the high cost of most random selection methods. From this overview it is clear that the choice of approach has a massive impact on the motivations of the participants and the impact of the process as a whole. The distinctions are not always considered when the future of participation is discussed. It is not a matter of choosing one and disregarding all other options; all of these approaches are likely to be used in the future. However the balance between the different approaches will have a major impact on what the landscape of participation looks like in the future. This is largely down to political will and administrative systems. Based on the previous section we can outline the following extreme scenarios if any of these models come to dominate the public participation field. Market research – This scenario is largely based on existing consumerist approaches. In this scenario government makes widespread use of market research to engage citizens in improving the quality of services. The key purpose of participation is seen to be uncovering the needs of participants so that more efficient and effective services can be provided. Monetary incentives are routinely paid to participants to encourage them to take part. Care is taken to select representative samples wherever possible. Favoured methods include focus groups, user polls and customer feedback forms. Processes are run professionally by external firms and a managerial focus tends to dominate. The processes used have been adapted to suit the needs of busy citizens, with online methods featuring very strongly for this reason. Participants expect to be paid or reimbursed for their contributions and have become quite savvy in selecting opportunities. Some people put themselves forward for as many opportunities as they can and generate a substantial income stream on the side. Citizens tend to have little ownership or interest in the process of participation; most just want results and have little
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patience with public services. Some commentators decry what they see as superficial participation, which breeds a sense of entitlement and expectation amongst citizens without an understanding of the limitations and tradeoffs of public services. Also there is little appreciation of benefits from participation beyond direct service improvements, such as social capital or increased community capacity. Civic duties – In this scenario it has become a citizen’s duty to take part, similar to the current requirement for jury service in the UK. Government has institutionalised participation in all mayor policy processes and uses randomly selected citizens to ensure that policy is based on sound evidence. The favoured methods include citizens’ juries, citizens’ summits and Deliberative Polls. Because the selection process is standardised and run by independent experts in a government funded, independent body, it commands trust. Processes are directly linked to decision making processes and often have a big impact on decisions made. As well as generating better evidence for policy making participation is visibly increasing the sense of citizenship amongst the public. Alongside these deliberative decisionmaking processes government also invests in a comprehensive citizenship education programme for young people (mandatory) and adults (voluntary) to build deliberative experience and skills in the general public. As a result the interest in politics amongst citizens has increased and turnout at elections has started to rise. Those who take part usually enjoy the experience. However coercion underlies the system; citizens who are selected to take part face fines if they refuse. A sizeable minority of citizens seek to avoid participation; however they can and often feel persecuted by an over controlling ‘nanny state’. Established stakeholder groups who used to have privileged access to decision makers feel undermined by the new participation processes. These groups now either try to influence the citizens taking part, try to undermine the processes by pointing out methodological flaws in the process or taking legal action. Many politicians also feel undermined by the increased role for citizens. In parliament complaints are heard about the high cost of the processes and questions are periodically raised if the benefits are large enough to justify the expense. Mass democracy – In this scenario decision making has been radically decentralised. Looking at the example of Switzerland and parts of the United States, government has instituted a system of neighbourhood meetings, directly elected representatives, referenda and initiatives across the country. Citizens are now able to vote for their local police chief, can determine directly how money is spent in their neighbourhood, and can put an issue up for a national referendum if they can gather the required number of signatories. In this scenario real influence over the final outcome and an openness to allow anyone to take part is key. The result is a society which is more directly democratic but not very deliberative. Most people feel they have far more influence over local decisions and there is increased trust in government. The new opportunities are however not taken up equally across society. Marginalised groups struggle to be heard and debates and votes are often won by the educated and persuasive. In particular, certain minority groups, such as Gypsies and Travellers, face a hostile majority of voters in certain parts of the country. Antiimmigration legislation has in some cases been passed in localities, only to be overturned at the European level. A multitude of issues are raised and the large number of votes and referenda has led to a certain amount of ‘voter-fatigue’. Turnout is lower than it was earlier and in some areas it is relatively easy to get an issue through a referendum with only a small number of votes. As a result big business, the media and other established stakeholders have found ways of influencing the results of participation processes. There are challenges in reconciling national and international policies with the everchanging local decisions made by citizens. In some cases decisions made are
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dangerously shortterm in nature and are rapidly reversed. Traditional politicians have become marginalised and party loyalty is in decline. Stakeholder democracy – In this scenario government has opened up decision making to a wider range of interests. By establishing organisations and getting on the official ‘stakeholder register’ citizens can now get a seat at the decision making table. The participation processes are based on consensual decision making and dialogue. Processes can take a long time to run and the aim is to find results that are acceptable to most stakeholders. The process delivers decisions that are better targeted and easier to implement. Benefits to do with ‘soft’ factors, such as social capital, improved relationships etc, are regarded as secondary to ‘getting things done’. This approach to participation has led to the formation of many new organisations and has led to increased activism in some communities. It has also led to an increased professionalization of organisations in the third sector that are getting increasingly savvy at influencing and negotiating. Decisions, even on controversial topics, tend to be made with less conflict than in the traditional decision making structures and fewer court cases mean that results are often achieved quicker as well. However the participants are not reflective of society as a whole. The same citizen faces show up on many different committees, leading to accusations of ‘old boys’ networks’ and ‘professional participants’ who only represent a small proportion of society whilst supposedly speaking for all. Those with a direct interest in an issue are better organised than the majority, who may not realise what is at stake. Many groups involved in decisions claim to represent groups, but the degree to which they consult and communicate with a wider constituency varies hugely. Many citizens lack the skills, time or money to set up an organisation and take part, and there is little space for them in decision making, beyond written consultation documents and formal appeal processes. The fact that participants often work together over the long term at times creates a ‘you scratch my back and I’ll scratch yours’ approach to decision making, where positions are traded over behind the scenes. None of these scenarios are ideal on their own. Combinations are possible, and this is probably the most likely outcome. Different aspects of the scenarios will come into play at different times and in different contexts. Government is not powerless but has the power to influence what balance of approaches is used. It is necessary to consider what government can do in practice.



What government should do To deal with these emergent trends we need to know what motivates people to take part in the first place. This is a key question which we have only just started grappling with. It is in many ways surprising that such an important question has been left without answer for so long. Involve and the National Council for Voluntary Organisations aim to change this by embarking on a two year research process looking at the ‘Pathways into participation’. Clearly it is too early to draw conclusions from research at this stage. However, there is existing evidence from previous research to draw on. Using monetary incentives is common but frequently contested. Research shows that how participants are incentivised can have an impact on the level and type of participation they engage in. There is a big difference between appealing to the altruism of participants and to provide monetary incentives. Combining the two
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can ironically undermine both and lead to lower levels of participation overall, as monetary incentives can ‘crowd out’ altruistic motivations. (Andersson 2005) Existing research funded by the Economic and Social Research Council has shown that some of the barriers frequently cited for why people choose not to participate are less important than expected. (Simmon & Birchall 2004) Time constraints, for example, stop people from taking the initial step to begin participating, but once a person has committed to a group his or her constraints appear to have little effect on their level of continued involvement. Similarly, the participants’ level of income or personal health make little difference for how often or how long they participate. Other factors are important. For example the participants’ level of skills as measured by education, previous experience and training are crucial to determining the likelihood and frequency of citizens getting involved. Training appears to be just as important as education and experience in encouraging participation in this context. This is significant as training is an intervention that can be easily supported by government and which may have a large impact in building the confidence (and therefore the long term sustainability) of individual participants. Other areas where government can make an impact are how opportunities are presented and the way in which people are recruited. Research shows that participants want opportunities that they perceive as meaningful, that allow potential participants the choice of how to get involved as well as social activities alongside regular meetings. Face to face mobilisation, especially if it comes from someone the participant trusts, is the most effective mechanism by far. (Simmon & Birchall 2004) The research suggests that the factors that really make a difference to rates of participation are aspects that government has fair amount of control over, as opposed to less malleable constraints, such as the level of social capital or economic growth of an area. In other words there is no need for deterministic fatalism when it comes to levels of participation, in fact the opposite – proactiveness – is called for.



Summary and conclusions So society is changing (and with it our participants). The choices we make will impact on what and how participation delivers in the years to come. This chapter has outlined a number of scenarios that may come to pass, given older, more mobile, more diverse, less deferential and more individualistic participants in the future. Government is not powerless in the face of these challenges but has the ability to shape the future. To adapt to these changing circumstances government should develop processes that: Go to participants – in terms of identifying spaces and times that work best for participants. In the UK some councils have converted old doubledecker busses into mobile consultation venues, others go out and engage students and parents in schools, or use peer interviewers to reach people who are reluctant to talk to civil servants.
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Focus on what’s in it for the participants. By exploring the motivations for getting involved we can minimise drop out rates. Many government bodies now involve some of their prospective participants in designing their processes and events. It is vital to not lose sight of the intangible incentives to take part, such as increased skills, new social connections and the enjoyment of a good discussion. Provide clear feedback and support participants to stay involved over the longer term. By taking a long term view we will safeguard the sustainability of people’s willingness to participate. Too often participants are discouraged by a lack of feedback and choose not to get involved again; even if the process was a success no one told the participants. Many councils across the UK are now providing clear feedback in a simple ‘You said, we did’ format to ensure that people feel that the time they have given has been meaningful. Set and maintain clear expectations. There are real constraints to what the public sector can deliver, especially in today’s financial climate. Participants need to be told up front how much influence they can have, and which issues are off the table. Misleading participants in order to increase participation rates can only undermine involvement in the long term. Do less but better. At times too much focus has been placed on the number of participants or events in a process. It is better to focus on quality rather than quantity to ensure that the results of a single participation process are used as widely as possible, in order to avoid duplication. Recruiting people face to face is the most effective way of getting people to participate. Government should make use of existing networks to raise participation levels. Training has a big impact on how long participants stay engaged; in particular targeting training at participants who lack further education or experience of similar work in the past is likely to give real benefits. At times the scenarios outlined in this chapter may have painted a bleak picture of the future of public participation. I am actually optimistic; my hope is that in the coming decade we will see the flowering of public participation, in all its various forms. I hope to see a halt and reversal of the trend towards cynicism and disengagement and more trust in government and how decisions are made. In particular I am excited about the prospect of genuinely participant driven participation. New technology and the use of micro donations has made it possible for a loose network of individuals to design and maintain functioning complex structures. The importance of micro donations for the Obama campaign is one example, another is the story of Ebbsfleet United, a football team which is now entirely owned and run by over 35000 fans who pooled their resources online to do so. It is an inspiring story and I firmly believe that if citizens are able to do to public participation what they have done to encyclopaedias through Wikipedia we can truly see a step change in what is possible. For professionals working with citizens our goal should be to design processes that we ourselves, and those around us, would want to take part in. After all we are all citizens and thus potential participants ourselves.
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E-Democracy in Österreich und der EU



E-Participation & E-Democracy E-Democracy wurde in den letzten Jahren immer mehr zu einem zentralen Thema. Im eEurope Aktionsplan der EU-Kommission wird die durch Informations- und Kommunikationstechnologie unterstützte Öffentlichkeitsbeteiligung als prioritär zu entwickelndes Gebiet hervorgehoben. Auch die Rahmeninitiative zur Informationsgesellschaft i2010 will die digitale Teilhabe und Teilnahme der BürgerInnen fördern. Sowohl die OECD als auch das „Ad hoc Committee on E-Democracy“ des Europarats (CAHDE) haben Empfehlungen zur elektronischen Demokratie und Beteiligung ausgearbeitet.19 Neben der theoretischen Grundlage finden sich weltweit die ersten Pilotprojekte. Auch in Österreich gibt es bereits diverse Ansätze auf Gemeinde-, Landes- und Bundesebene. E-Demokratie ist ein ebenenübergreifendes Thema, das nur gemeinsam erarbeitet werden kann. Um hier ein abgestimmtes Vorgehen zu gewährleisten und Doppelgleisigkeiten zu vermeiden, ermittelt und definiert die Arbeitsgruppe E-Democracy wesentliche Grundlagen von E-Democracy beziehungsweise E-Participation. Viele Voraussetzungen und Aspekte der E-Participation betreffen die Offline-Beteiligung gleichermaßen. Dementsprechend arbeitet die Arbeitsgruppe E-Democracy eng mit der Arbeitsgruppe Öffentlichkeitsbeteiligung zusammen, die wiederum die „Standards der Öffentlichkeitsbeteiligung“ erarbeitet hat.20 Der mögliche demokratische Mehrwert moderner interaktiver Medien ist evident: Das Internet bietet ortsund zeitunabhängige Flexibilität, Nutzerfreundlichkeit, Zielgruppenorientierung und nicht zuletzt Interaktivität. Die durch die Informations- und Kommunikationstechnologie (IKT) ermöglichten neuen Formen der Informationsaufbereitung, Kommunikation und Interaktion lassen sich zur Stärkung der Demokratie nutzen − von gesteigerter Transparenz des öffentlichen Sektors durch reichhaltige Informationsangebote und kooperative Gestaltung und Zusammenarbeit der Verwaltung mit Wirtschaft und Gesellschaft im Verwaltungsprozess, über Öffentlichkeitsbeteiligung im politischen Prozess, bis hin zu Überlegungen zur elektronischen Abstimmung. Dabei sind die zentralen Elemente von E-Democracy und E-Participation zu beachten und Voraussetzungen und Erfolgsfaktoren wie Transparenz, Datenschutz, E-Government, Synergien und Nutzerorientierung zu berücksichtigen. Elektronische Unterstützung demokratischer Prozesse schließt die Koppelung 19 



20 



Empfehlung des Europarates zu E-Democracy: Recommendation CM/Rec(2009)1 of the Committee of Ministers to member states on electronic democracy (e-democracy) Am 18.02.2009 vom Ministerkommitee des Europarates angenommen. Quelle: http://www.coe.int/t/e/integrated_projects/democracy/02_Activities/002_e-democracy/CM%20Rec_2009_1_Recommendation%20e-democracy_E_PDF.pdf /span Die Standards der Öffentlichkeitsbeteiligung wurden von einer interministeriellen Arbeitsgruppe unter Beteiligung von Interessenvertretungen, NGOs und externen FachexpertInnen im Rahmen eines Projekts im Auftrag des Bundeskanzleramtes und des Lebensministeriums erarbeitet. Sie wurde am vom Ministerrat am 2. Juli 2008 beschlossen und der Bundesverwaltung zur Anwendung empfohlen (www.partizipation.at/standards_oeb.html).
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mit anderen Kommunikationskanälen keineswegs aus, im Gegenteil ist ein Mehrkanal-Ansatz zu verfolgen. Begriffsbestimmungen Das „E-“ steht für die Unterstützung durch jedwede elektronische Informations- und Kommunikationstechnologien (IKT). Ausschlaggebend bei der Abgrenzung zur herkömmlichen Partizipation sind weniger die technologischen Trägermedien als vielmehr die neuen interaktiven Nutzungspotenziale, weshalb auch gelegentlich der Ausdruck „interaktive Demokratie“ bevorzugt wird. „E-Demokratie“ steht für den Einsatz interaktiver elektronischer Medien zur Stärkung und zum Ausbau der bestehenden Demokratie, demokratischer Institutionen und Prozesse. „E-Participation“ umfasst die elektronische Unterstützung sämtlicher Aktivitäten der Öffentlichkeit, die eine Teilhabe an gesellschaftlich relevanten Prozessen intendieren, darunter die Beteiligung an der politischen Meinungs- und Willensbildung oder an der öffentlichen Leistungserstellung („E-Services“). Durch die elektronische Unterstützung, Vorbereitung oder Durchführung von demokratischen Entscheidungsakten stärkt E-Participation mittelbar auch die verfassungsrechtlichen Prinzipien, die direktdemokratischen Elemente und das gesellschaftliche Engagement in Selbstorganisationsprozessen. Einzelpersonen und Interessengruppen werden unterstützt, sich bei Vorhaben, Planungen und Entwicklungen im öffentlichen Bereich zu beteiligen. Im Idealfall führt diese Interaktion zwischen BürgerInnen und PolitikerInnen zu einer Stärkung der Demokratie – „Strong Democracy“.21 Die Online-Beteiligung ist auf nichtstaatliche Bereiche erweiterbar und umfasst auch gesellschaftspolitisches Engagement, verschiedene Consumer to Business-, Consumer to Consumer- und NGO-Aktivitäten (wie Freiwilligenagenturen, Expertenforen oder Vereine). Insbesondere im Dritten Sektor schlummert noch demokratisches Veränderungspotenzial durch die IKT (zum Beispiel interne Kommunikation der Parteien und Interessenvertretungen). Auch beim Trend zum partizipativen E-Government kann Öffentlichkeitsbeteiligung die staatliche Leistungserstellung inspirieren und stimulieren. Bezüglich Barrierefreiheit, Zielgruppenorientierung und Nutzerfreundlichkeit von E-Government-Angeboten sind die User ExpertInnen in eigener Sache, und im Erstellungsprozess von Services bestehen neue kooperative Potenziale. Auch bei der E-Participation geht es um Partizipation, deren Grundsätze für Österreich bereits in den „Standards der Öffentlichkeitsbeteiligung“ niedergelegt sind. Die Intentionen, Prinzipien, Intensitätsstufen (von Information bis Mitentscheidung) und notwendigen Voraussetzungen sind dieselben wie bei der Offline-Beteiligung: Das Ziel ist nicht etwa direkte Demokratie statt repräsentativer, sondern neue plebiszitäre Elemente zur Stärkung unserer Demokratie. Deren Basis bilden hohe Transparenz und Glaubwürdigkeit. Im Mittelpunkt stehen mündige AktivbürgerInnen, was wiederum politische Bildung und eine hohe Medienkompetenz erfordert. Des Weiteren haben Online- und Offlinebeteiligung oft gemeinsame Brennpunkte, Probleme und 21 



Strong/Thin/Quick E-Democracy vgl. Mahrer / Krimmer (2005): Towards the enhancement of e-democracy, ISJ.
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Risken: Wie lässt sich verhindern, dass sich nur die Meinungseliten beteiligen beziehungsweise die TeilnehmerInnen und EntscheidungsträgerInnen sich dem Druck mächtiger Interessengruppen beugen? Sollten bei der zunehmenden Komplexität der Themen und Fragestellungen anstehende Entscheidungen nur von Fachleuten oder von den dafür gewählten und bezahlten RepräsentantInnen getroffen werden? Oder brauchen wir gerade deshalb die Weisheit der Vielen?22 Die Lösung solcher gemeinsamer Fragen und Aufgaben erfordert koordinierte Offline- und Online-Bemühungen. Polydirektionale Kommunikationsmöglichkeiten Moderne Technologien bieten schnelle, effektive Austausch- und Vernetzungsmöglichkeiten mittels Blogs, WebCasting und Chats. Horizontale Kommunikation dient zur Unterstützung bereits vorhandener und zur Schaffung neuer Netzwerke. Nicht zu vernachlässigen ist die Kommunikation innerhalb des Dritten Sektors; viele Initiativen entstammen Organisationen wie Sozialpartnerschaft oder Parteien. Für NGOs liegt ein Hauptvorteil in kostengünstigen, aktuellen Aussendungen, sowohl zur Vernetzung der eigenen Mitglieder und SympathisantInnen als auch für Synergien mit anderen NGOs und unterschiedlichen Institutionen. Vertikale Kommunikation kann in beide Richtungen verlaufen: Top-down Beteiligung wird „von oben“, aus der Politik beziehungsweise Verwaltung initiiert; viele Projekte werden auch durch staatsnahe Organisationen oder Intermediäre angestoßen. Diesen top-down Aspekt drücken etwa Termini wie „E-Polling“, „E-Plebiscite“ oder „E-Consultation“ aus. Bottom-up Prozesse werden hingegen von der (organisierten) Öffentlichkeit ausgelöst oder auch durchgeführt – Initiatoren beziehungsweise Träger können etwa Bürgerinitiativen, NGOs, Vereine oder Kammern sein. In der Regel sind sie nicht formalisiert, teils auch schwer von anderen Formen des Engagements abzugrenzen. Zu den Unterbegriffen zählen „E-Lobbying“, „E-Protest“ und „E-Petition“. Die Grenzen sind fließend – interaktive Demokratie funktioniert wechselseitig, sowohl top-down als auch bottom-up. In der Praxis beinhalten Projekte ein dynamisches Wechselspiel verschiedener Akteure. Beispielsweise bei einem Meldesystem von Missständen wie FixMyStreet stammt die Plattform „von oben“ und der Content, also die Wahrnehmungen, von den AnwohnerInnen, worauf die jeweils zuständige Verwaltungseinheit wiederum angemessen reagieren sollte. Das polydirektionale Potenzial des Internets erlaubt Many-to-Many-Kommunikation mit Rückkanälen für Verantwortliche (wie PolitikerInnen) und fördert so die Responsivität als wesentliches demokratisches Element.



22 



Jeff Howe (2008), Crowdsourcing: Why the Power of the Crowd Is Driving the Future of Business.
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Status quo & Lessons Learned Rechtlich gesehen sind in Österreich direkt-demokratische und partizipative Elemente in allen drei Staatsfunktionen verankert – Gesetzgebung, Verwaltung und Gerichtsbarkeit. Besonders die Verwaltung birgt ein hohes Beteiligungspotenzial sowohl im Bereich öffentlicher Services als auch bei der Gestaltung von Politik, da die vorbereitende Entwurfstätigkeit und die Erlassung von Normen eng mit der politischen Willensbildung verknüpft sind. Im Rahmen von E-Parliament sind verschiedenste Möglichkeiten zur effektiven Teilnahme ohne physische Präsenz am Ort der Entscheidung(sfindung) denkbar, darunter Online-Streaming, Video-on-Demand (Information); E-Consultation, E-Petitioning (Kommunikation bis Transaktion) sowie parlamentarisches E-Voting (als höchste Stufe der Transaktion). In der derzeitigen Realität zeigt sich allerdings, dass die meisten E-Democracy-Angebote auf der Informationsstufe stehen bleiben und überdies nicht formell verankert sind. Auch die Chancen zur grenzüberschreitenden Online-Zusammenarbeit werden nur in den wenigsten Projekten genutzt. Die überwiegende Zahl der Initiativen konzentriert sich auf die lokale Ebene. Eine Übersicht und Auswertung aktueller E-Partizipationsprojekte wurde im Jahr 2008 von der Arbeitsgruppe E-Democracy & E-Participation23, dem Jugendministerium24 und dem Lebensministerium25 vorgenommen. Der Großteil der beschriebenen Projekte zielte auf die breite Öffentlichkeit ab, nur ein kleiner Teil der Projekte war für die organisierte Öffentlichkeit gedacht. Parallel zur Online-Beteiligung wurde zumeist auch ein Offline-Beteiligungsprozess durchgeführt. Ausschließliche Online-Beteiligung beinhaltete meist Ideenbildung oder Leitbildentwicklung auf der strategischen Ebene, nur selten stand ein konkretes Projekt im Mittelpunkt. Alle recherchierten Beispiele boten den Usern Diskussions- und Interaktionsmöglichkeiten. Doch nur in den seltensten Fällen war Mitbestimmung im Sinne von Kooperation vorgesehen. Vielmehr fokussierten die meisten Projekte auf Konsultation, also auf online abgegebene Stellungnahmen. Hier unterscheidet sich die Vorgehensweise im Umweltbereich von der im Jugendbereich: Bei Umweltfragen waren in der Regel nur Stellungnahmen in vorstrukturierter Form vorgesehen, zum Beispiel als Formular. Für Jugendliche hingegen bestand meist auch die Möglichkeit, einfach unstrukturiert ihre Meinung zu äußern, zum Beispiel in einem Chatroom. Wie auch bei der Offline-Beteiligung wurden zwar Vorschläge teilweise umgesetzt und die EntscheidungsträgerInnen durch die Projektergebnisse in ihrem Meinungsbildungsprozess beeinflusst. Doch wurde nur vereinzelt begründet, warum Stellungnahmen unberücksichtigt blieben, und ebenso selten fand eine Evaluierung nach Abschluss des Beteiligungsprozesses statt. 23 24 25 



Daniel Medimorec (2008): Überblick E-Participation in Österreich, Bundeskanzleramt. Robert Lender (2008): Jugendbeteiligung und digitale Medien, Jugendministerium. http://www.bmgfj.gv.at/cms/site/standard.html?channel=CH0592&doc=CMS1227689792579 Felix Heckl (2008): e-participation im Umweltbereich (ePU), Umweltbundesamt, im Auftrag des Lebensministerium.
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Die vielseitigen Beteiligungsmöglichkeiten mittels Internet und speziell Web 2.0 erlauben den Usern, sich rasch und einfach Einblick in verschiedene Initiativen und Projekte zu verschaffen. Ihre faktische Bereitschaft zur Beteiligung an einem bestimmten Projekt resultiert nicht nur aus Attraktivität wie Usability von Partizipationsangeboten, sondern – wie auch offline – aus der Überzeugung, dass die eigene Teilnahme tatsächlich etwas bewirkt, zum Erreichen eines angestrebten Zieles beiträgt. Dabei zeigt sich eine unterschiedliche Akzeptanz von E-Partizipationsprojekten. So kommt es bei Top-downInitiativen im Jugendbereich in aller Regel erst nach Anregungen von Erwachsenen (wie Initiatoren oder Lehrpersonen) zu Diskussionsbeiträgen. Ein Grund für die meist schwache Akzeptanz solcher Initiativen könnte im fehlenden Bedürfnis der Zielgruppen liegen, sich tatsächlich an diesem Ort auszutauschen (und nicht etwa auf studiVZ), sowie in meist mangelnder Mitsprachemöglichkeit bei der Projektgestaltung. Heute haben E-Partizipationsinitiativen bereits eine große Vielfalt an technischen Umsetzungsmöglichkeiten zur Auswahl. „Das“ ultimative Instrument existiert nicht, vielmehr erfordert jede spezifische Fragestellung ihren maßgeschneiderten Methodenmix. Politik und Verwaltung können von den E-Partizipationsmöglichkeiten profitieren, wenn sie die breite Öffentlichkeit in Planungs- und Entscheidungsprozesse einbinden. Darüber hinaus schulen Mitgestaltungsaktivitäten bei den Teilnehmenden wichtige Fertigkeiten („learning by doing“). Denn Medienkompetenz wie die Fähigkeit zum verantwortungsvollen Umgang mit dem Internet ist nicht nur eine wichtige Voraussetzung bei E-Beteiligungsprojekten, sondern auch Basis für jede weitere gelungene E-Partizipation. Zu den Erfolgskriterien für elektronische Partizipationsangebote gehören Usability, Moderation und selbstverständlich die aus der Öffentlichkeitsbeteiligung bekannten Brennpunkte wie Umsetzung der erarbeiteten Ergebnisse. Online ist Barrierefreiheit sowohl juristisch als auch ethisch unverzichtbar, außerdem Usability verbunden mit leichter Bedienbarkeit, die idealerweise schon durch Einbindung der User in die Erstellung „ihres“ Webspace sicherzustellen ist (wie bei Jugend2Help.gv.at). Nicht zuletzt aufgrund von Spam, anderer Online-Risiken und weil Anonymität die Schwellen senkt, brauchen Diskussionsforen auch Moderation zur Durchsetzung der Netiquette und für die Dokumentation. Das Hauptproblem der meisten Deliberationsforen ist jedenfalls die mangelnde Userfrequenz und damit fehlende Dauerhaftigkeit in einem ständigen Kampf um das knappe Gut Aufmerksamkeit, was konzentrierte PR-Maßnahmen erfordern würde. So wurden auch ambitionierte österreichische Partizipationsbemühungen schon vorzeitig beendet (government-austria.at, www.politikdirekt.at und viele andere). Auch wenn die jüngeren Generationen in der westlichen Welt bereits mit dem Internet aufwachsen, ist es doch ein relativ neues Medium, das einer rasanten Entwicklung und damit ständigen Veränderungen ausgesetzt ist. Demzufolge kann jedes weitere Projekt von Bedeutung sein und zu weiteren wichtigen Erfahrungswerten führen. Aufgrund der Herausforderungen, die das neue Medium für Entscheidungsträger bereithält, und aufgrund des Bedarfs an weiteren Projekterfahrungen sollten in regelmäßigen, etwa zweijährlichen Abständen weitere Sammlungen und Analysen von umgesetzten Initiativen erfolgen. Diese Untersuchungen sollen zeigen, ob und wie der Einsatz von E-Partizipation von den BürgerInnen angenommen wird und inwiefern die Web 2.0-Entwicklungen das Userverhalten beeinflussen.
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Die österreichische E-Democracy Strategie Die österreichische E-Democracy Strategie definiert den Rahmen für zukünftige E-Partizipationsprojekte und bildet im weiteren Sinn auch eine Grundlage für alle E-Projekte des Staates und der Gesellschaft. Als zentrale Strategie wird sie von einem breiten Konsens getragen und ist sowohl mit den „Standards der Öffentlichkeitsbeteiligung“ als auch der E-Government-Strategie abgestimmt, um Doppelgleisigkeiten oder gar Widersprüche zu vermeiden. Die Einbindung weiterer wesentlicher Stakeholder wird angestrebt. Die österreichische E-Democracy Strategie beschreibt die Potenziale und Prinzipien der interaktiven Medien zur Partizipationsunterstützung und empfiehlt begleitende Maßnahmen zur Sicherung einer positiven Entwicklung. Sie gliedert sich in fünf Abschnitte: 1. E-Democracy Strategie & Prinzipien: Die Ausarbeitung einer österreichischen E-Democracy Strategie soll die Einsatzmöglichkeiten und Chancen der E-Demokratie prüfen und zur verstärkten demokratischen Legitimation von Entscheidungen beitragen. Ihr Hauptziel ist die Nutzung des Potenzials elektronischer Medien zur Stärkung und zum Ausbau der Demokratie. Denn die Kombination von IKT-Einsatz, breiter Einbindung der Öffentlichkeit und Nutzung des Wissens aller Beteiligten kann bessere Prozesse und Ergebnisse in Politik, Verwaltung und Gesellschaft erzielen. Im Einzelnen sollen dadurch folgende Sub-Ziele erreicht werden: • Die Erhöhung der Transparenz und Nachvollziehbarkeit von Inhalten, politischen Prozessen, Beteiligungsvorgängen und Entscheidungen (beispielsweise durch deren Online-Dokumentation) soll das Vertrauen in Demokratie, Staat, demokratische Institutionen und Prozesse stärken. • Angestrebt wird eine Erweiterung und Verbesserung bestehender Beteiligungs- und Kommunikationsmöglichkeiten durch elektronische Kanäle und Angebote (zum Beispiel Diskussionsplattformen) sowie die Nutzung der Vorteile elektronischer Medien (wie Zeit- und Ortsunabhängigkeit). Dadurch soll das Engagement bei Beteiligungsprozessen erhöht und das Interesse bei BürgerInnen und Interessengruppen für Politik und Anliegen des Staates bzw. des Gemeinwesens reaktiviert werden. • Mit Hilfe von Onlineplattformen können sich BürgerInnen sowohl untereinander als auch mit Politik und Verwaltung vernetzen. Zusätzlich sind neue Kooperationsformen zu entwickeln, um Zusammenhalt und Zusammenarbeit zwischen Staat, Wirtschaft und Gesellschaft zu stärken. Schließlich lässt sich das Wissen aller Beteiligten für effizientere E-Services, bessere Prozesse und Ergebnisse in Verwaltung und Politik nutzen. Nicht zuletzt unterstützen elektronische Prozesse auch die einfache, wirkungsvolle Durchführung von (Offline- bzw. dualen) Beteiligungsprojekten. Beispielsweise können digital eingebrachte Stellungnahmen rascher bearbeitet oder Konsultationsunterlagen im Internet bereitgestellt werden. 2. Detaildarstellung der Prinzipien: Zentrale Grundlagen sind Transparenz und Nachvollziehbarkeit staatlichen Handelns, da auf ihnen das Vertrauen in Politik und Verwaltung aufbauen kann. Diese Prinzipien lassen sich mittels IKT-Einsatz wesentlich fördern, bis hin zur Kontrolle der eigenen Daten durch die betroffene Person. Bei allen Beteiligungsprojekten müssen jedenfalls die Inhalte, der Prozess und das verwendete technische System transparent gemacht und das Verfahren nachvollziehbar durchgeführt werden. Weitere, teils aus der Offline-Partizipation bekannte Grundprinzipien sind: Einbindung aller; Datenschutz und Privatsphä-
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re; freier Zugang zur Information, Verständlichkeit und Einfachheit (Usability); Definition und Einhaltung von Regeln; sowie gemeinsame Verantwortung, Entscheidung und Rückmeldung. 3. E-Democracy & E-Partizipation: Auf Basis der vom Europarat veröffentlichten Dokumente wird eine Übersicht möglicher Einsatzbereiche und Tools von E-Democracy und E-Participation ausgearbeitet. Ergänzt werden diese Tools durch konkrete Beispiele national und international umgesetzter Projekte. 4. E-Partizipation „Bausteine“: Es sind wesentliche E-Participation-Komponenten zu erarbeiten, die dann bei Online-Beteiligungen von Öffentlichkeit, Politik und Verwaltung eingesetzt werden können. Zusammengefasst in einer sogenannten „Tool-Box“ dienen sie der maßgeschneiderten Komposition von bestmöglich umgesetzten Beteiligungsprozessen. Beispiele für solche Module sind Registrierung, Identifikation, ID Datenschutz, Abstimmung, Forum, Chat und vieles mehr. 5. Verfahren & Leitfäden: Einige ausgewählte vollständige Beteiligungsprozesse werden detailliert dargestellt – von der Konzeption über die Umsetzung bis hin zur Evaluierung der Ergebnisse. Ein mögliches Beispiel für solche Musterverfahren wäre ein Deliberationsprozess auf lokaler Ebene (etwa in Planungsverfahren).



„Democracy 2.0“? Innovationen führten immer wieder zu sozialen, politischen und ökonomischen Veränderungen – von der Erfindung der Schrift über den Buchdruck bis hin zur Digitalisierung. Informations- und Kommunikationstechnologien, die vor kurzem nur einer Elite zugänglich waren, stehen heute einer breiten Öffentlichkeit zur Verfügung. Das erleichtert sowohl den Informationszugang als auch die Selbstorganisation verschiedener Gruppen und führt so letztlich zu Machtverschiebungen auf diversen Gebieten wie Wirtschaft, Gesellschaft und Politik. Die bisher stark zentral verwaltete Macht der jeweiligen Eliten und Gatekeeper diffundiert in Richtung neuer sozialer Netzwerke. Denn immer mehr BürgerInnen nutzen das Web und beteiligen sich je nach Interesse in den unterschiedlichen Communities. In diesen Netzwerken entstehen soziale Beziehungen, gemeinsame Organisationen und Projekte – und somit die Grundlagen möglicher Machtverschiebungen. Web 2.0 – das „Mitmach-Netz“ Bereits das „Web 1.0“ bietet zahllose Kommunikations- und Organisationsfunktionalitäten, insbesondere die Hypertextstruktur des Internets fördert die Vernetzung von Websites und somit der Usergruppen. Gesteigert haben sich allerdings mittlerweile Nutzerzahl, Nutzungsfrequenz, vorhandene Bandbreiten, Digital Skills zur Nutzung der Online-Angebote sowie deren Accessability und Usability. Noch nie war es so einfach, kostenfrei einen eigenen Blog zu eröffnen, Kommentare zu schreiben und mit nur wenigen Clicks Beiträge zu bewerten. Dies führt insgesamt zu einer noch nie dagewesenen aktiven Webnutzung. War der durchschnittliche User noch vor wenigen Jahren fast nur passiver Konsument, so wandelt sich das Nutzungsverhalten allmählich zum aktiven Gestalten. Transaktionskosten und Aufwand nehmen fortlaufend ab und fördern damit die weitere Verbreitung. Ein weiterer Treiber ist die Konvergenz der Technologien – schon in wenigen Jahren wird Internet zur jederzeit am Mobiltelefon verfügbaren Standardanwendung für die breite Öffentlichkeit werden.
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Zusätzlich verstärkt sich diese Entwicklung demographisch durch das Heranwachsen einer neuen Generation von „digital natives“. Denn „neun von zehn österreichischen Jugendlichen kennen öffentlich zugängliche Foto- und Video-Sharing Seiten wie YouTube und fast zwei Drittel nutzen solche Websites einmal monatlich oder öfter“.26 Insbesondere als „Web 2.0“ birgt das Internet evolutionäre Potenziale in Richtung weltweite Dezentralisierung und Enthierarchisierung. Prinzipiell kann sich jeder mittels „Social Software“ beteiligen: auf Community Plattformen (Facebook, MySpace ...), durch Content Sharing (flickr, YouTube ...), Wikis wie Wikipedia, Blogs oder auch Microblogging wie Twitter. Gemeinsam ist solchen Plattformen das Angebot an Tools, mit denen nicht nur Inhalte geteilt und bearbeitet werden können, sondern sich auch die Plattformuser vernetzen können, etwa durch Bildung von Gruppen. Die Definitionsmacht liegt nicht mehr ausschließlich beim Betreiber (vertikale Steuerung), sondern auch im horizontal organisierten Netzwerk. So wurden die Facebookbetreiber bereits mehrmals von ihrer eigenen Community zu Änderungen wie der Anpassung ihrer allgemeinen Geschäftsbedingungen gezwungen.27 Im Idealfall ermöglichen solche sozialen Netzwerke Selbstorganisation, Partizipation, Transparenz, Interaktivität, Social Learning und bieten Raum für autarke (Gegen)Öffentlichkeit (zum Beispiel indymedia.org). User können ihre Interessen miteinander teilen, Informationen austauschen, systematisieren (zum Beispiel mittels Tagging) und bewerten. Die dabei generierte kollektive Intelligenz („Crowd Wisdom“)28 beschränkt sich nicht auf das quantitative Argument der Massen wie in der bloßen Abstimmungsdemokratie, sondern profitiert gerade von den individuellen Stärken und Ressourcen des Einzelnen. Die User können ihre Kenntnisse und Erfahrungen etwa als Fachleute oder KonsumentInnen miteinander austauschen und einander Hilfe leisten. So bietet die populäre Plattform wer-weiss-was.de auch Rubriken wie „Behörden & Recht“ bzw. „Politik“. Und Freiwilligenagenturen organisieren online ihre ehrenamtliche Arbeit (www.tatendrang.de; freiwilligenweb. at). Neben den Communities und Wikipedia haben die themenorientierten Blogs in den Vereinigten Staaten an Bedeutung gewonnen und sind inzwischen eine ernstzunehmende Konkurrenz für die traditionellen Medien. Sie haben in der Öffentlichkeit hohe Glaubwürdigkeit erworben und sind bis ins Medien-Establishment vorgedrungen. So durfte bei der Pressekonferenz von US-Präsident Barack Obama am 8. Februar 2009 erstmals auch ein Blogger offiziell Fragen stellen.29 Web 2.0 für Staat und Verwaltung Warum nicht auch BürgerInnen als (Co-)Producer von Inhalten und Services im Behördenbereich einsetzen? Zur Einbindung der breiteren Öffentlichkeit eignen sich insbesondere Social Medias wie Wikis, Blogs oder 26 27 28 29 



Österreichs Jugend taucht ein ins Online-Sozialleben, Pressemeldung GfK, 02.02.2009. vgl. nach Userprotest rudert Facebook zurück, Gründer Mark Zuckerberg sieht nach heftiger Nutzerkritik davon ab, Daten beliebig zu verwenden: http://derstandard.at/?id=1234507343856 Ähnlicher Fall: Facebook-Nutzer fordern altes Design zurück: http://diepresse.com/home/techscience/internet/462798/index.do The Wisdom of Crowds: Why the Many Are Smarter Than the Few and How Collective Wisdom Shapes Business, Economies, Societies and Nations, James Surowiecki, Doubleday, 2004. http://www.huffingtonpost.com/linda-bergthold/obama-calls-on-huffington_b_165448.html
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Plattformen. Sie ermöglichen neue Kooperationsformen zwischen den BürgerInnen und dem Staat, wie die Nutzung „kollektiver Intelligenz“ in Verwaltungsverfahren und die Stärkung der zivilgesellschaftlichen Selbstorganisation. Die neuen Systeme ermöglichen interaktive Many-to-Many-Kommunikation und Kooperation „auf gleicher Augenhöhe“ mit dem Staat in politischen und administrativen Fragen, was letztlich zu einer neuen demokratischen Qualität beitragen kann. Die Erfahrungen aus ersten internationalen Verwaltungsprojekten belegen das hohe Potenzial ihrer kollektiven Intelligenz. Die BürgerInnen können in unterschiedlicher Weise kooperieren: ob Mitarbeit in Verwaltungsverfahren (zum Beispiel Peer2Patent), gemeinsame Entwicklung von Inhalten und Services, deren Bewertung und Kommentierung (Review) bis hin zur Nutzung der erarbeiteten Inhalte. Angesichts des derzeitigen Tiefstands des Vertrauens in die Parteipolitik erscheint dieser Ausbau der Beteiligung unverzichtbar. Beispiele für elektronisch unterstützte Partizipation von traditionellen demokratischen Prozessen bis hin zu neuen Formen der Kooperation sind etwa E-Begutachtung, E-Petition, Bürgerbefragung und Selbsthilfe der BürgerInnen in Verwaltungsverfahren. Aspekte und Beispiele aus der Politik Viele Institutionen bieten mittlerweile Web 2.0-Elemente wie Diskussionsforen, Wikis (zum Beispiel neuverhandeln.at zur Überarbeitung des Regierungsprogramms) bis hin zum Virtuellen Parteitag (der Grünen in Deutschland). Die Wahlkampagne Barack Obamas nutzte als integrative Bestandteile Web 2.0-Plattformen und innovative Personalisierungsmöglichkeiten wie Facebook-Messages, Newsletter, SMS, Microblogging via Twitter und Micro-Targeting für differenzierte Zielgruppen durch personalisierte Websites. Dabei wurden unzählige zielgruppenspezifische Botschaften generiert, ein Spendenrekord erzielt und eine Rekordzahl an WahlhelferInnen rekrutiert. Einmalig sind auch der Einsatz und die Kreativität dieser Freiwilligen: Die Community entwarf selbst eigene Logos („...ians for Obama“) und Videoclips, organisierte Events und dergleichen. Insgesamt ermöglichte nur diese Strategie den doch enorm kostspieligen Wahlkampf, der ohne diese Fundraising-Rekorde und Kostenvorteile des Internets unfinanzierbar gewesen wäre (verglichen etwa mit zielgruppenspezifischen Postwurfsendungen wie in Österreich). Wie auch offline besteht allerdings stets die Gefahr symbolischer Politik bzw. von Alibi-Beteiligung, falls User statt inhaltlich Relevantem nur Äußerlichkeiten mitbestimmen können – etwa bei Hillary Clintons VideoCasting auf YouTube. Allerdings offeriert gerade sie als amtierende Außenministerin jetzt auf ihrer Website, dass alle US-BürgerInnen ihre geplanten Auslandsreisen einsehen und dazu Fragen an ihr Team schicken können, die in ihre Begegnungen mit ausländischen Staatschefs einfließen. Grenzüberschreitende Vorteile bietet das Internet zum Beispiel für Auslandsösterreicher (aktuelle Umfrage aus 2009: http://www.aoe-umfrage.at/) oder zur Meinungsbildung innerhalb der EU (wie die Plattform „Your Voice in Europe“). Auf der anderen Seite bewähren sich internetspezifische Vorteile wie Visualisierung, Zielgruppenorientierung und einfache Bedienbarkeit gerade auch auf der lokalen Ebene (etwa für kommunale Planungssysteme in Wien).
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Noch viel weitergehende Bedeutung hat das Internet selbstverständlich in autoritären Regimen (wie China) oder im Krieg als Alternative zum einseitigen „Embedded Journalismus“ (vgl. den Blogger „Pax Salam“). IT-unterstützter Gesetzgebungsprozess Ein gewisser Trend zur internetgestützten Rechtsentwicklung besteht im Bereich typischer „Netzthemen“ wie Multimediarecht (Datenschutz, Kryptographie, Urheberrecht etc.). Da internetaffine User sich bevorzugt an solchen Diskussionen beteiligen und gerade auf diesen Gebieten viel Expertise aufweisen, könnte die Community als Katalysator für aktive Citizenship fungieren. Naheliegend wären hier also Pilotprojekte, um zu erproben, inwiefern elektronische Beteiligungsformen das Gesetzgebungsverfahren unterstützen könnten. In solchen idealtypischen interaktiven Policy-Making-Prozessen würden die jeweiligen Sektionsabteilungen so frühzeitig wie möglich sämtliche Ministerialentwürfe veröffentlichen, mit abgestuften Beteiligungsrechten für Registrierte wie NGOs bis zur breiten Öffentlichkeit. Die daraufhin vom Ministerium überarbeiteten Entwürfe würden nach einem Ministerratsbeschluss dem Nationalrat zur ersten Lesung vorgelegt, die auch mittels Live-Übertragung zu verfolgen ist. Denkbar sind überdies Electronic Civic Consultations, etwa als Testbarometer zur Abstimmung für Abgeordnete. Im Sinne der Transparenz ist jedenfalls online Einsichtsmöglichkeit in Ausschussprotokolle des Nationalrats zu gewähren. Idealerweise könnte solch ein partizipativer, IT-unterstützter Gesetzgebungsprozess in allen Phasen (von der Initiative bis zur Evaluation) die traditionellen Stakeholder wie Sozialpartner ergänzen und den herkömmlichen Ablauf flexibilisieren.



Ausblick Die Auswirkungen der Digitalisierung auf Demokratie, Politik und Verwaltung sind noch nicht absehbar. Denn einerseits eröffnen sich zahlreiche Potenziale zur Stärkung von Demokratie und Gesellschaft. Doch viele Faktoren bleiben weiterhin offen. So ist heute noch nicht festzustellen, inwieweit die ersten erfolgreichen Beispiele multiplizierbar sind und zu einer breiten Veränderung führen. Inwieweit wächst das Bürgerengagement tatsächlich? Ist die sogenannte 2.0-Bewegung nur ein gehypter Trend oder wird sie evolutionäre Bedeutung wie der Buchdruck erreichen? Die nächsten Jahre werden es zeigen.



Literatur Heckl, Felix (2008): e-participation im Umweltbereich (ePU), Umweltbundesamt, im Auftrag des Lebensministeriums. Wien. Howe, Jeff (2008): Crowdsourcing: Why the Power of the Crowd Is Driving the Future of Business. Lender, Robert (2008): Jugendbeteiligung und digitale Medien. Jugendministerium. Wien. Mahrer, Harald; Krimmer, Robert (2005): Towards the enhancement of e-democracy, ISJ. Medimorec, Daniel (2008): Überblick E-Participation in Österreich. Bundeskanzleramt. Wien.
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Ökologische Nachhaltigkeit durch zivilgesellschaftliche Partizipation? Zum Stand der Debatte in der internationalen Literatur



Partizipation als Instrument zur Erreichung ökologischer Nachhaltigkeit Partizipation und Öffentlichkeitsbeteiligung haben eine lange Tradition im Bereich der Umwelt- und Nachhaltigkeitspolitik. Dabei haben sich die Motive zur Durchführung partizipativer im Unterschied zu klassisch hoheitlichen Entscheidungsverfahren im Laufe der Jahrzehnte gewandelt. Noch in den 1960er und 70er Jahren standen emanzipatorische und legitimatorische Motive im Mittelpunkt, so die Möglichkeit zur Mitbestimmung, die Öffnung von Entscheidungsprozessen und die Demokratisierung der Gesellschaft (von Alemann 1975). Diese spielen in der jüngeren politikwissenschaftlichen Partizipationsdebatte nach wie vor eine wichtige Rolle (Renn et al. 1995; Feindt 2001; Arbter et al. 2005). In den letzten Jahren jedoch zeigt sich ein klarer Trend zu einem instrumentellen, effektivitätsorientierten Verständnis von Partizipation. Vor dem Hintergrund fortwährender Implementationsdefizite in der Umweltpolitik (Knill & Lenschow 2000) und zunehmend komplexer gesellschaftlicher sowie sozial-ökologischer Wechselwirkungen wird Partizipation zum Mittel, um (umwelt-)politische Ziele zügiger, zielgenauer und effektiver durchzusetzen (Beierle & Cayford 2002; Feindt & Newig 2005). So erwartet Heinelt (2002: 17), „that participation leads to a higher degree of sustainable and innovative outcomes“. Als ein Beispiel aktueller Umweltpolitik sieht die Europäische Kommission Öffentlichkeitsbeteiligung als Voraussetzung zur Erreichung wasserpolitischer Ziele: „Die Beteiligung der Öffentlichkeit ist kein Selbstzweck, sondern ein Instrument, um die Umweltziele der Wasserrahmenrichtlinie zu erreichen“ (EU 2002, 7; näher dazu Newig 2005). Die Annahme, dass Partizipation zu effektiver Politik beitrage, das heißt im Umweltbereich eine ökologisch nachhaltige Entwicklung befördere, ist bislang weitgehend eine Behauptung geblieben. In der sozialwissenschaftlichen Literatur finden sich unterschiedliche und häufig widersprechende Thesen, und die empirische Datenlage zeichnet ein ebenso lückenhaftes wie ambivalentes Bild. Koontz & Thomas (2006: 118) diagnostizieren daher, „a considerable gap remains in our understanding of the effect of [particpatory] process characteristics and policy outputs on environmental outcomes“. Der vorliegende Beitrag fasst den aktuellen Stand der Debatte in der internationalen Literatur zur ökologischen Effektivität von Partizipation und Öffentlichkeitsbeteiligung zusammen. Ausgehend von vorhandenen Konzeptionalisierungen (2) und empirischen Forschungsergebnissen (3) wird ein konzeptioneller Rahmen für weitere Forschungen in Form von Hypothesen entwickelt (4). Der Beitrag schließt mit Perspektiven dazu, wie ein verbessertes Verständnis der Frage erreicht werden kann, ob und unter welchen Bedingungen Partizipation tatsächlich ökologisch nachhaltige Entwicklung stärkt.
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Konzeptionalisierungen: Paradox zwischen Partizipation und ökologischer Nachhaltigkeit? In der internationalen Literatur finden sich eine ganze Reihe theoretisch-deskriptiver und normativer Annahmen zur ökologischen Effektivität von Partizipation (für einen Überblick siehe Lafferty & Meadowcroft 1996; Feindt & Newig 2005; Reed 2008). Die Schlüsselannahme lautet, dass Partizipation in umweltbezogenen Governance-Prozessen (a) zu Outputs (kollektiven Entscheidungen) mit im Vergleich zu hoheitlichen Ent¬schei¬dungsverfahren höheren Umweltstandards führt und (b) die Implementation dieser Outputs verbessere (Outcomes). Allerdings finden sich zu allen Elementen dieser Annahme entsprechende Gegenpositionen in unterschiedlichen Forschungsrichtungen wie beispielsweise der Implementationsforschung oder Sozialpsychologie. (c) Zunehmend setzt sich die Erkenntnis durch, dass dem gesellschaftlichen und umweltbezogenen Kontext von Entscheidungsverfahren eine Schlüsselrolle bei der ökologischen Effektivität von Beteiligungsprozessen zukommt. Im einzelnen finden sich folgende – teils einander widersprechende – Argumentationen: (a) Partizipation und umweltbezogene Outputs: Beteiligung wird das Potenzial zugesprochen, etablierte Netzwerke zwischen politisch-administrativen Entscheidungsträgern und wirtschaftlichen Eliten aufzubrechen und damit umweltbezogenen Anliegen größeren Raum zu geben (Smith 2003; Kastens & Newig 2007). Bei einem weniger umweltorientierten zivilgesellschaftlichen Umfeld wird dagegen eher eine Verwässerung ökologischer Standards vermutet (Layzer 2008). Durch die Einbeziehung des lokalen Wissens nichtstaatlicher Akteure wird weiterhin eine verbesserte Informationsbasis umweltbezogener Entscheidungen erwartet (Berkes & Folke 2002; Pellizzoni 2003). Andere Autoren bestreiten ebendies, da Umweltentscheidungen typischerweise komplexe technische Sachverhalte betreffen. Behörden und ausgewiesene Experten verfügten jedoch über eine entsprechende Wissensbasis und seien nicht auf lokales Laienwissen angewiesen (Fisahn 2002; Rydin 2007). Unter Rückgriff auf das von Habermas (1981) entwickelte Konzept des kommunikativen Handelns lassen gut durchgeführte partizipative und diskursive Gruppenprozesse kollektive Lernerfolge erwarten. So erhofft man sich eine kreativere Entwicklung neuer Lösungen durch Deliberation und eine Vielfalt von Perspektiven (Webler et al. 1995). Als Erfolgsvoraussetzung wird ein gegenseitiges Vertrauensverhältnis der Beteiligten genannt (Sabatier et al. 2005). Als weitere „Erfolgskriterien“ seien nur beispielhaft genannt: die Transparenz des Verfahrens und offene Kommunikation, frühzeitige Beteiligung, gemeinsame Festlegung von Verfahrensregeln, Über- bzw. Allparteilichkeit der Moderation (vgl. Linder & Vatter 1996). Eine Grundvoraussetzung dafür, dass die oben genannten erwünschten Effekte auftreten, liegt weiterhin darin, dass bezüglich der zu treffenden Entscheidung eine genügende Offenheit besteht. Aus sozialpsychologischer Sicht wird gleichwohl auf potenziell nachteilige Effekte partizipativer Gruppenprozesse verwiesen, so beispielsweise die Tendenz zu riskanteren Entscheidungen oder eine Schließung gegenüber kritischen Stimmen (Cooke 2001). Allgemein wird die Effektivität von Partizipation in umweltbezogenen Entscheidungsprozessen aus Sicht der Ökonomischen Theorie der Politik (Public-Choice-Theorie) in Frage gestellt. Schon frühe Arbeiten verweisen darauf, dass die kollektive Nutzung bzw. Verschmutzung natürlicher Ressourcen regelmäßig soziale DilemmaSituationen impliziert (Hardin 1968). Daher seien Institutionen auf ausreichend großen räumlichen Skalen
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nötig, um negative Externalitäten (spillovers) zu internalisieren. Partizipative Entscheidungsprozesse sind jedoch typischerweise lokal angelegt. Dahl (1994) nennt dies das „demokratische Dilemma zwischen SystemEffektivität und Bürgerbeteiligung“. (b) Partizipation und umweltbezogene Outcomes: Von den oben diskutierten Outputs unterscheiden sich Outcomes durch den Vorgang der Implementation. Allgemein wird die Implementation umweltbezogener Entscheidungen in modernen Demokratien als unzureichend angesehen. Die Implementationsforschung hat wiederholt auf entsprechende „Implementationsdefizite“ verwiesen (Mayntz et al. 1978; Svoboda 1988; Jordan 2002). Häufig werden diese mit einer geringen Akzeptanz von Entscheidungen seitens staatlicher und nichtstaatlicher Akteure in Verbindung gebracht. Ihre Beteiligung in Entscheidungsprozessen wird daher als potenziell förderlich zur Erhöhung von Akzeptanz angesehen, da ihre Interessen in der Entscheidungsfindung berücksichtigt werden (Bulkeley & Mol 2003). Ergebnisse der procedural-justice-Forschung zeigen, dass als fair wahrgenommene Entscheidungsprozesse Akzeptanz selbst dann erhöhen, wenn die Ergebnisse den Akteurspräferenzen nicht entsprechen (Lind & Tyler 1988; Sabatier et al. 2005). Coglianese (1997) argumentiert dagegen, dass Partizipation wegen häufiger Meinungsunterschiede zum Beispiel über Fragen legitimer Teilnehmerkreise eher Akzeptanz vermindernd wirkt. Weiterhin sei es Partizipationsprozessen immanent, dass sie die Beteiligten auch über für sie negative Aspekte informieren, was zu einer weiteren Reduktion der Akzeptanz führe. Die Implementationsforschung hat die Einbeziehung einer größeren Zahl von Akteuren in Entscheidungsprozesse traditionell als Hindernis für eine effektive Umsetzung von Entscheidungen angesehen (Pressman & Wildavsky 1984 [1973]; Hill & Hupe 2002), insbesondere wenn Akteure mit Veto-Macht Entscheidungen blockieren können (Tsebelis 1995). Hier ist die so genannte „Bottom-Up“-Schule keine Ausnahme (Lipsky 1971). Von einigen frühen Ausnahmen abgesehen (Mazmanian & Sabatier 1980) wird Partizipation erst in jüngerer Zeit als Desiderat im Implementationsprozess angesehen, allerdings hauptsächlich aus emanzipatorischen Überlegungen heraus und weniger mit Blick auf eine effektive Implementation selbst (deLeon & deLeon 2002). Anders als diese einflussreichen meist nordamerikanischen Arbeiten begreift die europäische Implementationsforschung Partizipation in jüngerer Zeit als förderlich im Kontext nachhaltiger Entwicklung (O‘Toole Jr. 2004). (c) Bedeutung des Kontexts. Klassischerweise liegt in der Partizipationsforschung der Schwerpunkt auf den Prozessen, ihrer Ausgestaltung und ihren Wirkungen. Zunehmend wird auf die Bedeutung des gesellschaftlichen und problembezogenen Rahmens, der Akteure und ihrer Konstellationen verwiesen, die ein Partizipationsverfahren und seinen Ausgang prägen können (Delli Carpini et al. 2004; Lejano et al. 2007). Beispielsweise mag die Konstellation von Akteursinteressen mehr oder weniger förderlich für eine partizipative bzw. konsensuale Entscheidungsfindung sein: In sozialen Dilemmasituationen wie etwa diejenige nach dem „St.-Florians“ oder „NIMBY“ (Not In My Back Yard)-Prinzip, die typischerweise bei Standortentscheidungen auftreten, wird zivilgesellschaftliche Partizipation als Mittel zur rationaleren Konfliktlösung genannt (Renn et al. 1996; Schively 2007). Andere Autoren fanden, dass Partizipation in diesen Situationen ineffektiv bleibt (Holtkamp 2006; Bogumil et al. 2003).
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Dieser kurze Überblick zeigt bereits die in der Literatur vorhandenen Inkonsistenzen zur Frage, inwieweit Partizipation eine ökologisch nachhaltige Entwicklung fördere.



Empirische Forschungsergebnisse Die mit Abstand wichtigste Quelle empirischer Daten im Bereich umweltbezogener Governance-Verfahren bilden Fallstudien. Zahlreiche Einzelfallstudien30 wurden bisher veröffentlicht, die eine erhebliche Bandbreite an Anwendungsbereichen abbilden und stark hinsichtlich Länge und Qualität des Datenmaterials variieren. Viele wurden von Praktikern verfasst, von denen einige selbst in die beschriebenen Prozesse involviert waren, sei es als Mediatoren, Behördenvertreter, Teilnehmer oder Wissenschaftler. Viele wurden ohne expliziten konzeptionellen Hintergrund verfasst. Insgesamt wurden umweltbezogene Outputs, geschweige denn Outcomes, meist nur kursorisch einbezogen (siehe Newig 2007). Die Tatsache, dass die allermeisten Fallstudien aus Nordamerika stammen, reflektiert die Bedeutung von Beteiligungs- und Mediationsverfahren in den Vereinigten Staaten und Kanada. Obwohl die überwiegende Mehrzahl von Veröffentlichungen Einzelfallstudien portraitiert, sind einige vergleichende Untersuchungen verfügbar, die fast ausnahmslos partizipative Entscheidungsprozesse in den USA zum Gegenstand haben und jeweils nur in Teilen die Beziehung zwischen Partizipationsverfahren und deren Outputs bzw. Outcomes untersuchen: • Die Pionierstudie von Bingham (1986) vergleicht 161 Fälle von Umweltmediation in Bezug auf ihr Potenzial für konsensuale Entscheidungen. Es wird versucht, Outputs (hier: ob ein Konsens erzielt wurde oder nicht) mit bestimmten Einflussfaktoren in Beziehung zu setzen. Allerdings bleibt dieser Versuch kursorisch, und kausale Einflussfaktoren werden nicht herausgearbeitet. Da weder die Implementation von Entscheidungen noch ihre Angemessenheit in Bezug auf die jeweiligen ökologischen Probleme überprüft wird, bleiben viele Fragen offen. Gleichwohl entwickelt die Studie eine Reihe potenziell wichtiger Kontext- und Prozess-Faktoren. • Coglianese (1997) untersucht 67 Fälle von negotiated rulemaking, einer speziellen Form partizipativer Normfindung in den Vereinigten Staaten. Er stellt fest, dass – entgegen den Erwartungen – partizipative Prozesse länger andauern und häufiger zu Rechtsstreitigkeiten führen als nicht-partizipative Verfahren. Allerdings wurden weder die Angemessenheit der Entscheidungen noch deren Implementation untersucht. • Chess & Purcell (1999) vergleichen etwa 20 Fallstudien in umweltbezogenen Entscheidungsverfahren, von denen einige mehrere Fälle darstellen. Die Studie entwickelt eine Reihe von Kontext-, Prozessund Ergebnisvariablen. Bezeichnenderweise zeigt sich hier, dass die Art des partizipativen Verfahrens keinen Einfluss auf Outputs bzw. Outcomes hat. 30 



Es ist schier unmöglich, eine auch nur annähernd repräsentative Auswahl dieser Vielzahl von Veröffentlichungen zu zitieren. Unter den besonders bekannten und einflussreichen Studien seien exemplarisch genannt der Snoqualmie-River-Konflikt, der zu einer der ersten intensiven umweltbezogenen Beteiligungsverfahren in den Vereinigten Staaten führte (Dembart & Kwartler 1980); weiterhin der Aargau-Mülldeponie-Standortfindungsprozess (Renn et al. 1996) oder die Mediation zur Sonderabfalldeponie Münchehagen (Striegnitz 1995).



58



Jens Newig / Oliver Fritsch



• Ein spezifischer Sektor partizipativer Governance – Wassermanagement in kleinen Einzugsgebieten – wurde von Leach et al. (2002), Sabatier et al. (2005) und Leach (2006) untersucht. In 76 dieser so genannten „watershed partnerships“ in den US-Staaten Kalifornien und Washington wurden die demokratischen Vorteile von Kooperation und Partizipation untersucht und deren Wirkung auf Outputs gemessen, wobei Variablen wie soziales Kapital und kollektives Lernen eine große Rolle spielen. Einflüsse des Kontexts sowie umweltbezogene Outcomes wurden jedoch nicht einbezogen. • Die bislang umfangreichste vergleichende Analyse umweltbezogener partizipativer Governance-Prozesse haben Beierle & Cayford (2002) vorgelegt. In eine Fallstudien-Metaanalyse von 239 bereits veröffentlichter Fallstudien haben die Autoren Kontext-, Prozess- und Ergebnisvariablen untersucht. Partizipations-„Erfolg“ wurde hauptsächlich im Sinne demokratischer Legitimität gemessen, umweltbezogene Outcomes dagegen kaum berücksichtigt, obgleich „the purpose of participation has shifted from merely providing accountability to developing the substance of policy“ (Seite 5). • Kürzlich hat die US-amerikanische National Academy of Sciences (US-NRC 2008) eine breit angelegte Studie zu den allgemeinen Vorteilen und Risiken von Partizipation und Öffentlichkeitsbeteiligung im Umweltbereich vorgelegt. Die Autoren sichten eine Fülle konzeptioneller und empirischer Literatur (fast 300 Fallstudien), fast ausschließlich in den Vereinigten Staaten. Daraus werden eine Reihe von Politik-Empfehlungen abgeleitet. Während der Kontext von Partizipation zwar als wichtig für das Zustandekommen von Outcomes bezeichnet wird, lautet die zentrale Schlussfolgerung, dass „gut durchgeführte“ Prozesse kontextbezogene Schwierigkeiten kompensieren können. Die Autoren schließen mit einem Appell für eine stärkere Berücksichtigung von Kontextfaktoren und mahnen verstärkte vergleichende Fallstudien an, „that allow a stronger assessment of generality and causality” and an “increased level of rigor in research design“ (Seite 9-15). • Die Autoren dieses Beitrages haben eine vergleichende Meta-Analyse von 40 Fällen mehr oder weniger partizipativer Entscheidungsverfahren in den Vereinigten Staaten und in Europa durchgeführt (Fritsch & Newig 2009). Es stellte sich heraus, dass Partizipation in den untersuchten Fällen zwar tendenziell zur Beilegung von Konflikten und dem Aufbau wechselseitigen Vertrauens beitrug, umweltbezogene Outputs und Outcomes jedoch nicht signifikant beeinflusste im Vergleich zu stärker hoheitlichen Entscheidungsverfahren. Während umweltbezogene Outcomes weitgehend auf die Präferenzen der involvierten Akteure zurückgeführt werden konnten, hing der Einfluss von Partizipation entscheidend von einer Reihe von Kontextvariablen ab.



Ein konzeptioneller Rahmen für weitere Forschungen Die Essenz der oben skizzierten konzeptionellen und empirisch-vergleichenden Arbeiten lässt sich in einigen Hypothesen „destillieren“, die zugleich dazu dienen, weitere Forschungen zur ökologischen Effektivität von Beteiligungsverfahren zu strukturieren.
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Kontext Problemstruktur, institutionelle und Akteurscharakteristika



Prozess



Soziale Outcomes



Form von Partizipation, Fairneß



Lernen, Vertrauen, Akzeptanz



Ökologische Outcomes Implementation und Befolgung



Ökologischer Output Umweltstandard der Entscheidung



Abbildung 1: Vereinfachter konzeptioneller Rahmen. Jeder Pfeil repräsentiert eine oder mehrere Hypothesen (angenommene kausale Beziehungen zwischen Variablen).



Die grundlegenden Hypothesen lassen sich wie folgt formulieren: H-1: Partizipation bewirkt Outputs (Entscheidungen) mit höheren ökologischen Standards als dies bei klassischen hierarchischen Entscheidungsverfahren der Fall ist. H-2: Entscheidungen, die auf partizipative Weise zustande gekommen sind, werden vollständiger und zügiger implementiert als Entscheidungen, die auf hierarchischem Wege zustande gekommen sind, und fördern damit ökologisch nachhaltige Entwicklung. Die Gültigkeit der Hypothesen 1 und 2 hängt stark vom gesellschaftlichen und problembezogenen Kontext des jeweiligen Entscheidungsverfahrens ab. Diese übergreifenden Hypothesen können weiter in konkrete Hypothesen ausdifferenziert werden, von denen einige selbst wieder in Sub-Hypothesen herunter gebrochen werden können. Auf diese Weise entsteht eine Hierarchie von Hypothesen, die eine konzeptionelle Basis für weitere Forschungen bilden kann. Die wichtigsten – teils konkurrierenden – Hypothesen der „mittleren Ebene“ sind die folgenden: Partizipation und umweltbezogene Outputs H-1.1 Partizipation ermöglicht besser informierte Entscheidungen, indem auf eine größere Vielzahl von Wissensquellen – inklusive lokales Laienwissen – zurückgegriffen wird. Dies erhöht die Wahrscheinlichkeit, dass Outputs den ökologischen Belangen besser gerecht werden. H-1.2 Andererseits kann lokales Laienwissen, vor allem wenn Unsicherheiten und Risiken eine Rolle spielen, verzerrt sein, wodurch die substanzielle Qualität von Outputs verringert wird. H-1.3 Partizipation ermöglicht kollektives Lernen, damit eine kreativere Lösungsfindung, wodurch die Chance hoher ökologischer Standards der Entscheidungs-Outputs steigt. H-1.4 Partizipation tendiert dazu, existierende geschlossene Netzwerke zwischen politisch-administrativen und wirtschaftlichen Akteuren aufzubrechen und damit umweltbezogene Anliegen stärker in der Entscheidungsfindung zu berücksichtigen.
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H-1.5 Die Effektivität von Partizipation hängt davon ab, inwieweit Standards eines „guten Prozesses“ eingehalten werden; andernfalls drohen ungewünschte Gruppenprozesse die ökologische Qualität von Outputs zu verringern. Partizipation und umweltbezogene Outcomes H-2.1 Partizipation ermöglicht den Adressaten einer Entscheidung eine umfassende Information darüber und erhöht damit die Wahrscheinlichkeit von deren Einhaltung. H-2.2 Indem Partizipation einen fairen Entscheidungsprozess sicherstellt, steigt die Chance, dass Adressaten sich stärker mit Entscheidungen identifizieren und diese umsetzen. H-2.3 Andererseits verringert Partizipation Akzeptanz wegen Konflikten über den Teilnehmerkreis und weil Akteure verstärkt auch die für sie negativen Aspekte von Entscheidungen wahrnehmen.



Ausblick Der kurze Überblick über den Stand der internationalen Debatte zur ökologischen Effektivität von Partizipation und Öffentlichkeitsbeteiligung zeigt zweierlei. Zum einen gibt es eine Vielzahl von teils komplementären, teils konkurrierenden, teils widerstreitenden Annahmen über die Wirkung von Partizipation auf ökologische Outputs und Outcomes. Während der „Mainstream“ der Partizipationsliteratur einen positiven Zusammenhang zwischen Partizipation und ökologisch nachhaltiger Entwicklung annimmt, ja oftmals gar als gegeben voraussetzt, erscheinen diese Annahmen aus Sicht anderer sozialwissenschaftlicher Disziplinen wie der Sozialpsychologie oder Implementationsforschung in einem ganz anderen Licht. Zweitens sind die empirischen Forschungsergebnisse noch sehr lückenhaft und zudem ambivalent. Zwar liegen eine Vielzahl von Einzelfallstudien insbesondere aus Nordamerika und Europa vor, die aber noch einer systematischen Auswertung harren. Deutlich wird vor allem, dass der gesellschaftliche und problembezogene Kontext mit darüber entscheiden, ob Partizipation eine ökologisch nachhaltige Entwicklung stärkt oder aber gar konterkariert. Eine Schlüsselrolle scheint dabei den Wahrnehmungen und Einstellungen der einbezogenen Akteure zuzukommen. Angesichts dieser unbefriedigenden Wissenssituation mag es verwundern, dass Partizipation und Öffentlichkeitsbeteiligung in umweltbezogenen Entscheidungsverfahren durchaus der politischen Mode unterliegen. Welche Forschungsstrategien bieten sich an? Zum einen gilt es, das in vielen Hunderten von Einzelfallstudien bereits vorhandene empirische Wissen systematisch zu aggregieren und mit Blick auf die ökologische Effektivität von Partizipation auszuwerten. Hierzu bietet sich die Methode der Fallstudien-Metaanalyse (Case survey) an (Larsson 1993; Beierle & Cayford 2002; Newig & Fritsch 2009). Die – bisher kaum angewendete – Case-survey-Methode ermöglicht es, qualitatives, fallbasiertes Wissen systematisch zu aggregieren und statistisch auszuwerten und damit erheblich verlässlichere Ergebnisse zu liefern als Einzelfallstudien oder klassische „Reviews“. Gleichwohl lassen sich durch dieses Vorgehen nicht alle systematischen Verzerrungen – etwa durch eine Selektion tendenziell „positiver“ Verfahren, die zur Veröffentlichung als Fallstudien gelangen – ausschließen. Eine weitergehende Überlegung wären – zweitens – experimentelle Feldversuche. Experimentelle Methoden besitzen ein hohes Potenzial, unverzerrte Ergebnisse zu liefern und werden in der
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politikwissenschaftlichen Literatur zunehmend diskutiert (Green & Gerber 2003; Druckman et al. 2006). Die Methodologie komplexerer Feldexperiemente, wie sie für Beteiligungsverfahren nötig wären, ist noch nicht ausgearbeitet. Hier bieten sich viel versprechende Perspektiven für eine zukünftige, inter- und transdisziplinäre Forschung.
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Die Rolle von politischen Kulturen in der Öffentlichkeitsbeteiligung



Problemhintergrund Politische Kulturen stehen im Spannungsfeld eines forcierten sozialen und ökonomischen Wandels, der viele europäische Nationalstaaten in unterschiedlichem Ausmaß und mit unterschiedlicher Intensität seit den 1970er Jahren trifft. Um den damit verbundenen Herausforderungen besser begegnen zu können, wurden neue Steuerungsmodelle entwickelt, die in der politischen Praxis sowie in der politik- und sozialwissenschaftlichen Literatur unter dem Begriff „Governance“ zusammengefasst werden (vgl. etwa Hamedinger 2006, Pierre 2000, Rhodes 2000). Zentrale Kennzeichen von Governance sind die stärkere Einbeziehung von AkteurInnen aus der Wirtschaft und der Zivilgesellschaft in politische Entscheidungsprozesse sowie die Modernisierung der Verwaltungen. Ziele dieser Umstrukturierungen sind die Verbesserung der Responsivität der politischen Institutionen und AkteurInnen, die Verbesserung der Legitimität des öffentlichen Handelns, die Herstellung von Transparenz im öffentlichen Bereich sowie die finanzielle Entlastung der politisch-administrativen Systeme. Ob damit allerdings auch eine Veränderung der grundlegenden Orientierungen der BürgerInnen gegenüber dem politischem System, seinen Strukturen und Prozessen (= politische Kulturen) verbunden ist, bleibt eine Frage, die nur empirisch geklärt werden kann. Der folgende Beitrag widmet sich dem Begriff der politischen Kultur, der Rolle von politischen Kulturen in Beteiligungsprozessen sowie der Frage, welche Kennzeichen einer politischen Kultur zur erfolgreichen Durchführung von Beteiligungsprozessen beitragen können. Dabei werden die zentralen Ergebnisse einer Studie verwendet, die vom Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft in Auftrag gegeben und im Jahre 2007 durchgeführt wurde. In der Studie wurde den angeführten Fragen anhand der exemplarischen Analyse der politischen Kulturen in zwei ausgewählten Beteiligungsprozessen nachgegangen. Die beiden Beteiligungsprozesse, die in einem fachlichen Dialog zwischen ExpertInnen, AuftraggeberInnen und AuftragnehmerInnen ausgewählt wurden, waren die „Planungswerkstatt Graz“ sowie der „Leitbildprozess Wolfurt“. Beide Beteiligungsprozesse waren langfristig angelegt, strukturiert sowie moderiert; an beiden hat eine große Anzahl von BürgerInnen teilgenommen (über 1000); schließlich wurden zum Teil sehr neue Ansätze der Beteiligung verwendet (zum Beispiel der BürgerInnenrat in Wolfurt).



„Politische Kultur“ – ein schwammiger Begriff? Grundsätzlich geht es in der Politische-Kultur-Forschung um die Analyse des Verhältnisses zwischen BürgerInnen und Staat, insbesondere um die Analyse von Unterschieden zwischen den grundlegenden Orientie-
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rungen, Wünschen und Verhaltensweisen der BürgerInnen einerseits und den politischen Strukturen und Prozessen der politisch-administrativen Systeme andererseits. Die von vielen Politische-Kultur-ForscherInnen geteilte Grundthese des Forschungsstranges formulierten die „Väter“ des Konzeptes, Gabriel Almond und Sidney Verba, in ihrem Werk „The Civic Culture“ (1963) so: „Die Entwicklung eines stabilen und wirksamen demokratischen Regierungssystems hängt von mehr ab als nur den Strukturen des Regierungssystems und des politischen Prozesses: Sie hängt von den Orientierungen ab, die die Menschen im Hinblick auf den politischen Prozess haben – sie hängt von der politischen Kultur ab“ (Almond und Verba zitiert nach Meyer 2000: 151). Politische Kulturen sind teils sichtbare, teils unsichtbare “historische Hinterlassenschaften“ (Wehling 2002: 522). Die Inhalte einer politischen Kultur werden vor allem durch den Sozialisationsprozess über die entsprechenden regional vorhandenen Sozialisationsinstanzen weitergegeben. Sie sind daher auch im Zusammenhang mit der Zugehörigkeit zu sozialen Milieus zu sehen („Political cultures are learned“, Verba zitiert nach Seitz 1997: 113). Politische Kulturen weisen heute vergleichsweise starke „Regionalisierungen“ auf, die mit der „Regionalisierung“ ökonomischer und sozialer Prozesse einhergehen. Grundsätzlich wurde in der Studie nach kognitiven, evaluativen und affektiven Orientierungen der BürgerInnen gegenüber unterschiedlichen Elementen des gesamten politischen Systems („politics“, „polity“, „policy“), und nach den Deutungskulturen der politischen Eliten gefragt. Zu diesen Fragen der grundlegenden Orientierungen gegenüber der System-, der Prozess- und Policy-Kultur wurden Elemente der politischen Sozialisation sowie einige Aspekte sozialer Milieus in Beziehung gesetzt. Die Operationalisierung des Begriffs „politische Kultur“ konzentrierte sich auf einige zentrale Aspekte: • System-Kultur: Die Orientierungen gegenüber dem politischen System als allgemeinem Objekt wurden zweigeteilt und bezogen sich einerseits auf affektive Orientierungen gegenüber der Politik und andererseits auf Fragen der Zugehörigkeit (Identität) zu einer politischen Gemeinschaft. • Prozess-Kultur: Hier wurde zwischen Orientierungen gegenüber Input- und Output-Elementen unterschieden. Die Output-Komponente umfasste Institutionen wie Regierungen, Verwaltungen und Gerichte. Dabei ging es vor allem um die Erhebung des Vertrauens in diese Institutionen. Die Input-Komponente bezog sich dagegen vor allem auf die Frage der Partizipation: die Modi, wie sich Individuen, Gruppen und Organisationen in den politischen Prozess einbringen und politischen Einfluss ausüben können. In der Studie wurde das Konzept der internen und externen politischen Effektivität verwendet, um Aussagen über das Selbstverständnis der BürgerInnen herauszuarbeiten. „Wie das Gefühl subjektiver politischer Kompetenz deckt erstere das politische Selbstbewusstsein von Individuen ab, letztere betrifft die Überzeugung, dass die bestehenden politischen Institutionen eine Einflussnahme des Durchschnittsbürgers auf die Politik zulassen und dass die Inhaber politischer Führungspositionen einer derartigen Einflussnahme zugänglich sind“ (Gabriel 1994: 36). • „Policy“-Kultur: Da es in der Studie vor allem um Sichtweisen auf die politischen Prozesse ging, wurde dieser Aspekt weniger stark berücksichtigt. Vor allem Orientierungen gegenüber den Aufgaben des Staates wurden in diesem Zusammenhang abgefragt.
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Politische Kulturen in Beteiligungsprozessen: empirische Ergebnisse Im Folgenden werden die wesentlichen Ergebnisse der umfassenden Erhebungen in Graz und Wolfurt dargestellt. Die Ergebnisse wurden vor dem Hintergrund grundlegender Kennzeichen der politischen Kultur in Österreich eingeordnet und interpretiert (s. Dimmel & Schmee 2007, Ulram 2006). Soziale Strukturen und Beteiligungsbereitschaft Aus der Auffächerung der Beteiligten in die Kategorien Alter, Geschlecht, Beruf und Herkunft lassen sich einige interessante Schlussfolgerung ziehen. In Bezug auf das Alter der Beteiligten zeigte sich in beiden Beteiligungsprozessen eine starke Unterrepräsentanz von unter 30-Jährigen im Vergleich zur Gesamtbevölkerung. Allerdings lag in beiden Städten die Rate derer, die ihr Alter nicht angegeben haben, bei knapp dreißig Prozent. In Graz waren SeniorInnen entsprechend dem Grazer Bevölkerungsanteil repräsentiert, wobei der Altersdurchschnitt der Stichprobe rund zehn Jahre über dem Altersdurchschnitt der GrazerInnen lag, was auf die geringe Repräsentation der unter 30-Jährigen zurückzuführen war. In Wolfurt war die Alterklasse der 40bis 49-Jährigen deutlich überrepräsentiert. In puncto Bildung zeigte sich in Graz eine deutliche Überrepräsentanz höher gebildeter Schichten. Während Personen, die nur über einen Pflichtschulabschluss verfügen, gänzlich fehlten, hat über die Hälfte der Beteiligten (56 Prozent) ein Universitätsstudium absolviert. In Wolfurt haben über 26 Prozent der TeilnehmerInnen ein Universitätsstudium absolviert. Im Vergleich zur Wolfurter Gesamtbevölkerung ist dies deutlich mehr. Es bestätigte sich auch hier eine Überrepräsentation höherer Bildungsschichten. Während der Prozentsatz der höher Gebildeten über dem Bevölkerungsschnitt lag, war der Anteil derjenigen, die einen Pflichtschulabschluss als höchste angeschlossene Ausbildung vorweisen können, deutlich unter dem Bevölkerungsschnitt. Wie theoretisch zu erwarten, waren Frauen geringer in den Beteiligungsprozessen vertreten als Männer. In Wolfurt waren nur 25 Prozent der Beteiligten Frauen, in Graz stellten Frauen vierzig Prozent der Beteiligten. In beiden Beteiligungsverfahren waren kaum MigrantInnen vertreten; in Graz waren vier Prozent nicht-österreichischer Herkunft, in Wolfurt zwei. Da diese Gruppe als „hard to reach group“ bekannt ist, wurden MigrantInnen in Graz zu einer speziellen Innovationswerkstatt geladen. Außerhalb der expliziten „Migrationsthemen“ waren Menschen mit nicht-österreichischem Hintergrund allerdings in Graz kaum vertreten. Die Bereitschaft zu konventioneller (Wahlen) und „unkonventioneller“ politischer Beteiligung der BürgerInnen schwankte bezüglich des Alters und der Ausbildung: Je geringer der Ausbildungsgrad der Befragten, desto größer ist deren Repertoire an politischer Beteiligung und desto häufiger die Umsetzung, mit Ausnahme von „Demonstrieren“ und dem „Verfassen von Leserbriefen“; diese Instrumente politischer Beteiligung wurden eher von höher Gebildeten gewählt. Diese Beteiligungsbereitschaft stand im Gegensatz zur Stichprobe der an der Planungswerkstatt Beteiligten, in der die weniger Gebildeten sehr gering vertreten waren. Hinsichtlich des Beteiligungsprozesses war die Beurteilung der Entscheidungsfindung und die Wahrnehmung des Diskussionsverlaufes als positiv entscheidend für die Zufriedenheit mit dem Prozess. Ebenso zentral war die Einschätzung, dass sich die PolitikerInnen als einfache BürgerInnen in die Diskussion eingebracht haben.
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Diese Faktoren beeinflussten die Zufriedenheit und die Bereitschaft zu einer zukünftigen Teilnahme an Beteiligungsverfahren. Zusammenfassend lassen sich aus der Analyse der Fragebögen Schlüsse über Motive und Hindernisse für eine Beteiligung ableiten. Letztere liegen, neben dem Zeitbudget, was vor allem Alleinerziehende und junge Frauen betrifft, an der Selbsteinschätzung der Beteiligten, die wiederum stark milieuabhängig sind. Bildung, Sprach- und Diskursfähigkeit stellen wichtige Zugangs- bzw. Ausschlusskriterien dar. Politische Orientierungen der BürgerInnen und der „Mehrwert“ von Beteiligung Grundsätzlich zeichnete sich die politische Kultur innerhalb der Gruppe der politisch engagierten Bevölkerung in Graz und Wolfurt durch für Österreich überdurchschnittliches politisches Interesse und weit überdurchschnittliche interne Effektivität (Einschätzung der eigenen Informiertheit) aus. Bezüglich des externen Effektivitätsbewusstseins, also der Einschätzung, wie weit man selbst das politische Geschehen beeinflussen kann, gab es gravierende Unterschiede zwischen den untersuchten Fällen: In Wolfurt waren die Befragten zu 64 Prozent der Meinung, einen Einfluss auf das politische Geschehen zu haben, in Graz nur zu 24 Prozent. Besteht eine Diskrepanz zwischen der Einschätzung eigener innerer und äußerer Effektivität, deutet dies auf eine inkohärente Situation hin, die entweder zu Unzufriedenheit führt oder mit zusätzlichen Einstellungsadaptionen abgefedert wird. Gesamtösterreichisch besteht tendenziell eine geringe Inkohärenz zwischen den beiden Einschätzungen, wobei die interne Effektivität selbst wiederum vergleichsweise höher eingeschätzt wird als die externe Effektivität. In Graz bestand eine extreme Inkohärenz: Die politisch engagierten GrazerInnen hielten sich für sehr qualifiziert und informiert bezüglich politischem Handeln, sahen aber nur geringe praktische Einflussmöglichkeiten. Dies erklärt die negativen Gefühle der Politik gegenüber. In Wolfurt schienen die Befragten ein kohärentes Bild ihrer politischen Qualifikationen und ihrer Einflussmöglichkeiten zu haben. Hinsichtlich des „Mehrwerts“ der Beteiligung für die BürgerInnen wurde deutlich, dass im Gegensatz zu den geäußerten Motiven soziale Aspekte wie neue Kontakte und die Erweiterung sozialer Kompetenzen eine wichtige Rolle gespielt haben. Angaben wie „verbessertes Verständnis für politische Prozesse“, „Einblick in Entscheidungsfindungsprozesse“ und „berufliche Nutzung des erworbenen Wissens“ unterschieden sich je nach Bildungshintergrund, wobei kein einheitliches Schema zu erkennen war. Bezüglich des Alters der Beteiligten gab es ebenfalls erhebliche Unterschiede in den wahrgenommenen Veränderungen durch den Beteiligungsprozess. Vor allem die 50- bis 59-Jährigen gaben an, sehr von dem Beteiligungsprozess profitiert zu haben, wobei soziale Aspekte wie „neue Kontakte knüpfen“ eher für ältere Befragte relevant waren. Wissen über politische Sachzwänge sowie berufliche Relevanz des erlangten Wissens war eher für jüngere Befragte wichtig. Vor allem LehrabsolventInnen wollten erlangtes Wissen und Kontakte für eine berufliche Veränderung nutzen. Die Verbesserung sozialer Kompetenzen wie Diskussionskultur und Gesprächsführung war für alle Bildungsschichten ein wichtiger Output. Die vorliegenden Ergebnisse decken sich mit Resultaten aus den Sozialkapitalstudien, wonach der soziale Hintergrund Auswirkungen auf die Vorteile hat, die aus Netzwerken bezogen werden (können).
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Die „politischen Kulturen“ der VertreterInnen der politisch-administrativen Systeme („Elite-Kulturen“) In Wolfurt zeichnete sich eine sowohl partizipativ als auch paternalistisch ausgerichtete politische Kultur ab. Durch die engen Beziehungen zwischen politischen Parteien, Alltagskultur und Wirtschaft wird eine hohe Stabilität des politischen Systems erreicht. Viele der Beschlüsse werden im Gemeinderat einstimmig gefasst. Dies scheint ein zentrales Charakteristikum der politischen Elite-Kultur in Wolfurt zu sein: Verhinderung von politischen Konflikten durch Einbindung aller wesentlichen AkteurInnen und Vermeidung der „Politisierung“ von Sachthemen. Die politische Kultur der Eliten ist eher auf Kooperation und Konsensorientierung ausgerichtet. In Graz zeigte sich ein geradezu gegensätzliches Bild der politischen Elite-Kultur. In einer sehr wechselhaften politischen Konstellation in der Stadtregierung ist partei-politische Positionierung ständig präsent und überschattet teilweise die Auseinandersetzung mit Sachthemen. Aufgrund der großen Bedeutung und Unsicherheit der Wählergunst, die unvorhersehbar scheint und bei jeder Wahl für Parteien existenzielle Umbrüche bedeuten kann, wird scheinbar großer Wert auf BürgerInnenbeteiligung gelegt. Andererseits wird der Wunsch nach einer stabileren parteipolitischen Konstellation und einer zentralen Entscheidungsmacht geäußert und die Bereitschaft gezeigt, parteipolitischen Interessen zuliebe BürgerInnenprojekte zu blockieren.



Ausblick – Handlungsempfehlungen für zukünftige Beteiligungsprozesse Die Erforschung politischer Kulturen auf lokaler Ebene ist mit einigen theoretischen und methodischen Herausforderungen konfrontiert, die am Beginn des Forschungsprozesses zu berücksichtigen sind. Allerdings stellen die Ergebnisse der Analyse von politischen Kulturen in Beteiligungsprozessen einen beträchtlichen Mehrwert dar, welcher bei der Planung und Umsetzung von zukünftigen Beteiligungsprozessen für die involvierten AkteurInnen handlungsleitend sein kann. Folgende Handlungsempfehlungen konnten abgeleitet werden: Keine Beteiligung ohne teilweisen Machtverzicht Die politischen AkteurInnen können einen wesentlichen Beitrag dazu leisten, dass die Beteiligungsbereitschaft zunimmt. Dies erfordert eine politische Kultur der Eliten, die durch Offenheit, Transparenz, Klarheit, Verantwortungsbewusstsein und durch teilweisen Machtverzicht in Diskussionsprozessen gekennzeichnet ist. Dies kann in der Folge die „externe Effektivität“ seitens der BürgerInnen stärken. Wie sich aus der Empirie ablesen lässt, können dadurch das Vertrauen und die positiven Gefühle gegenüber der Politik gestärkt werden. Förderung einer gemeinsamen Diskussions- und Konfliktaustragungskultur Das offene Austragen von Konflikten sowie die Bereitschaft, konstruktiv und sachlich miteinander zu diskutieren sind weitere Elemente einer partizipativ ausgerichteten politischen Kultur. Vor allem erfordert dies wiederum von den politischen AkteurInnen, stärker sachbezogen zu agieren und das politische Handeln weniger auf die öffentliche Aufmerksamkeit oder die machtpolitische Wirkung, die für die politische Partei generiert wird, zu orientieren. Dabei geht es auch um die Frage, wie auftretende Konflikte angesprochen werden und
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wie damit in der Folge umgegangen wird. Dieser Prozess muss transparent und offen gestaltet werden. Steuerungsmix statt Steuerungslücken Die politischen Kulturen der befragten BürgerInnen zeigen ganz eindeutig, dass von der Politik nach wie vor erwartet wird, steuernd in räumliche und gesellschaftliche Entwicklungen einzugreifen (was ganz in der Tradition der österreichischen politischen Kultur des Wohlfahrtsstaates steht). Allerdings setzt dies voraus, dass klare Steuerungsziele formuliert werden, und dass strategisch überlegt wird, in welchem politischen Feld welches Steuerungsmodell angewandt werden soll. Beteiligungsprozesse als Steuerungsinstrumente müssen gezielter eingesetzt werden. Verbesserung der Einschätzung der politischen Einflussnahme Um die politische Kultur in Richtung größere Bereitschaft für Partizipation weiterzuentwickeln, ist es notwendig, die externe Effektivität, also die Einschätzung, auf politische Prozesse Einfluss nehmen zu können, zu verbessern. Dafür ist es in Beteiligungsprozessen erforderlich, die unterschiedlichen Erwartungshaltungen zu erheben und zu adressieren. Außerdem ist es notwendig, klar zu kommunizieren, welche Einflussmöglichkeiten bestehen, wo die Grenzen des Einflusses liegen und wie mit den Ergebnissen des Prozesses umgegangen wird. Zudem sollte dargelegt werden, wie diese Ergebnisse in die formalen Wege der politischen Entscheidungsfindung eingebunden werden. Klare Identifikation der „Vorteile“ von Beteiligungsprozessen Am Anfang eines Beteiligungsprozesses sollte klargestellt werden, welche gemeinsamen Vorteile für alle Beteiligten entstehen können. Es hat sich gezeigt, dass Beteiligungsprozesse ein besseres Verständnis für politische Prozesse und Strukturen erzeugen können. Die Beteiligten gewinnen aber auch einen tieferen Einblick in die Sachzwänge, denen VertreterInnen des politisch-administrativen Systems oft unterworfen sind. Beteiligungsprozesse leisten einen wesentlichen Beitrag zur Verbesserung der sozialen Kontakte in einem Gemeinwesen. Auch dies kann wiederum dazu beitragen, dass das soziale Vertrauen und das Vertrauen in die Arbeit der politischen und administrativen Institutionen wachsen. Berücksichtigung der Kennzeichen des „Sozialen Raumes“ Je nach Zugehörigkeit zu einem sozialen Milieu gibt es unterschiedliche Motive, sich an einem Beteiligungsprozess zu beteiligen. Die Faktoren Alter, Geschlecht, Herkunft und Bildung haben in dieser Hinsicht großen Einfluss. Ein wesentlicher Bestandteil eines Beteiligungsprozesses sollte daher die Erhebung sozialräumlicher Daten sein, aufgrund derer ein tiefgehender Einblick in die Strukturen des „sozialen Raumes“, auf den sich der Beteiligungsprozess bezieht (Nachbarschaft, Bezirk, Gemeinde), möglich wird. Das Wissen über die Lebenswelten, die den sozialen Raum charakterisieren, wird dadurch erweitertet. Aus der genauen Kenntnis des „sozialen Raumes“ können Rückschlüsse über den Aufbau, den Ablauf und die inhaltlichen Schwerpunkte des Beteiligungsprozesses gezogen werden (z. B. durch die Berücksichtigung von spezifischen Zeitbudgets verschiedener sozialer Gruppen).
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Mehrfache Förderung einer Partizipationskultur Eine politische Kultur der Partizipation kann nur dort entstehen, wo vielfältige Angebote zur Partizipation gemacht werden. Sowohl in Wolfurt als auch in Graz werden schon seit längerer Zeit zu unterschiedlichen Themen und in verschiedenen politischen Feldern Partizipationsprojekte gefördert. Auch in der Darstellung der Gemeinde nach außen hin über Veranstaltungen, Broschüren oder den Internetauftritt der Stadt bzw. der Gemeinde zeigt sich, dass Beteiligung ein großer Stellenwert in den politischen Prozessen zuerkannt wird. Die Verknüpfung von politischer Symbolik mit konkretem politischem Handeln kann eine Veränderung in den politischen Kulturen der BürgerInnen bringen.
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Gemeinwesenarbeit, Governance und die Debatte um den Sozialen Raum Beiträge zur partizipativen Demokratieentwicklung Gemeinwesenarbeit gilt im deutschsprachigen Raum als interdisziplinäres Arbeitsprinzip, das darauf ausgerichtet ist, Menschen lebensweltnah dabei zu unterstützen, sich in gesellschaftliche Prozesse einzubringen. Das Konzept, das im Rahmen der Sozialen Arbeit entwickelt wurde, kam im interdisziplinären Bereich der Stadt- und Regionalentwicklung in Mitteleuropa seit den 1970er Jahren (vgl. u.a. Müller/Nimmermann 1971; Boulet/Krauss/Oelschlägl 1980) und verstärkt seit den 1990er Jahren (vgl. beispielhaft: Alisch 2001; Krummacher/Kulbach/Waltz/Wohlfahrt 2003) zur Anwendung. Insbesondere in Anbetracht der Diskurse rund um den Sozialen Raum und die Sozialraumorientierung, die in einer Vielzahl von Disziplinen geführt wird (Kessl/ Reutlinger/Maurer/Frey 2005), stellt sich die Frage, wie zeitgemäß das Konzept Gemeinwesenarbeitist und wie es sich zur Sozialraumorientierung verhält. In diesem Beitrag wird zuerst kurz betrachtet, welche Herausforderungen der politischen Steuerung sich für Kommunen und welche Probleme sich dabei für eine partizipative Demokratie ergeben. Im zweiten Teil wird das Arbeitsprinzip Gemeinwesenarbeit beschrieben und welchen Beitrag es für die Partizipation lokaler AkteurInnen leisten kann. Schließlich wird die aktuelle Debatte um die Sozialraumorientierung kritisch beleuchtet, um zuletzt Konsequenzen zu formulieren, die sich aus der Betrachtung des Arbeitsprinzips Gemeinwesenarbeit und der Debatte um den Sozialen Raum in Bezug auf die Entwicklung partizipativer Demokratieformen ergeben.



I. Staatliche Instanzen, allen voran die Kommunen, sind verstärkt gefordert, „neu zu steuern“. Kommunen sind aus zwei Perspektiven neuen Anforderungen ausgesetzt: Aufgrund räumlicher Veränderungen (Globalisierung) verlagern sich sozial- und demokratiepolitische Verantwortungen von nationaler Ebene auf die kommunale bzw. lokale (vgl. u.a. Alisch 2001b, 7-9; Kessl/Reutlinger 2007, 7-18; Löw/Steets/Stoetzer 2007, 66-78). Weil der nationalstaatliche Einfluss geringer wird, ist die Kommune noch stärker gefordert, mit Erscheinungen gesellschaftlicher Veränderungen umzugehen. Phänomene wie Armut und demographische Entwicklungen (Überalterung, Schrumpfungsprozesse, Migration etc.) werden in den physischen Räumen der Städte und Regionen sichtbar und wirksam. Weiters vervielfältigen sich im modernen, digitalen Kapitalismus Interessenslagen, Lebensstile und Milieus (vgl. u.a. Burzan 2005). Das fordert von Regierungen neue Formen des Aushandelns – insbesondere auf der kommunalen Ebene. Dabei stellt sich diese Entwicklung widersprüchlich dar: Einerseits nimmt der Druck auf Kommunen zu, „gut zu steuern“, während die Spielräume aufgrund der Zunahme von Aufgaben auf der kommunalen Ebene enger werden. Andererseits sollen die Menschen und deren vielfältige Interessenslagen stärker ins Regieren einbezogen werden. Damit ergibt sich im Rahmen dieses „Governance-Programms“ ein Widerspruch zwischen einem verstärkten Druck der
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Steuerung „von oben“ und dem Anspruch, die Interessen aus den Lebenswelten „von unten“ einzubeziehen (vgl. dazu auch Diebäcker 2008a und 2008b). „Von oben“ meint dabei die legitime Steuerungslogik aus staatlicher Perspektive. Aufgabe des Staates ist es, zu reglementieren, Interessenslagen zu ordnen, soziale Ordnungen herzustellen und zu sichern. Nach Habermas wirken diese reglementierenden Handlungslogiken in die Lebenswelten („unten“). Die Lebenswelten werden kolonialisiert – Interessen aus den Lebenswelten werden weniger wirksam (Habermas 1981). Das aber kann zum Bruch der Lebenswelten führen, zu Konflikten, die sich beispielsweise in Interessensgegensätzen im Stadtteil zeigen. Daher besteht die Notwendigkeit, Lebenswelten zu schützen bzw. zu unterstützen, damit Interessenslagen und Bedürfnisse der Menschen ausreichend ins System des Staates einfließen können (vgl. u.a. Oelschlägl, 38-40, Habermas 1981). Genau diese Aufgabe wird im Rahmen der Gemeinwesenarbeit übernommen.



II. Die Entwicklung der Gemeinwesenarbeit war und ist historisch mit der Zivilgesellschaft und sozialen Bewegungen verknüpft, von der Settlementbewegung, über die Friedensbewegung, die Frauenbewegung bis zur Studentenbewegung (vgl. u.a. Oelschlägel 2001; Müller 1999). Gemeinwesenarbeit stellte also ein Konzept dar, Interessenslagen aus den Lebenswelten zu organisieren und wirksam zu machen. Internationale Diskurse rund um Community Development (Campfens 1999) und Gemeinwesenökonomie (Elsen 2007) zeigen, dass diese zivilgesellschaftliche Tradition nach wie vor aktuell ist: Angesichts einer globalisierten Welt wird thematisiert, wie nachhaltige, lebensdienliche sowie partizipative städtische, regionale bzw. ökonomische Entwicklung möglich ist. In dieser Tradition sind Methoden entwickelt worden, die einerseits sehr lebensweltnah Interessen aufspüren und organisieren (vgl. u.a. Lüttringhaus / Richers 2003; Maier 2005) und andererseits Menschen ansprechen, die benachteiligt sind, also besonders schwierig von sich aus ihre Interessen im politischen System wirksam machen können (vgl. u.a. Munsch 2003). Gemeinwesenarbeit stellt damit ein Arbeitsprinzip dar, das aufgrund der zivilgesellschaftlichen Tradition den Fokus auf die Teilhabe und Beteiligung hatte und auch aktuell hat (vgl. u.a. Lüttringhaus 2000).



III. Seit den 1990er Jahren aber tritt die Debatte um den Sozialen Raum in den Vordergrund (vgl. Kessl/Reutlinger 2007, 7-18). Dieser Diskurs, der in verschiedenen Disziplinen geführt wird (vgl. Kessl/ Reutlinger/Maurer/ Frey), wirkt auch auf die Soziale Arbeit und damit auf die Gemeinwesenarbeit. Dabei ist festzustellen, dass es keineswegs ein einheitliches Verständnis zu einer „Sozialraumorientierung der Sozialen Arbeit“ gibt. Es können zumindest vier Zugänge unterschieden werden:
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Gemeinwesenarbeit Im Rahmen des Arbeitskonzepts Gemeinwesenarbeit wurde seit jeher das Verhältnis zwischen Individuum, strukturellen Bedingungen und dem territorialen Raum (dem Stadtteil bzw. der Region) thematisiert.31 Gemeinwesenarbeit stellt also ein traditionsreiches sozialräumliches Konzept dar. Sozialraumorientierung in der Jugendarbeit Insbesondere Deinet und Krisch, aber auch Böhnisch thematisieren, begründen und reflektieren die Praxis der offenen und aufsuchenden Jugendarbeit, Kinder und Jugendliche emanzipatorisch dabei zu unterstützen, sich Raum anzueignen. Dabei wird ein parteiliches und lebensweltnahes Konzept vertreten, das ermöglicht, dass Kinder und Jugendliche ihre Interessen vertreten, sich Kompetenzen aneignen und damit nicht nur den territorialen Raum (beispielsweise einen öffentlichen Platz), sondern auch den gesellschaftlichen Raum besetzen. Kinder und Jugendliche erlernen, sich in gesellschaftliche Prozesse einzubringen und an diesen teilzunehmen. Somit hat die Sozialraumorientierung dieser Lesart einen bedeutenden Fokus auf der Partizipation von Kindern und Jugendlichen in der Gesellschaft (Deinet/Krisch 2002; Krisch 2009; Böhnisch/Münchmeier 1990). Programmatik sozialräumlicher Steuerung Sowohl im Rahmen der Programmatik „Soziale Stadt“ bzw. der „sozialen integrierten Stadtentwicklung“ (vgl. u.a. Alisch 2001; Krummacher/Kulbach/Waltz/Wohlfahrt 2003; Litges/Lüttringhaus/Stoik 2005) als auch im Rahmen der Sozialraumorientierung in der Jugendhilfe bzw. Jugendwohlfahrt (vgl. u.a. Hinte/Treeß 2007; Budde/Früchtel/Hinte 2006) geht es darum, Steuerungsprobleme „von oben“ zu lösen. „Sozialräumliche Ressourcen“ sollen genutzt werden, um Probleme in den Stadtteilen und Regionen zu bearbeiten und die Interessen der Lebenswelten in die Problemlösungen einfließen zu lassen. Unterschiedliche Ressortlogiken der Kommunen sollen vernetzt und gebündelt und disziplinäres Wissen soll (Planung, Architektur, Soziologie, Soziale Arbeit ...) verknüpft werden, um eine soziale und nachhaltige Stadtentwicklung zu ermöglichen. In der Programmatik finden sich fachliche (wie die Partizipation der Lebenswelten) ebenso wie politische Ziele der neuen Steuerung. Die Praxis dieser Programmatik zeigt, dass die Interessen der „neuen Steuerung von oben“ stärker wirken als fachliche Interessen. An Stadtteilentwicklungsprozessen werden eher Menschen beteiligt, die sich aufgrund ihrer Bildung ohnehin schon leichter beteiligen. Der Zusammenhalt innerhalb benachteiligter Milieus wird zwar gestärkt, aber nicht die Befähigung, sich in politische Prozesse einzubringen. „Sozialräumliche“ lokale Ressourcen werden aktiviert, um kommunale bzw. sozialstaatliche Probleme beispielsweise durch Ehrenamt zu bearbeiten (vgl. Otto/Ziegler 2004). Otto und Ziegler formulieren den Vorwurf, dass die Lösung von Problemen von übergeordneten Ebenen in den territorialen Raum auf lokale AkteurInnen verlagert wird, obwohl die Probleme dort gar nicht entstanden sind (beispielsweise Armut und Arbeitslosigkeit) und es im Kern nicht darum geht, die Teilhabe von Menschen zu fördern (vgl. a.a.O.). Durch diese Verlagerung 31 



Bereits um 1900 hat sich Jane Adams im Rahmen der Settlementbewegung mit Armut und räumlicher Konzentration derselben in Chicago auseinandergesetzt (vgl. Müller 1999). Für den deutschsprachigen Raum haben Dieter Oelschlägl et al. 1980 unterschiedliche räumliche Dimensionen definiert (territoriales, kategoriales und funktionales Gemeinwesen, vgl. Boulet/Krauss/Oelschlägel 1980).
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von Verantwortung in den Nahraum („Responsibiliserung“ und „Territorialisierung“, Kessl/Reutlinger 2007, 10-11) werde sogar umgekehrt die gesellschaftliche Teilhabe eingeschränkt, weil die lokalen AkteurInnen auf ihre Probleme zurückgeworfen werden. So verstandene sozialräumliche Programmatiken sind als „Exklusionsmanagement“ zu bezeichnen (vgl. Otto/Ziegler 2004). Sozialraumorientierung ist somit eine GovernanceStrategie und steht in einem problematischen Spannungsverhältnis zu partizipativer Demokratieentwicklung (vgl. Diebäcker 2008a und 2008b). Sozialraumarbeit als reflexive, sozialräumliche Theorie Aus der Kritik an einer sozialräumlichen Programmatik „von oben“ ergibt sich dieses vierte Verständnis einer „Sozialraumorientierung“. Die Arbeiten insbesondere von Kessl und Reutlinger beziehen die theoretische Debatte um den Sozialen Raum ein: Der Soziale Raum wird anknüpfend an die französische Raumsoziologie (vgl. u.a. Bourdieu 1983 und 1997; Lefebvre 197032) sowohl als gestalteter als auch determinierender Raum verstanden. Der sogenannte „relationale Raum“ wird einerseits von Menschen gestaltet, ist also gestaltbar, andererseits determiniert er die Handlungsmöglichkeiten von Menschen. Somit muss der Soziale Raum einerseits als gesellschaftliche Struktur verstanden werden, der Gestaltung ermöglicht bzw. einschränkt, also auch als Raum, der von Menschen verändert werden kann. Entscheidend dabei ist, über welche Möglichkeiten, Ressourcen bzw. „Kapitalien“ die einzelnen Menschen in ihren Milieus verfügen. Der Soziale Raum ist somit auch ein gesellschaftlicher Raum der Ungleichheiten von Milieus. Je nach Milieuzugehörigkeit können sich Menschen mehr oder weniger in gesellschaftliche Prozesse einbringen. Diese Theorie ermöglicht einen differenzierten Blick auf die Milieus und Menschen, im Hinblick darauf, wie die gesellschaftliche Teilhabe gefördert werden kann bzw. behindert wird (vgl. u.a. Kessl/Reutlinger 2007).



IV. Aus diesen Überlegungen können folgende Konsequenzen gezogen werden: 1. Das Arbeitsprinzip Gemeinwesenarbeit und die Sozialraumorientierung der Jugendarbeit stellen Zugänge dar, wie Menschen beziehungsweise lokale AkteurInnen dabei unterstützt werden können, sich an gesellschaftlichen Prozessen zu beteiligen. Aufgrund der reflexiven, sozialräumlichen Theorie allerdings besteht die Möglichkeit, differenzierter und detaillierter einen Blick zu entwickeln, welche gesellschaftsstrukturellen, milieuspezifischen und räumlich-territorialen Bedingungen Beteiligung behindern beziehungsweise ermöglichen. 2. Aufgrund der Tendenz, dass Lebenswelten vom ökonomischen und politischen System kolonialisiert und instrumentalisiert werden, sind Formen neu zu entwickeln, einerseits lebensweltliche Interessen ins System wirksam einzuführen, andererseits die Lebenswelten zu schützen. Im Rahmen der Gemeinwesenarbeit, der sozialräumlichen Arbeit bzw. der Stadt- und Regionalentwicklung ist es daher notwendig, dass lebensweltliche Interessensorganisation möglichst autonom und ohne Einflussnahme von staatlicher Seite erfolgt. Eine Möglichkeit würde darin bestehen, die lebensweltlichen bzw. lokalen Prozesse periodisch mit dem politischen System zu koppeln, um sie nach den Austauschprozes32 



Jüngere Rezeptionen von Lefebvres Theorie finden sich überblicksartig bei Löw et al 2008, oder bei Macher 2007.
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sen wieder zu entkoppeln. Damit könnten vertikale Austausch- und Aushandlungsprozesse zwischen Lebenswelten und Systemen institutionalisiert werden, die Instrumentalisierung der Lebenswelten aber verhindert werden (vgl. Gerlich/Stoik 2008).33 3. Eine lebensweltschützende und -unterstützende Gemeinwesenarbeit bzw. sozialräumliche Arbeit muss daher ebenfalls vor zu starker staatlicher Einflussnahme und Instrumentalisierung geschützt werden. Als öffentlich finanzierte Einrichtung hat die sozialräumliche bzw. Gemeinwesenarbeit ohnehin auch die Funktion, das Soziale zu steuern, zwischen Milieu-Interessen zu vermitteln, soziale Regeln mitzuentwickeln und deren Einhaltung zu kontrollieren. Aber um lebensweltliche Interessenslagen wirksam organisieren zu können, muss den Einrichtungen der Gemeinwesenarbeit beziehungsweise der Sozialraumarbeit die Möglichkeit gegeben sein, möglichst autonom in oder besser „mit“ den Lebenswelten zu arbeiten. Diese Möglichkeit kann nur durch eine zivilgesellschaftliche Verankerung der Einrichtungen gewährleistet sein. Diese zivilgesellschaftliche Verankerung ist von mehreren Seiten abzusichern: a. Zivilgesellschaftliche Organisationsformen, wie Vereine oder Genossenschaften, können sich gegenüber rein gewinnorientierten und staatlichen Organisationsformen leichter staatlicher bzw. ökonomischer Einflussnahmen entziehen. b. Im öffentlichen Auftrag für die Einrichtungen ist festzuhalten, dass eine wesentliche Aufgabe darin besteht, lebensweltliche Interessen möglicherweise auch entgegen staatlicher oder ökonomischer Interessen zu organisieren. c. Die Organisation der Einrichtungen, deren Trägerorganisationen bzw. deren MitarbeiterInnen (beispielsweise in Fachforen, Vereinen bzw. über Tagungen) stärkt die autonome fachliche Ausrichtung. Der fachliche Austausch ermöglicht, dass sich MitarbeiterInnen und Trägerorganisationen gegenseitig fachlich unterstützen, problematische Einflussnahme und Instrumentalisierungen der Lebenswelten zu erkennen, das eigene Handeln zu reflektieren und einseitiger Einflussnahme aus staatlicher und ökonomischer Perspektive entgegen zu wirken. d. Eine unabhängige Forschung ermöglicht die kritische Reflexion der Arbeit, zeigt Reflexionsblockaden und Instrumentalisierungen auf und bietet fachliche Begründungen und Argumentationen für die autonome und lebensweltnahe Arbeit. e. Ausbildungsstätten haben die Aufgabe, lebensweltnahe und milieuspezifische Methoden ebenso zu vermitteln wie Methoden der Aushandlung und Gestaltung öffentlicher Austauschprozesse. Besonders bedeutsam aber ist die Vermittlung von Reflexionszugängen in der Alltagspraxis.



33 



An dieser Stelle ist zu betonen, dass Gemeinwesen- bzw. Sozialraumarbeit nicht als Alternative, sondern als Ergänzung zur Teilhabe von Menschen an gesellschaftlichen Teilsystemen wie Bildung, Arbeit, Bürgerrechte, Konsum etc. zu verstehen ist.
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V. Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die Debatte um die Sozialraumorientierung ermöglicht, den Diskurs um Governance kritisch zu betrachten. Diese Debatte um die Sozialraumarbeit bereichert allerdings auch die Diskussion zu Partizipation und gesellschaftlicher Teilhabe. Gemeinwesenarbeit eröffnet theoretische und methodische Zugänge zur lebensweltnahen Teilhabe von Menschen – besonders aufgrund ihrer zivilgesellschaftlichen Tradition. Als traditionsreiches Arbeitsprinzip ist es aber angesichts der Debatte um die Sozialraumorientierung theoretisch neu zu reflektieren und zu positionieren, um einseitigen Instrumentalisierungen entgegen zu wirken. Daher ergibt sich die Notwendigkeit, Gemeinwesenarbeit nicht nur theoretisch kritisch zu betrachten, sondern auch ihre Handlungspraxis vermehrt zu dokumentieren und zu reflektieren – auch in Hinblick darauf, wie das Arbeitsprinzip verankert werden kann, um die Teilhabe von benachteiligten Milieus zu befördern.
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ES GEHT ZUR SACHE: PARTIZIPATION VOR ORT
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Selbstorganisation und Politik Wie mehr Partizipation nicht nur zu besseren Lösungen führen kann, sondern auch zu einer nachhaltigeren Politik. 2001 wurde die Online-Enzyklopädie Wikipedia34 ins Leben gerufen. Binnen weniger Jahre konnte sie sich gegen renommierte Nachschlagewerke durchsetzen und ist heute für viele, die einen Begriff nachschlagen wollen, die erste Adresse. Wikipedia ist nicht nur eine erfolgreiche Online-Enzyklopädie, sondern ein faszinierendes Beispiel für funktionierende Selbstorganisation. Denn der Inhalt – und das ist das eigentlich Erstaunliche – stammt von den BenutzerInnen selbst. Diese Art von Kollaboration und Interaktion ist erst durch das Internet möglich geworden und hat wiederum das Internet selbst verändert. Man spricht deshalb auch vom Web 2.0. Nicht nur das Internet, auch das politische System könnte von mehr Kollaboration und Interaktion profitieren, insbesondere wenn es um Fragen der Gemeinde- und Regionalentwicklung geht. Mehr Selbstorganisation, so die Grundthese dieses Artikels, ist nicht nur nützlich und kostengünstig, sondern dringend notwendig, um die anstehenden großen gesellschaftlichen Herausforderungen erfolgreich zu bewältigen. Anhand von praktischen Beispielen wird beschrieben, wie eine stärkere Beteiligung der Öffentlichkeit als gestaltende Kraft das bestehende politische System erneuern kann. Wie sie hilft, aktuelle politische Konflikte zu entschärfen, bessere Lösungen zu entwickeln, mehr Akzeptanz und Glaubwürdigkeit zu schaffen, um so langfristig die individuelle Lebensqualität und das Gemeinwohl zu sichern.



Das Dilemma mit der Nachhaltigkeit Der Rat für Nachhaltige Entwicklung in Deutschland hat im Jahr 2006 den Auftrag erteilt, eine Generationenbilanz zu erstellen. Ziel war herauszufinden, welche „Erbschaften und Erblasten für das Deutschland von morgen“35 zu erwarten sind. Das nicht ganz unerwartete Resümee, das wohl für alle entwickelten Länder (und zunehmend auch für die Schwellenländer) gilt: Wir leben – individuell und kollektiv – weit über unsere Verhältnisse. Den Preis unseres Wohlstandes bezahlen wir nur zu einem Teil selbst, der Rest geht auf Kosten anderer, nämlich der Dritten Welt, der Umwelt und künftiger Generationen.



34 35 



http://de.wikipedia.org. Volker Hauff, Günther Bachmann (Hrsg.) (2006): Unterm Strich. Erbschaften und Erblasten für das Deutschland von morgen – Eine Generationenbilanz. Bonn. Die Studie wurde auf Veranlassung des Rates für Nachhaltige Entwicklung und im Auftrag des Bundeskanzleramtes und des Bundesministeriums für Bildung und Forschung erstellt.
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Bewusst oder unbewusst ahnen wir bereits, dass „die fetten Jahre“ vorbei sind. Die Verteilungskonflikte nehmen zu, ebenso wie die deutlich sichtbaren Krisensignale. Erstaunlich ist, dass diese Krise schon lange absehbar war: Der Club of Rome-Bericht über die Grenzen des Wachstums wurde 1972 veröffentlicht, der Brundtland-Report 1987. Geschehen ist wenig. „Seither haben Politiker und Institutionen weit mehr über Nachhaltigkeit gesprochen als die Gesellschaft wirklich auf den Pfad einer nachhaltigen Entwicklung zu schicken. Der Konflikt zwischen wirtschaftlicher Entwicklung und ökologischer Stabilität ist nach wie vor ungelöst.“36 Eigentlich müssten Politik und Verwaltung, Wirtschaft und Gesellschaft mit Hochdruck an der Anpassung unseres Lebensstils an die Erfordernisse einer Nachhaltigen Entwicklung arbeiten, um Lebensqualität und Gemeinwohl dauerhaft zu sichern. Stattdessen treten wir weltweit auf der Stelle. Die Liste der ungelösten Probleme (z.B. Klimawandel, Energiekrise, demografischer Wandel, Ressourcenverbrauch und jetzt auch noch die Wirtschafts- und Finanzkrise) wird immer länger. Es schaut so aus, als ob Politik und Nachhaltigkeit schlecht vereinbar sind. Die Planungshorizonte von Regierungen und Unternehmen sind meist sehr kurzfristig. Trotzdem, so die Autoren der Generationenbilanz, sei es aber „ebenso korrekt wie nutzlos, Politiker für diese Fehlleistungen verantwortlich zu machen. Denn es existiert eine unausgesprochene Übereinkunft zwischen ihnen und dem Wahlvolk, dass jener politisch keine Chance hat, der aus radikaler Vernunft heraus richtig und nachhaltig handelt, also Schulden abbaut, den Kohlendioxid-Ausstoß mit allen Mittel minimiert, naturzerstörende Subventionen streicht, Familien massiv entlastet und hemmungslos in Zukunftsausgaben wie Bildung und Integration von Migranten investiert. Dafür müsste jeder Politiker so stark an die Besitzstände verschiedener Gruppen gehen, dass seine Wiederwahl ausgeschlossen ist.“37 Das ist das eigentliche Dilemma: Eine Politik der Nachhaltigkeit ist (noch) nicht mehrheitsfähig, jede andere Politik ist nicht zukunftsfähig. Dieses Dilemma setzt sich bis ins individuelle Leben fort. Alle befürworten zwar Umweltschutz und Nachhaltigkeit, die tatsächlichen Entscheidungen gehen aber in die entgegengesetzte Richtung. Sich nicht nachhaltig zu verhalten erscheint den meisten Menschen zumindest kurzfristig attraktiver bzw. bequemer zu sein, als das eigene Verhalten in Richtung Nachhaltigkeit zu verändern. Und die Kosten dafür werden ohnehin von der Allgemeinheit getragen, lassen sich also sozialisieren. Ein gutes Beispiel dafür ist die Nahversorgung. Seit Jahrzehnten ist die Zahl der Lebensmittelgeschäfte, Metzgereien, Gasthäuser, Postämter stark rückläufig. Gleichzeitig hat sich im gleichen Zeitraum die Verkaufsfläche vervielfacht. Hinter dieser Entwicklung steckt ein grundlegender Strukturwandel: Weil große Geschäfte eine größere Auswahl und billigere Preise anbieten können, verdrängen die großen Geschäfte die kleinen. Wer kann, der wächst, um sich am Markt behaupten zu können. Wer nicht kann, sperrt über kurz oder lang zu. Wachstum als Überlebensstrategie. 36 Ebenda, S. 7. 37 Ebenda.
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Die Folgen dieser Entwicklung sind vielfältig: Während die Einkaufszentren und Discounter an der Peripherie von Ballungszentren mit einer schier unüberschaubare Vielfalt von Angeboten locken, veröden gleichzeitig die kleinen Orte auf dem Land und benachteiligte Quartiere im urbanen Raum. Dem kurzfristigen, individuellen Nutzen stehen langfristige, kollektive Kosten gegenüber, die oft nicht einmal als solche erkennbar sind. So bleiben etwa die Alten, die Kranken, die Kinder zurück, also all jene, die nicht mobil sind. Zurück bleibt aber auch der Ort als qualitätsvoller Lebensraum. Denn weniger Geschäfte und weniger Infrastruktur bedeuten weniger Treffpunkte, weniger Orte der persönlichen Begegnung in den Gemeinden. Mit der Zahl der Treffpunkte nimmt unweigerlich auch die Qualität der Beziehungen ab. Das Sozialkapital schrumpft. Und mit ihm die Lebensqualität. Gegen diese Entwicklung scheint kein Kraut gewachsen zu sein, auch hier wirkt wieder das Dilemma der Nachhaltigkeit: Obwohl sich die Bevölkerung praktisch ausnahmslos zum Erhalt der Nahversorgungsstrukturen bekennt, geht das Sterben der kleinen Läden weiter, weil niemand mehr dort einkauft. Der kleine, kurzfristige persönliche Gewinn auf der einen Seite, der große, langfristige, kollektive Verlust auf der anderen.



Wir können auch anders In der Gemeinde Langenegg im Bregenzerwald scheinen die Uhren anders zu ticken. Während im Rest der Welt die Großen die Kleinen fressen, Geschäfte zusperren und Orte veröden, geht es hier aufwärts. Obwohl das kleine Dorf nur rund 1.000 Einwohner zählt, hat kürzlich ein modernes Nahversorgungsgeschäft aufgesperrt. Schon ein paar Jahre vorher haben sich eine Ärztin, ein Zahnarzt, eine Masseurin und ein Friseur angesiedelt. Die Poststelle, die kurz vor der Schließung stand, wird nun von der Lebenshilfe betrieben. Ein Gasthaus wurde als Hotelbetrieb ausgebaut, die marode Sennerei saniert. Ein Autohaus hat sich angesiedelt, eine zusätzliche Tischlerei, ein Café. Die Musikkapelle hat ein Probelokal bekommen, die Familien einen neuen Kindergarten und sogar eine Tauschwährung wurde eingeführt. Der Dorfkern ist nicht mehr wiederzuerkennen. Das Dorf blüht auf. Noch in den 90er Jahren war von diesem Aufschwung nicht viel zu spüren. Im Gegenteil. Wie anderswo sperrten auch hier Geschäfte und Gasthäuser zu, der Ort war gespalten. Von einem Ortszentrum keine Spur. Damals beschloss der amtierende Bürgermeister Peter Nußbaumer, ein Experiment zu wagen: Statt sich wie bisher die ganze Verantwortung für die Gemeinde selbst auf die Schultern zu laden, begann er mit Unterstützung seines Vizebürgermeisters Gebhard Bechter, ganz auf Selbstorganisation und Bürgerbeteiligung zu setzen. Zu diesem Zweck wurde eine Arbeitsgruppe von engagierten Leuten, ein so genanntes Kernteam, eingerichtet. Fünf, sechs Personen aus ganz verschiedenen Lebensbereichen übernahmen die Aufgabe, die Bürgerinnen und Bürger des Ortes möglichst aktiv in die Entwicklung des Ortes einzubinden. Das Kernteam selbst darf dabei keine Projekte durchführen, sondern soll sich ganz darauf konzentrieren, die Einbeziehung und das Engagement der verschiedenen Gruppen zu koordinieren. Was damals mit dem Thema Nahversorgung begann, hat inzwischen weite Kreise gezogen. Dem Kernteam ist es gelungen, aus zwei getrennten Ortsteilen ein nachhaltiges Dorf zu machen. Auch die Palette der behandel-
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ten Themen ist enorm: Vom Dorfladen zur Kinder- und Jugendbeteiligung, von der Integration Zugezogener bis zur Steigerung der Energieeffizienz, von der Einführung einer Komplementärwährung bis zur dauerhaften Sicherung der Lebensqualität. Das Besondere: Das Kernteam ist nie bei einem einzelnen Thema, bei einem einzelnen Projekt stehen geblieben, sondern hat sich laufend weiter entwickelt. Immer am Puls dessen, was das Dorf bewegt. Und: Langenegg ist nicht allein. Auch in anderen Gemeinden und Regionen (wie z.B. dem Biosphärenpark Großes Walsertal, Bildstein, Götzis, Buch, Düns und Zwischenwasser) hat man sich auf einen ähnlichen Weg gemacht.



Die Organisation der Selbstorganisation Die Prozesse, wie sie in Langenegg oder im Biosphärenpark Großes Walsertal gestartet wurden, sind klassische Selbstorganisationsprozesse. Sie unterscheiden sich damit grundlegend von vielen anderen Ansätzen der Gemeinde- und Regionalentwicklung, die üblicherweise zentral geplant und umgesetzt werden. Eine Beteiligung der Bevölkerung ist dort meistens nicht nötig oder beschränkt sich darauf, die Öffentlichkeit lediglich über geplante Maßnahmen zu informieren. Von Selbstorganisation wird gesprochen, wenn die Bevölkerung Gelegenheit erhält, selbst eine aktivere Rolle zu übernehmen, und zwar nicht erst bei der Umsetzung von Projekten, sondern möglichst früh, also bereits in der Planungsphase. Für die planende Gemeinde mag das zunächst einen Mehraufwand bedeuten, der große Vorteil dieser Vorgehensweise besteht aber darin, dass die Chancen einer erfolgreichen Umsetzung steigen, weil sich ein breiterer Kreis an Personen mit dem Vorhaben intensiv befasst, diese nun besser Bescheid wissen, Verbesserungsvorschläge einbringen können und sich – im Idealfall – dadurch auch mehr mit dem Ergebnis identifizieren. Die Bevölkerung ist damit nicht nur in der Konsumentenrolle, sondern aktiv beteiligt und wird so zur Teilhaberin, kann Mitverantwortung tragen. Die Erfahrung zeigt, dass dauerhaft erfolgreiche kommunale und regionale Selbstorganisationsprozesse sich durch ganz bestimmte Qualitäten auszeichnen. Dazu zählt • eine möglichst breite Beteiligung der Bevölkerung (anstatt der Dominanz von einzelnen Stakeholdern/Lobbyisten und Einzelkämpfern). Dabei ist das Ziel nicht unbedingt, möglichst viele, sondern möglichst unterschiedliche Personen zu integrieren (Vielfalt als Ressource). • vorausschauendes, proaktives Handeln (anstatt nur auf äußere Ereignisse zu reagieren). • das Formulieren einer gemeinsamen, längerfristigen Vision (anstatt nur auf Einzelmaßnahmen zu setzen). • die Konzentration auf den längerfristigen Gesamtprozess (anstatt nur auf ein einzelnes Projekt oder Thema), der zudem • als kontinuierlicher Lern- und Verbesserungsprozess angelegt ist, an dem alle Beteiligten wachsen können und bei dem Fehler erlaubt sind. • die laufende thematische und personelle Weiterentwicklung und Erneuerung (statt immer am selben
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Thema mit den gleichen Leuten zu arbeiten). • die Betonung von Dialog und Kooperation (statt Wettbewerb und Hierarchie) und die Anwendung entsprechender Techniken und Verfahren. Wesentliche Voraussetzung, dass solche Selbstorganisationsprozesse tatsächlich gelingen können, ist allerdings die entsprechende Haltung von Politik und Verwaltung zur Beteiligung selbst. Die Bürgerinnen und Bürger merken sehr schnell, ob man sie wirklich einbinden will, ob man an ihrer Meinung, ihrer Erfahrung, ihren Talenten interessiert ist, oder ob es lediglich darum geht, möglichst hohe Akzeptanz für bereits beschlossene Lösungen zu bekommen und/oder Kosten zu sparen. Die Gretchenfrage lautet also: Gibt es seitens der Politik ein echtes Interesse an einer besseren Zusammenarbeit und Einbeziehung der Bevölkerung? Hat sie die nötige Offenheit, sich auf Prozesse einzulassen, deren Ergebnis noch nicht von vornherein absehbar ist? Will sie die Bevölkerung wirklich zu Teilhabern machen, oder geht es ihr nur darum, Zustimmung für die eigenen Pläne zu bekommen? Um Selbstorganisationsprojekten zum Durchbruch zu verhelfen, spielt das politische System deshalb eine Schlüsselrolle. Politiker und Politikerinnen, die sich schwer tun, Macht abzugeben, werden Mühe mit offenen Prozessen haben, weil sie oft als Macht- und Kontrollverlust erlebt werden. Auch wird die Fähigkeit der Bevölkerung unterschätzt, konstruktive Beiträge leisten zu können. Aber selbst wenn es ein politisches Bekenntnis zu Beteiligung gibt, ist das Wissen über zeitgemäße Verfahren und deren Einsatzmöglichkeiten noch sehr mangelhaft.38 Dabei wurden in den letzten Jahren und Jahrzehnten eine Reihe von neuen Verfahren entwickelt, die sehr vielversprechend sind, etwa ‚Pro Nah’ von SPES, ‚Lebenswert leben’ vom Büro für Zukunftsfragen, Peter Dienels ‚Planungszellen’ oder die ‚BürgerInnen-Räte’ (Wisdom Councils) von Jim Rough.



Warum ist das nicht überall so wie in Langenegg? Die Politik hat ein zweifaches Problem mit der Selbstorganisation: Prozessorientiertes Arbeiten bedeutet für Regierung und Verwaltung, Macht abzugeben und sich auf schwer kontrollierbare Abläufe einzulassen. Außerdem erschwert die Organisation der Verwaltung, die streng nach Sektoren gegliedert ist, ein fachübergreifendes Denken in Zusammenhängen. Doch der Nutzen dieses Ansatzes spricht für sich: Selbstorganisation hilft, das Dilemma der Nachhaltigkeit zu lösen, indem sie Menschen ermutigt und befähigt, selbst langfristig bessere Lösungen zu finden, die geeignet sind, individuelles wie kollektives Wohlergehen bestmöglich zu sichern. Experimente wie die BürgerInnen-Räte, wie sie zum Beispiel in Bregenz praktiziert werden, zeigen das enorme Potenzial auf, das in Selbstorganisation und Beteiligung steckt. Gleichzeitig ist aber auch klar: Wir stehen noch ganz am Anfang einer neuen Entwicklung. Die große Herausforderung lautet, im politischen System nicht nur das Wettbewerbselement zu betonen, sondern künftig stärker auf Zusammenarbeit zu setzen. Das politische System hat sich zu weit vom Bürger entfernt. Es agiert zu abgehoben, dreht sich um sich selbst. Vom klassischen Modell der liberalen Demokratie, das weitgehend ohne Bürgerinnen und Bürgern auskommt, hin zu einer partizipativeren Demokratie, das die Weisheit der Vielen nützt, Verantwortung teilt und das politische System erdet. 38 



Veranstaltung „Wieviel Partizipation verträgt die Politik?“ 2007 im Nationalrat. 87
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Selbstorganisation kann helfen, die Öffentlichkeit als (mit-)gestaltende Kraft zu gewinnen und so das politische System zu erneuern. Wenn man sie zulässt.



Literatur Volker Hauff, Günther Bachmann (Hrsg.) (2006): Unterm Strich. Erbschaften und Erblasten für das Deutschland von morgen – Eine Generationenbilanz. Bonn.
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How Citizen Participation Can Solve Impossible Problems



Lake Constance is at the heart of Europe bordering three countries: Germany, Austria, and Switzerland. On the Austrian border is the ancient city of Bregenz, capital of the wealthiest state in Austria, Vorarlberg. Manfred Hellrigl is Director of the Department of Future Related Issues for Vorarlberg and a pioneer in the art of democracy. After a bitter public battle over the development of a key waterfront plot of land, Manfred Hellrigl proposed a new idea to the mayor of Bregenz for addressing the next high profile project. He suggested a new kind of public participation strategy, a way to involve mainstream citizens, not just the stakeholders, and where they really understand the issues, where everyone’s points are valued, and where the process builds the spirit of community. Manfred Hellrigl proposed a Creative Insight Council (CIC) and the mayor agreed. So twelve citizens were randomly selected from the voter registration roles. They met for two days and listened to the proposed plans and to a range of views about them. They were dynamically facilitated to reach a shared perspective. The CIC determined that this project offered a once-in-a-lifetime opportunity to link the city more tightly to the lake. That became their theme as they suggested major changes to the proposal. One main idea was to make the second floor of the project the center of gravity rather than the first. They suggested a wide bridge over the rail tracks, rather than the planned pedestrian underground path. Plus, they wanted a sweeping set of steps on the side toward the lake. With this new emphasis on the second level money could be saved because the parking garage no longer needed to go below ground level. The CIC presented this unanimous perspective to the investors, architects, city planners and mayor. All were surprised by the depth of thinking and pleased. The principal investor who had been working on this project for two years said in approval, “We had been looking at the trees and didn’t see the forest.” A few weeks later the CIC presented their perspective to a community gathering with a large media presence. One at a time each member of the CIC spoke about how enjoyable and how rewarding it was to be on the Council. Each of them was proud of the difference that their work may make in the community. At this meeting the investors, mayor and architects also expressed their support. There were about 60 citizens attending this community gathering, who then met in small group dialogues. Using the World Café model, they switched groups and so their dialogue would extend outward. The gathering was held in a spirit of celebration, community building and seeking what’s best for all, rather than the usual grandstanding, posturing and arguing. This process is a way of generating a viewpoint that mainstream citizens can understand, consider and embrace. It’s a way that there can be a legitimate “public interest” perspective, rather than one portrayed by government or special interests.
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What’s special? The Creative Insight Council is a recent social invention that is unlike other forms of public participation. The group is random and speaks unanimously. So, it creates a legitimate voice of “the people.” And the special thinking process used in the Council builds a spirit of community and often generates breakthrough solutions better than what anyone had thought before. Recently, I witnessed a group of frustrated property owners threatening my County Commissioners with costly lawsuits. The Commissioners are trying to implement a new policy that restricts building within 150 feet (46 meter) of shore. It’s an attempt to protect the environment and assure that we as a society don’t unwittingly destroy our natural resources. But when government tries to impose restrictions on citizens like this, the ordinary form of public involvement often spark a pushback against both the regulations and the politicians. Releasing the anger of these citizens can hold up action on the issue for years, wasting valuable public funds, undermining the protection to the environment, and even unseating the officials. This is not the best way for communities to be talking about these kinds of issues, in yes/no terms about regulations that are clearly suboptimal. Better would be if all citizens could come together, hold a creative conversation that included each person’s unique viewpoint and determine a shared perspective. The CIC seeks to facilitate this kind of talking in the community, by framing issues in a way that inspires people to think creatively. Consider how the Bregenz Wisdom Council framed the issue, for example, “how can we use this project to bring the city closer to the lake?” Governments today face many difficult situations where the longterm needs of the environment must be balanced with the short-term need for jobs and economic growth. There’s other issues too, like addressing the budget crisis, assuring fairness in taxes, designing a reliable election process, and balancing civil liberties and security. To address and effectively resolve controversial issues like these, government is increasingly seeking to involve the public through hearings, town meetings, citizen advisory groups, Citizens Juries, stakeholder panels, and many different online approaches. These methods are more limited in scope. When problems are really difficult, the CIC is called for because it involves mainstream people, generates better answers with more support, creates a legitimate voice of “the people” on the issue, and sparks more trust in government. Key in how it achieves this magic is the quality of conversation it elicits … choice-creating instead of decision-making.



Assuring Choice-creating When people first hear about the CIC it’s often difficult for them to appreciate how it’s different from other forms of citizen participation, or how it might work at all. At first glance it seems similar to a citizens’ advisory panel … or that more than twelve people would be needed … or that a random group of citizens could never address really difficult issues and achieve meaningful unanimous conclusions in a short time. But these concerns are readily overcome in practice. It works because the CIC facilitates a quality of talking and thinking
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called “choice-creating,” where people are open minded and open hearted, where they face the most important issues, and where they work creatively and collaboratively with their peers in trying to solve them. The group reaches a joint perspective via creative shifts and breakthroughs, rather than through the usual back and forth negotiation. Consider these six different kinds of conversation a community might use to determine collective actions: 1) “Power struggle” where people seek to get their way by using argument, status or money. Our representative system is largely structured to use this form of decision-making. Public participation happens when people support candidates or political parties. 2) “Reasoned debate” where there is a thoughtful competition of ideas and a vote, where hopefully the best ideas win. To many this form of decision-making is how our system should work. Public hearings, debates between candidates or pundits on television, or stakeholder meetings are examples of this kind of public participation. 3) “Discussion” where government leaders present their intentions to the voters, answer questions, and listen. “Town meetings” and informal gatherings often follow this model of public participation. 4) “Deliberation” where experts, wise elders, informed citizens, or legislators investigate selected problems, carefully weighing the given options before recommending one to decision-makers. This process is used in citizen advisory panels, National Issues Forums, and Citizens Juries. 5) “Dialogue” where there is a large gathering of people or a network of small gatherings that explores topics open-mindedly. Conversation café’s or salons are examples. In these dialogues people grow in their understandings of issues and one another, but group decisions are rare. 6) “Choice-creating” where diverse people address the most pressing issues collaboratively and creatively, evolving unanimous, win/win conclusions through “shifts” and breakthroughs. The Creative Insight Council and the Wisdom Council process, to be considered later, are examples of this kind of public participation. Choice-creating is the ideal quality of thinking for a democracy, where everyone is involved equally and respectfully, seeking what’s best for all. This form of thinking often occurs naturally in a crisis, when people recognize that the normal ways of thinking cannot work. Then they rise to the occasion to accomplish miracles. For example, maybe as a student you would wait until the last moment before starting an important assignment. This is an artificial crisis but it often evokes the best in a person. Dynamic Facilitation (DF) is a way of helping a small group address its most pressing, seemingly impossible issues in the spirit of choice-creating. Rather than relying on agendas, guidelines, step-by-step thinking, or prepared questions, the dynamic facilitator uses four charts: Data, Solutions, Concerns and Problem-Statements. People just talk, but the dynamic facilitator structures the conversation so that all comments have a place and are valuable. No one feels judged and all feel included. He or she helps the group follow their energy in a way that a new, shared perspective emerges. To achieve these results participants need not be trained ahead of time. They can just be themselves. As people feel fully heard they put aside their preconceived ideas and feelings and become open hearted and open
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minded. It’s enjoyable. It builds the spirit of community and yields answers that all support. The Creative Insight Council uses Dynamic Facilitation to engender choice-creating in the small random group as a microcosm of the city. Then through the citizen gathering and ongoing conversations, it seeks to invite all citizens into that new conversation.



A Vision of Change One big advantage of the CIC is that it is scalable. It can work for a town, a city, a state, or a nation. It offers new promise at large scale, even on intractable issues. Consider the Palestinian-Israeli conflict, for example. The Israeli (or Palestinian) government could establish a series of four CIC’s on this conflict. The first group will present a thoughtful unanimous perspective designed to spark a new, more creative national conversation. In a month or so when the next randomly selected CIC meets, this new group will build on what happened since. Because it is a continuing process, it is likely to engage ever more citizens and invent ever more new possibilities. One of these new breakthrough possibilities, for instance, arises because of the process itself. Here is a way that the Israeli citizens, not the government, could speak with one voice to the Palestinians and to all Arab neighbors. Just the new tone of conversation alone would be an improvement over the current dependence on media sound bites and hype. The key is to have the new conversation be part of the ongoing structure of how communities make collective choices. The “Wisdom Council” process (WC) is like a CIC in that it is formed from randomly selected citizens being dynamically facilitated to address difficult issues, and presenting its joint conclusions to the public. But rather than starting with a given issue, the WC is chartered ahead of time by the citizenry to be ongoing and it chooses its own issues. Every four months or so a new randomly selected WC is convened, chooses a topic, reaches a shared perspective on that topic and presents those results. This is a structural change to the system that has the potential to involve all citizens in one public conversation that is ongoing. Where the CIC offers a new voice of “the people” on specific chosen issues, the WC speaks with the voice of “We the People,” ultimate authority. Obviously, if there could somehow be a nation-wide public conversation where all citizens are involved, facing the big issues creatively and collaboratively, and seeking answers that work for everyone, then many pressing, impossible-seeming issues would just go away. How, for instance, could racism or wars or terrorism exist, if all people were talking together in one respectful, listening conversation? How can we have a lopsided distribution of wealth or special interest dominance of politics if all are seeking what’s best for everyone? And how could we continue to trash the planet if we have a way to work together in thoughtfully adjusting our system? In Bregenz, just before the Creative Insight Council meeting, a Wisdom Council met. At the beginning of the meeting the citizens selected their issue: “How could Bregenz become a more European city?” But in the dynamically facilitated conversations this issue became something else. The group recognized a more fundamental, heartfelt, systemic issue … that there are two parallel societies within the city. The immigrant po-
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pulation, especially the Turkish people, lives separately. Sometimes they don’t even learn to speak German. Then the Wisdom Council began mulling how to bridge this gap. They recognized this as a hidden, vital issue needing the attention of the whole community. In this case, the Wisdom Council process was not chartered into existence through a vote of the citizens. So when they present their results in a community gathering, not all citizens will hear the message. But some will, and increasing numbers will be paying attention to each future Wisdom Council. In four months or so, when a new Wisdom Council is selected, that group might pick up the same topic and take it another step. Or, city government might convene a CIC on this topic, to help the citizens take charge of this issue. By itself the Creative Insight Council offers a giant leap forward for government. In conjunction with the Wisdom Council process, it’s possible to structure an ongoing, whole-system, creative public conversation, where wise and thoughtful perspectives result. This offers the prospect of a different kind of democracy, with all of us involved and with all-of-us-together ultimately in charge. We call it a “Wise Democracy.



Sum Our society is encountering a rising number of crises. To address them all of us must become involved. But it’s difficult to imagine being involved when the forms of citizen participation are so limited. However, three social inventions— Dynamic Facilitation, the Creative Insight Council and the Wisdom Council —make it possible for government to achieve a whole new level of citizen involvement. They make it enjoyable and productive for ordinary citizens with different views to come together to work on the biggest issues we face collectively. A simple safe first step promising immediate benefits might be for government to convene a Creative Insight Council on a difficult topic in the community. As elected officials and community leaders recognize the benefits of this approach, their trust in the capabilities of “the people” will rise. Then it becomes easier for a citizen group or government to make the choice-creating conversation ongoing using the Wisdom Council process. In this approach there is no coercion of any kind and no identifiable risk. There is simply a new conversation in place about the big issues, where people are listening to one another and being creative together.



Five Key Messages 1) This article suggests a new way to enlist the intelligence and creative capability of citizens to solve difficult issues. 2) This process starts when government faces a difficult issue and convenes a Creative Insight Council to address it. 3) The next step is when this new public conversation is set up to be ongoing through the Wisdom Council process.
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4) Both of these new social inventions work because of the heartfelt, creative quality of conversation, “choice-creating.” 5) Dynamic Facilitation is used to assure choice-creating within both processes.



Resources 1) www.WiseDemocracy.org The Center for Wise Democracy helps governments and citizen groups employ these new social innovations. 2) www.DynamicFacilitation.com In particular see the article “Dynamic Facilitation and the Magic of Self-organizing Change”. 3) www.SocietysBreakthrough.com This site describes the book “Society’s Breakthrough! Releasing Essential Wisdom and Virtue in All the People” by Jim Rough



94



Rainer Siegele



Das Stop and Go-Modell Wie sich BürgerInnen mit gewählten PolitikerInnen konstruktiv zusammenraufen



Welche Rahmenbedingungen braucht es für eine positive BürgerInnenbeteiligung? Der Autor ist seit siebzehn Jahren Bürgermeister der Gemeinde Mäder, einer Gemeinde mit 3600 Einwohnern im Vorarlberger Rheintal. Mäder hat seit den 1960er Jahren eine sehr dynamische Entwicklung durchgemacht. Der Bevölkerungszuwachs und damit der Druck auf Wohngrundstücke waren enorm. Die Bevölkerung stieg in den vergangenen Jahrzehnten um 17, 18 und 20 Prozent pro Jahrzehnt. Deshalb haben die Gemeindeverantwortlichen 1991 beschlossen, eine Gemeindeentwicklungsplanung zu machen. Darunter verstand man, was ein Jahr später bei der UN-Konferenz in Rio de Janeiro 1992 als Lokale Agenda 21 beschlossen wurde – nämlich eine Beteiligung aller wesentlichen Kräfte an einem gemeinsamen Planungsprozess. Seit dieser ersten Gemeindeentwicklungsplanung werden in Mäder alle relevanten Planungen als offene Planungsprozesse durchgeführt. Im Folgenden möchte ich aufzeigen, welche Rahmenbedingungen ein offener Planungsprozess braucht und welche Probleme er mit sich bringt. Dazu einige Postulate: • Zukunftsfähige, nachhaltige Planung ist nur mit offenen Planungsprozessen, also als Lokale Agenda 21 unter starker Bürgerbeteiligung, möglich. • Offene Planung muss von BürgerInnen und PolitikerInnen gelernt werden. • Beteiligungsprozesse brauchen Zeit! • Beteiligungsprozesse müssen einen offenen Ausgang haben, dafür sind die Ergebnisse in der Umsetzung von breiter Zustimmung getragen. • Beteiligungsprozesse brauchen klare Spielregeln, um die Möglichkeiten und Grenzen für alle Mitwirkenden – BürgerInnen, Verwaltung, Politik – von vornherein festzulegen. In den vergangenen zwei Jahrzehnten haben wir bei Planungsprozessen einiges an Erfahrung dazugewonnen. Der erste Planungsprozess, die Gemeindeentwicklungsplanung, startete mit etwa dreißig Beteiligten. Gut die Hälfte davon waren Mitglieder der Gemeindevertretung, dazu kamen einige Personen aus der Gemeindeverwaltung und einige wenige BürgerInnen. Da nicht klar war, wie lange der Planungsprozess dauern würde – er zog sich über eineinhalb Jahre hin –, waren am Ende nur noch fünf Personen an diesem „offenen Planungsprozess“ beteiligt. Aber das Ergebnis mündete in zwei Leitsätzen.
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Der erste Leitsatz: „Mäder will Umweltmustergemeinde werden.“ Der zweite Leitsatz: „Mäder will Dorf bleiben.“ An der Umsetzung dieser Leitsätze haben wir seither konsequent gearbeitet. 1997 versuchten wir, für den zweiten Grundsatz, der umschreibt, wie die sozialen Beziehungen in einer dörflichen Gemeinschaft sein sollen, eine genaue Aufnahme zu machen und diese umzusetzen. Da aber kein Motor dahinterstand – sprich: keine Person, der dies ein großes Anliegen war –, ist dieser Planungsprozess versandet. Erst 2002 gelang es mit großer Beteiligung der Bevölkerung, das Sozialprofil „Mäder – ein Leben lang“ zu erarbeiten und als Gemeindekonzept zu beschließen. Für diesen Gemeindeentwicklungsprozess wurde eine Kerngruppe gebildet, die sich externe Begleitung holte. Dazu wurden fünf Büros eingeladen, ihre Vorstellungen über die Umsetzung eines solchen Prozesses zu definieren und zu präsentieren. Die Arbeitsgruppe konnte sich ihren favorisierten Begleiter aussuchen. Quasi im Schneeballprinzip wurden die MitarbeiterInnen gefunden: Nach der ersten Arbeitsgruppensitzung wurde jedes Mitglied beauftragt, eine weitere Person mitzubringen – schließlich haben mehr als 300 Menschen mitgearbeitet. Fast jeder zehnte Mäderer, jede zehnte Mädererin haben mindestens einen Tag in dieses Projekt investiert. Sehr viele Menschen haben sehr viel mehr Zeit investiert. Ziel des Projektes war, die nachhaltige Lebensqualität in Mäder zu stärken. Seither werden Gemeindeprojekte nur noch mit BürgerInnenbeteiligung umgesetzt. Dadurch erhöht sich die Identifikation der Bevölkerung mit der Gemeinde. Ein wesentliches Ziel ist auch, die Eigenverantwortung der einzelnen BürgerInnen zu stärken. Durch das bürgerschaftliche Engagement können bei Projektumsetzungen deutlich Kosten eingespart werden. Mit diesem Modell der aktivierenden Bürgerbeteiligung wird allen in Mäder lebenden Menschen die Möglichkeit geboten, ihren Lebensraum aktiv mitzugestalten. Das führte zu einer veränderten Haltung der BürgerInnen: von „wir fordern …“ zu „wir wünschen uns …“, zu „wie können wir erreichen, dass …“ und zu „was können wir dazu tun …“. Das Projekt „Mäder – ein Leben lang“ war ein riesiger Erfolg. Und schuf erst einmal ein neues Problem. Einige Arbeitsgruppen begannen sofort mit der Umsetzung ihrer Ideen. Aus dieser rasanten Umsetzung der Ideen durch nicht in politischen Gremien verankerte BürgerInnen entstand eine erste große Krise. Die politisch Verantwortlichen hatten das Gefühl – nicht ganz zu Unrecht –, dass ihre Entscheidungen nicht mehr gefragt waren. Es gab eine ziemliche Missstimmung zwischen den MitarbeiterInnen im Sozialprofil auf der einen Seite und den politischen Gemeindemandataren auf der anderen Seite. Zwischen den Fronten stand der Bürgermeister. Die führenden Persönlichkeiten im Sozialprofil warfen ihm vor, dass sie von den politisch Verantwortlichen zu wenig Anerkennung für ihre ehrenamtliche Tätigkeit bekämen. Die politisch Verantwortlichen wiederum warfen ihm vor, dass die Sozialprofil-Leute tun und lassen könnten, was sie wollten, ohne dass die politischen Gremien damit befasst würden. Das Fass zum Überlaufen brachte eine Veranstaltungsreihe des Sozialprofils, bei der Menschen lernten, Arbeitsgruppen zu leiten und Probleme innovativ anzugehen. Unter dem Motto „Sozialkompetenz stärken“ nahmen achtzehn TeilnehmerInnen an einer sechs Wochenenden umfassenden Ausbildung teil. Die Teilneh-



96



Rainer Siegele



merInnen waren daraufhin sehr motiviert und engagiert und traten verstärkt in der Öffentlichkeit auf. Es kam zum Bruch zwischen den in politischen Gremien und den im Sozialprofil engagierten Menschen. Um den Konflikt zwischen der politischen Ebene und den ehrenamtlich Tätigen beizulegen, wurde mit externer Begleitung das Problem aufgearbeitet. Das Ergebnis ist eine klare Abgrenzung von Kompetenzen und Aufgaben. Dazu wurde ein sogenanntes „STOP/GO-Modell“ eingeführt. Das funktioniert so: Projektideen werden vom Sozialprofil über das Gemeindeamt in die politischen Gremien (Gemeindevorstand) gebracht. Hier wird der Projektidee ein STOP oder GO gegeben. Bis jetzt wurde noch jeder Projektidee ein GO gegeben. Dieses GO wird definiert; das heißt, es wird genau definiert, wie weit gearbeitet werden soll, bevor wieder eine Entscheidung des politischen Gremiums eingeholt werden muss. Üblicherweise ist nach dem Ausarbeiten der Idee und dem Vorliegen einer Kostenschätzung der nächste STOP, bei dem die Idee den politischen Gremien vorgelegt werden muss, die wiederum ein GO geben. Bei größeren Projekten können zwei, drei Schleifen gemacht werden. Bei kleineren Projekten, wie Weihnachtsmarkt oder Seniorentanz, reicht normalerweise ein einziges STOP/GO. Dadurch wird erreicht, dass die BürgerInnen in ihrer Arbeit nicht behindert werden, aber auch keine falschen Erwartungen geweckt werden. Den politischen Gremien aber wird die ihnen gebührende Entscheidungskompetenz zugestanden. Über diese STOPs und GOs wird in der Gemeindevertretung berichtet. Zusätzlich finden jährlich zweimal gemeinsame Sitzungen des Leitungsteams des Sozialprofils mit dem Gemeindevorstand beziehungsweise dem Finanzausschuss der Gemeinde statt. So wird ein ungefilterter Austausch dieser Gremien gewährleistet.



Seit Einführung des STOP/GO-Modells hat sich das Klima zwischen politischen Gremien und Sozialprofil-Beteiligten deutlich verbessert. Das Sozialprofil „Mäder – ein Leben lang“ hat eine Vielzahl an Ergebnissen gebracht. Unter anderem wurde ein Dankeschön-Abend eingeführt. Ziel des Dankeschön-Abends ist, allen BürgerInnen, die einen besonderen Einsatz für das Gemeinwohl geleistet haben, zu danken. Neben institutionellen Trägern wie den Mitgliedern des Mobilen Hilfsdienstes, des Krankenpflegevereines und Vereinsfunktionären wird auch Personen, die regelmäßig auf Missstände im Ort hinweisen, oder Personen, die Angehörige pflegen, dafür gedankt. Seit Herbst 2009 werden weitere Projekte im Rahmen von „Älter werden in Mäder“ ausgearbeitet: Eine Arbeitsgruppe ermittelt den Bedarf für betreubares Wohnen und das dazu notwendige Umfeld; eine andere Arbeitsgruppe arbeitet an den Voraussetzungen für die Einführung eines Case Managements. Auch viele kleine Aktionen wurden entwickelt. Jeden Monat gibt es Seniorentanz, jede Woche Seniorenwandern. Eine Arbeitsgruppe überlegt, wo Rastbänke aufgestellt werden könnten und baut diese Bänke selber zusammen. Für Familien gibt es neben diversen Bastelangeboten (Muttertags-, Vatertags-, Oster- und Weihnachtsbasteln) ein vielfältiges Angebot an Ausflügen. Fünf Jahre lang gab es den Verein Offene Jugendarbeit, dann war er wegen Schwierigkeiten eine Zeitlang stillgelegt, seit Anfang 2010 gibt es wieder einen Jugendtreffpunkt. Eine Arbeitsgruppe beschäftigt sich mit der Integration Neuzugezogener. In Mäder sind übrigens etwa zehn Prozent der Bevölkerung nichtchristlicher Herkunft.
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Auch Straßenumbauten oder die Festlegung von Geschwindigkeitsbeschränkungen werden als offene Planungsprozesse ausgeführt. Offene Planungsprozesse müssen gut vorbereitet werden. Das Klima für eine Bürgerbeteilung muss wachsen. Man darf nicht enttäuscht sein, wenn am Beginn des Prozesses, bei den ersten paar Treffen, nur wenige BürgerInnen kommen. Erst wenn diese mit einem Erfolgserlebnis, einer erfolgreichen Bürgerbeteiligung nach außen gehen, kann man damit rechnen, dass immer mehr BürgerInnen an solchen Prozessen teilnehmen. Für die Zukunft der Gemeinden ist es immens wichtig, möglichst viele BürgerInnen in Planungsprozesse einzubinden. Gemeinden mit starker Fluktuation oder starkem Zuzug sind geradezu darauf angewiesen, BürgerInnen zur Identifikation mit ihrer Gemeinde in Planungsprozesse einzubeziehen.



Die Politik ist in besonderem Maße gefordert. Neben dem Fachwissen, das über ExpertInnen eingebracht wird, wird viel Fachwissen von BürgerInnen eingebracht. Planungsprozesse sind aber schwer planbar. Die Ergebnisse können oft weit von dem abweichen, was man sich anfangs vorgestellt hatte. Das heißt, Planungsprozesse müssen wirklich offen gestaltet werden. Merken BürgerInnen, dass sie in eine bestimmte Richtung gedrängt werden sollen, so macht das kollektive Planungsgewissen sofort zu, und der Prozess wird scheitern. Kleine Randbemerkung: Das gesellschaftliche Leben soll bei den Planungsprozessen nicht zu kurz kommen. Bei unseren Arbeitsgruppensitzungen wird von 19 bis etwa 21 Uhr gearbeitet. Anschließend gibt es eine kleine Verköstigung und etwas zu trinken. Dabei kommt es meist zu angeregten Gesprächen, die auch für die Vertrauensbildung in den Planungsprozessen sehr wichtig sind. PolitikerInnen, die sich auf offene Planungsprozesse einlassen, müssen den Mut haben, alte Entscheidungsmuster und auch klare Entscheidungen in Frage gestellt zu bekommen. Neben dem Einbeziehen der BürgerInnen und den politischen Verantwortlichen ist es sehr wichtig, dass die Verwaltung immer Bescheid weiß, wo ein Planungsprozess steht; auch sie muss in die Entscheidungen einbezogen werden. Eine Umsetzung von Beschlüssen gegen den Willen der Verwaltung ist nur sehr schwer und unter erheblichem Kraftaufwand möglich. Beteiligungsprozesse brauchen Zeit. Allerdings empfiehlt es sich, den Zeitrahmen bei Beginn festzulegen. Dann sind die BürgerInnen erfahrungsgemäß eher für einen offenen Planungsprozess zu gewinnen. Zum Beispiel: Vier Arbeitsgruppensitzungen innerhalb eines halben Jahres, dann ist der Planungsprozess abgeschlossen. Gibt es einen Folgeplanungsprozess, kann sich jede/r erneut entscheiden, daran teilzunehmen. Was durch einen offenen Planungsprozess alles möglich wird, soll folgendes Beispiel zeigen: In einem offenen Planungsprozess in den Jahren 2001 und 2002 wurde für die Gemeinde Mäder ein räumliches Entwicklungskonzept erarbeitet. Die Arbeitsgruppenergebnisse wurden regelmäßig in Absprache mit der Gruppe veröffentlicht. Der Entwurf des räumlichen Entwicklungskonzeptes wurde in der Gemeindevertretung beschlossen und wieder veröffentlicht, mit der Bitte um Rückmeldungen. Zwei Monate nach der Veröffentlichung
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wurde der Entwurf nochmals überarbeitet und erneut von der Gemeindevertretung beschlossen. Daraufhin wurde ein Planer angewiesen, dieses räumliche Entwicklungskonzept im Flächenwidmungsplan der Gemeinde darzustellen. Das Ergebnis war, dass rund fünfzehn Hektar Bauerwartungsland zum Teil in Freifläche-Freihaltegebiet, zum Teil in Bauerwartungsland-Betriebsgebiet rückgewidmet wurden. Dieser Planungsschritt wurde wieder veröffentlicht, und die betroffenen Grundeigentümer wurden von der Rückwidmung verständigt. Daraufhin gab es natürlich Einsprüche. Diese Einsprüche wurden in einer Gemeindevertretungssitzung behandelt und unter Verweis auf den zugrunde liegenden offenen Planungsprozess mit sehr großer Mehrheit durch die Gemeindevertretung abgewiesen. Eine so breite Zustimmung in der Gemeindevertretung zu einer Rückwidmung wäre nicht möglich gewesen, wenn nicht zuvor ein wirklich – für alle Beteiligten – offener Planungsprozess durchgeführt worden wäre. Aufgrund der guten Erfahrungen ist 2009 in einem weiteren Schritt ein regionales räumliches Entwicklungskonzept für die Region „amKumma“ entstanden. Die Region besteht aus den Gemeinden Altach, Götzis, Koblach und Mäder, die zusammen über 25.000 Einwohner haben. Auch hier wurde mit BürgerInnenbeteiligung erarbeitet, wo alle raumrelevanten Infrastrukturen in den nächsten Jahren untergebracht werden sollen. Zusammenfassend stelle ich fest, dass: • wir ohne offene Planungsprozesse unter starker Bürgerbeteiligung unser Gemeinwesen nie so gut hätten entwickeln können; • wir BürgerInnen und PolitikerInnen lernen mussten, wie offene Planung funktioniert, und uns die dafür notwendige Zeit nehmen mussten; • wir als politisch Verantwortliche gelernt haben, dass Beteiligungsprozesse einen offenen Ausgang haben; • wir dankbar zur Kenntnis nehmen, dass die Ergebnisse in der Umsetzung von einer breiten Zustimmung getragen werden; • wir schmerzhaft lernen mussten, dass Beteiligungsprozesse klare Spielregeln brauchen, um die Möglichkeiten und Grenzen für alle Mitwirkenden – BürgerInnen, Verwaltung, Politik – von vornherein festzulegen. Ich hoffe, mit meinem Artikel und unseren Erfahrungen anderen zu helfen und ihnen so manchen Lernprozess zu ersparen.
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Methoden- und Medienmix bei komplexer Öffentlichkeitsbeteiligung Das Beispiel Stadionbad Bremen Von den Zielen, den Zielgruppen und beteiligten Akteuren sowie deren Ressourcen und von der Relevanz des Themas ist es abhängig, welcher Methoden- und Medienmix in der Öffentlichkeitsbeteiligung zum Einsatz kommt. Neue Medien wie das Internet oder die Mobiltelefonie spielen dabei eine immer stärkere Rolle. Unterschiedliche Methoden und Tools erfüllen verschiedene Funktionen in einem Beteiligungsprozess und bauen entweder schrittweise aufeinander auf oder werden parallel angeboten, um entweder unterschiedliche Zielgruppen auf verschiedene Weise anzusprechen oder um unterschiedliche Aspekte eines Themas adäquat zu behandeln. Politische Beteiligungsprozesse bedürfen weiters, neben dem Einsatz von Methoden zur Beteiligung, der Nutzung von Meta-Kommunikation, worunter hier einerseits die Informationsvermittlung im Rahmen des Prozesses selbst (Informationsbroschüren, Zwischen- und Endberichte) und andererseits die Aufmerksamkeitserzeugung für den Prozess verstanden wird (z. B. Berichte in Tageszeitungen und Rundfunk sowie via Newsletter und Website). Das Internet stellt eine Form der Kommunikation dar, die beiden Ebenen zuzuordnen ist – ein Online-Diskussionsforum beispielsweise ist ein Kommunikationsmittel der Beteiligung, eine Website ein wichtiges Element der Meta-Kommunikation. Eine Herausforderung ist es, diese Medien geschickt zu kombinieren. Ausschlaggebend für einen guten Medien- und Methodenmix sind die Rezeptionsgewohnheiten der Zielgruppen. Grundlage für hier referierte Einsichten sind praktische Erfahrungen, die ich bei der Planung, Durchführung und Evaluation von Öffentlichkeitsbeteiligungsverfahren im Rahmen der zwischen 2004 und 2008 durchgeführten Projekte „EVOICE“ und „Medienmix in der lokalen Demokratie“ in Belgien, den Niederlanden, Schweden, Großbritannien und Deutschland gewonnen habe (vgl. Kubicek et al. 2009, Westholm 2008). Der Beitrag nimmt die Darstellung eines guten Praxisbeispiels als Vorlage, um auf wichtige Elemente geeigneter Methodenkombinationen näher einzugehen.



Beispiel für gelungenen Medienmix: „Zukunft Stadionbad“ Das Stadionbad ist das besucherstärkste Freibad in Bremen (Deutschland) mit zwischen 75 und 115 Tausend Badegästen pro Jahr. Als eine Sanierung anstand, wurde vom Bremer Senat die Erhaltung des Bades beschlossen, und er stellte hierfür 2,5 Millionen Euro bereit. Von der Stadtteilpolitik gab es den Vorschlag, das Bad zu einem Naturfreibad umzuwandeln, eine kostengünstige und chlorfreie Alternative. In der Öffentlichkeit wurde diese Idee sehr kontrovers aufgenommen. In dieser Situation initiierte das Stadtteilparlament eine breite, konsensorientierte Bürgerbeteiligung zur Neugestaltung des Bades. Die Wahlkampfsituation nutzend, gelang es, die Sanierung in die Koalitionsvereinba-
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rung aufzunehmen und einen Vertrag zur Öffentlichkeitsbeteiligung zwischen der Politik und der Betreiberin des Bades zu schließen. Der dann folgende dreimonatige Beteiligungsprozess zeigte, wie neue Planungsergebnisse entwickelt werden können, indem viele Bürgerinnen und Bürger und möglichst alle beteiligten Interessengruppen in einen verbindlichen Beteiligungsprozess eingebunden werden. Entgegen anfänglicher Skepsis konnte ein von breitem Konsens getragenes Ergebnis gefunden werden, das zudem auch für die professionellen Planer neue Lösungen enthielt. Die Hauptakteure bewerteten den Prozess als sehr fair und das Ergebnis als durchdacht, für die meisten akzeptabel und umsetzbar. Den Kern des Prozesses bildete ein moderierter „Patenkreis“, in dem etwa zwei Dutzend Delegierte relevanter Gruppen (u. a. Politik, Verwaltung, Schwimmvereine, Schulen, Badbetreiber) mit dem gemeinsamen Anliegen zusammen kamen, ein möglichst allen Akteuren und dem Stadtteil dienliches Konzept zu erarbeiten, dabei Konflikte zu benennen und in geeigneten Veranstaltungen zu bearbeiten, deren Ergebnisse zusammen zu fassen und letztlich ein Votum herbeizuführen. Der Prozess zeichnete sich durch eine Vielfalt zielgruppenorientierter Beteiligungselemente aus, die neben dem „Patenkreis“ zwei ganztägige Workshops am Anfang und am Ende, Abendveranstaltungen z. B. für Frauen oder Senioren, ein Hearing, ein Internet-Diskussionsforum, Vor-Ort-Begehungen, eine Party für SchülerInnen, Schul- und Klassenveranstaltungen und Modell-Basteln im Kindergarten umfasste. Unter dem Gesichtspunkt des Methodenmixes spielten im Beteiligungsverfahren der Patenkreis und die Website www.stadionbad.bremen.de eine zentrale Rolle zur Kommunikation der einzelnen Schritte. Über den nicht-öffentlich tagenden Patenkreis war die interne Kommunikation gewährleistet, über die Website die öffentliche. Die Abbildung 1 illustriert die drei Phasen des Prozesses, beginnend mit dem Auftakt, in dem durch einen externen professionellen Moderator die Grundlagen für den kooperativen Charakter des Prozesses geschaffen wurden, weil bereits hier die unterschiedlichen Interessengruppen lernten, sich gezielt in die Sichtweisen der anderen hineinzuversetzen. In der zweiten Phase wurden viele Ideen produziert und die unterschiedlichen Ansprüche deutlich. In einer letzten Phase der Informationsverdichtung wurden die Ideen gebündelt, Konflikte ausdiskutiert und ein gemeinsames Konzept erarbeitet.
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Abbildung 2: Formen aneinandergereihter und paralleler Kombinationen von Methoden am Beispiel der Öffentlichkeitsbeteiligung „Zukunft Stadionbad“



Auf der Ebene der Meta-Kommunikation berichteten zwei Tageszeitungen und zwei Anzeigenblätter intensiv über den Prozess. Gleichzeitig wurden auf der Website weit über 100 Artikel und Zeitungsartikel, Protokolle und Planzeichnungen platziert; etwa 100 Besuche wurden pro Tag gezählt. Der Prozess verlief sehr transparent, weil er von allen Interessierten über die Zeitungsberichterstattung und auf der Internetplattform nachvollzogen werden konnte: Einerseits wurden die Ergebnisse aller Veranstaltungen dort gebündelt, andererseits wurde dort und über den etwa alle zehn Tage erscheinenden Newsletter auf weitere Veranstaltungen hingewiesen. Kinder und Jugendliche wurden über eine „Anwältin“ direkt einbezogen, und es gelang, durch Veranstaltungen mit Interessenvertretern andere wichtige Sichtweisen zu integrieren (Menschen mit Behinderungen, Frauen).



Wichtige Komponenten des Methoden- und Medienmixes „Aneinandergereihte“ und „parallele“ Verknüpfungen Die Pfeile in Abbildung 1 zeigen einige aneinandergereihte Verknüpfungen auf, also geplante Abfolgen von Beteiligungselementen, dass zum Beispiel alle Veranstaltungsergebnisse in den Patenkreis einflossen und dort gebündelt und aufgearbeitet wurden und dass dieser wiederum weitere Teilprozesse vorbereitete: Der Patenkreis identifizierte strittige Punkte und stellte sie in einem Online-Forum zur Diskussion. Dessen Ergebnisse wurden im Patenkreis und in einem Abschluss-Workshop präsentiert, dem „Großen Ratschlag“. Zu den Erwartungen und Ideen der SchülerInnen wurden in Schulen in verschiedenen Altersjahrgängen „Hit“- und
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„Shit“-Listen erarbeitet und auf einer „Party“ im Stadionbad in einer Mischung aus Spaß, Musik und Arbeit gegenseitig vorgestellt und workshopartig mit Unterstützung der Anwältin zusammen geführt (vgl. Blanck 2005). Auch diese Ergebnisse wurden dem Patenkreis, dem Großen Ratschlag und auf der Website präsentiert. Eine besondere Bedeutung bei den aneinander gereihten Kombinationen kommt den Webseiten zu, die einen zentralen Einstiegspunkt zu den eingesetzten Online-Tools darstellen sowie Verlauf und Ergebnisse der Online- und Offline-Beteiligung dokumentieren und somit die Transparenz des gesamten Verfahrens gewährleisten. „Parallele Kombinationen“ der Methoden werden in der Abbildung 1 durch die zwischen den geschweiften Klammern aufgeführten Veranstaltungen dargestellt. Sie bieten sich insbesondere an, um den unterschiedlichen Nutzungszusammenhängen der Zielgruppen gerecht zu werden und sie gleichzeitig anzusprechen, also zum Beispiel Kinder über eine Zukunftswerkstatt mit Modellbauen, Jugendliche im Schulunterricht und alle verschiedenen Interessengruppen gemeinsam über ein Online-Forum. Daneben erfüllen sie die Funktion, unterschiedliche thematische Aspekte angemessen zu erarbeiten und zu vermitteln (beispielsweise eine Exkursion, um das Gelände kennen zu lernen, ein Hearing, um Kontroversen herauszuarbeiten). Um die räumliche Planung zu verstehen und zu beurteilen, reichte es für die einen, eine zweidimensionale Karte zu betrachten, andere bevorzugten die Begehung vor Ort mit fachkundiger Erläuterung, und die dritten fühlen sich durch bebilderte Karten, Zeichnungen, Fotos und andere Informationen im Internet angeregt (InternetTools zur Veranschaulichung räumlicher Planungen vgl. Sinning 2005).



Informationsübermittelnde und informationsverdichtende Phasen eines Prozesses In fast allen Öffentlichkeitsbeteiligungen lassen sich zwei wesentliche Phasen von Prozessen unterscheiden – Prozesse der Informationsübermittlung (in mehrere Richtungen) und Prozesse der Informationsverdichtung. Die Auswertung der untersuchten Fallbeispiele hat ergeben, dass diese beiden Prozesstypen einen großen Teil der beobachteten aneinander gereihten und parallelen Kombinationen erklären können. Sie sind, mit wenigen Ausnahmen, in allen ausgewerteten Fallbeispielen zu finden, die über reine Information hinausgehen. Ein fester, für alle Beteiligungsverfahren gleichermaßen geltender zeitlicher Ablauf divergenter und konvergenter Phasen lässt sich aus den untersuchten Verfahren nicht ableiten. Verallgemeinernd kann gleichwohl Folgendes festgestellt werden: Meistens geht es darum, zu einem Beteiligungsthema möglichst alle vorhandenen relevanten Informationen (Meinungen, Standpunkte, Ideen, Vorschläge) zu sammeln und zu einem gemeinsamen Ergebnis zu bündeln. Je nach Komplexität und Länge des Verfahrens kann es mehrere solcher Phasen geben, so dass Zwischenergebnisse aus den konvergenten Prozessphasen wieder in das Verfahren zurückgespielt werden, um diese dann wiederum unter Einbeziehung verschiedener Stakeholder aus unterschiedlichen Perspektiven zu vertiefen, bevor ein endgültiges Verfahrensergebnis erarbeitet wird. Einige der in Beteiligungsprozesse eingebundenen komplexeren Methoden (z. B. Fokusgruppen, Open Space, bestimmte Varianten von Online-Diskussionsplattformen) sind bereits so angelegt, dass sie sowohl divergente als auch konvergente Phasen vorsehen.
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Eine grobe Einordnung von verschiedenen Online- und Offline-Kommunikationsformen und Medien bezüglich ihrer Eignung für divergente und konvergente Prozesse findet sich in Tabelle 1. Tabelle 1: Relevanz ausgewählter Online- und Offline-Kommunikationsformen und Medien für informationsübermittelnde und informationsverdichtende Kommunikationsprozesse



Informationsübermittelnde Prozesse möglichst viele relevante Informationen werden gesammelt und/oder verbreitet



Informationsverdichtende Prozesse Informationen werden zusammengeführt, gemeinsam interpretiert und bewertet



Face-to-face



Begehung vor Ort / Exkursion, Einwohnerversammlung



(Moderierte) Diskussionsveranstaltung, Konzeptgruppe



Herkömmliche Medien



Fragebogen, Survey, Brief



Abstimmungsbogen, Videokonferenz, Telefonkonferenz



Online



Online-Fragebogen, E-Mail, OnlineSurvey, Feedback-Tools, Forum, Wiki, Weblog, Mailingliste



Online-Abstimmung, Quick Poll, Chat, Online-Moderation



Meta-Kommunikation zur Verbreitung der Informationen über den Prozess Ein Beteiligungsprozess benötigt Aufmerksamkeit und muss beworben werden; die potenziellen Zielgruppen müssen auf Veranstaltungen oder auf den Internetauftritt aufmerksam werden. Diese Meta-Kommunikation ist auch Teil des Beteiligungsverfahrens selbst, indem sie die Inhalte des Prozesses vermittelt, die verschiedenen Aspekte des diskutierten Themas und die Verfahrensregeln erläutert oder über konkrete Resultate und deren Umsetzung berichtet. Damit wird das Beteiligungsziel „Information“ (Akzeptanz und Veranschaulichung von Komplexität) bedient. Diese Informationen können in Form von eigenen Publikationen wie Broschüren, Faltblättern, Websites, Newslettern vermittelt und über aktive Pressearbeit an lokale (Massen-) Medien herangetragen werden. Das Internet stellt eine hybride Form dar – mit Features wie Website, OnlineSpielen, Newsletter, Podcast oder Kartentools gehört es zur Meta-Kommunikation; Tools wie Diskussionsforum, Online-Fragebogen, Haushaltsrechner und Chat als interaktive Formen sind Methoden der Öffentlichkeitsbeteiligung selbst. In den meisten Fallbeispielen wurde die Medienarbeit als Teil der gesamten Beteiligungsstrategie aufgefasst. Teilweise wurden „Drehbücher“ oder „Eskalationsstrategien“ entworfen, um die nötige Aufmerksamkeit für den Prozess zu erzeugen. Die Möglichkeiten hängen dabei wesentlich von lokalen Rezeptionsgewohnheiten, der Zielgruppe und der Ortsgröße ab: Während sich in einer Kleinstadt zunächst als wesentliche Frage die nach der Verfügbarkeit unterschiedlicher Medien stellt, sind in einer Millionenstadt eher die Fragen der Zugänglichkeit und der Übersicht über das Medienangebot zentral. Während in einer Metropole nur große (DIN
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A0) und professionell gestaltete Plakate (oder gar Billboards) Aufmerksamkeit und Vertrauen erzeugen, kann dies in einer Kleinstadt schon eine einfach bemalte Plakatwand auf dem Marktplatz erreichen und trotz ihrer Unprofessionalität zum Mitmachen animieren. Zwischen diesen Extremen befinden sich die anderen Beispiele, die alle von der objektiven Betroffenheit her eine größere Zielgruppe ansprechen (fünfstellige Personenzahlen) und denen mehrere Massenmedien zur Verfügung stehen. Medien mit großer Reichweite wie der Rundfunk greifen ein Thema nur auf, wenn die Zielgruppe in weiten Teilen mit ihrer Adressatengruppe identisch ist oder der Prozess für beispielgebend und nachahmenswert gehalten wird und dadurch ein allgemeines öffentliches Interesse vorhanden ist. Teil der Meta-Kommunikationsstrategie ist es deshalb, frühzeitig abzuschätzen, ob das verfügbare Medienangebot alle wichtigen Zielgruppen abdeckt oder ob weitere Medien genutzt werden müssen. Damit ist inkludiert, dass man generell durch Einbeziehung eines größeren Spektrums an Medien zur Meta-Kommunikation die Zielgruppen besser erreicht. Die Tageszeitung gehört dabei nicht per se zu den ausschließlichen Transportmitteln, auch wenn sie verallgemeinert nach wie vor das wichtigste Medium ist, über das sich Bürger über Kommunalpolitik informieren (vgl. Forschungsgruppe Wahlen 2004). Denn alle Tageszeitungen haben grundsätzliche Probleme, jüngere Altersgruppen, einkommensschwächere Bevölkerungskreise und MigrantInnen zu erreichen; zudem sinken die Auflagen und die Reichweite von Jahr zu Jahr (vgl. Meyen 2004, 193). In einigen Fallbeispielen waren andere Medien wie beispielsweise Zeitungen der Wohnungsbaugesellschaften, kommerzielle Lokalradios, Magazine und Zeitungen von Kultur- und Jugendvereinen oder die Rathausnachrichten wichtiger oder zumindest von ähnlicher Bedeutung. Anzeigenblätter haben in den letzten Jahren vielfach ihr Image vom Schmuddelblatt versucht aufzupolieren. Einige Fälle zeigen, dass sie in Einzelfällen großes Ansehen genießen und regelmäßig über die Öffentlichkeitsbeteiligung berichteten. Webseiten sind die wichtigsten Schnittstellen zwischen Informationsvermittelnden und informationsverdichtenden Kommunikationsprozessen, aber auch zwischen Meta-Kommunikation und dem eigentlichen Beteiligungsprozess. Allerdings darf der Aufwand für deren Erstellung und Aktualisierung nicht unterschätzt werden.



Zielgruppengerechte Ansprache Aussagen über einen Zusammenhang von Kommunikationsmitteln und Zielgruppen sind eingeschränkt machbar. Die „Aktivbürgerschaft“ ist dabei sehr flexibel und mit sehr verschiedenen Kommunikationsformen zu erreichen, und zwar unabhängig davon, ob sie eher „traditionell“ wie Diskussionsveranstaltungen am Abend sind oder neu wie „Wikis“. Um dagegen Jugendliche oder sozial benachteiligte Bevölkerungsgruppen zu erreichen, werden immer zusätzliche Anstrengungen erforderlich sein, die die jeweilige Kommunikationsform auf diese Gruppe zuschneiden.39 Es ist sinnvoll, bei der Planung der Öffentlichkeitsbeteiligung eine Matrix (wie in Tabelle 2 dargestellt) zu entwickeln, die die Zielgruppen benennt und die Kommunikationsmittel, mit denen 39 



Die Zielgruppe der „Jugendlichen“ sollte dabei auch noch differenziert werden, da deren Beteiligungsbereitschaft auch stark vom Bildungsniveau und vom Geschlecht abhängt.
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sie erreicht werden sollen (dies bezieht sich auf den Prozess genauso wie auf dessen Meta-Kommunikation). Es kommt aber auch darauf an, auf welche Art und Weise Methoden eingesetzt werden: Eine Diskussionsveranstaltung am Abend bietet Jugendlichen keinen Anreiz, was nicht heißt, dass sie nicht diskutieren wollen; hier gibt es andere angemessene Rahmen wie eine Party oder eine anders gestaltete Gesamtveranstaltung, während der auch Diskussionsgruppen angeboten werden, möglicherweise mit der Begrenzung auf Jugendliche. Ein Fragebogen wird eher zurückgeschickt, wenn es Attraktives zu gewinnen gibt.



MorgenschwimmerInnen (SeniorInnen)



FreizeitschwimmerInnen



SportschwimmerInnen



Behinderte



Schulklassen



Migrantenfamilien



Eltern mit (Klein-) Kindern



Männliche Jugendliche bis 18



Zielgruppe / Kommunikationsmittel zur Beteiligung



Weibliche Jugendliche bis 18



Tabelle 2: Kommunikationsformen und Relevanz für die Zielgruppen am Beispiel „Zukunft Stadionbad“



Steuerungsgruppe 0/+ 0/+ + + + + + Ganztagesworkshop + 0 0 0 0 + + + + Online-Diskussionsforum (0) (0) (+) (0) (0) (+) (+) (+) (0) Veranstaltung xy + + 0 + 0 + k.R. keine Relevanz ++ besonders geeignet zur Ansprache / Beteiligung (in Klammern: geschätzt) -- nicht geeignet zur Ansprache/Beteiligung (in Klammern: geschätzt)



Resümee In komplexeren Öffentlichkeitsbeteiligungsprozessen wird man verschiedene Methoden und Tools kombinieren, um die verschiedenen Ziele des Verfahrens und die unterschiedlichen Zielgruppen zu erreichen. Dieser Methoden- und Medienmix bezieht sich aber nicht nur auf die Ebene des Beteiligungsprozesses selbst, sondern auch auf die der Meta-Kommunikation über den Prozess, um Aufmerksamkeit zu gewinnen. Folgende Gesichtspunkte sind weiters von Bedeutung: • Die Zielgruppen sollten dort abholt werden, wo sie sich häufig aufhalten – das kann für ein Quartier der Supermarkt sein, SchülerInnen in ländlichen Regionen wird man über den Schulbus bzw. in der Schule erreichen können, in öffentlichen bzw. gemeinnützigen Wohnanlagen kann es die MieterInnenzeitung sein – Bevölkerungsgruppen zu erreichen, die nicht zur „Aktivbürgerschaft“ gehören, wird immer einen Mehraufwand darstellen. • Breitere (umfangreichere) Beteiligungsprozesse binden erhebliche Ressourcen, nicht nur bei den Or-
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ganisierenden, sondern auch bei den Angesprochenen. Deshalb sollten solche Prozesse unter den Gesichtspunkten „Relevanz für Betroffene“, „Relevanz im politischen Entscheidungsprozess und Verbindlichkeit“, „Ressourceneinsatz“ beurteilt und ausgewählt werden. Ein wichtiger Gesichtspunkt umfangreicherer Verfahren sollte auch sein, ob hiermit Verständnis für komplexe, abwägende politische Prozesse geweckt und das Denken in Kategorien des Allgemeinwohls gestärkt werden kann. • Ein wesentliches Element für Beteiligungsprozesse stellt die Rückkopplung zur Politik dar: Hierzu gehören organisatorische Fragen der Einbettung, beispielsweise die Ergebnisse komplexer und umfangreicher Diskussionen durch möglichst unparteiische Techniken der Zusammenfassung an die Politik weiterzuleiten – dies können im Beteiligungsprozess neutrale Personen wie ModeratorInnen sein oder Bestandteile von Internet-Tools.40 Gleichzeitig muss kommuniziert werden, dass die Ergebnisse des Prozesses implementiert oder zumindest teilweise genutzt werden. Das Internet ist hierfür optimal geeignet, da es ständig erreichbar ist, auch noch, wenn der Prozess schon lange abgeschlossen ist.



Literatur Blanck, H. (2005): Zukunft Stadionbad - Kinder und Jugendliche erleben Demokratie? Besser werden als Shell! Beitrag zur Tagung »Modelle der lokalen Einwohner(innen)beteiligung« in Loccum, vom 2.-4.9.2005. Rehburg-Loccum. URL: http://www.mitarbeit.de/rueblick_loccum_2005.html. Forschungsgruppe Wahlen Telefonfeld (2004). Politische Partizipation in Deutschland. Ergebnisse einer repräsentativen Bevölkerungsumfrage, November 2003. Forschungsgruppe Wahlen Telefonfeld GmbH. Mannheim Kubicek, H.; Lippa, B. & Westholm, H. (2009): Medienmix in der Bürgerbeteiligung. Die Integration von Online-Elementen in Beteiligungsverfahren auf lokaler Ebene. Berlin: edition sigma. Reihe: Modernisierung des öffentlichen Sektors, Sonderband 34 (im Erscheinen). Meyen, M. (2004). Mediennutzung. Mediaforschung, Medienfunktionen, Nutzungsmuster. Konstanz. Sinning, H. (Hrsg.) (2005). Virtuelle Planungskommunikation. RaumPlanung spezial 9. 11/05. Informationskreis für Raumplanung. Dortmund. Westholm, H. (2008): End-of-project Evaluation of the Interreg III-B-project EVOICE. Bremen. URL: .http:// www.ifib.de/publikationsdateien/EVOICE_end-of-project_evaluation_report_fin.pdf.



40 



Sowohl beim Beteiligungsprozess zum Hamburger Haushalt als auch beim Bürgerhaushalt Berlin-Lichtenberg wurden Tools eingesetzt, die den Diskussionsprozess in Phasen aufteilen, die mithilfe von Abstimmungen unter den Teilnehmenden und mit Wikis die Ergebnisse verdichten und zusammenfassen.
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Elektronische Partizipation als Verwaltungsaufgabe Das Beispiel des Kölner Bürgerhaushalts



Einleitung Den Bürgern einer Kommune im Rahmen politischer Planungs- und Entscheidungsverfahren die Gelegenheit zu geben, sich zu einem anstehenden Vorhaben zu äußern, stellt zunächst einmal nichts Ungewöhnliches dar. Zum einen sehen vor allem formale Planungsverfahren, wie etwa in der Stadt- und Raumplanung, immer schon eine Anhörung der Bürgerschaft vor. Zum anderen ist seit nunmehr drei Jahrzehnten ein ansehnliches Repertoire an Bürgerbeteiligungsverfahren entstanden (z.B. Zukunftswerkstätten, Open Space, Perspektivenwerkstätten, Planungszellen oder etwa Bürgerjurys), die zum Teil mit großem Erfolg vor allem im kommunalpolitischen Kontext praktiziert werden.41 Dagegen ist der Einsatz von Computersystemen zur Unterstützung von Bürgerbeteiligungen noch relativ jung. Erste Pilotprojekte dazu hat es vor rund zehn Jahren gegeben (Märker und Wehner 2008).42 Sie haben gezeigt, dass elektronische Medien Effektivitätsvorteile gegenüber herkömmlichen Beteiligungsverfahren bieten. Es lassen sich in kürzerer Zeit erheblich mehr Menschen auf bequemere Weise an einem Verfahren beteiligen, ohne dass dabei die Qualität der Beiträge leiden muss. Diese Vorteile sind in den letzten Jahren durch die medientechnologische Wende des Internets zum Web 2.0 noch einmal beträchtlich gesteigert worden. Das Internet gilt heute als Schrittmacher einer allgemeinen Mobilmachung der Laien („user generated content“), von der auch Verfahren der politischen Teilhabe profitieren können. Nicht verwundern darf deshalb, wenn die gegenwärtige Debatte über elektronisch unterstützte Bürgerbeteiligungsverfahren („E-Partizipation“) sich vor allem an den medientechnologischen bzw. sich darauf gründenden politisch-visionären Erwartungen ausrichtet, wie die vielen Beiträge zur „eDemocracy“ oder „Cyberdemocracy“ belegen. Dagegen spielen Erwägungen hinsichtlich der Aufnahmefähigkeit und Verarbeitungskapazität der Verwaltung und deren auf die Zukunft ausgerichtete Modernisierungsleitbilder und -programme („eGovernment“) eine untergeordnete Rolle. Ohne diese Ankoppelung wird jedoch die Bürgerbeteiligung – ob nun mit oder ohne Internetunterstützung – auch zukünftig für die etablierte Politik und die administrativen Systeme – egal auf welcher föderalen Ebene – nur ein Nischenthema bleiben.43 E-Partizipation sollte daher nicht im Sinne ungebundener Debattierplätze missverstanden werden, wo sich interessierte Bürger treffen können, um sich nach selbstbestimmten Regeln über politische Sachverhalte zu verständigen; ebenso wenig haben wir es hier mit Verfahren zu tun, die der möglichst vollständigen und ungefilterten Übermittlung von Bürgermeinungen in die verwaltungs- und politikinternen Binnenräume die41 42 43 



Vgl. Baumann et al. (2004) und die dortige weiterführende Literatur Vgl. auch Märker, Westholm (2008) und Ifib und Zebralog (2008) Vgl. auch http://www.buergergesellschaft.de/fileadmin/pdf/gastbeitrag_maerker_wehner_080718_01.pdf
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nen. Vielmehr geht es – soweit die gezielte Befragung der Bevölkerung zu anstehenden Planungsvorhaben im Mittelpunkt steht – darum, die Grenzen bzw. Portale von verwaltungstechnischen und politischen Einrichtungen durchlässiger zu gestalten für die Interessen, Erwartungshaltungen und Meinungen der Bürger. Ferner ist zu begreifen, dass die hinter diesen Portalen liegenden Informations- und Kommunikationswege der Verwaltungen auf die Auswertung und weitere Verarbeitung entsprechender Beiträge einzustellen sind, um die erforderlichen Verarbeitungskapazitäten sicherzustellen. Schließlich muss auch das internetunterstützte Verfahren selbst so gestaltet werden, dass es zum Bürger hin motivierend wirkt, sich auf das Beteiligungsangebot einzulassen, gleichzeitig aber auch Ergebnisse zu erzeugen vermag, die verwaltungs- und politikseitig als informative Unterstützung für die jeweils in Frage stehenden Planungsaufgaben wahrgenommen werden können. Elektronische Bürgerbeteiligung stellt so verstanden eine komplexe Gestaltungsaufgabe dar, die sich aus einer Vielzahl teils technischer, teils organisatorischer, teils politischer Teilaufgaben zusammensetzt. Nur wenn diese Aufgaben als solche erkannt und gelöst werden, können Bürgererfahrungen und Bürgerwissen nachhaltig zur Verbesserung der Legitimität, Qualität und Akzeptanz von Planungs- und Entscheidungsprozessen beitragen. Es darf deshalb auch nicht überraschen, wenn sich die E-Partizipation-Bewegung gegenwärtig noch in einer Experimentier- und Lernphase befindet. Sie ist in Deutschland von der Bereitschaft einiger Großstädte gekennzeichnet, in das Thema Bürgerbeteiligung zu investieren und die damit verbundene komplexe Gestaltungsaufgabe anzunehmen. Ein aufschlussreiches Beispiel hierfür ist die Stadt Köln.



Das Kölner Modell Die Stadt Köln hat im Jahre 2007 erstmalig einen – wie die Beteiligungszahlen eindrucksvoll belegen – sehr erfolgreichen Bürgerhaushalt durchgeführt.44 Dieser Erfolg, der mittlerweile auch mit einigen wichtigen Preisen anerkannt wurde, hat sicherlich viele Gründe. Ein ganz wesentlicher dürfte jedoch sein, dass sich Politik und Verwaltung von Anfang an der Frage stellten, wie ein solches Verfahren möglichst nachhaltig in den Alltagsbetrieb integriert werden kann. Die Verantwortlichen und Promotoren des Verfahrens waren sich darüber im Klaren, dass sich die nicht geringen Einstiegsinvestitionen, die mit der Einführung von Beteiligungsverfahren verbunden sind, nur dann rechtfertigen lassen, wenn es gelingt, das Verfahren so zu organisieren und technisch zu unterstützen, dass es regelmäßig zum Einsatz kommt. Denn nur ein regelmäßiger Einsatz würde Bürger wie Verwaltung und Politik insgesamt von der Ernsthaftigkeit des kommunalen Engagements in Sachen Beteiligung überzeugen und sie motivieren, das Angebot auch anzunehmen bzw. sich mit den Ergebnissen der Beteiligung auseinanderzusetzen. Um diese Nachhaltigkeit zu erreichen, sind in Köln verschiedene organisatorisch- und technisch-konzeptionelle Entscheidungen getroffen worden.



Bürgerbeteiligung als Konsultation Ein erster wichtiger Schritt war, sich im Vorfeld der Konzeptualisierung des Bürgerhaushalts auf ein Verständnis von Bürgerbeteiligung allgemein zu einigen. In Köln entschied man sich letztlich dafür, Bürgerbeteiligung im Sinne einer Anhörung bzw. Konsultation zu behandeln. Man wollte sich einerseits nicht darauf beschränken, Bürger zukünftig über anstehende Planungsvorhaben der Stadt nur besser zu informieren; andererseits 44 



http://www.stadt-koeln.de/buergerhaushalt; http://www.buergerhaushalt.de/tag/koeln
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sollte vermieden werden, durch zu weit reichende Mitsprache- und Einspruchsrechte die Planungs- und Entscheidungsprozesse in der Verwaltung zu überfordern oder gar außer Kraft zu setzen. Die BürgerInnen der Stadt Köln sollten die Möglichkeit bekommen, zu ausgesuchten Themen wie dem Haushalt Vorschläge zu machen, diese zu kommentieren und zu bewerten, um am Ende eines Beteiligungsverfahrens ein von ihnen selbst bewertetes Endprodukt, nämlich eine Liste mit den am besten bewerteten Vorschlägen, der Stadt zu überreichen – mit dem wichtigen Zusatz, dass diese Ergebnisse von der Verwaltung auch nachprüfbar zur Kenntnis genommen werden und in die jeweiligen Planungen einfließen werden (Vorwerk et al. 2008). Eine damit eng verknüpfte Überlegung war, diese Form der konsultativen Bürgerbeteiligung nicht auf ein einziges Thema bzw. auf ein spezielles Verfahren wie den Bürgerhaushalt zu begrenzen, sondern als innovative Grundidee eines umfassenderen Konzepts Bürgerbeteiligung in der Stadt Köln („E-Partizipation“) zu verstehen. Zwar wurde der Leitgedanke der Bürgeranhörung erstmalig im Rahmen eines Bürgerhaushalts umgesetzt, es sollen jedoch zukünftig nicht nur der Bürgerhaushalt regelmäßig durchgeführt werden, sondern auch andere Verwaltungen bei Bedarf auf Verfahren der Bürgerbeteiligung zurückgreifen können und dabei stets von den denselben methodischen Prinzipien der Konsultation Gebrauch machen (Mandantenfähigkeit der Plattform). Der Gedanke der Bürgerbeteiligung wurde also ausbuchstabiert und als verbindliche Grundidee für alle zukünftigen Bürgerbeteiligungsverfahren verabschiedet, bevor dazu übergegangen wurde, für spezielle Anwendungen wie den Bürgerhaushalt ein entsprechendes Verfahren zu entwickeln. Steht also zukünftig etwa im Bereich der Stadtentwicklung ein Planungsvorhaben an, das durch Konsultation der Bürgerschaft unterstützt werden soll, dann wird das entsprechende Beteiligungsformat vom Ablauf und von der Methodik her dem Verfahren des Bürgerhaushalts in vielen relevanten methodischen und technischen Aspekten gleichen. Es wird stets darum gehen, dass die Teilnehmer des Verfahrens ausgehend von eingereichten und bewerteten Vorschlägen im Laufe des Verfahrens eine Besten-Liste erstellen – was freilich nicht ausschließt, dass bei Bedarf Verbesserungen und Veränderungen an den Verfahrenskomponenten vorgenommen werden und dass die jeweils in einem Verfahren involvierten federführenden Fachämter eigene Vorstellungen bis zu einem gewissen Umfang in die Gestaltung des Beteiligungsverfahrens einbringen können. Von dieser Übertragbarkeit bzw. Wiederholbarkeit eines methodischen Prinzips der Bürgerbeteiligung erhofft man sich mehr Vor- als Nachteile: Sie soll zunächst einmal helfen, Kosten zu sparen, da sie davon entlastet, für jede Verwaltungseinheit bzw. für jeden weiteren Einsatzzweck zusätzliche Beteiligungsformate erfinden und erproben zu müssen. Die Entscheidung für ein Beteiligung ermöglichendes Basisverfahren soll jedoch auch kognitive und personelle Entlastungen bringen. Werden in jedem Verfahren nicht nur grundlegende technische und methodische Verfahrenselemente wiederbenutzt, sondern auch dieselben organisatorischen Abläufe aktiviert, lässt sich verhindern, dass das Thema Bürgerbeteiligung selbst für eine große Stadt wie Köln ins Unübersichtliche und Überkomplexe hypertrophiert. Die Aufwendungen und Anforderungen für Bürger- wie Verwaltungsseite, also für diejenigen, die eingeladen sind, ihre Ideen und Vorschläge mitzuteilen, und diejenigen, die angehalten sind, sich mit den entsprechenden Ergebnissen zu befassen, sollen überschaubar und berechenbar bleiben.
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Bürgerkonsultation im Internet Um solche Effizienzvorteile zu gewinnen und dennoch die Bürgerbeteiligung in Köln zu einer Angelegenheit möglichst vieler Bürger zu machen, hat sich die Stadt entschieden, dem Internet als Beteiligungsmedium einen prominenten Status zuzuweisen. Anders als in anderen Städten bzw. Verfahren, in denen digitale Medien lediglich eine unterstützende Funktion für herkömmliche Formen der Beteiligung haben, haben in Köln auf Präsenz basierende Veranstaltungen oder traditionelle Medien eine dem neuen Medium dienliche Funktion. Die gemeinsam mit den Technologiepartnern entwickelte elektronische Plattform45 wurde im Rahmen des Bürgerhaushalts erstmalig eingesetzt und wird aufgrund des Erfolgs auch zukünftig das Primärmedium sein, während Medienvielfalt (Telefon via CallCenter, Antwortkarte oder mündliche Mitteilung) auf die Zugänge zu der elektronischen Plattform beschränkt sein wird. Damit wurde entschieden, die nicht ungewöhnliche Idee, Bürgerbeteiligung im Sinne eines Vorschlagseingabeverfahrens und Vorschlagsbewertungsverfahrens zu praktizieren, unter den ungewöhnlichen Bedingungen der Internetkommunikation zu realisieren. Auffälligste Merkmale der Plattform bzw. des elektronischen Beteiligungsverfahrens sind sicherlich die Einfachheit der Teilnahmebedingungen, die Transparenz des Verfahrens sowie die Selbstbestimmung der Teilnehmer: Der Bürgerhaushalt 2007 in Köln demonstrierte, wie vergleichsweise viele Bürger (nämlich über 11.000) auf eine möglichst leicht verständliche und ohne große Computerkenntnisse voraussetzende Weise wirkungsvoll und sinnvoll in den Beteiligungsprozess einbezogen werden können. Es wurden über 4.700 Vorschläge eingereicht und über 9.000 Kommentare und mehr als 50.000 Bewertungen abgegeben. So konnten nach Abschluss der Online-Phase Listen mit 300 bestbewertenden Vorschlägen bei der Stadt eingereicht werden. Beiträge, die einmal auf der Plattform stehen, sind für jeden Teilnehmer sichtbar und bleiben es auch bis in die Phase der Auswertung hinein. Jeder sieht nun, was alle sehen können. Auf diese Weise konnte sich bereits im Rahmen des Bürgerhaushalts 2007 in Köln eine bis dahin unbekannte Öffentlichkeit für das Haushaltsthema bilden. Und indem den Bürgern erlaubt war, die Beiträge anderer zu kommentieren und zu bewerten, nahmen sie auch Einfluss auf das Endprodukt der Beteiligung. Zwar achteten Redaktion und Moderation auf die Einhaltung von Teilnahmeregeln, die Erstellung der nach Themen geordneten Listen erfolgte jedoch weitgehend in Eigenregie der Bürger. Sie entscheiden, welches Endprodukt nach Abschluss des Verfahrens an Verwaltung und Politik weitergegeben wird. Diese Rahmenbedingungen kommen auch Verwaltung und Politik entgegen. Nicht nur, weil sie im Vergleich zu herkömmlichen Beteiligungsverfahren mit einer größeren Menge an nützlichen Vorschlägen versorgt wurden und Einblicke in Erwartungshaltungen und Problemverständnisse der Bevölkerung gewannen, die ihnen ohne das neue Beteiligungsmedium verwehrt blieben, sondern auch, weil sie gleichzeitig in Fragen der Auswertung dieser vielen Beiträge spürbar entlastet wurden. Indem die Bürger selbst die Auswahl der Beiträge steuern und nicht die von den Fachämtern und Technologiepartnern gestellten Redakteure und Moderatoren, und selbst entscheiden, welche der vielen Tausend Vorschläge und Ideen an die Politik gerichtet werden sollen, erfüllt das Beteiligungsverfahren eine Doppelfunktion: Einreichung und Auswertung der Vorschläge sind zu einem Verfahren verschmolzen.



45 



http://www.stadt-koeln.de
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Politik und Verwaltung der Stadt Köln profitieren zusätzlich davon, der gegenwärtigen Web-2.0-Aufbruchstimmung nicht länger nur als „Zaungast“ beizuwohnen, sondern sich in eine aktive Gestalterrolle hineinzubegeben. Mit der in der Bevölkerung angenommenen E-Partizipation-Plattform und den darauf möglichen Beteiligungsverfahren reagiert die Stadt auf den Trend, dass die Menschen das Internet längst nicht mehr ausschließlich dazu verwenden wollen, sich über unterschiedlichste Themenbereiche zu informieren, sondern auch dazu, sich aktiv als (Ko)Produzenten in Prozesse der Informationserstellung und Informationsbereitstellung einzubringen. Die Stadt kann somit auch einen Imagegewinn verbuchen, demnach sie mit ihrem E-Partizipation-Engagement glaubhaft Bürgernähe und Serviceorientierung dokumentiert.



Online-Bürgerbeteiligung als Workflow Der Erfolg einer Bürgerbeteiligung hängt davon ab, dass sie als Verwaltungsaufgabe verstanden wird. Wird das Angebot, sich zu kommunalpolitischen Belangen zu äußern, nur als symbolische Politik verstanden, mag dies zu Beginn noch funktionieren, schon beim wiederholten Einsatz eines solchen Verfahrens dürfte vielen Bürgerinnen und Bürgern die Motivation sich zu engagieren abhanden kommen. Um dem vorzubeugen, wurde in Köln in besonderer Weise auf eine verwaltungsgerechte Einbettung des Beteiligungsverfahrens großen Wert gelegt, insofern als Bürgerbeteiligung von Anfang an nicht als eine zusätzliche Veranstaltung gesehen wurde, sondern im Rahmen eines entsprechenden Betreibermodells als ein zu etablierendes Instrumentarium des verwaltungsinternen Informations- und Wissensmanagements. Diese Betrachtungsweise setzte voraus, den Begriff der Bürgerbeteiligung um die der Online-Phase der Vorschlagseingabe und -bewertung vorgelagerten Prozesse der Planung, Vorbereitung einer Beteiligung und auch nachgelagerten Prozesse der Auswertung und Rechenschaft zu erweitern. Wenn also eine Fachverwaltung eine Bürgeranhörung plant, soll sie sich zukünftig erstens auf ein definiertes Verfahren der Antragsstellung einstellen, zweitens auf eine fest gelegte Methodik und Administrierung der Beteiligung und schließlich drittens auch auf ein Verfahren der Ergebnisauswertung und Rechenschaftserklärung. Bürgerbeteiligung wirft also – wird sie als eine ernst zu nehmende Verwaltungsaufgabe behandelt – eine Vielfalt an Anforderungen auf, die, um sie beherrschbar zu machen, so weit wie nur eben möglich in einen zu formalisierenden Prozess zu bringen sind. In der Stadt Köln ist deshalb ein Betreibermodell erarbeitet worden, in dem Bürgerbeteiligung als Workflow verstanden wird, demzufolge die Phasen der Planung, Durchführung und Auswertung sowohl auf der teilnehmerzugewandten Seite (des Front-end) wie auch auf der nur der Administration zugänglichen Seite (des Back-end) sämtliche Abläufe in eine möglichst weitgehend geregelte Form zu bringen sind. So sind beispielsweise – neben den methodischen und softwaretechnischen Aspekten des Verfahrens selbst – die Rollen (neben den TeilnehmerInnen des Verfahrens sind das u.a. die AdministratorInnen, federführende AnwenderInnen des Verfahrens, RedakteurInnen, ModeratorInnen, TechnologiepartnerInnen) zu definieren, die an dem Prozess der Beteiligung partizipieren. Auch sind entsprechende Aufgaben (fachamtliche redaktionelle Aufgabe, administrative Tätigkeiten, planerische und konzeptionelle Aufgaben) und entsprechende Verantwortlichkeiten innerhalb der Verwaltung festzulegen. Schließlich sind die Abläufe des Verfahrens so zu modellieren, dass für alle Beteiligten Klarheit darüber besteht, welche Arbeitsschritte in den einzelnen Phasen
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geleistet werden müssen, welche softwaretechnischen Unterstützungen bzw. Werkzeuge vorrätig zu halten sind und welche personellen Aufwendungen sich mit den verschiedenen Verfahrensabschnitten verbinden. Nicht zu vergessen, wie oft und in welchen Zeiträumen ein Beteiligungsverfahren angeboten werden kann. Insgesamt stellen sich die Arbeiten an einem solchen Workflow als ein Bündel von Umbaumaßnahmen an den Eingangsportalen zu Politik und Verwaltung dar. Einerseits werden an ausgesuchten Schnittstellen der Kommunikation mit dem Bürger (etwa im Bereich der ohnehin vorgesehenen Bürgeranhörung im Rahmen eines Planungsverfahrens) die Zugangsbarrieren ein stückweit abgesenkt. Die Möglichkeiten des Bürgers, sich zu bestimmten Vorhaben seiner Kommune zu äußern, werden erweitert, komfortabler und transparenter. Durch die Festlegung des Workflows kommt es jedoch nur zu Grenzverschiebungen, nicht zu Grenzaufhebungen, wie mancher befürchtet oder fordert. Die neu geschaffenen Zugänge werden rückwirkend wieder reglementiert, nicht nur, um zu verhindern, dass Arbeitsaufwände produziert werden, die politikund verwaltungsintern die personellen Kapazitäten überfordern und Binnenprozesse überhitzen würden. Komplementär dazu werden durch Spielregeln und Rechteverteilungen Vorkehrungen getroffen, das Teilnehmerverhalten so zu disziplinieren, dass die Beiträge für die adressierte Verwaltung auch einen informativen Wert gewinnen. Es kommt zu einer Wiederherstellung von Grenzen, die sich selbst im Verfahren bemerkbar macht, zum Beispiel dann, wenn zwischen Front-end und Back-end der Verfahren unterschieden und damit festgelegt wird, wie sich Teilnehmer- und Zugangsrechte verteilen, welche Ansichten und Aktivitäten öffentlich sind und welche nur für die Administration, Redaktion und angeschlossenen Fachverwaltungen einsehbar sind. Auch Bürgerbeteiligungen im Internet werden deshalb den Prozess der (Neu-)Verhandlung von Grenzziehungen zwischen Verwaltung, Politik und Bürgern nicht zu einem Abschluss bringen, sondern unter veränderten Vorzeichen sich fortsetzen lassen.



Transfer von Best-Practice Kommunen sind zwar die Aktivitätszentren und Experimentierfelder der E-Partizipation-Bewegung in Deutschland. Dies darf jedoch nicht darüber hinweg täuschen, dass ihre Bereitschaft, sich mit dem Thema E-Partizipation bzw. Bürgerhaushalt zu beschäftigen, immer noch von der Aufgeschlossenheit starker Promotoren in Politik und Verwaltung abhängig ist. Hinzu kommt, dass die meisten aktiven Städte Einzelkämpfer sind mit der Folge, dass in Fragen der Gestaltung, Durchführung und Bewertung von Beteiligungsverfahren überwiegend lokale Kriterien und Anforderungen dominieren. Dies wirkt einer Übertragbarkeit und Vergleichbarkeit der Verfahren entgegen und erschwert ihre institutionelle – auch rechtliche – Einbettung in die Verwaltung. Deshalb käme es darauf an dafür zu sorgen, dass richtungweisende Modelle wie das Kölner – aber auch andere Modelle – keine Insellösungen bleiben, sondern auch anderen Kommunen zugänglich gemacht werden. Auf diese Weise ließen sich viele, noch unentschlossene Kommunen leichter motivieren, sich der E-Partizipation-Initiative anschließen. Denn sie hätten die Möglichkeit, sich an bewährten Verfahren zu orientieren und könnten so die auf sie zukommenden Einstiegskosten senken. Ferner würde ein solcher Transfer von Wissen und Technologie den Austausch von Erfahrungen unterstützen, das Lernen aus Fehlern erleichtern und die Vereinheitlichung von Lösungen fördern. Für einen solchen Transfer bieten sich verschiedene Instrumente an.
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Zu denken ist an regelmäßige Informations- und Austauschtreffen und Fachtagungen für interessierte Kommunen, an die Tradition der Pilot- und Modellprojekte (Verwaltungsvereinfachung, bürgernahe Verwaltung), schließlich an die Möglichkeit, Städtepartnerschaften bzw. -allianzen zu gründen oder Zweckbündnisse zu schließen, um gemeinsam ein Verfahren zu übernehmen und anzupassen oder neu zu entwickeln. Vor allem aber sollten die Potenziale bereits vorhandener interkommunaler Netzwerke genutzt werden, die der Bereitstellung von Wissen und IT-Services dienen. Zu prüfen wäre, inwieweit diese ihr Portfolio um E-PartizipationsDienste, die in einer Kommune erfolgreich eingesetzt wurden, erweitern und anderen Kommunen in einer auf die jeweiligen Bedingungen vor Ort anzupassenden Weise verfügbar machen könnten. Ein Beispiel wäre hier der für das Land Nordrheinwestfalen aktive Dachverband kommunaler IT-Dienstleister (KDN)46, der als Shared-Services-Center für seine Mitglieder fungiert. Definierte und erfolgreiche Verfahren und entsprechendes Know-how werden in diesem Netzwerk allen Mitgliedern auf effiziente Weise bereitgestellt. Mit Hilfe solcher Netzwerke wären angeschlossene Kommunen in der Lage, auf ein bereits bewährtes technisch-organisatorisches Beteiligungsverfahren zurückzugreifen. Hinzu käme, dass sie einen AnwenderPool begründen können, der ihnen bislang fehlende Vergleichs- und Lernmöglichkeiten bieten würde. Davon könnten wiederum rückwirkend Vorreiter wie die Stadt Köln, die ihr Verfahren und Wissen über ein solches Netzwerk verfügbar machen, profitieren, da Weiterentwicklungen, wie sie in anderen Kommunen stattfinden würden, in das vorrätig gehaltene Verfahren zurückfließen könnten. Den Transfer und die Weiterentwicklung über solche bewährte interkommunale Netzwerke – nicht ausschließlich aber auch – zu koordinieren, hätte auch einen psychologischen Vorteil: Die Kommunen würden wichtige Vorleistungen für die Verbreitung und Standardisierung von Beteiligungsformaten aus eigener Kraft in einem für sie vertrauten Umfeld leisten.



Vorläufiges Resümee Es gibt für eine Kommune gute Gründe, zukünftig neben dem offiziellen Berater- und Expertentum, das zu allen möglichen Fragen in der Regel für sehr viel Geld um Rat gefragt wird, auch die Expertise der Bürger und Bürgerinnen zu ausgewählten Themen stärker in die Planung einzubeziehen. Ob sich diese Einsicht jedoch flächendeckend durchsetzen wird, wird davon abhängen, die Erschließung dieser zusätzlichen Informationsquelle im Rahmen eines institutionalisierten Verfahrens festzulegen. Die modernen Medien können dabei behilflich sein, da sie die Möglichkeit bieten, die gesamte Prozesskette – vom Bürgervorschlag, über die fachliche und politische Bewertung und Entscheidung, über das Monitoring zum Stand der Umsetzung bis hin zur Bewertung der jeweils umgesetzten Vorschläge – elektronisch abzubilden. E-Partizipation lässt sich so effektiv und kosteneffizient betreiben und als ein inhärenter Bestandteil der kommunalen E-GovernmentReformstrategie behandeln. In Deutschland hat sich mit Köln erstmals eine Großstadt gefunden, die bereit ist, diesen Weg zu gehen. Elektronische Partizipation wird hier in den Kanon elektronisch-unterstützter Verwaltungsverfahren aufgenommen, um die damit verbundenen Leistungsversprechen – für Politik und Bürgerschaft – erfüllen zu können. Es müssen jetzt weitere Anstrengungen in Richtung Vernetzung der Kommunen und Transfer von bewährten Lösungen unternommen werden, damit Bürgerbeteiligung nicht länger ein Nischenthema bleibt.



46 
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Bürgerkommune: Qualifizierung von städtischen MitarbeiterInnen in Essen



Einleitung Nirgendwo sind die Bürgerinnen und Bürger der Politik und politischen Entscheidungen so nah wie in der Kommune – nirgendwo ist die Politik mit ihren Entscheidungen so nahe an den Bürgerinnen und Bürgern, d. h. an den Betroffenen. Hier bietet sich also die gute Gelegenheit, eine „Politik der Nähe“ zu machen. Oder gibt es sogar eine zwingende Notwendigkeit dafür? Deutlich nachlassende Wahlbeteiligungen bundesweit – selbst bei Oberbürgermeister-Direktwahlen beteiligen sich oft weniger als die Hälfte der Wahlberechtigten – sind Anlass dafür, formaldemokratische Beteiligungsangebote zu ergänzen. Wegen des wachsenden Anteils von MigrantInnen steigt außerdem der Anteil von Einwohner/innen ohne Wahlberechtigung – kleinräumig stellen sie gelegentlich schon die Bevölkerungsmehrheit. Und auch für sie sind Beteiligungsangebote zu schaffen, auch sie sollen Verantwortung für ihr Stadtviertel übernehmen können. Die Kommunen stehen vor vielfältigen Herausforderungen: demographischer Wandel (Integration, sozialräumliche Spaltung, alternde Bevölkerung), Legitimationskrise der Politik und Finanzkrise (besonders in den Großstädten). Ohne Beteiligung, ohne aktives Engagement der Bürger/innen sind diese Probleme nicht zu bewältigen. Die Aufgabe der kommunalen Selbstverwaltung ist es, die Rahmenbedingungen dafür zu schaffen, d. h. es muss vor allem eine Grundhaltung gelebt werden, die Beteiligung und Engagement nicht nur ermöglicht, sondern ausdrücklich dazu ermutigt. Diese Haltung und die unterstützenden Techniken für die Umsetzung müssen erworben, müssen in Theorie und Praxis erlernt werden. Politik und Verwaltungsspitze müssen sich zur Kooperation mit der Stadtgesellschaft bekennen, die Führungskräfte das Engagement der BürgerInnen und sonstiger KooperationspartnerInnen wertschätzen und unterstützen. Darüber hinaus braucht eine Bürgerkommune (Verwaltungs-)MitarbeiterInnen, • die den Nutzen und den Wert von offener Kommunikation und von Kooperationen mit engagierten BürgerInnen, Institutionen, Wirtschaftsunternehmen etc. und innerhalb der Verwaltung selbst erleben dürfen, • die sich als DienstleisterInnen für die Stadtgesellschaft verstehen (Auftraggeber sind die BürgerInnen!)
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• und die als solche wertgeschätzt werden von der Verwaltungsspitze, der Politik, den KollegInnen und den BürgerInnen.



Diese Überzeugungen prägen das Essener Konzept zur Bürgerkommune.



Beispiele aus Essen Die Stadt Essen legt großen Wert auf die Personalentwicklung und Ausbildung ihrer rund 9.300 MitarbeiterInnen in Verwaltungs- und technischen Berufen. Von den 153 Angeboten im Fortbildungsprogramm 2010 sind 42 Prozent fachliche Fortbildungen, 24 Prozent IT- und Datenverabeitungsseminare – und 34 Prozent fachübergreifende Fortbildungen. Zu diesen fachübergreifenden Seminaren gehören die Sparten: Sprachen, Konfliktbewältigung und -vermeidung, Rhetorik und Kommunikation, Verhandlung und Beratung, Ausbilden, Lehren und Lernen, Arbeitstechniken und -methoden, Wissensmanagement sowie Team- und Persönlichkeitsentwicklung. Dort können MitarbeiterInnen die Fähigkeiten und Fertigkeiten erlernen, die sie benötigen, um lösungs- und dialogorientiert ihre Aufgaben in einer Bürgerkommune wahrzunehmen. Dazu gehört nicht nur eine „Ermöglichungshaltung“ den BürgerInnen und KundInnen gegenüber, sondern auch eine gelebte Kooperationskultur innerhalb der Verwaltung und mit (projektbezogenen) externen PartnerInnen. Darüber hinaus wurden in Essen verschiedene Maßnahmen entwickelt, um bei den MitarbeiterInnen sukzessive für das Thema Engagement und Bürgerorientierung zu werben und sie dafür zu sensibilisieren: z. B. Baustein Bürgerengagement in der verpflichtenden Führungskräftefortbildung, das Auszubildenden-Volunteeringprojekt ESSEN.aktiv, die Präsentation von MitarbeiterInnen im Inter- und Intranet unter dem Titel “Dafür engagiere ich mich!“, die Werbung zur Beteiligung an der Ehrenamtsmesse Ruhrdax bzw. an dem Ehrenamtstag „ESSEN TUT GUT!“ oder Projektarbeiten für Auszubildende zum Thema Bürgerorientierung. Begleitet werden die Projekte von einer offensiven Öffentlichkeitsarbeit, z. B. im städtischen Intranet. Führungskräfte-Fortbildung “Engagement wecken und Mitarbeiter/innen motivieren“ Seit 2004 wird die zweitägige Führungskräfte-Fortbildung “Engagement wecken und MitarbeiterInnen motivieren“ bei der Essener Stadtverwaltung durchgeführt – verpflichtend. Verpflichtende Führungskräfte-Fortbildungen werden seit 2002 für vier Zielgruppen angeboten: für MitarbeiterInnen mit geringem Führungsumfang (z. B. HausmeisterInnen), Sachgebiets- und Gruppenleitungen, Abteilungsleitungen sowie (ab 2008) Amtsleitungen. Die 65 Amts- und Verwaltungsleitungen treffen sich darüber hinaus fünf Mal pro Jahr in Amtsleitungsrunden bzw. zu Klausurwochenenden und setzen sich intensiv mit unterschiedlichen Themen auseinander. Themen zum Bürgerengagement finden sich regelmäßig auf der Tagesordnung.
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Die Führungskräftefortbildung findet modular statt, d. h. die Führungskräfte durchlaufen je nach Zielgruppe 10 bis 23 Bausteine – häufig in einer Gruppe ihrer Wahl. Bislang haben ca. 700 Sachgebiets- und Gruppenleitungen sowie 120 Abteilungsleitungen an den Führungskräftefortbildungen teilgenommen – diese Zielgruppen durchlaufen auch den Baustein “Engagement wecken und MitarbeiterInnen motivieren“. Die SeminarteilnehmerInnen lernen in diesem Modul verschiedene Methoden und Techniken sowie Möglichkeiten und Grenzen zur Förderung von BürgerInnen- und MitarbeiterInnen-Orientierung und zur Förderung von Engagement kennen. Gemeinsam werden Gründe, warum eine Kommune Engagement/Ehrenamt ermöglichen sollte, erarbeitet. Erfolgsfaktoren und Nutzen von bürgerschaftlichem Engagement werden betrachtet, aber auch Stolpersteine und mögliche Konflikte. Außerdem werden Gesprächstechniken für das Führen von aktivierenden Gesprächen vermittelt. Ein Mitarbeiter der Ehrenamt Agentur Essen e.V. stellt die Arbeit der Agentur und die Möglichkeiten zur Kooperation dar. Durch eine Mitarbeiterin der Stadtverwaltung erhalten die TeilnehmerInnen einen Überblick über Essener Projekte, Kooperationen und Konzepte zum Thema Bürgerkommune. Auch diejenigen Führungskräfte, die in ihrem aktuellen Arbeitsumfeld keine Möglichkeiten zur Bürgerbeteiligung sehen, erkennen schnell, dass sämtliche Seminarinhalte auf die MitarbeiterInnen-Ebene übertragbar sind und zu einem besseren und kooperativeren Miteinander führen können. ESSEN.aktiv – Bürgerschaftliches Engagement von Auszubildenden der Stadt Essen Seit 2006 beschreitet die Stadt Essen in ihrer Rolle als Unternehmen einen neuen Weg: Auszubildende der Stadt Essen werden eingeladen, sich freiwillig im Rahmen ihrer Ausbildung – also während ihrer Arbeitszeit – an einem sozialen Projekt zu beteiligen. Im ersten Jahr engagierten sich dreißig Auszubildende in sechs Projekten, 2007 waren es knapp 100 Auszubildende in 27 Projekten und seit 2008 beteiligen sich circa 130 Auszubildende in ungefähr 45 Projekten. Dies ist fast die Hälfte aller Auszubildenden der Stadtverwaltung – quer durch alle Berufe und Ausbildungsjahrgänge. Die Ehrenamt Agentur Essen akquiriert die Projekte, in denen sich die Nachwuchskräfte engagieren können, und im Februar jeden Jahres werden alle Angebote auf einem Markt der Möglichkeiten präsentiert. Vom Handykurs für geistig Behinderte, über Bastel- und Malangebote im Seniorenheim, Mithilfe bei Singlepartys für Behinderte und Nichtbehinderte bis hin zum Bau von Kinderspielgeräten – die verschiedensten Fertigkeiten und Fähigkeiten für Zielgruppen von 0-100 Jahren sind gefragt und jede/r findet ein passendes Angebot. Die Auszubildenden haben nun sechs Monate Zeit, ihr Projekt zu realisieren. Sie müssen Kontakt mit der sozialen Einrichtung aufnehmen, ihr Projekt planen (inhaltlich und zeitlich) und schließlich umsetzen und dokumentieren. Dafür stehen ihnen im Rahmen ihrer Arbeitszeit 24 Stunden, dies entspricht drei Arbeitstagen, zur Verfügung. Viele Nachwuchskräfte engagieren sich aber auch zusätzlich in ihrer Freizeit. Unterstützung bei Problemen oder Schwierigkeiten erhalten sie von MentorInnen der Stadtverwaltung, die als AnsprechpartnerInnen sowohl der Auszubildenden als auch der sozialen Einrichtung fungieren.
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Zum Abschluss aller Projekte findet eine Veranstaltung statt, bei der die Auszubildenden ihre Engagements präsentieren. Verantwortlich für Planung, Organisation und Moderation dieser Veranstaltung sind ebenfalls die Auszubildenden. Zur Abschlussveranstaltung werden die VertreterInnen der sozialen Einrichtungen eingeladen, die PraxisanleiterInnen der Auszubildenden, die MentorInnen sowie die Leitung des Personalamtes und der Personalrat. Der Stadtdirektor, der auch Personaldezernent ist, überreicht den Auszubildenden als Schirmherr von ESSEN.aktiv Zertifikate, die zur Personalakte genommen und Bewerbungen beigefügt werden können. Von ESSEN.aktiv profitieren die Stadtverwaltung, die sozialen Einrichtungen und das Gemeinwesen. Die Auszubildenden lernen, was in der Regel kein Ausbildungsinhalt ist: Sie planen und führen „ihre“ Projekte durch und präsentieren diese, sie verbessern ihre sozialen Kompetenzen, üben sich in Teamfähigkeit und Kooperation, sie gewinnen Einblicke in andere Lebenswelten und Arbeitsbereiche, stellen sich unbekannten Herausforderungen und können einmal in ehrenamtiche Tätigkeiten hinein schnuppern.In der Konkurrenz um künftige Fachkräfte genießt die Stadtverwaltung Essen durch dieses Projekt einen Wettbewerbsvorteil. ESSEN.aktiv wurde übrigens ab 2010 ausgeweitet auf sämtliche Beschäftigten der Stadtverwaltung – zunächst im Rahmen der Kulturhauptstat Ruhr 2010. Ehrenamt 55plus Ehrenamt 55plus ist ein Projekt der Stadt Essen in Kooperation mit der Ehrenamt Agentur Essen e.V. und anderen Unternehmen. Ziel dieses Projektes ist es, Menschen im Alter von 55 und mehr Jahren zu gewinnen, sich ehrenamtlich zu engagieren. Das Projekt ist speziell auf diese Altersgruppe zugeschnitten, da diese einen großen beruflichen und privaten Erfahrungsschatz besitzt, von dem die Gesellschaft insgesamt profitieren und insbesondere junge Menschen lernen können. Städtische MitarbeiterInnen ab 55 Jahren, die an einer ehrenamtlichen Tätigkeit interessiert sind, können sich unverbindlich informieren, welche Möglichkeiten des Engagements bestehen. Information und Beratung finden nach Vereinbarung durch Mitarbeiterinnen der Ehrenamt Agentur Essen e.V. entweder im Rathaus oder in der Ehrenamt Agentur statt. “Dafür engagiere ich mich!“ – Ehrenamtliches Engagement von MitarbeiterInnen der Stadtverwaltung Seit März 2006 stellen MitarbeiterInnen der Stadtverwaltung im Internetauftritt der Stadt Essen und im städtischen Intranet unter der Rubrik “Dafür engagiere ich mich!“ monatlich ihr privates ehrenamtliches Engagement vor. Der monatliche Wechsel wird mit Spannung erwartet und es kommt zu so manchen Überraschungen: Da hätte man nicht geahnt, dass der zurückhaltende Kollege einmal jährlich nach Brasilien fährt und aktiv in einem Kinderdorf mitarbeitet. Und was ein Kirchenschweizer ist, konnte man nun auch erfahren.
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Ob im Verein, einer Initiative oder nur begrenzt in einem Projekt – jede Form von Aktivität für das Gemeinwesen zählt. Es geht vor allem darum, die Breite und Vielfalt des Engagements städtischer MitarbeiterInnen abzubilden und das bürgerschaftliche Engagement an sich anzuerkennen und zu fördern. Mit der öffentlichen Präsentation ihrer privaten Aktivitäten können die Beschäftigten um Unterstützung für ihre Organisationen werben. Aufrufe zu Sachspenden oder Werbung für den Besuch von Veranstaltungen werden gerne mit der Darstellung verknüpft. Die Stadtverwaltung möchte ihren Beschäftigten mit dieser Plattform signalisieren: Wir schätzen ehrenamtliches Engagement, wir erkennen an, dass unsere MitarbeiterInnen auch nach Dienstschluss in vielen Bereichen für das Gemeinwesen aktiv sind und unterstützen sie darin durch Werbung und Öffentlichkeitsarbeit. Beteiligung von MitarbeiterInnen der Stadt Essen am “Ruhrdax – Wirtschaft trifft Ehrenamt“ und dem Essener Ehrenamtstag „ESSEN TUT GUT!“ Bei der von den Ehrenamtagenturen des Ruhrgebietes organisierten Messe Ruhrdax präsentieren gemeinnützige Einrichtungen ihren Bedarf an unterstützenden Dienstleistungen. Ihr Gegenüber sind Unternehmen, die sich bereit erklären, helfende Hände und Know-how (kein Geld!) ehrenamtlich zur Verfügung zu stellen. Seit der ersten Messe im Jahr 2006 beteiligen sich auch MitarbeiterInnen verschiedener Fachämter der Stadt Essen an diesem “Handel“. Dabei wurden bislang Kontrakte mit Einrichtungen geschlossen, die z. B. EDVKurse, Anstreicharbeiten, Gartenarbeiten, den Umbau eines Bauwagens zum Spielmobil oder den Bau einer Rollstuhlrampe benötigten. Der Essener Ehrenamtstag „ESSEN TUT GUT!“, von der Ehrenamt Agentur Essen organisiert, ist eine weitere Möglichkeit, sich als Team einen Tag lang ehrenamtlich in einem solchen Projekt zu betätigen. Bei diesem ehrenamtlichen Einsatz kommt aber nicht nur ein Mehrwert für die Einrichtungen heraus, sondern die KollegInnen können andere, dienstlich nicht unbedingt in Erscheinung tretende Fähigkeiten zeigen bzw. die der KollegInnen kennen lernen. Und sie kommen mit Menschen und Einrichtungen in Kontakt, zu denen sie vielleicht in ihrem beruflichen oder privaten Alltag keinen Zugang haben. Im städtischen Intranet wird jeweils über die Einsätze der städtischen KollegInnen berichtet - und somit ihr Engagement anerkannt. Die Berichte werben auch dafür, am nächsten Ruhrdax bzw. bei „ESSEN TUT GUT!“ teilzunehmen. Gleichzeitig dient die Teilnahme an den ehrenamtlichen Projekten der Personalentwicklung – z. B. der Schulung von Teamfähigkeit in unstrukturierten Abläufen.



Probleme / Herausforderungen/ Zukunft Alle vorgestellten Beispiele sind in Essen eingeführt und mittlerweile Erfolgsmodelle. Trotzdem darf es nicht dabei bleiben. Die Änderung der Haltung von städtischen MitarbeiterInnen braucht einen langen Atem – und viele begleitende Maßnahmen. • Durch eine intensive Öffentlichkeitsarbeit muss das Thema Bürgerkommune immer wieder den MitarbeiterInnen, aber auch den BürgerInnen ins Bewusstsein gebracht werden. Grundlegende Rahmenbedingung in einer Bürgerkommune ist die Information – nur wer weiß, dass
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er sich beteiligen kann, kann entscheiden, es zu tun oder zu lassen. „Tue Gutes und rede drüber!“ Mit ihrem „Internetservice Bürgerengagement“ hat die Stadt Essen für weite Teile der Stadtgesellschaft ein Angebot zu gezielter Information und gleichzeitig eine Möglichkeit, sich als Bürgerkommune zu präsentieren, geschaffen (siehe: www.essen.de/buergerengagement). • Eine kooperative Unternehmenskultur ist eine weitere Grundlage für eine Bürgerkommune. Nur wer innerhalb seiner Abteilung, seines Amtes, seines Geschäftsbereiches oder mit anderen Fachbereichen kooperativ und mit Offenheit zusammenarbeitet, kann sich für die Interessen der BürgerInnen öffnen und dort PartnerIn sein. • In Essen gibt es viele gelungene Beispiele für Beteiligungsprojekte. Aber es werden noch viele Verfahren ohne (professionelle, standardisierte) Beteiligung durchgeführt. Nichtbeteiligung wird – auch in Essen – immer wieder gerne mit erhöhtem Zeit- und Kostenaufwand begründet. Aber: die Kosten verlagern sich nur, und es kommt neben einem oft höheren Ausmaß an Vandalismus (z. B. in öffentlichen Einrichtungen) und aufwändigen Nachbesserungen zu einem Glaubwürdigkeitsverlust der Politik und der Verwaltung. Ein Instrument für regelmäßige und qualitativ hochwertige Beteiligung ist die Einführung von Qualitätsstandards. In Essen hat der Verwaltungsvorstand die Grundsätze zur Bürgerbeteiligung für die Stadt Essen beschlossen. Dabei wurden generelle Qualitätsstandards festgelegt und die Fachbereiche müssen nun, je nach Aufgabe, konkrete Beteiligungsstandards formulieren und einführen. Ziel ist es, eine gleichbleibende Qualität sicher zu stellen – nicht nur bei baulichen Maßnahmen, sondern die Beteiligung bei der Erstellung von Konzepten soll ebenfalls berücksichtigt werden. Begleitend werden hinaus internetgestützte Arbeitshilfen erstellt, ebenfalls mit Beteiligung der Fachbereiche. Erfahrene MentorInnen sollen den Projektverantwortlichen in Beteiligungsverfahren zur Seite stehen und entsprechende Fortbildungsangebote, die den Mitarbeiter/innen Grundlagen und Techniken für Beteiligung konzipieren. Neben der Unternehmenskultur der Verwaltung muss sich auch in der Stadtgesellschaft eine Kultur der Verantwortung und Beteiligung etablieren. • Politik, Verwaltung, Wirtschaft und Institutionen müssen systematisch eine breit angelegte und wahrnehmbare Anerkennungskultur in der Stadt schaffen – am besten gemeinsam, im Dialog. • In vielen Kommunen herrscht die Haltung vor, dass der Rat der Stadt sich ausschließlich auf sein Mandat bezieht und darauf besteht. Mittlerweile sind aber viele BürgerInnen sensibilisiert und wollen mehr, als nur alle fünf Jahre den Rat der Stadt bzw. alle sechs Jahre eine/n OberbürgermeisterIn wählen. Sie wollen sich an Entscheidungen beteiligen, wenn sie sich in ihrem Alltag berührt fühlen. Viele übernehmen dann auch gerne Verantwortung im Gemeinwesen. Daneben ist unbedingt festzuhalten, dass die Formallegitimation immer schwächer und sozial selektiver wird, und es stellt sich die Frage, welche Legitimationsprozesse es neben den Wahlen noch gibt. So steigt der Anteil von EinwohnerInnen ohne Wahlberechtigung aufgrund des wachsenden Anteils von MigrantInnen. Auch sie wollen/sollen Verantwortung für ihre Stadt übernehmen und eine aktive Rolle in der Stadtgesellschaft einnehmen können – und das auch über ihre ethnischen Grenzen hinweg. Es ist wünschenswert, wenn Politik und Verwaltung sich weniger als „(Untertanen-)Staat“, sondern als Partner in einem demokratischen System verstehen. Die BürgerInnen müssen als Koproduzenten öffentlicher Leistungen wertgeschätzt werden. Und sie haben die Rolle des „Souverän“ – und als solchem ist ihnen Respekt
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zu erweisen! • Menschen lernen vor allem durch eigene Erfahrung. Das System Verwaltung lernt aber nicht automatisch mit. Damit wird ein Grundproblem von Verwaltungen (und Großorganisationen im Allgemeinen) angesprochen: das Wissensmanagement. Es müssen Kooperations-, Mentoring- und Netzwerkstrukturen geschaffen werden, in denen Wissen weitergegeben wird. Mithilfe der neuen Medien wird sich das Wissensmanagement künftig organisieren lassen. Bei allen „Instrumenten“ ist aber unbedingte Voraussetzung die Bereitschaft zur Weitergabe von Wissen – für die gemeinsame Sache (statt eifersüchtigem Horten von Wissen) – also auch hier eine Frage der Kooperationskultur in einer Verwaltung. • Und eine abschließende Forderung: Die Grundausbildung im öffentlichen Dienst und an den Universitäten für VerwaltungsmitarbeiterInnen, PlanerInnen, SozialarbeiterInnen, SozialmanagerInnen, JuristInnen etc. muss auch die Aspekte der Beteiligung von BürgerInnen beleuchten und Grundfähigkeiten als PartnerIn in Gestaltungsprozessen vermitteln. Europäische Geschichte ist mehr eine Geschichte der Städte als eine Geschichte von Nationalstaaten. Städte waren vielfach selbst handelnde Akteure, die auf dem Prinzip der Selbstregierung funktionierten. Die kommunale Selbstverwaltung ist ein hohes Gut, das nur bewahrt werden kann, wenn Bürgerinnen und Bürger sich dazu bekennen und sich entsprechend verhalten (können). Nichts anderes ist Bürgerengagement!
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Zwischen Kooperation und Verrätersyndrom Erinnerungen an das Mediationsverfahren am Flughafen Wien-Schwechat Mediation ist eine Sache der Freiwilligkeit. Nirgendwo ist sie als Form der Öffentlichkeitsbeteiligung verpflichtend vorgeschrieben (sie stellt demnach keine formale, rechtlich geregelte Partizipation dar, wie etwa Umweltverträglichkeitsprüfungen und dergleichen mehr), niemand kann gezwungen werden, ein solches Verfahren zur Diskussion und Entscheidung konflikthafter Materien durchzuführen, und alle, die teilnehmen, müssen dies aus freiem Willen tun. Denn Freiwilligkeit ist eine unabdingbare Prämisse der Mediation. Dennoch bieten Mediationsverfahren im Bereich der Konfliktregelung Optionen an, die über andere Partizipationsmodelle hinaus deuten. Am Beispiel des Mediationsverfahren am Flughafen Wien-Schwechat, das unser Institut über fünf Jahre hinweg wissenschaftliche begleitet hat47, möchte ich einige zentrale Aspekte aufzeigen, Chancen und Risken benennen und abschließend Zukunftsoptionen andeuten.



Aller Anfang ist schwer Wie beginnt ein Mediationsverfahren und wer setzt die ersten Schritte? Wer muss beteiligt werden, wie lange dauert so etwas und wie kann es finanziert werden? Solche und ähnliche Fragen mögen Menschen beschäftigen, die sich überlegen, ob für bestimmte Konfliktszenarien Mediationsverfahren sinnvoll eingesetzt werden können. Da die Antworten naturgegeben von Fall zu Fall divergieren, sollen nachstehend nur einige generelle Bemerkungen erfolgen. Nachdem es sich bei solchen Verfahren um Instrumente der „informalen Partizipation“ handelt, bestehen auch keine standardisierten Verfahren für ihre Einrichtung. In aller Regel brauchen sie also zunächst einen Auftraggeber, dessen Rolle aber zugleich zu relativieren ist. In Auftrag gegeben werden kann nur das Verfahren selbst, seine Inhalte und Ergebnisse hingegen sind kaum vorherzubestimmen. Zudem nehmen Auftraggeber meist selbst am Mediationstisch Platz und sind dort MediandInnen wie alle anderen auch, denn Mediationsverfahren sind weitgehend hierarchiefreie Räume. Am Beispiel des Flughafens Wien war es so, dass – rund um das Vorhaben des Baus einer dritten Start- und Landebahn – im Vorfeld der Mediation bereits andere Wege beschritten wurden, die dazu führen sollten, die anwohnende Bevölkerung dem Vorhaben gegenüber positiv zu stimmen. Dazu wurden verschiedene PR-Instrumente eingesetzt, die allesamt mehr oder minder gescheitert sind. Ein Besuchsprogramm eines früheren Vorstandes hatte sogar kontraproduktive Auswirkungen, wie uns berichtet wurde – überall dort, wo der Vorstand öffentlich aufgetreten ist, um den Bau der Piste zu propagieren, hätten sich im Anschluss Bürgerinitiativen gebildet, um den Bau der dritten 47 



Die Beschreibung des Verfahrens, seine Ergebnisse und die Eindrücke der Begleitforschung können in detaillierter Form nachgelesen werden. Siehe: Falk/Heintel/Krainer: Das Mediationsverfahren am Flughafen Wien-Schwechat. DUV 2006
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Piste zu verhindern. Schließlich wurde der Wiener Rechtsanwalt und Mediator Thomas Prader beauftragt, die Durchführung eines Mediationsverfahrens vorzubereiten.48 In einer sechsmonatigen Arbeitsphase haben insgesamt zwölf Personen, darunter VetreterInnen der Umweltanwaltschaften Wien und Niederösterreich, von Bürgerinitiativen, der Flughafen Wien AG, des Nachbarschaftsbeirates (Gruppe der BürgermeisterInnen der Anrainergemeinden) sowie der Länder Wien und Niederösterreich daran gearbeitet. Diese Vorbereitungsgruppe hat in einem Arbeitsübereinkommen festgehalten: „Ziel des Mediationsverfahrens, in welches alle betroffenen und beteiligten Parteien einzubeziehen sind, ist eine auf kooperative Weise erarbeitete und vertraglich abgesicherte, zukunftsorientierte, konsensuale Konfliktlösung.“49 Ihre Arbeit erscheint im Rückblick als eine der zentralen Maßnahmen. Sie hat potenzielle Betroffene identifiziert und kontaktiert, die Ausschreibung für die Besetzung eines Mediationsteams vorbereitet und eine große Vorbereitungsveranstaltung organisiert, bei der das Mediationsforum, das größte Gremium des Verfahrens, eingerichtet wurde, in dem letztlich mehr als fünfzig Parteien Platz genommen haben. Mediationsverfahren dieser Größe bedürfen eines sorgfältigen Projektmanagements, das noch wenig mit dem inhaltlichen Verfahren zu tun haben muss. Ihre Organisation ist ein eigener Job (den im Verlauf des Verfahrens Thomas Prader übernommen hat, wohingegen für die Leitung der Mediation selbst ein internationales Mediationsteam engagiert wurde, am Beginn bestehend aus: Horst Zillessen, Ursula König und Gerhart Fürst). Im Bereich des Projektmanagements ist es durchaus üblich, Vorprojekte einzurichten, in denen Projekte vorbereitet werden oder auch ihre Sinnhaftigkeit überprüft werden soll. Das hat sich auch am Flughafen Wien sehr bewährt.



Von Beginn an miteinander reden und miteinander streiten Am Anfang bestand eigentlich nur in einem einzigen Punkt Einigkeit: Man war bereit, an einem Mediationsverfahren teilzunehmen, das die Flughafen Wien AG finanzieren sollte. Alle anderen Fragen hingegen waren strittig: Welche Themen bearbeitet werden müssten, mit welchen begonnen werden sollte, wie Begriffe definiert, welche externen ExpertInnen berufen werden könnten. Und der Bau der dritten Piste insgesamt war natürlich heiß umstritten. Der Beginn war vielfach von Misstrauen geprägt, von Ängsten, über den Tisch gezogen zu werden, zugleich aber von der Einsicht getragen, ein Mediationsverfahren habe Aussicht, bessere Ergebnisse zu erzielen als die üblichen Umweltverträglichkeitsprüfungsverfahren (die ohnedies noch vorgesehen und insofern eine „zweite Chance“ waren). Besser, weil es mehr Einflussmöglichkeiten bot, breitere Partizipation ermöglichte, Mitgestaltung im Prozess der Entscheidungsfindung, aber auch auf der Ebene der Verfahrenssteuerung selbst. Dazu wurde eine eigene Steuergruppe eingerichtet, die versuchte, das Gesamtverfahren im Blick zu behalten, Sitzungen in sinnvoller Form aneinander zu reihen und die sich für den Gesamtprozess verantwortlich fühlte.



48 49 



Sämtliche Unterlagen und Protokolle aus dem Verfahren wurden auf der Homepage des Verfahrens veröffentlicht und können dort immer noch eingesehen werden. Siehe: www.viemediation.at, 4.1.2009. Vgl. Arbeitsübereinkommen der Vorbereitungsgruppe vom 12.7.2000, siehe: http://www.viemediation.at/jart/prj3/via-mf/ data/doks/99dokumente/409.doc, 4.1.2009.
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Das Misstrauen schien allgegenwärtig. Es äußerte sich anfangs in nahezu endlosen Debatten rund um Protokolle. Die Sorge, aufgrund von bestimmten Formulierungen ins Hintertreffen zu geraten, war groß; alle wollten ihre Aussagen dokumentiert, ihren Einspruch festgehalten wissen. Immerhin wurden die gemeinsam beschlossenen Protokolle auf der Website des Mediationsverfahrens veröffentlicht und waren auch allen Außenstehenden zugänglich – eine Maßnahme, die sich insbesondere VertreterInnen der Bürgerinitiativen gewünscht hatten, mit der Absicht, über das Verfahren eine breitestmögliche Transparenz herzustellen. Wie für alle Protokolle, die erst nach gemeinsamen Beschluss veröffentlicht wurden, galt für Informationen aller Art (insbesondere solchen, die an die Presse gehen sollten), dass diese nur in akkordierter Form über das Verfahren gemacht werden sollten. Wer allerdings Pressekonferenzen kennt, weiß, dass unmöglich fünfzig AkteurInnen teilnehmen, geschweige denn mitreden können, wenn gezielte Informationen weiter gegeben werden sollen. Also mussten RepräsentantInnen gewählt werden, obgleich sich zunächst niemand repräsentieren lassen wollte. Die hier geschilderten Sequenzen betreffen allesamt das Verhältnis von Vertraulichkeit und Öffentlichkeit in Mediationsverfahren. Vertrauen ist nicht von vornherein gegeben, es muss erworben, erarbeitet werden und stellt sich gerade dann ein, wenn in der Öffentlichkeit kein „Verrat“ stattfindet und auf öffentliche Konfrontationen außerhalb des Verfahrens verzichtet wird. Dazu sind Vereinbarungen hilfreich, die dies festlegen und Vertraulichkeit gewährleisten, was in aller Regel bedeutet, keine Informationen aus dem Verfahren in die Öffentlichkeit zu tragen, die nicht mit allen anderen abgesprochen sind. Das schützt alle Beteiligten und ermöglicht ihnen, sich weniger strategisch und damit freier im Verfahren zu bewegen. Dem widerspricht der Anspruch auf größtmögliche Transparenz, der in solchen Verfahren häufig erhoben wird. Auch er soll Beteiligte schützen – wer in Protokollen die eigene Position klar festhalten lässt, kann nach außen hin nachweisen, sie entsprechend vertreten zu haben, selbst wenn er oder sie bei Entscheidungen unterlegen sein sollte. Er schützt vor einem unausweichlichen Phänomen aller repräsentativen Verfahren – dem „Verrätersyndrom“.



MediationsteilnehmerInnen zwischen Kooperation und Verrätersyndrom Wo immer Menschen sich auf Verhandlungsprozesse einlassen, ist von vornherein klar, dass nicht nur eine einzige Partei gewinnen kann (sonst wären die Verfahren ja obsolet). Verhandeln heißt, aufeinander zuzugehen, miteinander nach Lösungen zu suchen, Kompromisse und im günstigsten Fall Konsenslösungen zu finden, aber jedenfalls die eigene Position ein Stück weit zu verlassen. Wer am Verfahren teilnimmt, erlebt den Prozess, das Ringen um gemeinsame Entscheidungen, die zunächst scheitern und irgendwann glücken mögen. Wer nicht am Verfahren teilnimmt, bekommt in erster Linie Ergebnisse präsentiert und mag sich wundern, wie Zustimmung erfolgen konnte. Jene, die (meist mühsam) verhandelt haben, müssen dann in ihre „Heimatgruppen“ zurückkehren, den Kompromiss erläutern und nicht selten ihre Zustimmung verteidigen. Aus diesem Grund haben am Beginn des Verfahrens viele Gruppierungen nur „vorbehaltlich“ erst zu treffender Beschlüsse ihrer Initiativen oder Parteigremien zugestimmt. Im Laufe des Verfahrens hat sich das verändert, nie aber ist dieses Phänomen ganz verschwunden. Es gehört zu all jenen Verfahren, bei denen (zumindest teilweise) hinter verschlossenen Türen verhandelt wird – wobei das Verhandeln hinter verschlossenen Türen in aller Regel die einzige Möglichkeit darstellt, aufeinander zuzugehen und gemeinsame Lösungen zu finden. Es ist kein Zufall, dass heikle diplomatische Verhandlungen oft in einem angenehmen Ambiente
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verlaufen, ohne Medien- und Öffentlichkeitsbeteiligung stattfinden und abseits des Konfliktherdes nach alternativen Lösungen suchen. Wo Medien und Öffentlichkeit beteiligt sind, werden andere Logiken wirksam, die nach Siegern und Verlierern fragen, wobei das Nachgeben in Verhandlungen zugunsten einer gemeinsamen Konfliktlösung kaum als Sieg verkauft werden kann. Ferner wollen die eigenen AnhängerInnen befriedigt werden, was durch Kampfesparolen zumeist leichter gelingt als durch einen Aufruf zur Kampfabsage. Helden geben nicht nach und niemals klein bei. Daher gibt es in unserer Geschichte auch kaum Konsens-Helden – sieht man von wenigen Friedensnobelpreisträgern ab, denen es gelungen ist, regionale Konflikte auf gewisse Dauer zu befriedigen. Als 1994 der Friedensnobelpreis an die drei Staatsmänner Jassir Arafat, Shimon Peres und Yitzhak Rabin ging, blickte die Welt voller Hoffnung auf eine ihrer größten Krisenregionen. Ein Jahr später, am Abend des 4. November 1995, wurde Rabin bei einer großen Friedenskundgebung erschossen und sechzehn Jahre danach ist die Region von einem dauerhaften Frieden weit entfernt. Wo immer Menschen also verhandeln, ist es sinnvoll, ihnen Schutzräume zu gewähren. Wo Verhandlungen besonders zäh und schwierig erscheinen, ist es ratsam, zunächst keine externe Öffentlichkeit daran zu beteiligen, sondern im Inneren nach tragfähigen Ergebnissen zu suchen und dann gemeinsam der Öffentlichkeit vorzustellen. So wurde dies bei den Pressekonferenzen zum Mediationsverfahren am Flughafen WienSchwechat gemacht. Die vereinbarte Vertraulichkeit wurde von den meisten Mitgliedern eingehalten. Wo sie verletzt wurde, wurde das Verhalten der Betroffenen im Verfahren selbst sanktioniert – erworbenes Vertrauen ist ein hohes Gut, aber rasch verspielt. Wer öffentliche Polemik betrieb, wurde im Verfahren geächtet, manche haben das Verfahren später auch verlassen – sie wollten oder konnten den Vereinbarungen (inhaltlicher wie prozeduraler Natur) nicht zustimmen.



Vom Konflikt zum Konsens – und retour „Win-Win“ heißt ein Zauberwort der Mediation. Es verspricht Lösungen und Entscheidungen, die Konsense darstellen, bei denen letztlich alle Beteiligten gewinnen sollen. Bekannt sind Win-Win-Ergebnisse primär aus dem Bereich der Familienmediation, die in vielen Fällen dazu beitragen kann, schwierige Trennungsprozesse so zu gestalten, dass die Betroffenen zufrieden auseinander gehen können. In so komplexen Materien wie Umweltfragen erscheint dies beträchtlich schwieriger – der Bau einer dritten Piste ist unweigerlich mit einer Steigerung des Flugverkehrs verbunden, die Lärm- und Umweltbelastungen nach sich zieht. Dass dennoch eine Einigung gefunden werden konnte, lässt sich eher als eine Lösung beschreiben, der alle Beteiligten „gerade noch“ zustimmen konnten. Den VertreterInnen der AnrainerInnen haben dabei die unzähligen Maßnahmen geholfen, die von der Flughafen Wien AG finanziert werden müssen. Sie sollen primär die Lärmbelastung lindern und beinhalten eine neue Verteilung von Fluglinien, die die Verteilung der Belastung gerechter erscheinen lässt, allerdings auch neue Betroffene erzeugt. Die Flughafen Wien AG hat sich zwar auf hohe Ausgaben eingelassen, für das Verfahren selbst und weit darüber hinaus, hat aber gute Aussichten, ihre zukünftige Anrainerkommunikation auf eine wohlwollende(re) Basis gestellt zu haben, wofür im Übrigen ein permanentes Dialogforum eingerichtet wurde.50 Das bedeutet freilich nicht, dass damit alle zukünftigen 50 



Für nähere Informationen siehe: http://www.dialogforum.at, 4. 1. 2009.



128



Larissa Krainer



Konflikte bereits bewältigt sind – es bedeutet aber, dass es einen Ort gibt, an dem sie wahrgenommen und professionell ausgetragen werden können.



Wo kein Wille, da kein Weg Nachdem Mediationsverfahren nicht verpflichtend sind, stellt sich die Frage, wo sie in Zukunft sinnvoll eingesetzt werden sollten. Im Bereich des Strafrechts bestehen bereits Möglichkeiten, Konflikte einer außergerichtlichen Regelung zuzuführen beziehungsweise diese einer gerichtlichen Streitschlichtung verpflichtend voran zu stellen. Ähnliches könnte auf jene Bereiche ausgedehnt werden, in denen es um Standortkonflikte, Umweltverfahren und dergleichen geht. Dabei könnten betroffene Unternehmen zur Übernahme eines Teils der Kosten verpflichtet werden, ein anderer Teil müsste aber wohl von der öffentlichen Hand bereitgestellt werden. Verfahren der Öffentlichkeitsbeteiligung sind zunächst demokratiepolitische Lernfelder. So positiv „Partizipation“ gegenwärtig diskutiert wird – der Begriff sollte nicht darüber hinweg täuschen, dass die meisten Entscheidungsmaterien konfliktträchtig sind, die meisten Prozesse und Verfahren der Öffentlichkeitsbeteiligung aufwändig, wenn auch lehrreich. Die Frage, inwiefern Partizipation an Prozessen, die nach öffentlicher Beteiligung verlangen, verpflichtend vorgesehen werden kann, ist heikel (siehe Freiwilligkeitsgebot). Was sind staatsbürgerliche Pflichten aber anderes als die Mitwirkung an Prozessen der Demokratie? Auf der Suche nach bestmöglichen Kombinationen aus direkter und repräsentativer Demokratie werden wir wohl nicht umhinkommen, uns direkt und konkret einzubringen. Konflikte so auszutragen, dass möglichst alle Betroffenen Gelegenheit haben, sich an der Entscheidungsfindung zu beteiligen, ist ein schwieriges Unterfangen. Mediationsverfahren stellen eine Möglichkeit dar – das rechtfertigt, sie als eine chancenreiche „Öffentlichkeitsbeteiligung der Zukunft“ zu betrachten. Kollektiv getroffene Entscheidungen haben mehr Aussicht auf Nachhaltigkeit (im Sinne ihres nachhaltigen Wertes, als auch eines nachhaltigen Bestandes) als andere. Sie kosten allerdings viel Zeit und Geld, sie bedürfen der professionellen Steuerung und eines kollektiven Willens zur Mitwirkung.



Quellen und Literatur Falk, Gerhard; Heintel, Peter; Krainer, Larissa (Hrsg.) (2006): Das Mediationsverfahren am Flughafen WienSchwechat. http://www.dialogforum.at http://www.viemediation.at http://www.viemediation.at/jart/prj3/via-mf/data/doks/99dokumente/409.doc
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Transnationale Partizipation entlang der Donau Die Erfahrungen der Internationalen Kommission zum Schutz der Donau (IKSD) geben einen Einblick in die Herausforderungen einer transnationalen Öffentlichkeitsbeteiligung im Rahmen der internationalen Wasserwirtschaft. Das Einzugsgebiet der Donau – der zweitlängste Fluss Europas nach der Wolga – erstreckt sich über 817.000 km² in 19 Ländern und ist somit das internationalste Flusseinzugsgebiet der Welt. Es reicht vom Schwarzwald bis zum Schwarzen Meer und ist Heimat für mehr als 82 Millionen Menschen unterschiedlicher Kultur, Sprache und Geschichte. Flüsse kennen keine politischen Grenzen, und anstehende Probleme – wie die Wasserverschmutzung oder der Verlust von Fließdynamik – sind nur durch eine grenzüberschreitende Zusammenarbeit aller beteiligten Staaten zu lösen. Das Donauschutz-Übereinkommen trat 1998 in Kraft und bildet die gesetzliche Basis für die gemeinsame Anstrengung zum Schutz und zur nachhaltigen Nutzung der Donau sowie ihrer Zubringerflüsse. Zu den Vertragsstaaten dieses Übereinkommens gehören daher (neben der Europäischen Union) Deutschland, Österreich, die Tschechische Republik, die Slowakei, Ungarn, Slowenien, Kroatien, Bosnien und Herzegowina, Serbien, Bulgarien, Rumänien, Montenegro, die Republik Moldau und die Ukraine. Der Flächenanteil am Einzugsgebiet der Donau von Italien, der Schweiz, Polen, Albanien und der ehemaligen Jugoslawischen Republik Mazedonien liegt jeweils unter 2000 km². Diese Staaten sind daher keine Vertragsstaaten des Übereinkommens. Zur Umsetzung des Übereinkommens wurde die Internationale Kommission zum Schutz der Donau (IKSD) gegründet. Die IKSD hat sich mittlerweile zu einem der größten und aktivsten Netzwerke der WasserexpertInnen Europas entwickelt. Das gemeinsame Ziel besteht in der Förderung eines nachhaltigen Managements der Ressource Wasser und der Koordinierung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit. Dies umfasst sowohl den Schutz als auch die Nutzung der Donau, ihrer Zubringerflüsse und der dazugehörigen Lebensräume. Seit dem Jahr 2000 ist die IKSD auch Plattform zur koordinierten Umsetzung der EU-Wasserrahmen-Richtlinie für das Einzugsgebiet der Donau. Die europäische Wasserpolitik wurde durch diese Richtlinie, deren Ziel das Erreichen eines „guten Zustands“ im Jahr 2015 für alle europäischen Gewässer ist, grundlegend reformiert. Das bedeutet eine systematische Verbesserung und keine weitere Verschlechterung der Gütesituation der Gewässer. Zu den zentralen Elementen der Wasserrahmenrichtlinie zählt die Verpflichtung der Mitgliedstaaten zur Verankerung von Umweltzielen für Oberflächengewässer und Grundwasser, zur umfassenden Analyse der Flussgebiete sowie zur Erstellung von flussgebietsbezogenen Bewirtschaftungsplänen unter Einbeziehung der Öffentlichkeit.
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Transnationale Öffentlichkeit – was bedeutet das? Nur wenige Institutionen verfolgen transnationale Interessen. Einzelpersonen scheiden in der Regel für solche Prozesse aus – das Interesse ist meist privater Natur –, und Interessensgruppen sind häufig nur national organisiert, weshalb transnationale bzw. internationale Fragestellungen nicht ihren Zielsetzungen entsprechen. Die Beteiligten reduzieren sich daher meist auf VertreterInnen weniger Interessengruppen. Im Falle der IKSD sind es beispielsweise VertreterInnen der Bereiche Naturschutz, Schifffahrt, Tourismus und Industrie. Diese Interessensgruppen sind zudem unterschiedlich organisiert; einerseits als Vereine mit einer breiten Basis (z. B. Fischereiverbände, Naturschutzverbände), andererseits als deklarierte Lobbygruppen, die das Interesse eines bestimmten Wirtschaftszweiges vertreten (z. B. Schifffahrt, Tourismus). Die Interessensgruppen haben auch unterschiedlich starke finanzielle Mittel, und dadurch bestehen nicht immer dieselben Voraussetzungen für alle Beteiligten. In Beteiligungsprozessen ist es allerdings besonders wichtig, diese unterschiedlichen Gegebenheiten zu berücksichtigen und vergleichbare Bedingungen für alle Organisationen zu schaffen.



Transnationale versus nationale Beteiligungsprozesse: Was unterscheidet sie? Von der BürgerInnenbeteiligung in einer Gemeinde bis zu den Diskussionsrunden mit VertreterInnen der chemischen Industrie – Beteiligungsprozesse sind auf allen Ebenen komplex. Was den Prozess auf transnationaler Ebene allerdings noch etwas komplizierter macht, ist die Tatsache, dass die beteiligten Staaten internationalem Druck ausgesetzt sind – z. B. durch EU-Vorgaben oder durch andere Staaten – und viele Prozesse daher oft noch eine diplomatische Komponente besitzen. Dadurch werden Diskussionen und Abstimmungsprozesse sehr formal ausgetragen und benötigen viel Zeit. Vielen AkteurInnen aus dem nichtstaatlichen Bereich ist diese Komponente nicht wirklich bewusst, was zu Enttäuschungen und schließlich zum Ausstieg aus dem Prozess führen kann. Diesen Punkt gilt es schon bei der Planung von Beteiligungsprozessen zu berücksichtigen und alle Beteiligten auf die Komplexität hinzuweisen.



Methoden der Beteiligung: Vor- und Nachteile Gemeinsam mit den wichtigsten Interessensgruppen entwickelte die IKSD 2002 eine Partizipationsstrategie zur Umsetzung der Wasserrahmen-Richtlinie. Dieser internationale Prozess bildet eine sinnvolle Ergänzung zu den jeweiligen nationalen Beteiligungsprozessen. In der IKSD werden die transnationalen Aktivitäten von der dafür eingesetzten Arbeitsgruppe – Public Participation Expert Group – koordiniert. Deren ExpertInnen sind mit der Abstimmung der einzelnen IKSD-Arbeitsgruppen untereinander und mit den nationalen Prozessen befasst. Mitglieder dieser Arbeitsgruppe sind VertreterInnen der einzelnen Staaten sowie der akkreditierten Beobachterorganisationen (siehe unten). Partizipation beschränkt sich hier auf Interessengruppen, die im gesamten Donauraum tätig sind. Regionale und nationale Gruppen können nicht berücksichtigt werden, sollen aber durch nationale Beteiligungsprozesse eingebunden werden. Da die Arbeitssprache der IKSD Englisch ist, wird auch der Beteiligungsprozess in Englisch organisiert; eine Sprachbarriere, die die Beteiligung für manche Interessensgruppen erschwert.
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In den vergangenen Jahren wurden von der IKSD folgende Methoden der Öffentlichkeitsbeteiligung entwickelt: Konsultation mit offener Einladung: Wichtige Dokumente (z.B. Bestandserhebung, Arbeitsprogramme, Managementpläne) werden den Interessensgruppen in Stakeholder-Konferenzen mit Workshops zu den unterschiedlichen Schwerpunkten vorgestellt und diskutiert. Zu diesen Konferenzen, die in unterschiedlichen zeitlichen Abständen stattfinden, wird offen auf Basis der Stakeholder-Analyse eingeladen. Ziel ist es, ein breites Spektrum von Interessensgruppen zu erreichen, um ein vielschichtiges Feedback zu den erarbeiteten Dokumenten zu erhalten. Ein Beispiel dafür war die Stakeholder-Konferenz 2004 zur Diskussion der Bestandserhebung inklusive der Einstufung der Gewässer des Donau-Einzugsgebiets. Im Juni 2009 fand eine weitere Konferenz zur Diskussion des internationalen Managementplans inklusive des Maßnahmenkataloges in Bratislava (Slowakei) statt. Die Vorteile dieser Art der Konsultation sind, dass mit einem vertretbaren Aufwand viele Interessensgruppen in kurzer Zeit erreicht werden können. Nachteilig wirkt sich aus, dass die Diskussionen in der Regel auf einer generellen Ebene geführt werden. Details werden kaum beachtet. Die Einflussnahme ist somit relativ gering. Da für die Interessensgruppen mit der Teilnahme an den Konferenzen auch Kosten (Anreise, Übernachtung) verbunden sind, kann dies für finanzschwache Organisationen einen Ausschließungsgrund darstellen. Die IKSD bemüht sich aber um Lösungen und so wird derzeit die Möglichkeit durchleuchtet, zusätzlich eine Online-Diskussionsplattform anzubieten, um allen Organisationen die Teilnahme zu erleichtern. Konsultation mit direkter Einladung: Spezielle Problemstellungen benötigen einen intensiveren Dialog mit verschiedenen Interessensgruppen, um zu einem sinnvollen Ergebnis zu gelangen. Beispiele wären der Eintrag von Phosphaten in die Gewässer der Donau- und Schwarzmeerregion durch Waschmittel oder die möglichen negativen Auswirkungen durch die Intensivierung der Binnenschifffahrt. Zu derartigen Fragestellungen wird mit ausgewählten und gezielt eingeladenen Interessensgruppen über einen bestimmten Zeitraum ein strukturierter Dialog zu einer konkreten Problemstellung geführt. Ziel ist es, gemeinsam und länderübergreifend Lösungen zu entwickeln und deren Umsetzung zu garantieren. Ein gelungenes Beispiel für einen solchen Prozess ist der Dialog zur Vereinbarung von naturnaher Flussentwicklung und einer Intensivierung der Binnenschifffahrt. Für beide Bereiche wurden konkrete Richtlinien entwickelt. Die Umsetzung dieser obliegt nun allen Partnern. Durch dieses Verfahren ist es möglich, über einen relativ kurzen Zeitraum (zwölf Monate) zu einem konkreten Ergebnis zu gelangen, das für alle Beteiligten akzeptabel ist. Die Interessensgruppen haben die Möglichkeit, auf die Resultate direkt Einfluss zu nehmen und sie aktiv mit zu gestalten. Nachteilig ist, dass sehr viele Ressourcen gebunden werden und nur ein bis maximal zwei Prozesse zeitgleich ablaufen können. Diese intensive Form der Beteiligung ist daher meist nur auf wenige Fragestellungen anwendbar. Beobachterstatus bei der IKSD: Interessensvertretungen, die transnational organisiert sind, haben die Möglichkeit, sich von der IKSD als Beobachter-Organisation akkreditieren zu lassen und als solche an allen Sitzungen der IKSD teilzunehmen. Beobachter-Organisationen können in Arbeitssitzungen der IKSD jederzeit mündliche oder schriftliche Stellungnahmen einbringen. Wenn diese Interessensgruppen ihr Know-how unmittelbar in die IKSD einbringen, kann die Qualität der Resultate gesteigert und die Umsetzung der erarbeiteten Grundsätze besser gewährleistet werden. Durch die Teilnahme an den Entscheidungssitzungen der IKSD können die Interessensgruppen aber auch den politischen Prozess aktiv und direkt mitgestalten. Für einige
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Beobachter-Organisation können die erheblichen personellen und finanziellen Ressourcen, die sich aus einer regelmäßigen Teilnahme an Sitzungen ergeben, freilich ein Problem darstellen. Derzeit halten fünfzehn Organisationen den Beobachterstatus. Die Arbeit der IKSD in den vergangenen fünfzehn Jahren hat gezeigt, dass der Aufbau einer transnationalen Öffentlichkeitsbeteiligung langwierig und kompliziert ist. Vielfach sind die politischen Strukturen – sowohl auf internationaler wie auf nationaler Ebene – noch nicht danach ausgerichtet, und den handelnden Akteuren fehlt die positive Erfahrung mit Beteiligungsprozessen. Es ist zu hoffen, dass es in den nächsten Jahren auf allen politischen Ebenen zu einer immer stärkeren „Chance of Governance“ kommt und die Beteiligung der Öffentlichkeit zu einem fixen Bestandteil von Planungsprozessen wird. Transnationale Zusammenarbeit läuft in einem sehr sensiblen diplomatischen Umfeld ab, was Beteiligungsprozesse verkompliziert. Um Partizipation umsetzen zu können, hat die IKSD im Laufe der vergangenen Jahre verschiedene Methoden entwickelt. Die Erfahrung der IKSD hat aber auch gezeigt, dass die Einbeziehung von Interessensgruppen in allen Fällen positiv zu sehen ist und letztlich zum Vorteil für die inhaltlichen Ergebnisse und alle Beteiligten im Donauraum war. Der Erfolg der politischen Prozesse auf transnationaler Ebene wird nicht zuletzt davon abhängig sein, ob die betroffenen Interessensgruppen aktiv eingebunden waren und deren Meinungen auch in den politischen Entscheidungen reflektiert werden.



Weiterführende Links: International Commission for the Protection of the Danube River: www.icpdr.org EU Water Framework Directive: http://ec.europa.eu/environment/water/water-framework/index_en.html Aarhus Convention in the EU: http://ec.europa.eu/environment/aarhus/#participation
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Beteiligung in der Verkehrsplanung Ein vieldimensionaler Balanceakt Partizipation an Konzepten und Projekten des Verkehrswesens ist aufgrund verschiedener Parameter ein komplexes Thema, das sich einfachen Antworten entzieht. Zusammen wirken: • der räumliche Bezug der Planung: Handelt es sich um ein lokales Vorhaben oder um ein regionales bzw. überregionales Projekt? • der Status der Beteiligung: entweder formal innerhalb von Planungsverfahren geregelt oder informell angeboten. • der Fokus der Beteiligung: Sollen Lösungen entwickelt oder vorliegende Alternativen beurteilt werden? • Konfliktphänomene: Gibt es (schon) einen Projektkonflikt und welche Konflikttypen sind relevant? Handelt es sich um einen Sach-, Verteilungs-, Ziel- & Wertekonflikt bzw. einen Beurteilungs- und Wahrnehmungskonflikt? Dazu kommt die allgemeine Partizipationsfrage: Soll informiert, beraten oder entschieden werden? In diesem mehrdimensionalen „Partizipationsraum“ gibt es eine Fülle unterschiedlicher subjektiver Erfahrungen, je nach Blickwinkel und Interessenlage. Mein Blickwinkel ergibt sich aus zwei Rollen, jener als Verkehrsplaner oder als allparteilicher Vermittler mit Moderations- bzw. Mediationsaufgaben. Deshalb können Antworten bestenfalls Hypothesen sein, die einen intensiveren Diskurs befördern sollen.



Politik & Partizipation Partizipation wird bis dato nur in jenen Politikfeldern unterstützt bzw. zugelassen, die von den Entscheidungsträgern als wenig relevant eingeschätzt werden: Wohnstraßen und Parks gestalten, Garagenprojekte beurteilen – das sind gängige Partizipationsfelder. Bei Autobahnen und Eisenbahnstrecken, bei U-Bahnen und Wasserstraßenprojekten setzt die repräsentative Demokratie auf formale – ich würde sagen administrativ gezähmte – Beteiligung. Meterlange Umweltverträglichkeitserklärungen, mehr Waffe als Information, belegen dies. Zu vermuten ist, dass der an der Obrigkeit ausgerichtete Habsburger-Staat immer noch nachwirkt. BürgerInnen in Partizipationsprozessen verkörpern oft eine ambigue Haltung – gekennzeichnet einerseits durch eine wütende Wehrlosigkeit gegenüber „denen da oben“, andererseits durch eine aggressive Forderungspolitik, die das Wesen der repräsentativen Demokratie verkennt. Die Basis dieser Haltung heißt Misstrauen, und
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zwar gegen alle vermeintlichen Entscheidungsträger und ihre „Handlanger“. Kaum ein Partizipationsprozess startet ohne diesen Misstrauensvorschuss, ihn zu überwinden ist die erste, zugleich schwierigste Aufgabe. In Gesellschaften mit Konflikterfahrung auf gleicher Augenhöhe, man denke an die französische Revolution, dürfte Partizipation gelassener, als Wahrnehmung selbstverständlicher und erkämpfter Rechte, funktionieren. Das Glück und den Horror der Freiheit haben ÖsterreicherInnen mangels einer solchen Revolutionsgeschichte nie erfahren (Rudolf Burger). Die ambigue Grundhaltung erschwert im Übrigen auch eine Abgrenzung zwischen den Entscheidungskompetenzen innerhalb der repräsentativen Demokratie und jenen der beteiligten Zivilgesellschaft. Im äußersten Fall wird der Gesellschaftsvertrag, innerhalb dessen zwischen StaatsbürgerInnen und dem Staat wechselseitig Rechte und Pflichten vergeben werden, in Frage gestellt. In diese Richtung geht der Begriff „partizipative Demokratie“, ohne dass klar wäre, wer darin wozu ermächtigt ist. Nach meinen Erfahrungen ist Partizipation dann erfolgreich, wenn ein Grundkonsens über den Sinn der repräsentativen Demokratie besteht – in Würdigung aller ihrer Schwächen und Mängel.



Gute Beispiele Wenn Sach- und Verteilungskonflikte lokalisiert werden können und also Interessen verhandelbar sind, kann Partizipation erfolgreich sein, wie bei der Gestaltung städtischer Straßen – etwa der Alser Straße, Neubaugasse und Mariahilfer Straße oder am Yppenplatz, Wallensteinplatz und am Brunnenmarkt in Wien. Was macht den Erfolg aus? • die Repräsentanz aller relevanten Interessen; bei Verkehrsprojekten sind dies die Anliegen der Bevölkerung und der Wirtschaft, der Benutzer und Betreiber aller Verkehrsmittel, der Akteure im öffentlichen Raum. • das einhellige Verständnis für öffentliche Interessen – im Projekt und über seine Grenzen hinaus: die Beschleunigung der öffentlichen Verkehrsmittel, durchgängige Gestaltungsqualitäten, die Anwaltschaft für alle jene Interessen, die nicht unmittelbar vertreten sind, aber zur Sprache kommen müssen. • eine objektive und subjektiv wahrgenommene Handlungsbereitschaft der Entscheidungsträger, die unmittelbar nach dem Partizipationsverfahren konkrete Maßnahmen erwarten lässt. Wenn die Umsetzung von Projekten vorweg terminisiert ist, kann zudem ein produktiver Ergebnisdruck entstehen. Ob der inhaltliche Konsens aus einer neutralen Perspektive funktionell, formal und ästhetisch Qualität hat, ist nicht gesichert – das ist der Preis des Konsenses. Überzeugende, „große“ Lösungen wie etwa die Wiener Ringstraße sind nicht durch Interessenausgleich entstanden, sondern nach einem lakonischen Diktum eines Souveräns: „Es ist mein Wille!“ Oft entscheidet über Erfolg oder Misserfolg die Vorphase und der Beginn des Beteiligungsverfahrens: ein problem- und aufgabenorientiertes Verfahrensdesign, die Auswahl der Beteiligten, die Mitwirkung bzw. Distanz der Politik, die Empathie von Prozesssteuerung und Prozessmanagement. Letztlich entscheidend ist die
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Qualität der formalen und informellen Kommunikation innerhalb des Verfahrens.



Herausforderung eins: Partizipation in einer alternden Gesellschaft Partizipation in der Verkehrsplanung heißt Teilnahme an Veränderungsprozessen. Diese Veränderungen sind raumrelevant und zukunftsgerichtet. Nun liefert Konrad Paul Liessmann im Artikel „Endlich alt!“ (Presse/ Spektrum vom 14.6.2008) eine Zusammenfassung des Diskurses über das Alter: Der Bogen spannt sich von der Lobpreisung des Alters (Cicero: De senectute) bis zum „Weltverlust“ (Jean Amery). Dieser Weltverlust hat zwei Komponenten: • die ausschließliche Orientierung an der Vergangenheit (Zeitverlust) • die Konzentration auf das unmittelbare körperliche Umfeld (Raumverlust) Nun wird nicht nur die Gesellschaft älter, auch die TeilnehmerInnen an Partizipationsprozessen sind unter Umständen alt. Die Differenz von zukunfts- und raumrelevanten Planungsprozessen und Beteiligten, für die Zukunft und Raum nur noch wenig relevant sind, bzw. im schlimmsten Fall Ängste und Abwehr hervorrufen – diese Differenz ist und wird ein zentrales Kommunikationsproblem. Die Frage lautet: Wie können zukunfts- und raumrelevante Projekte anschlussfähig werden, wenn man die altersabhängigen Prägungen und Wertvorstellungen berücksichtigt. Hier fehlt es nicht nur an Analysen und Reflexion, sondern auch an methodischen Neuerungen – bis hin zum Design der Partizipation: Geht es um Veränderungsprozesse wie in der Verkehrs- und Raumplanung, müssten die Beteiligten jedenfalls ein Querschnitt durch die Gesellschaft sein, also ausgewählt werden – insbesondere dann, wenn die Entscheidungskompetenz ohnehin bei der repräsentativen Demokratie verbleibt. Jedenfalls muss man sich der Phänomene von Veränderung und Bewahrung annehmen, wenn man eine Spirale der Negativität vermeiden will: BürgerInnen sehen sich in ihrem Misstrauen gegen alle Obrigkeit bestärkt, Politik und Verwaltung administrieren Partizipation zu Tode, und die Beteiligungsexperten verlieren jene Allparteilichkeit und Empathie, die für den Erfolg der Partizipation notwendig ist.



Herausforderung zwei: Die Qualität der formalen Beteiligung Bei großen Verkehrsprojekten für Straße und Schiene ist Beteiligung in den Behördenverfahren vorgeschrieben, oft werden zusätzlich informelle Beteiligungen vor den Verfahren durchgeführt. Wenn man die formale und informelle Beteiligung bei solch großen Projekten von außen betrachtet, scheint das Hauptinteresse der Projektwerber der Kontrolle zu gelten: Kontrolle durch Informationsflut, Kontrolle durch methodische Nebelfelder. Die Begründungen der Akteure sind ebenso verständlich wie fragwürdig: • die Informationsflut entstünde durch die Anforderungen der Verfahren und die Rechtspraxis; demgemäß müssen Projekte so aufbereitet sein, dass sie den Anforderungen der Sachverständigen genügen und allfälligen Ansprüchen von Anwälten standhalten – dem müssten sich die Regeln einer vernünf-
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tigen Kommunikation mit einer betroffenen bzw. interessierten Öffentlichkeit unterordnen. • die Methodik der informellen Beteiligung („Ephesos-Modell“) hätte sich mehrfach bewährt und Konflikte ausgeräumt. Faktum bleibt, dass die angewandten Beurteilungsmethoden vielfach undurchschaubar sind. Das betrifft die Auswahl von Beurteilungskriterien, den Modus der Beurteilung und Gewichtung, die Zusammenführung der Meinungen bzw. Interessen aller Beteiligten. Insgesamt eröffnen diese Beurteilungsverfahren, die als Nutzen-Kosten-Untersuchungen etikettiert werden, einen großen taktischen Spielraum, der bei manifesten Konflikten offenkundig wird. Und dass mit falschen Methoden brauchbare Ergebnisse erzielt werden können – das ist in der Wissenschaftstheorie nichts Neues. Die Herausforderung bestünde also darin, auf Kontrolle zu verzichten und damit der Partizipation ein Stück Gestaltungsspielraum, ein wenig Spontanität und Kreativität zu überantworten. Dies muss nicht zwangsläufig zu längeren Verfahren führen. Meine These ist, dass etwa Umweltverträglichkeitsprüfungen deutlich kürzer und gleichzeitig in höherer Partizipationsqualität abgewickelt werden könnten – wenn man auf Kommunikationsqualität in Richtung Zivilgesellschaft und weniger auf bürokratische Formalismen der Sachverständigen-Unkultur setzt.



Eine Zukunftsvision Ernsthafte Partizipation ist auf Wertschätzung und Vertrauen angewiesen. Solange Beteiligung als notwendiges Übel verstanden wird und nicht als sinnvoller Diskurs, wird sich wenig ändern. Es bedarf also bei Politik, Verwaltung und PlanerInnen eines Wertewandels, einer Haltungsänderung gegenüber der Zivilgesellschaft. Gleichzeitig muss Partizipation professionalisiert werden – Techniker sind mit prozessualen und organisationspraktischen Fragen oftmals überfordert. Da Verkehrskonzepte und -projekte (per se) konfliktbehaftet sind, sollte Partizipation als Konfliktmanagement aufgefasst werden – mit allen verfügbaren Methoden und Instrumenten. Und wenn man Partizipation befördern will, muss man sie begrenzen: welche Inhalte thematisiert werden können und welche nicht, welche Spielregeln im Umgang miteinander eingehalten werden müssen, wie relevant das Ergebnis der Partizipation für die Entscheidungsträger ist – all das muss im Vorfeld unmissverständlich geklärt sein, als eine Art „Verfassung“ des Partizipationsverfahrens. Erst diese Grenzen eröffnen Diskursräume, auch wenn sie alle Beteiligten fordern und gleichsam in die „Beteiligungspflicht“ nehmen. Geschieht dies nicht, erlebt man oft ein Beteiligungsspiel, ein verwirrendes Bühnenstück der Verletzungen und Eitelkeiten. Beteiligung braucht einen ebenso öffnenden wie begrenzenden Kontrakt, wenn sie nicht in der Beliebigkeit stranden soll.
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Mehrwert der Beteiligung Verkehrsprojekte sind Ausdruck spezifischer, oftmals eingeschränkter Blickwinkel; meist dem Zeitgeist verpflichtet, da und dort aber auch überkommenen Werthaltungen verhaftet. Schließlich kann es von der Projektidee bis zum finalen Genehmigungsverfahren schon zehn Jahre dauern, innerhalb derer sich Paradigmen und Wertvorstellungen oftmals verändern. Auch der Blick über das Projekt hinaus, in den möglichen Lösungsraum ist vielen Projektanten fremd, eine Themenverfehlung gleichsam. Hier kann Partizipation als Korrektiv allzu technokratischer Sichtweisen wirken. Nicht immer bedarf es dazu der Bevölkerung; es geht vielmehr um die Vielfalt und die Vollständigkeit relevanter Blickwinkel. Das macht die Entscheidung, was relevant ist, zu einer schwierigen demokratiepolitischen Aufgabe: Was wird der Partizipation unterworfen, was bleibt der repräsentativen Demokratie vorbehalten? Offen bleibt im Übrigen auch, wie sich Partizipation in unsicheren, krisenhaften Zeiten, in denen rasche Entscheidungen, etwa zur Belebung der Konjunktur, verlangt werden, behaupten kann.
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Möglichkeiten und Grenzen der Öffentlichkeitsbeteiligung bei Infrastrukturvorhaben



Einleitung Die Bedeutung von Infrastruktur51 als Schlüsselfaktor für die konjunkturelle Entwicklung, die volkswirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit und die Standortqualität eines Landes ist unbestritten. Laut WIFO schaffen Investitionen in öffentliche Infrastruktur im Ausmaß von einem Prozent des BIP rund 1,5 Prozent mehr Realwachstum sowie einen Beschäftigungszuwachs von bis zu 36.000 ArbeitnehmerInnen (Aiginger 2006). Trotzdem wurde die staatliche Investitionsquote für Infrastruktur in Österreich zwischen 1995 und 2004 um rund 1,2 Prozentpunkte auf 3,5 bis vier Prozent des BIP (je nach Definition) reduziert52 (Czerny 2005). Zusätzlich wirken sich jahrelang verzögerte oder verhinderte Infrastrukturvorhaben negativ auf volkswirtschaftliche Kosten, aber auch auf das Vertrauen von BürgerInnen in die politische Entscheidungs- und Handlungsstärke aus. Prominente Beispiele dafür sind die Ennsnahe Trasse, der Semmering-Basistunnel oder die 380 kV Leitung zwischen Rotenturm und Zwaring („Steiermarkleitung“). Die Realisierung von Infrastrukturprojekten innerhalb geplanter Zeit- und Kostenbudgets und mit einer entsprechenden Akzeptanz bei der betroffenen Bevölkerung sollte somit oberste Priorität seitens der EntscheidungsträgerInnen aus Politik, Verwaltung und Wirtschaft besitzen. Eine vollständige Planungssicherheit im vorhin genannten Sinn ist naturgemäß aufgrund der typischen Eigenschaften von Infrastrukturvorhaben (lange Planungshorizonte, große Anzahl beteiligter Akteure, hohe inhaltliche Komplexität) nicht möglich. Konflikte zwischen beteiligten und betroffenen Gruppierungen, die aufgrund gegensätzlicher und teils stark fragmentierter Interessen fast notwendigerweise auftreten, sind dabei als besonders kritisch für die Planungssicherheit zu betrachten. So liegt beispielsweise dem Bau einer Hochspannungsleitung oder der Verlängerung eines Autobahnabschnittes ein berechtigtes öffentliches Interesse – nämlich die Versorgungssicherheit oder die Verbesserung der Mobilität – zugrunde. Dem gegenüber stehen ebenso berechtigte Interessen der betroffenen Bevölkerung insofern, als Vorhaben dieser Art massive Eingriffe in die Lebensqualität von Menschen (Lärm, Strahlenbelastung) sowie in Ökosysteme (Luftverschmutzung, Bodenversiegelung) bedeuten.



51 52 



Gemeint ist im Rahmen dieses Beitrags öffentliche Infrastruktur in den Bereichen Verkehr (Straße, Schiene, Flughäfen), Energieversorgung (Strom, Gas, Fernheizung), Information und Telekommunikation (Telefon, Rundfunk, Fernsehen, Internet) sowie Wasserwirtschaft und Entsorgung (Müll- und Abwasserentsorgung, Wertstoffverwertung) . Ausnahme ist der Bereich Verkehrsinfrastruktur, in dem es nach einer starken Reduktion der Investitionsquote bis Mitte der neunziger Jahre zu einer Verdoppelung des Investitionsvolumens gekommen ist (von 0,2 Prozent Anteil am BIP 1995 auf 0,4 Prozent 2004).
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Der Umgang mit diesen potenziellen oder bereits eskalierten Konflikten stellt für projektwerbende Unternehmen, aber auch für Politik und Verwaltung eine große Herausforderung dar, der bislang nur unzureichend Aufmerksamkeit gewidmet wurde. Wichtige Entscheidungsgrundlagen für ProjektwerberInnen sind neben Kosten-Nutzen-Analysen die wirtschaftliche und technische Machbarkeit und natürlich die Umweltverträglichkeit, deren Prüfung im UVP-G 200053 für die meisten Infrastrukturvorhaben gesetzlich vorgeschrieben ist. Die Überprüfung der Sozialverträglichkeit von Projekten mit Blickrichtung auf Ziel- und Interessenskonflikte zwischen potenziellen Gewinnern und Verlierern ist in den seltensten Fällen ein selbstverständlicher bzw. strategischer Teil im Rahmen der Infrastrukturplanung und -errichtung. An diesem Punkt können Beteiligungsprozesse ansetzen und tun dies auch in unterschiedlichster Art und Qualität54. Der vielfach geforderte Paradigmenwechsel im Planungsverständnis – weg von Entscheidungen im kleinen Kreis, hin zu einem partizipativen, von Dialog und kooperativer Lösungsfindung gekennzeichneten Entscheidungsfindungsprozess (Selle 1996) – ist im Gange und schraubt auch die Erwartungshaltung hinsichtlich positiver Auswirkungen in die Höhe. Auch wenn Beteiligungsprozesse in vielen Bereichen Verbesserungen gebracht haben, spiegelt sich in der Praxis der Infrastrukturplanung der von der Partizipationstheorie postulierte Nutzen55 von Öffentlichkeitsbeteiligung nicht automatisch wider. Wie lässt sich dieser „gap“ zwischen Theorie und Praxis erklären, inwiefern leistet die Beteiligung von Stakeholdern am Planungs- und Entscheidungsprozess von Infrastrukturprojekten einen Beitrag zur Erhöhung der Planungssicherheit und was kann aus den bisherigen Praxisbeispielen56 für die Zukunft gelernt werden? Im Folgenden wird anhand von drei „Thesen zur Öffentlichkeitsbeteiligung“ der Versuch einer Antwort auf diese Fragen unternommen.



Thesen zur Öffentlichkeitsbeteiligung im Infrastrukturbereich These 1: Die formale Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß UVP-G 2000 ist kein ausreichendes Instrumentarium zur Optimierung der Planung und Realisierung von Infrastrukturvorhaben. Die Bürgerbeteiligungsrechte im UVP-Verfahren konzentrieren sich im Wesentlichen auf Stellungnahmen, mündliche Verhandlungen, Akteneinsicht oder Berufung und wurden im Rahmen der Novelle des UVP-Gesetzes im Jahr 2004 hinsichtlich der Beteiligten- bzw. Parteienstellung von Bürgerinitiativen und anerkannten



53 54 55 56 



Bundesgesetz über die Prüfung der Umweltverträglichkeit (Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 2000), BGBl. Nr. 697/1993 idF BGBl. I Nr. 2/2008. Eine Datenbank mit Beteiligungsprozessen aus der Praxis (inkl. Kurzbeschreibung und Ansprechpersonen) steht unter http://ww.partizipation.at zur Verfügung. Beispielsweise höhere Planungssicherheit, erhöhte Akzeptanz und Legitimität politisch-administrativer Entscheidungen, neue Lösungsalternativen, wissens- und informationsbasierte Entscheidungen, Einbringen eigener Wertvorstellungen und Interessen (ÖGUT 2004, Lebensministerium 2008). Nach Meinung der Autorin sollte jede Bemühung in Richtung Öffentlichkeitsbeteiligung gewürdigt werden, negative Erfahrungen werden daher anonymisiert dargestellt, da sie losgelöst vom konkreten Projekt der Veranschaulichung des zugrundeliegenden Problems dienen sollen. Die beschriebenen Erfahrungen basieren auf eigenen Forschungsarbeiten (siehe dazu http://www.joanneum.at/nts bzw. http://www.infopoint-mediation.at) sowie aus der Analyse dokumentierter, öffentlich zugänglicher Case studies.
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Nichtregierungsorganisationen etwas erweitert.57 Im UVP-Verfahren besteht zudem die Möglichkeit, auf Antrag des Projektwerbers/der Projektwerberin das Genehmigungsverfahren zum Zwecke eines Mediationsverfahrens zu unterbrechen. Demgegenüber steht die Tatsache, dass beispielsweise im Bereich der Bundesstraßenplanung bis zum Zeitpunkt des Beginns einer Umweltverträglichkeitsprüfung bereits viele Jahre im Zuge des Vorprojekts (Planungs- und Projektierungsphase) vergangen sind, während der die Öffentlichkeitsbeteiligung vom „goodwill“ des Projektwerbers/der Projektwerberin abhängt. Laut einer Studie des Umweltbundesamtes zur Evaluation der UVP in Österreich finden maßgebliche Vorhabensoptimierungen überwiegend in der Planungs- und Projektierungsphase und nur in geringem Ausmaß innerhalb der UVP (Umweltverträglichkeitserklärung, Stellungnahmen) statt (UBA 2006). Mit anderen Worten, bis zum Zeitpunkt der verpflichtenden Einbindung betroffener BürgerInnen im formalen Verfahren sind wesentliche Entscheidungen eines Projektvorhabens bereits getroffen, sodass Widerstand gegen das Projekt und Konflikte aufgrund des mangelnden Gestaltungsspielraums im UVP-Verfahren oftmals vorprogrammiert sind. Gefragt ist somit der möglichst frühzeitige Einsatz freiwilliger Instrumente der Öffentlichkeitsbeteiligung bereits im Vorfeld von UVP-Verfahren. Nach Aussagen von Behörden, UmweltanwältInnen, PlanerInnen und Bürgerinitiativen in oben genannter Studie des Umweltbundesamtes kommen derartige fakultative Instrumente der Öffentlichkeitsbeteiligung nur in etwa der Hälfte der Vorhaben zur Anwendung – zwei Drittel der befragten ProjektwerberInnen gaben an, diese einzusetzen (UBA 2006). Als Minimalvariante der Öffentlichkeitsbeteiligung während der Planungs- und Projektierungsphase ist eine regelmäßige Informationstätigkeit durch die Projektleitung einzufordern. Diese dient dazu, von Beginn an Transparenz zu signalisieren, Vertrauen aufzubauen und somit konfliktpräventiv zu agieren.58 Demgegenüber gibt es auch Beispiele für weitaus intensivere Beteiligungsprozesse, etwa durch den Einsatz mediationsähnlicher Verfahren unter Beiziehung externer ExpertInnen.59 Trotz positiver Erfahrungen mit kooperativen Planungsinstrumenten sind Vorbehalte und Zurückhaltung hinsichtlich einer frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung nicht zu leugnen (Hammerl 2005). Die wahrscheinlich wichtigsten Gründe dafür sollen kurz dargestellt werden: • Haltung und Einstellung der handelnden Personen zum Umgang mit Interessenskonflikten und zur Partizipation im Allgemeinen: Ein Paradigmenwechsel benötigt Zeit, ebenso trifft dies auf die Änderung von Meinungen und Einstellungen von Menschen zu. ProjektleiterInnen insbesondere seitens der Verwaltung kommen vielerorts aus institutionellen Strukturen, in denen Hierarchie- und Obrigkeitsdenken noch fest verankert sind. Dialog und kooperatives Vorgehen sind eine Frage der Haltung 57 



58 59 



Kritisch zu betrachten ist jedoch der fehlende Rechtsanspruch auf Einbindung der Öffentlichkeit im fakultativen Vorverfahren („Scoping“) sowie die fehlende Öffentlichkeitsbeteiligung bzw. der fehlende Rechtsschutz im Feststellungsverfahren insbesondere unter dem Blickwinkel, dass seit der UVP-Novelle 2004 deutlich mehr Feststellungsverfahren als UVP-Verfahren abgewickelt wurden und diese zu achtzig Prozent negativ ausgingen d.h. keine UVP-Pflicht vorliegt (Quelle: UBA). These 2 bezieht sich auf Aspekte einer Professionalisierung von Öffentlichkeitsbeteiligung, die auch auf die an dieser Stelle angeführte „kontinuierliche Informationstätigkeit“ zutreffen. Beispiele frühzeitiger Öffentlichkeitsbeteiligung sind die Verlängerung der U2 in Wien oder das Eisenbahnprojekt Koralmbahn im Planungsabschnitt Werndorf – Landesgrenze Steiermark/Kärnten.
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und können weniger durch Gesetze verordnet werden, als vielmehr durch individuelle und kollektive Lernprozesse – unterstützt durch positive Erfahrungen mit Beteiligung – entstehen. • Zurückziehen auf die Position des Rechts: In Gesprächen mit ProjektleiterInnen zu Beginn eines Projektvorhabens ist immer wieder eine erstaunlich selbstsichere und überoptimistische Einstellung wahrnehmbar. Planungssicherheit soll nach ihrer Überzeugung vor allem dadurch gewährleistet werden, dass ein Projekt hinsichtlich technischer Standards und rechtlicher Fragen möglichst sattelfest aufgestellt wird. Optimismus und Motivation lassen wenig Platz für Zweifel und Kritik. Die Position des Rechts ist zwar eine notwendige, aber keineswegs hinreichende Voraussetzung für empfundene Gerechtigkeit auf Seiten betroffener BürgerInnen. Diese Erkenntnis tritt meist erst dann wieder zutage, wenn ein Vorhaben durch Streitigkeiten und Widerstand massiv gefährdet ist. • Fehlendes Wissen über kooperative Planungsinstrumente bzw. fehlendes Knowhow in der konkreten Durchführung von Beteiligungsprozessen: Die mittlerweile enorme Fülle an Methoden und Instrumenten auf unterschiedlichen Beteiligungsniveaus wird in der Literatur oft losgelöst vom konkreten Anwendungsfall oder aber sehr oberflächlich dargestellt (der Teufel steckt im Detail!). Für den Praktiker / die Praktikerin fehlt es schlichtweg an Zeit, sich im Methodendschungel zurechtzufinden. Hinzu kommt, dass die Konzeption eines geeigneten Beteiligungsverfahrens für jedes Projekt höchst individuell zu erfolgen hat und theoretisch begründete Anleitungen dazu nur rudimentär in einem gewünschten Detaillierungsgrad vorhanden sind. • Skepsis durch Negativ-Beispiele unprofessioneller Öffentlichkeitsbeteiligung: auf diesen Punkt wird in der nachfolgenden zweiten These ausführlicher eingegangen.



These 2: Öffentlichkeitsbeteiligung darf nicht auf Public Relation (PR) reduziert werden und benötigt eine ebenso strategische wie professionelle Herangehensweise. Informationsveranstaltungen ohne geschulte ModeratorInnen, GutachterInnen, die in für Laien unverständlicher Sprache zu lange Fachvorträge halten, Projektbroschüren mit ausschließlich positiven Informationen zum Vorhaben, einseitig von politischer Seite beauftragte und als solche bezeichnete Mediatoren (ohne entsprechende Ausbildung) – die Liste an Beispielen für unprofessionelle Öffentlichkeitsbeteiligung ließe sich noch lange fortsetzen. Katastrophal sind die negativen Auswirkungen in Form von (begründeter) Skepsis und Imageverlusten für das in der Sache positive Anliegen der Öffentlichkeitsbeteiligung (umso mehr als in den Medien über misslungene Beispiele ungleich öfter berichtet wird als über erfolgreiche Beteiligungsprojekte). Besonders ärgerlich erscheint die Leichtfertigkeit, mit der in manchen Fällen an die Planung von Beteiligungsprozessen herangegangen wird. Wenn schon der Entschluss zur Öffentlichkeitsbeteiligung getroffen wird, dann sollte auch eine entsprechend intensive und professionelle Auseinandersetzung mit dem Thema zumutbar sein. Beteiligung ist kein lästiges Anhängsel des Projektmanagements, keine PR-Arbeit und funktioniert auch nicht nebenbei, sondern nur als gleichberechtigter strategischer Baustein mit eigenem Budgetansatz neben technischen, finanziellen oder rechtlichen Bausteinen von Infrastrukturplanungen. Was ist nun konkret unter Professionalisierung von Beteiligung zu verstehen und welche Mindestanforderungen an Beteiligungsprozesse sind unter dem Blickwinkel der Spezifika von Infrastrukturvorhaben zu berücksichtigen?
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• Kein Beteiligungsprozess ohne ausreichende Beteiligungskompetenz: Wenn auf Seiten des Projektwerbers / der Projektwerberin, aber auch auf Seiten der Verwaltung keine ausreichende Beteiligungskompetenz vorhanden ist, dann muss diese durch Qualifizierungsmaßnahmen entweder selbst erworben (naturgemäß erst mittelfristig wirksam) oder kurzfristig zugekauft werden. Neben herausragenden kommunikativen Fähigkeiten sind vor allem auch Konfliktkompetenz und ein Verständnis von Gruppenprozessen erforderlich. Eine externe Expertise ist in jedem Fall im Zuge der Vorbereitung eines Beteiligungsprozesses (Setup, Beteiligungsniveau, Methodenwahl, etc.) zu empfehlen, nicht zuletzt um ein außenstehendes, neutrales Korrektiv zur oft eingeschränkten Innensicht zur Verfügung zu haben. Bei Infrastrukturprojekten mit einem hohen zu erwartenden Konfliktpotenzial (z. B. Straßenbauprojekte) ist eine externe Prozessbegleitung von Beginn an unumgänglich. • Festlegen des Gestaltungsspielraumes und Einbettung des Beteiligungsprozesses in das politisch-administrative Entscheidungssystem: Es ist Aufgabe des Projektleiters / der Projektleiterin, in Abstimmung mit Politik und Verwaltung genau zu definieren (und auch zu begründen), zu welchen Aspekten eines Vorhabens ein Gestaltungsspielraum besteht und welche Punkte nicht zur Disposition stehen. Ebenso klar ist festzulegen, was mit den Ergebnissen eines Beteiligungsprozesses etwa im Rahmen des formalen Genehmigungsverfahrens passiert. Diese Forderung einzuhalten – insbesondere im Bereich der Verkehrsinfrastruktur –, zählt wahrscheinlich zu den schwierigsten Aspekten eines Beteiligungsprozesses. Dennoch ist es – wie die Praxis zeigt – fatal, gerade diesen Punkt nicht zu erfüllen, weil die zu Beginn eines Beteiligungsprozesses noch größtenteils vorliegende Bereitschaft von BürgerInnen, sich einzubringen und trotz gegensätzlicher Interessen grundsätzlich konstruktiv miteinander umzugehen, nur zu schnell in Enttäuschung und ein Gefühl des „Über-den-Tisch-gezogen-werdens“ und in erbitterten Widerstand gegen das Vorhaben umschlagen kann. Es ist keine Werbung für Öffentlichkeitsbeteiligung, wenn engagierte BürgerInnen Zeit und Mühe in die Erarbeitung von Verbesserungsvorschlägen stecken, und diese dann in der Schublade verschwinden oder mangels sonstiger erst im Nachhinein zu Tage tretender Unwägbarkeiten (z. B. fehlende Finanzierung) nicht umgesetzt werden können. • Berücksichtigung der „soft facts“ und Sicherung der Prozessqualität: Viele Projektvorhaben führen nicht nur aufgrund inhaltlicher Aspekte, sondern auch wegen eines als überheblich empfundenen Umgangs der Projektleitung mit betroffenen BürgerInnen in die Sackgasse. Gefragt ist somit eine Sensibilität für die „soft facts“ von kooperativen Planungsprozessen, das sind u. a. Kommunikation auf gleicher Augenhöhe, respektvoller und wertschätzender Umgang, grundsätzliche Akzeptanz für berechtigte Interessen (auch wenn sie gegensätzlicher Natur sind), Verständnisaufbau, Offenlegen von Zielen und Erwartungen des Beteiligungsprozesses, Transparenz und Nachvollziehbarkeit des Beteiligungskonzepts und Planungsprozesses, Zugang zu zielgruppenorientiert und verständlich aufbereiteten Informationen, klare Rollen- und Aufgabenverteilung oder das gemeinsame Festlegen und Einhalten von Spielregeln. • Klares Benennen der Vor- und Nachteile bzw. Gewinner und Verlierer von Infrastrukturvorhaben: Gerade im Infrastrukturbereich gibt es wahrscheinlich kein Projektvorhaben, das dem Anspruch einer Win-win Situation für alle beteiligten bzw. betroffenen Gruppierungen genügen kann. Öffentliche Interessen und Einzelinteressen betroffener BürgerInnen sowie Naturschutzinteressen sind gegeneinander abzuwägen. Probleme treten dann auf, wenn bei der betroffenen Bevölkerung die Erwartung geweckt wird, dass durch einen Beteiligungsprozess vorrangig die individuellen Interessen gestärkt
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werden sollen. Vielmehr müssen Art und Ausmaß der Vor- und Nachteile erhoben, offen kommuniziert und ein größtmöglicher Interessensausgleich zwischen Gewinnern und Verlierern angestrebt bzw. bei nicht miteinander kompatiblen Interessen entsprechende Kompensationsleistungen erarbeitet und vorgenommen werden. These 3: Der Erfolg von Öffentlichkeitsbeteiligung hängt in hohem Ausmaß von der langfristigen Gültigkeit politischer Entscheidungen ab. Die Rolle der Politik für die Planungssicherheit von Infrastrukturprojekten ist eine sehr kritische. Die Beauftragung und Finanzierung von Infrastruktur erfolgt in der Regel durch die öffentliche Hand. Es gibt zahlreiche Beispiele, wie Infrastrukturprojekte zum Spielball gegensätzlicher politischer Interessen mit dem Effekt jahrelanger Verzögerungen wurden. Das beste Beteiligungsprojekt stößt an seine Grenzen, wenn politische Entscheidungen zu einem Vorhaben nicht langfristig gültig sind, wenn Ergebnisse eines Beteiligungsprozesses ignoriert oder nicht in dem Ausmaß berücksichtigt werden, wie zu Beginn von der Politik angekündigt. Die Herausforderung der Politik liegt im „Treffen von Entscheidungen über im Prinzip unentscheidbare Fragen“ (Förster 2001). In Wahrheit kann niemand sagen, welches Infrastrukturvorhaben oberste Priorität haben soll, welcher Korridorverlauf umwelt- und sozial-verträglich ist oder welche Interessen die wichtigeren sind. Der springende Punkt dabei ist nun: Egal welche Entscheidung die Politik beispielsweise zur Prioritätenreihung von Infrastrukturprojekten trifft, sie muss auch die Verantwortung für diese Entscheidung übernehmen. Die Verantwortung geht in der Praxis leider sehr oft im politisch-administrativen System verloren und ist nicht mehr lokalisierbar. Verantwortung übernehmen kann heißen • die Entscheidungsvorbereitung möglichst partizipativ, transparent und auf breiter Wissensbasis vorzunehmen, • das öffentliche Interesse sorgfältig zu klären, nachvollziehbare Kosten-Nutzen-Untersuchungen vorzunehmen sowie die Gewinner und Verlierer von Vorhaben offen anzusprechen oder • Entscheidungen verständlich und nachvollziehbar zu begründen und langfristig, d. h. über Legislaturund Wahlperioden hinausgehend zu ihnen zu stehen.



Ausblick Welche Rolle kann Öffentlichkeitsbeteiligung bei Infrastrukturprojekten in Zukunft spielen? Der angesprochene Paradigmenwechsel hin zu kooperativen, transparenten Planungsprozessen ist nicht mehr aufzuhalten, insofern wird die Bedeutung von Beteiligungsprozessen auch weiterhin zunehmen. Schwierig sind jedoch Prognosen darüber, wie lange es dauern wird, bis sich vorhandene Qualitätsstandards in der Beteiligungspraxis durchsetzen werden. „Learning by doing“ ist ein Ansatz, der, unterstützt von einem institutionalisierten und möglichst interdisziplinären Erfahrungsaustausch mit Fallreflexion und -supervision, auch weiterhin zu verfolgen ist. Zusätzlich ist der Gesetzgeber gefordert, die Beteiligungsmöglichkeiten in formalen Genehmigungsverfahren weiter auszubauen. Bewusstseinsbildung und Qualifizierungsmaßnahmen bei EntscheidungsträgerInnen aus Wirtschaft, Politik und Verwaltung sind ein weiterer Baustein, der zur Pro-
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fessionalisierung, Qualitätserhöhung und Beschleunigung des Paradigmenwechsels beiträgt. Nicht zuletzt ist auch die Partizipationsforschung gefragt, die vielfältigen Perspektiven und Erfahrungen möglichst aller Anspruchsgruppen von Infrastrukturprojekten auf breiter Basis zu erheben und interdisziplinär auszuwerten, um so Antworten auf bestehende offene Fragen geben zu können.



Literatur Aiginger, K.; Tichy, G.; Walterskirchen, E. (2006): WIFO-Weißbuch: Mehr Beschäftigung durch Wachstum auf Basis von Innovation und Qualifikation. Zusammenfassung. Wien. Czerny, M.; Scheiblecker; M.; Schratzenstaller, M. (2005) Neuberechnung der Infrastrukturinvestitionen nach Wirtschaftsbereichen 1995 bis 2004. WIFO-Monatsberichte 12/2005, 835-849. Förster, H. v. (2001): Ethik und Kybernetik zweiter Ordnung. In: Watzlawick, P.; Nardone, G. (Hrsg.): Kurzzeittherapie und Wirklichkeit. München. Hammerl, B. (2005): System innovation in public infrastructure projects. The role of participation, mediation and stakeholder involvement. In: Conference proceedings. 10th European Roundtable on Sustainable Consumption and Production. Antwerpen. Lebensministerium; Bundeskanzleramt (Hrsg.) (2008): Standards der Öffentlichkeitsbeteiligung: Empfehlungen für die gute Praxis. Wien. ÖGUT; Lebensministerium (Hrsg.) (2004): Der Nutzen von Öffentlichkeitsbeteiligung aus der Sicht der AkteurInnengruppen. Arbeitsblätter zur Partizipation Nr. 3. Wien. ÖGUT; Lebensministerium (Hrsg.) (2005) Das Handbuch Öffentlichkeitsbeteiligung. Die Zukunft gemeinsam gestalten. Wien. Selle, K. (Hrsg.) (1996): Planung und Kommunikation: Gestaltung von Planungsprozessen in Quartier, Stadt und Landschaft. Grundlagen, Methoden, Praxiserfahrungen. Bauverlag. Wiesbaden, Berlin. UBA – Umweltbundesamt (Hrsg.) (2006): UVP-Evaluation. Evaluation der Umweltverträglichkeitsprüfung in Österreich. REP-0036. Wien.
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Öffentlichkeitsbeteiligung in Forschung und Technik



Einleitung Ein Bereich der Forschungs- und Technologiepolitik, der in den letzten Jahren zunehmend an Bedeutung gewonnen hat, ist die Förderung der angewandten, in inhaltlichen Programmen gebündelten Forschung. Solche Programme auf nationaler ebenso wie auf supranationaler Ebene verfolgen in der Regel eine Mission. Es geht nicht mehr nur um den Fortschritt an sich oder um wirtschaftspolitische Zielsetzungen (zum Beispiel Wachstum durch technische Innovation), sondern auch um Beträge zur Bewältigung gesellschaftlicher Herausforderungen. Ein gutes Beispiel für diese Strategie ist der Österreichische Klima- und Energiefonds, der im Jahr 2007 gegründet wurde. Die vom Klima- und Energiefonds geförderten Forschungsarbeiten sollen einen Beitrag zur Reduktion klimaschädlicher Treibhausgas-Emissionen und zur Sicherstellung einer nachhaltigen Energieversorgung Österreichs leisten. Für die Zukunft der Öffentlichkeitsbeteiligung ist die Frage, in welcher Weise die Bevölkerung am Diskurs über zukünftige Technologien teilhaben kann, von entscheidender Bedeutung. Welche Foren, Ansätze und Methoden gibt es, und welche haben sich bereits bewährt? Bei welchen Fragestellungen ist es sinnvoll, öffentliche Diskurse zu organisieren? Wer soll solche Beteiligungsverfahren initiieren, und wer kommt als Adressat für die Ergebnisse in Betracht? Einige Aspekte dieser Fragen werden wir in diesem Beitrag aufgreifen. Zunächst aber sollen grundsätzliche Überlegungen zur österreichischen Forschungs- und Technologiepolitik angestellt sowie einige allgemeine Aspekte partizipativer Technikgestaltung erörtert werden. In der Folge stellen wir ein aktuelles Beispiel aus der Forschungs- und Technologiepolitik vor, um auf dieser Grundlage abschließend einige zentrale Aspekte für die Beteiligung der Öffentlichkeit an forschungs- und technologiepolitischen Fragestellungen zu diskutieren.



Forschungs- und Technologiepolitik in Österreich Forschungs- und Technologiepolitik zielt auf die Förderung und Regulierung wissenschaftlicher Entwicklungen und technisch-ökonomischer Innovationen (Gottweis und Latzer 2006). In Österreich hat sich dieser Politikbereich erst in den 1960er Jahren als eigenständiges Feld etabliert. Wesentlichen Anteil an der Politikformulierung und -gestaltung hat seitdem die Exekutive. Die Bundesministerien für Wirtschaft (BMWA), Infrastruktur (BMVIT) und Wissenschaft (BMWF) bestimmen wesentlich die Inhalte der auf Förderungsmaßnahmen abzielenden F&T-Politik. Im Jahr 2000 ist mit dem Rat für Forschung und Technologieentwicklung
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(RTF) ein weiteres wichtiges Gremium dazugekommen. Der RTF berät die Bundesregierung, koordiniert und berät die Ministerien und nimmt eine einflussreiche Rolle bei der Zuteilung von Fördermitteln ein (RFT o.J.). Ein ebenfalls neuer Akteur der nationalen F&T-Politik ist die im Jahr 2004 gegründete Forschungsförderungsgesellschaft (FFG), in der vier vormals eigenständige Gesellschaften zusammengefasst wurden. Nach Einschätzung von Nentwich et al. (2006) entstand mit der FFG ein weiterer gewichtiger Akteur, dessen Rolle bereits wenige Jahre nach seiner Gründung über die bloße Projektabwicklung hinausgeht. Thematisch orientierte Forschungsprogramme sind ein wichtiges Element der nationalen Forschungs- und Technologiepolitik. Dabei handelt es sich um so genannte explorative Instrumente, die über Fördermaßnahmen auf die Entwicklung neuer Technologien abzielen. Die Programme der angewandten Forschung entstehen in der Regel auf Initiative der Ministerien, wo sie, wie Nentwich et al. schreiben, „an Einzelpersonen hängen, die Themen aufbringen und durchtragen“ (Nentwich et al. 2006: 45). Realisiert werden diese Programme aber erst, wenn ihre Finanzierung vom RTF empfohlen wird. Die operative Abwicklung liegt größtenteils bei der FFG. Diese stark vereinfachte Darstellung soll verdeutlichen, dass an der österreichischen Technologieförderpolitik vor allem drei Akteure maßgeblich beteiligt sind: Die Ministerien, der Rat für Forschung und Technologieentwicklung und die Forschungsförderungsgesellschaft. Und auch die Zukunft der Öffentlichkeitsbeteiligung im Rahmen der F&T-Politik wird wesentlich von diesen zentralen Akteuren bestimmt werden. Wichtig scheint in diesem Zusammenhang außerdem die zunehmende Bedeutung angewandter Forschungsprogramme für die F&T-Politik. Solche Programme beeinflussen nicht nur die zukünftige technische Entwicklung, sie bilden auch einen interessanten, weil wirkungsvollen Ansatzpunkt für partizipative Verfahren.



Partizipative Technikgestaltung: Begründungen, Möglichkeiten und Grenzen Möglichkeiten und Grenzen partizipativer Verfahren zur Technikgestaltung werden bereits seit den 1970er Jahren erörtert. Während es theoretisch nicht allzu schwer ist, Konzepte und Methoden für die demokratische Gestaltung von Technik zu entwickeln, hinkt die politische Praxis diesen Ansätzen und Überlegungen deutlich hinterher. Nur in einigen europäischen Ländern, vor allem in Dänemark, der Schweiz und in den Niederlanden, kann man mittlerweile auf umfangreiche Erfahrungen mit partizipativer Technikgestaltung verweisen. Doch wieso soll eine breitere Öffentlichkeit überhaupt an Fragen der Technikentwicklung beteiligt werden? Saretzki (2003) hat darauf hingewiesen, dass hier im Grunde zwei Argumentationsmuster zu finden sind: Zum einen werden funktionale Überlegungen betont, zum anderen sind es demokratiepolitische Argumente. In der demokratiepolitischen Variante wird argumentiert, dass moderne Technologien einen politischen Charakter annehmen können, in dem Sinn, dass von ihnen ein ähnlicher Zwang ausgeht wie von gesetzlichen Bestimmungen. Betroffene BürgerInnen sollen daher die Möglichkeit erhalten, sich an Prozessen der Technikentwicklung zu beteiligen. Dazu kommen sowohl Formen direkter Demokratie (zum Beispiel Volksabstimmung) als auch partizipatorische oder deliberative Modelle (zum Beispiel Konsensus-Konferenz) in Frage. Beteiligung zielt in diesem Fall auf eine Verbreiterung der Legitimationsbasis technologiepolitischer Entscheidungen.
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Aus funktionaler Perspektive wird die Beteiligung einer breiteren Öffentlichkeit hingegen in erster Linie als ein Instrument der Informationsbeschaffung gesehen. Vor allem lokales, kontextgebundenes (Alltags-)Wissen von potenziellen NutzerInnen und Betroffenen vor Ort soll auf diese Weise sicht- und nutzbar gemacht werden. So könnten, wird in diesem Zusammenhang argumentiert, Akzeptanzprobleme in späteren Phasen der Technikentwicklung vermieden und die Potenziale zur Lösung lebensweltlicher Probleme besser ausgeschöpft werden. In der Praxis können die vielfältigen Erwartungen, die mit partizipativen Verfahren verbunden sind, aber oft nicht oder zumindest nur zum Teil eingelöst werden. Dies geht aus einer Studie von Abels und Bora (2004) hervor. Die beiden AutorInnen untersuchten Beispiele für partizipative Verfahren der Technikbewertung aus Deutschland, der Schweiz, den Niederlanden und aus Dänemark. Vor allem aus der demokratiepolitischen Perspektive werden die in dieser Studie untersuchten Verfahren sehr kritisch beurteilt. In vielen Fällen sind die erwarteten Leistungen und Ziele diffus formuliert und dementsprechend schwer ist es, Wirkungen auf die Inhalte von Politik – falls es sie überhaupt gibt – empirisch festzustellen. Insbesondere Verfahren, in denen Laien dominieren, haben kaum Einfluss auf den politischen Entscheidungsprozess bzw. sind die möglichen Effekte nicht schlüssig nachvollziehbar. Positiv hervorgehoben wird hingegen der Beitrag der Prozesse zur Wissensproduktion. Wissenschaftliches Wissen wird in den Beteiligungsprozessen durch die Perspektive von Laien und Anspruchsgruppen ergänzt und erweitert. Zu einem ähnlichen Befund kommt auch Bogner (2004) bei der Analyse einer im Jahr 2003 in Österreich durchgeführten Konsensus-Konferenz mit Laien-Beteiligung zum Thema „Gentechnische Daten“. Sowohl das Thema als auch die Ergebnisse dieser Veranstaltung können als technologiepolitisch relevant eingestuft werden, durch die fehlende institutionelle Anbindung an die Politik sind aber auch in diesem Fall konkrete Wirkungen auf politische Inhalte ausgeblieben. Beim folgenden Beispiel wurde, auch auf Grund dieser Erfahrung, der Versuch unternommen, das Beteiligungsverfahren möglichst frühzeitig mit dem wichtigsten Adressanten, der in diesem Fall auch als (Co-)Auftraggeber fungiert hat, abzustimmen. Darüber hinaus war vorgesehen, dass ein weiterer wichtiger Adressat, nämlich die in diesem Bereich tätigen ExpertInnen und ForscherInnen, direkt über die Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens informiert werden.



Ein Beispiel aus der Praxis: Partizipative Bewertung der Energieforschung in Österreich In den Jahren 2007 und 2008 wurde am Institut für Technikfolgen-Abschätzung der Österreichischen Akademie der Wissenschaften ein Beteiligungsprozess zur Bewertung des Forschungsprogramms „Energie der Zukunft“ des BMVIT konzipiert und durchgeführt. Das Projekt „Future Search & Assessment – Energie und EndverbraucherInnen“ kam auf Initiative des Rates für Forschung und Technologiepolitik (RTF) zustande (Nentwich et al. 2008). Bereits in der Vorbereitungsphase des Projekts wurde entschieden, den Beteiligungsprozess möglichst eng mit den laufenden Forschungsinitiativen des BMVIT zu verknüpfen. Ziel des partizipativen Verfahrens war es, die Erfahrungen und Einschätzungen österreichischer BürgerInnen zum Thema Ener-
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gieverbrauch im Haushalt sichtbar und erstmals für die Energieforschung nutzbar zu machen. BürgerInnen sollten die Forschungsagenda, und zwar den für sie relevanten Ausschnitt, eingehend diskutieren, bewerten und daraus Empfehlungen für die F&T-Politik ableiten. Das zentrale Element des Verfahrens war eine zweitägige Veranstaltung im November 2007, an der 36 BürgerInnen aus ganz Österreich sowie eine Reihe von ExpertInnen und ModeratorInnen teilnahmen. Methodisch bestand das Verfahren aus einer Kombination bereits bekannter Ansätze. Zur Anwendung kamen ExpertInnenvorträge, moderierte Kleingruppen- und Plenardiskussionen sowie schriftliche Befragungen. Im Zentrum standen die Beratungen der teilnehmenden BürgerInnen (Laien) am Konferenzwochenende, die durch die Moderation und die ExpertInnen bei der Ergebnissuche lediglich unterstützt wurden. Zum Ablauf des gesamten Future Search & Assessment (FSA)-Prozesses: 1. Vorauswahl der Konferenzthemen: Im Rahmen eines dreistündigen Vorbereitungsworkshops im September 2007 wurden von insgesamt zwölf TeilnehmerInnen (BürgerInnen, JournalistInnen und VertreterInnen von Konsumentenschutzorganisationen) aus dem Forschungsprogramm „Energie der Zukunft“ jene fünf ausgewählt, die sich für einen Beteiligungsprozess besonders eignen. Die Themenauswahl wurde in einer anschließenden Sitzung mit den Auftraggebern bestätigt. 2. Auswahl der BürgerInnen und ExpertInnen: In dieser Phase wurden fünf externe Fachleute nominiert, die in Vorbereitung der zweitägigen Hauptveranstaltung einheitlich gestaltete, kurze und leicht verständliche Basisinformationen erstellten. Die Konkretisierung der Moderationskonzepte sowie die Einschulung des durchführenden ModeratorInnenteams fanden ebenso in dieser Phase statt. Die TeilnehmerInnen (Laien) wurden von einem erfahrenen Meinungsforschungsinstitut rekrutiert und repräsentierten in grober Annäherung die österreichische Bevölkerung (Kriterien: Geschlecht, Alter, Bildung, Berufsstatus, regionale Herkunft). 3. BürgerInnenkonferenz: Die zweitägige Konferenz FSA-Energie fand am Wochenende vom 24. und 25. November 2007 in Wien statt. Es nahmen 36 BürgerInnen, sieben ExpertInnen und sieben ModeratorInnen teil. Am ersten Tag standen zunächst die für Energiethemen relevanten politischen Zielsetzungen und Programme zur Diskussion. Nach drei Präsentationen zum Programm „Energie der Zukunft“, zur österreichischen Nachhaltigkeitsstrategie und ihrer Leitbildfunktion sowie zu zwölf zentralen Thesen aus fünf energiepolitischen Dokumenten wurden Leitbildelemente nach einer kurzen Plenardiskussion in Kleingruppen diskutiert und nach ihrer Bedeutung gewichtet. Der zweite Tag begann mit einer Einführung in fünf besonders wichtige Themenfelder der auf Endanwender bezogenen Energieforschung. Dazu waren ExpertInnen aus verschiedenen Bereichen eingeladen. Nach den Präsentationen standen diese ExpertInnen als neutrale Auskunftspersonen für die weiteren Beratungen zur Verfügung. Die fünf Themenfelder wurden in wechselnden Kleingruppen diskutiert. In einem ersten Teil wurden möglichst viele Pro- und Contra-Argumente gesammelt. Auf dieser Grundlage wurden im anschließenden zweiten Teil konkrete Empfehlungen für Politik und Verwaltung („Gutachten“) erarbeitet. 4. Präsentation vorläufiger Ergebnisse: Bereits am darauf folgenden Tag wurden erste Ergebnisse der BürgerInnenkonferenz im Rahmen der vom BMVIT und Arsenal Research veranstalteten ExpertInnentagung „Energie und EndverbraucherInnen“ vorgestellt. Dabei berichteten auch teilnehmende BürgerInnen aus ihrer Sicht vom Konferenzwochenende. Im Publikum befanden sich neben Energieexper-
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tInnen auch EntscheidungsträgerInnen aus Verwaltung und Politik. 5. Feedback: Im März 2008 wurde allen TeilnehmerInnen ein ausführlicher Fragebogen übermittelt. Neben einer inhaltlichen und organisatorischen Bewertung sollte damit auch eruiert werden, inwiefern die Teilnahme an der Veranstaltung im Alltag der TeilnehmerInnen nachwirkte. Weiters wurden sowohl die ModeratorInnen als auch die ExpertInnen in getrennten Feedbackgesprächen zu ihren nachträglichen Einschätzungen befragt. 6. Berichte und Öffentlichkeitsarbeit: Der gesamte Prozess, die am Konferenzwochenende erarbeiteten Ergebnisse und die Auswertung der Feedbackschleifen mit allen Beteiligten wurden in einem schriftlichen Endbericht zusammengefasst (Nentwich et al. 2008). Darüber hinaus wurden die Ergebnisse in entsprechenden Foren wissenschaftlicher und nicht-wissenschaftlicher Art präsentiert (Interviews für die Presse, Vorträge und Publikationen). Die BürgerInnenkonferenz wurde von allen Beteiligten (BürgerInnen, ExpertInnen und ModeratorInnen) sowohl unmittelbar nach der Veranstaltung als auch mit größerem zeitlichem Abstand sehr positiv bewertet. Die BürgerInnen, das geht aus der schriftlichen Befragung hervor, haben viel Neues erfahren und die Veranstaltung dürfte in vielfältiger Weise in den Alltag der TeilnehmerInnen hineingewirkt und über zahlreiche Gespräche auch einen größeren Personenkreis erreicht haben. Nach Einschätzung der BürgerInnen war FSA ein geeignetes Instrument, ExpertInnen mit der Sicht der BürgerInnen zu konfrontieren, hinsichtlich der potenziellen Wirkung auf die Forschungspolitik äußerten sich die meisten TeilnehmerInnen hingegen eher skeptisch.



Diskussion Welche Schlüsse können aus dem bisher Gesagten für die Zukunft der Öffentlichkeitsbeteiligung im Bereich der F&T-Politik gezogen werden? Zunächst wollen wir uns noch einmal die Vorzüge von Partizipation, die sich aus den vorliegenden Erfahrungen ableiten lassen, vergegenwärtigen. Mittels partizipatorischen und deliberativen Verfahren, bei denen sich Laien mit Fragen der Wissenschafts- und Technikentwicklung auseinandersetzen, können, das zeigen die Beispiele aus der Praxis, funktional bedeutsame Rationalitätsgewinne erzielt werden. Vor allem, wenn Laien als potenzielle NutzerInnen über Technik nachdenken, können zum Teil überraschende neue Aspekte und Sichtweisen auftauchen. Als Beispiel dafür kann die Diskussion um Datenschutz und Privatsphäre im Zusammenhang mit intelligenten Stromzählern im Rahmen der BürgerInnenkonferenz „FSA-Energie“ gelten. Ob sachlich berechtigt oder nicht, aus der Sicht von BürgerInnen ist dieses Thema von hoher Relevanz und so für den Erfolg von Energieeffizienzmaßnahmen durch intelligente Stromzähler vermutlich von großer Bedeutung. Die Erfahrungen mit partizipativen Verfahren zeigen auch, dass selbst komplizierte Sachverhalte – geeignete Vermittlungsverfahren vorausgesetzt – Laien vermittelt werden können. Dazu bedarf es entsprechender Vorbereitungen im Vorfeld von Beteiligungsprozessen und einer engen Kooperation zwischen ProzessbegleiterInnen und FachexpertInnen. Zudem zeigt die Arbeit mit BürgerInnen, dass sich in einer größeren Gruppe von Laien in der Regel stets einige Personen befinden, die bereits sehr gut über eines der verhandelten Themen Bescheid wissen. Diese TeilnehmerInnen bringen ihr Wissen ein und fungieren als zusätzliche VermittlerInnen. Dieser Punkt ist nicht nur deshalb von großer Bedeutung, weil damit das Vorurteil, Laien könnten komplizierte Sachverhalte nicht angemessen diskutieren,
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widerlegt werden kann, sondern auch, weil eine ausreichende Wissensbasis als wesentliche Grundlage jedes Deliberationsprozesses angesehen werden muss. Neben diesen von vielen Seiten anerkannten Vorzügen gibt es eine Reihe von bislang nur unbefriedigend gelösten Herausforderungen. Die beiden wichtigsten Punkte betreffen die demokratische Legitimation solcher Verfahren und – im Zusammenhang damit – den mangelnden Einfluss von partizipativ erarbeiteten Ergebnissen. Partizipative Diskurse müssen eher als (qualitative) Ergänzung repräsentativ-demokratischer Verfahren gesehen werden. Werden sie eingesetzt, um die Defizite des politischen Systems aufzufangen, stoßen sie schnell an ihre Grenzen (Renn et al. 1998, zitiert in Grunwald 2003). Aus diesem Grund sollte der Fokus in Zukunft auf die Anwendung und Wirkung der Ergebnisse gelegt werden. Für den Bereich der hier beschriebenen (Forschungs-)Programmberatung scheinen informelle Arrangements ein gangbarer Weg. Beteiligungsverfahren können so in möglichst enger thematischer und inhaltlicher Abstimmung mit potenziellen AdressatInnen entwickelt und durchgeführt werden. Die bisherigen Erfahrungen, die österreichische F&T-Politik um partizipative Ansätze zu ergänzen, haben nicht nur die Schwierigkeiten, sondern auch die Potenziale aufgezeigt. In Hinkunft wird es neben der Erhöhung der (politischen) Wirksamkeit auch darum gehen, in noch größerem Ausmaß das international vorhandene, umfangreiche – sowohl praktische als auch theoretische – Wissen zur Durchführung von Beteiligungsprozessen noch besser als bisher zu nutzen. Wenn der Schwerpunkt zukünftiger Beteiligungsprozesse auf die Erarbeitung von funktionalen Ergebnissen gelegt wird, also auf die Verbreiterung der Wissens- und Wertebasis, dann ist auch ein Vielzahl von schlankeren und damit kostengünstigeren Verfahren vorstellbar.



Literatur Abels, G.; Bora, A. (2004): Demokratische Technikbewegung. Bielefeld. Bogner, A. (2004). Partizipative Politikberatung am Beispiel der BürgerInnenkonferenz 2003 (Analyse); Endbericht in Auftrag von: Rat für Forschungs- und Technologieentwicklung und Wiener Wissenschaftsund Technologiefonds. Wien. Gottweis, H. und M. Latzer (2006). Forschungs- und Technologiepolitik. Politik in Österreich. Das Handbuch. H. Dachs et al. Wien, Manz, 711-725 Grunwald, A. (2003). Zukunftstechnologien und Demokratie. Zur Rolle der Technikfolgenabschätzung für demokratische Technikgestaltung. In: Technik und Demokratie. Zwischen Expertokratie, Parlament und Bürgerbeteiligung. K. Mensch and J. C. Schmidt. Opladen, 197-212. Nentwich, M. et al. (2006). Techpol 2.0: Awareness - Partizipation - Legitimität. Vorschläge zur partizipativen Gestaltung der österreichischen Technologiepolitik. Institut für Technikfolgen-Abschätzung, Wien. Nentwich, M. et al. (2008). Future Search & Assessment „Energie und EndberbraucherInnen“. Institut für Technikfolgen-Abschätzung, Wien. RFT (o.J.). Vision 2005. Durch Innovation zu den Besten. Wien. Saretzki, T. (2003). Gesellschaftliche Partizipation an Technisierungsprozessen. Möglichkeiten und Grenzen einer Techniksteuerung von unten. In: Technik und Demokratie. Zwischen Expertokratie, Parlament und Bürgerbeteiligung. K. Mensch and J. C. Schmidt. Opladen, 43-66.
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Die Beteiligung der Zivilgesellschaft auf europäischer Ebene Die wachsende Bedeutung des Zivilen Dialogs Die Beteiligung von Zivilgesellschaft an der Politikgestaltung spielt im internationalen Kontext seit vielen Jahren eine wichtige Rolle. Als Brennpunkt und Herzstück der Zivilgesellschaft gelten dabei die Nichtregierungsorganisationen (NGOs). Sie verfügen über umfangreiche Expertise in den Politikfeldern und werden immer öfter in die Behandlung gesellschaftlicher oder umweltbezogener Themen eingebunden. Die zunehmende Globalisierung sorgt auch auf europäischer Ebene für ein Erstarken der organisierten Zivilgesellschaft. Durch das Zusammenrücken der Länder in der Europäischen Union wird dieser Effekt noch verdichtet. Zwei interessante Entwicklungen der Öffentlichkeitsbeteiligung sind hier zu beobachten: Die wachsenden Strukturen für einen „Zivilen Dialog“ und die Bemühungen um Vertragswerke mit den Staaten („compacts“), um die sich verändernde Kommunikationsbeziehung zu regeln.



Neue Strukturen für Beratungsverfahren NGOs tragen bekanntlich Verantwortung für zahlreiche Projekte der EU. Sie genießen breites Ansehen für ihre Beiträge zum Gemeinschaftswohl und zur Stärkung der europäischen Identität. Durch die Vernetzung mit NGOs in anderen Ländern und innerhalb der Förderszene wächst der Einfluss dieser Organisationen. Sie werden nicht nur für Projekte herangezogen, sondern vermehrt auch für Beratungen angefragt. Beratungsverfahren mit NGOs erfordern jedoch eine andere Herangehensweise als jene Konsultationen mit Sozialpartnern oder Wirtschaftsverbänden, denn durch andere Arbeitsbedingungen, die Non-Profit-Ausrichtung, Vielfältigkeit der Organisationsformen und Ehrenamtlichkeit unterscheiden sich NGOs von anderen Zusammenschlüssen. Es werden dadurch neue Strukturen notwendig – dieser Herausforderung stellte sich die Europäische Kommission in den vergangenen Jahren und schuf unter dem Begriff „Ziviler Dialog“ ein neues System der Einbindung von NGOs, Netzwerken und Dachverbänden der Zivilgesellschaft.



Der Zivile Dialog Es gehört zur Tradition der EU-Institutionen, in ihrer Meinungsfindung neben Regierungen auch Unternehmen, Verbände und zivilgesellschaftliche Gruppen zu befragen. Dies geschieht über „Lobbyisten“ (deren Anzahl zwischen 16.000 und 18.000 geschätzt wird), die im jeweiligen Problemfeld Informationen vermitteln. Seit 1997 (EU-Vertrag von Amsterdam) gilt für die Europäische Kommission Konsultation als verpflichtend, sie muss betroffenen Gruppierungen eine Stellungnahme ermöglichen. Seit der letzten Verfassungsreform
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der EU gilt dieser Prozess auch als Bestandteil der EU-Gesetzgebung. Der Zivile Dialog bezeichnet konkret die systematische Beratung der organisierten Zivilgesellschaft. Diese strukturelle Einbindung von Meinungen und Stellungnahmen der NGOs und Dachverbände erfolgt in Anlehnung an den „Sozialen Dialog“, den konsultativen Austausch mit Sozialpartnern, der seit vielen Jahren die Arbeitsbeziehungen zwischen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbänden mit dem Staat bzw. dem Staatenbund der EU regelt. Ähnlich wie der Soziale Dialog verankert der Zivile Dialog die systematische Konsultation. Im Unterschied zum formal streng geregelten Austausch mit Sozialpartnern wird jedoch im Umgang mit NGOs und Verbänden vor allem Vielfalt und Flexibilität benötigt, denn Zivilgesellschaft kann nicht mit einer Stimme sprechen, sie benötigt mannigfaltige Perspektiven, um der wachsenden Komplexität unserer Wirklichkeit gerecht zu werden. Um dieser Vielschichtigkeit zu begegnen, umfasst der Zivile Dialog unterschiedliche Verfahren: • • • • • 



Gezielte Konsultation von ausgewählten Organisationen Öffentliche Anhörungen Schriftliche Stellungnahmen Öffentlich zugängliche thematische Internet-Portale Beachten von Mindeststandards zur Beteiligung von Organisationen



Der Zivile Dialog wird in Zukunft eine entscheidende Rolle für die Öffentlichkeitsbeteiligung in den Mitgliedsländern spielen. Zwar fällt die Umsetzung dieses Instrumentariums auf nationaler Ebene nicht leicht. Denn die Beteiligung an der Gestaltung nationaler Politik hat in jedem Land Europas eine andere Tradition! Sie ist geschichtlich begründet und durch nationale Förderstrukturen entscheidend geprägt. Umso wichtiger wird es sein, über die Grenze zu schauen und Erfahrungen aus anderen Ländern einzuholen.



„Compacts“ In mehr als zwei Dritteln der EU-Länder gibt es mittlerweile für die Einbindung von NGOs eigene Vereinbarungen, die „Compacts“, „Memorandum of Understanding“ oder „Accord“ genannt werden. Sie regeln den Zivilen Dialog auf nationaler bzw. regionaler Ebene, benennen die Ziele des Austauschs und erläutern Form und Gestaltung von Prozessen und Verfahren. Der erste Compact entstand 1997 in England auf Initiative des Freiwilligensektors, gefolgt von den „Schwesternationen” Wales, Schottland und Nordirland. Ab 2000 erschienen ähnliche Vereinbarungen wie der „Accord“ in Kanada, 2001 die „Charter for Interaction“ in Dänemark und die „State Association Charter” in Frankreich. Die französische Deklaration fand übrigens am 100. Geburtstag des französischen Vereinsgesetzes von 1901 statt. Englands Vereinbarung diente als Modell für das Kooperationsprogramm mit NGOs in Kroatien, das “EKAK”-
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Konzept zur Entwicklung der Zivilgesellschaft in Estland und die “Government Civil Society Strategy” in Ungarn. Auch in Slowenien wurde ein Vorschlag nach englischem Muster erarbeitet, der jedoch seit 2004 auf Annahme durch die Regierung wartet. In Schweden hingegen steht der Compact schon kurz nach seiner Konzeptphase vor seiner Realisierung und auch in anderen Ländern laufen intensive Gespräche an. Auf gesamteuropäischer Ebene wird an einem Konzept des Compacts gearbeitet, der die Beziehung zu den EU-Institutionen sichern soll, als „EU-Concordat“, nach einem Vorschlag des europäischen Interessenverbandes der Nonprofit-Organisationen CEDAG, siehe www.cedag-eu.org.



Erfahrungen aus der Praxis NGOs, die an den Entwicklungsprozessen der Compacts beteiligt waren, berichten von vielfältigen Erfahrungen. Interessanterweise sind sich fast alle NGOs einig, dass es der Weg zur Vereinbarung sei, der zähle, nicht so sehr das Schriftstück und das Ergebnis eines Compacts selbst. Denn mit der Auseinandersetzung der Rahmenbedingungen, Methoden und gegenseitigen Verpflichtungen wächst das Verständnis für den bisher oft fremden Sektor. Am anschaulichsten werden die Vor- und Nachteile der Compacts in England, wo speziell für Minderheiten-NGOs, Gemeinden und Förderstrukturen eigene Vertragswerke geschaffen wurden sowie Begleitmaterial, wie ein Compact am besten entwickelt, administriert und umgesetzt werden sollte. Auch Negativbeispiele helfen, die Vereinbarung zwischen NGOs und Staat besser zu verstehen: In Slowenien etwa dauert der Prozess der Implementierung bereits seit Jahren erfolglos an, da verabsäumt wurde, rechtzeitig in die Entwicklung Verantwortliche „top down“ einzubinden, sodass sich die Behörden erst relativ spät mit dem Vertragswerk konfrontiert sahen und eine Umsetzung schwierig ist. Aus Institutionen kommt die Rückmeldung, dass eine NGO-Vereinbarung die Sicht auf die Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft grundlegend verändert. In vielen Fällen agierten die Verantwortlichen für den Entwicklungsprozess als Brücke zwischen den Welten, sie „übersetzen“ die Bedenken und Anliegen der Organisationen in die Sprache der Behörden und Ämter. Als mühsam wird oft der Demokratieprozess im Vorfeld der Vereinbarungen empfunden, da es bisher keine NGO-Vertretung für die gesamte Szene gab. Als hilfreich erwies es sich dabei, eine Gruppe von NGO-Vertretungen zusammenzustellen oder einzuladen, sodass von Beginn an unterschiedliche Perspektiven eingebracht werden, zumindest aber „die großen Drei“ vertreten sind: Umwelt, Entwicklungszusammenarbeit und Menschenrechte. Offenheit, Interesse und Bemühen um Verständnis zählen zu jenen Tugenden, die für Compact-Verhandlungen benötigt werden, damit eine Vereinbarung die Stärken der Vertragspartner erfasst und sich nicht auf unnötige Abgrenzung zurückzieht. Eine entscheidende Rolle spielt dabei die Verbindungsstelle zwischen den Sektoren, die Personen, die auf Seite der Institutionen den Austausch koordinieren, wie das positive Beispiel von Kroatien zeigt, wo mithilfe einer engagierten Beamtin aus der ursprünglichen Schnittstelle auf Regierungsseite eine florierende und von den NGOs anerkannte Stiftung geschaffen werden konnte.
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Welche Grundsätze lassen sich für die nationale und lokale Praxis ableiten? 1. Das Interesse an den Stärken, Aufgaben und Expertisen erweist sich als wichtigster Erfolgsfaktor für eine gute Vereinbarung zwischen Staat und NGOs. 2. Die Auswahl kompetenter und verständnisvoller Menschen an den Verbindungsstellen ist von entscheidender Bedeutung dafür, wie der Austausch gelingt. 3. Die Einbindung der Zivilgesellschaft durch ihre Organisationen kann nicht für alle Fälle Problemlösungen bringen. Die Eigenheiten des Sektors setzen Grenzen, die respektiert werden müssen, ebenso gibt es in der Verwaltung Grenzen, die benannt werden müssen, um Enttäuschungen vorzubeugen. Immer mehr NGOs sehen sich als partnerschaftliches Gegenüber des Staates. Sie fordern gemeinsames Vorgehen und beanspruchen Mitsprache in Themenbereichen, zum Beispiel im Politikfeld Integration Mitsprache bei Gesetzesbeschlüssen im Fremdenrecht. Andere NGOs verstehen sich komplementär zum Staat, bieten zusätzliche Angebote zu staatlichem Handeln an, zum Beispiel Weiterbildungen für Migrant/innen, die über den Spracherwerb weit hinausgehen. Schließlich gibt es NGOs, die sich betont als Gegenbewegung positionieren, um gesellschaftliche Defizite aufzuzeigen, in unserem Beispiel „Integration“ wären das etwa Strategien zur Sensibilisierung von Einheimischen für den Umgang mit Migration. Diese Unterschiedlichkeit gilt es zu bedenken, wenn NGOs eingebunden werden sollen, ebenso, dass eine Vielzahl von NGOs den Prozess zwar verlangsamt, die Akzeptanz einer Entscheidung jedoch erhöht. Ein gutes Beispiel für einen österreichischen Top-down-Ansatz von Zivilem Dialog zeigt sich im „Walddialog“ des Lebensministeriums, der in Österreich über siebzig Organisationen der Zivilgesellschaft zum Thema Waldnutzung in einen Dialogprozess einband und zu einem bundesweiten „Waldprogramm“ führte (siehe www.walddialog.at).



Resümee: So gelingt das Zusammenspiel Die Beteiligung der organisierten Zivilgesellschaft an der Gestaltung von Politik und Strategien braucht qualitative Standards für einen demokratischen Dialog und effiziente Systematik in der Herangehensweise. Das grundsätzliche Verständnis der Arbeit von NGOs ist von Bedeutung, um Vereinbarungen mit der Zivilgesellschaft oder Methoden des Zivilen Dialogs wirkungsvoll einsetzen zu können. Die Heterogenität der NGOs macht eine einheitliche Herangehensweise schwierig. Auf jeden Fall darf die Unabhängigkeit von NGOs nicht beschnitten werden, die gemeinsamen Ziele müssen im Vordergrund stehen, nicht die Unterschiedlichkeit von Auffassungen oder Arbeitsstilen. Die Praxis der Öffentlichkeitsarbeit wird durch den Zivilen Dialog und die Entwicklung von Vereinbarungen mit der Zivilgesellschaft bedeutend verändert. Ein neues, offenes und verständnisvolles Verhältnis zwischen
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Staat und NGOs kann wesentlich dazu beitragen, komplexere und gerechtere Problemlösungen zu erreichen, die auf viele bisher unbeachtete Perspektiven Rücksicht nehmen und von der Bevölkerung daher auch besser akzeptiert werden.



Kleines Lexikon der Zivilgesellschaft NGO: Non-governmental Organisation/Nichtregierungsorganisation. Freiwillige Zusammenschlüsse engagierter Bürger/innen, parteipolitisch unabhängig, nicht am wirtschaftlichen Gewinn sondern am Allgemeinwohl orientiert. NGOs sind offen für Mitgliedschaft, der Transparenz durch Öffentlichkeitsarbeit verpflichtet und verfügen über ein erkennbares Maß an Ehrenamt. NPO: Non-profit Organisation/Nicht am Gewinn orientierte Organisation, in Abgrenzung zur gewinnorientierten Marktwirtschaft. Sie können privat gegründet werden, z. B. als Verein oder vom Staat, als Organisation der Gemeinwirtschaft. CSO: Civil Society Organisation; zivilgesellschaftliche Organisation. Definiert die Organisation nicht als Gegenbewegung wie im Begriff NGO oder NPO, sondern verdeutlicht das gemeinschaftliche gesellschaftliche Engagement. Zivilgesellschaft: Gesellschaftsmodell gewaltfreier, selbstorganisierter und demokratischer Strukturen, die Sphäre gegenüber Staat und Markt. Organisierte Zivilgesellschaft bezeichnet die Interessenvertretungen mit rechtlicher Verfasstheit, wie Vereine, NGOs, private Stiftungen, etc. Kirche (in Österreich: öffentlich rechtliche Stellung) und ihr Vereinswesen bzw. Unternehmensverbände befinden sich an den Schnittstellen zur Zivilgesellschaft.



Der Dritte Sektor: 1. Sektor: Staat



2. Sektor: Markt



Politik, Verwaltung, Parteien, Parlament - und Kirche



Profitorientierte PrivatWirtschaft: Firmen, Betriebe, Unternehmen und Konzerne



3. Sektor: die organisierte Zivilgesellschaft Vereine, Verbände, NPOs, NGOs, Stiftungen, Selbsthilfe-Gruppen, Bürgerinitiativen



Abbildung 3: Organisationsformen der Gesellschaft
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Konsultation: Einholen von Informationen, Erfahrungen und anderen Rückmeldungen Betroffener, Beteiligter oder Expert/innen zu geplanten Vorhaben, richtigerweise vor einer (politischen) Entscheidung. Lobbying: Bezeichnete ehemals den Informationsaustausch, der früher in der Lobby (Vorhalle) der Parlamente zwischen Volksvertreter/innen und verschiedenen Interessensgruppen stattfand. Lobbying besteht aus Informationsbeschaffung, Informationsaustausch sowie zielgerichtete Beeinflussung von Entscheidungen. Compact: Vereinbarung zwischen Staat und den Organisationen der Zivilgesellschaft, die Zweck und Form der Einbindung in die Politikmitgestaltung eines Landes, einer Region oder einer sonstigen Verwaltungseinheit regelt. Ziviler Dialog: Systematische und strukturierte Beratung mit der organisierten Zivilgesellschaft zur Einbindung in die Politikgestaltung.
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Surfing Global Change60 Partizipation „spielend“ erlernen „Spielend lernen“ – diesem Begriffspaar haftet etwas Vielversprechendes an. Es klingt so, als wären Lernprozesse etwas ganz Einfaches, so als müsste man sich nur das Lehrbuch unter den Kopfpolster legen und schon hätte man den Inhalt verinnerlicht. Diese Art des Lernens bloßer Inhalte ist jedoch mit diesem Titel nicht gemeint. Es geht vielmehr darum zu zeigen, wie man durch den Einsatz eines komplexen, durchkomponierten Rollenspiels die sozialen Kompetenzen für Verhandlungssituationen trainieren kann. Nichts anderes sind Partizipationsprozesse letztlich. Es sind Situationen, in denen sich unterschiedliche, oft einander ausschließende Interessen gegenüberstehen; Situationen, die nur über Aushandlungsprozesse einer Lösung zugeführt werden können. Ganz besonders oft trifft das auf Projekte im öffentlichen Bereich zu.



Beispiele – mit Gemeinsamkeiten Sei es der Bau einer Schnellstraße, einer Biogasanlage oder die Umgestaltung des Dorfplatzes – alle diese Projekte haben mehrere Gemeinsamkeiten. Sie sind meist gekennzeichnet durch eine große Anzahl von direkt und indirekt Betroffenen; neben den individuellen Interessen oder Interessen von Personengruppen besteht auch ein öffentliches Interesse und diese Projekte sind meist investitionsintensiv und langlebig. In den seltensten Fällen gibt es bei den Betroffenen ein Einverständnis darüber, ob überhaupt und in welchem Umfang und auf welche Weise solche Projekte verwirklicht werden sollen. Es formieren sich GegnerInnen und BefürworterInnen. Immer öfter werden Partizipationsprozesse in unterschiedlicher Intensität (und Qualität) durchgeführt, um Betroffene und Interessierte einzubinden. An diesen Prozessen können BürgerInnen, politische EntscheidungsträgerInnen, VerwaltungsmitarbeiterInnen und ExpertInnen unterschiedlicher Fachrichtungen beteiligt sein. Für alle, ganz besonders aber für ExpertInnen und Prozessverantwortliche ist es von großer Wichtigkeit, Verhandlungssituationen zu trainieren (Kriz 2007, Görsdorf et al. 2009, Mayer & Veenemann 2002). Es geht freilich nicht darum, noch mehr (technisches) Fachwissen anzuhäufen – dass die an Partizipationsprozessen teilnehmenden ExpertInnen dies besitzen, wird vorausgesetzt. Es geht auch nicht darum, möglichst 60 



Surfing Global Change (SGC, © Gilbert Ahamer) bezieht seinen Namen aus dem vorgeschlagenen Verhalten gegenüber dem oft als unbeeinflussbar gesehenen globalen Wandel: auf diesen Langzeittrends zu „surfen“, also ihre Energie zu nutzen und auf Ziele wie „nachhaltige Entwicklung“ umzulenken. Darüber hinaus kann SGC durch eine Webplattform unterstützt werden, durch deren Diskussionsforen die TeilnehmerInnen nach Belieben „surfen“ können.
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gefinkelte Argumentationen und Schachzüge zu lernen, um die GegnerInnen „auszuschalten“. Vielmehr geht es darum zu erlernen, wie man gemeinsam einen tragfähigen Konsens schaffen kann. Denn weder ist es leicht, viele unterschiedliche Interessen zu einem Konsens zusammenzubringen, noch kann man voraussetzen, dass dies alle, die an so einem Prozess mitwirken und Verantwortung tragen, „automatisch“ können. Ganz nach dem Motto „dagegen sein ist keine Kunst, verhandeln können schon“.



Wozu dient „Surfing Global Change“? Um diese Kunst zu schulen, hat Gilbert Ahamer das Rollenspiel „Surfing Global Change (SGC)“ erfunden. Es wurde 2003 ursprünglich für den Einsatz in der Lehre an Universitäten entwickelt, für Studierende von Studienrichtungen, die häufig mit Projekten im öffentlichen Bereich konfrontiert sind, also zum Beispiel RaumplanerInnen, BauingenieurInnen, ArchitektInnen. SGC eignet sich neben der Unterstützung partizipativer Prozesse aber auch für den Einsatz in Schulen oder in anderen Trainings- und Ausbildungssituationen, wo es darum geht, verhandeln zu lernen. Im Spiel – das heißt ohne Verstrickung in die Zwänge des realen Lebens – trainieren die TeilnehmerInnen die Kompetenz zur Erzielung nachhaltiger Konsenslösungen. Das bedeutet: • Sie lernen das eigene Verhalten in Konfliktsituationen kennen. Sie können erkennen, zu welchen Reaktionen sie in solchen Stresssituationen tendieren und welche Auswirkungen auf den Gesprächsverlauf dies hat. • Sie erleben, welche Verhaltensmuster die anderen SpielteilnehmerInnen einsetzen, was das bei ihnen selbst auslöst und mit welchen Strategien sie darauf antworten. • Sie erfahren, welches Vorgehen hilfreich ist, um schließlich als Lösung einen Konsens zu erzielen, und was in den Augen Anderer destruktiv wirkt. Das heißt, im Vordergrund von SGC steht das Kennenlernen und gefahrlose Erproben der sozialen Prozesse in Verhandlungssituationen. Es geht darum, sich selbst auszutesten und wahrzunehmen. Dabei hilft, dass die SpielerInnen nicht diejenigen Rollen einnehmen müssen, die sie im realen beruflichen Leben haben (werden). Sie sind im Spiel von den damit verknüpften Interessen befreit. Eine den eigenen Überzeugungen oder der eigenen Profession entgegengesetzte Rolle einzunehmen, kann einen besonderen Reiz für MitspielerInnen ausmachen bzw. den Lerneffekt noch steigern.



Wie funktioniert „Surfing Global Change“? Surfing Global Change wird in fünf Phasen (sogenannten Levels) gespielt. Die zugrunde liegenden sozialen Prozesse werden zunehmend komplexer (siehe Tabelle und Abbildung). Der/die SpielleiterIn schafft das Verständnis für die grundsätzlichen Haltungen, führt von einem Level zum nächsten und wacht über die Einhaltung der Regeln, ohne inhaltlich Partei zu ergreifen. SGC ist ein sehr komplexes Rollenspiel, dessen genaue Darstellung den hier zur Verfügung stehenden Rahmen sprengen würde. Im Folgenden werden die einzelnen
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Levels von SGC im Überblick erklärt, die genauen Informationen zum Spiel und alle Regeln bieten auch online abrufbare Publikationen (Ahamer 2005, Ahamer 2006, Ahamer & Schrei 2006). Die Basis für SGC bilden stets konkrete Projekte. In der folgenden Darstellung wird der Bau einer Schnellstraße als ein solches Projekt angenommen.



Spielablauf allgemein



Konkret: der Bau einer Schnellstraße Level 1 – In das Thema einarbeiten Im ersten Level eignen sich die TeilnehmerInnen des ExpertInnen aus den Bereichen Straßenbau, NaturSpiels das notwendige Fachwissen an; durch Recherche, schutz, Regionalentwicklung, VertreterInnen der BürStudieren von Unterlagen und in Form von Vorträgen gerInneninitativen sowie PolitikerInnen aus der Region und Diskussionen mit ExpertInnen. informieren in Vorträgen über das geplante Projekt und diskutieren mit den SpielteilnehmerInnen. Level 2 – Positionen erkennen In Level zwei erarbeiten die TeilnehmerInnen Sachverhaltsdarstellungen zu einem frei gewählten Thema aus den Perspektiven der AkteurInnen, welche sie dann auch kritisch lesen, kommentieren und überarbeiten. MitspielerInnen schalten so zwischen der Rolle als AutorIn und ReviewerIn oftmals hin und her.



Als wichtige AkteurInnen definieren die TeilnehmerInnen unter anderem die Straßenbaugesellschaft, den Bund, das Land, die beiden BürgerInneninitativen, die PolitikerInnen der betroffenen Gemeinden, VertreterInnen der Wirtschaftstreibenden, des Naturschutzes etc. und arbeiten die Positionen dieser AkteurInnen zum Projekt heraus. Level 3 – Positionen beziehen und gewinnen



Im dritten Level übernehmen die Teilnehmenden die Rollen der als maßgeblich identifizierten AkteurInnen in zwei Fallbeispielthemen. Es geht nach einer fundierten Recherchephase darum, sich in einer kontroversen Debatte durchzusetzen, Punkte zu gewinnen – und dabei gleichzeitig spielerisch zu erfahren, was (oder wer), also welche Argumente und welche Rollen dabei „im Hintertreffen“ bleiben. In etwa neun zehnminütigen Diskussionsrunden sitzen sich jeweils vier der definierten AkteurInnen an Tischen in wechselnden Konstellationen gegenüber. Dabei kann es passieren, dass drei GegnerInnen auf eine/n BefürworterIn treffen oder umgekehrt, oder dass die Positionen ausgeglichen sind. Wer genau mit wem diskutiert und wie viel Zeit dafür zur Verfügung steht, entscheidet sich erst unmittelbar vor jeder Diskussionsrunde durch ein Punktesystem.



In der ersten Runde treffen die Straßenbaugesellschaft, das Land und eine BürgerInneninitiative aufeinander, die allesamt das Projekt befürworten. Als vierte Akteurin diskutiert die BürgerInneninitiative mit, die gegen das Projekt ist. Nach einer hitzigen Diskussion wird die BürgerInneninitiative vom Publikum als „Gewinnerin“ der Diskussion eingestuft und erhält die Punkte. In der nächsten Runde diskutieren die Straßenbaugesellschaft, das Land, die PolitikerInnen der betroffenen Gemeinden und die VertreterInnen der Wirtschaftstreibenden. Sie sind alle für das Projekt. Trotzdem geht es heiß her, denn jede Gruppe will die Punkte erringen. Bis zum Ende dieses intensiven Level 3 haben alle mit allen debattiert.
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Level 4 – Positionen verhandeln und Konsens finden Der nächste Schritt beruhigt die zuvor kontroverse Stim- Alle AkteurInnen treffen wieder aufeinander. Ausgehend mung: dieselben AkteurInnen suchen eine konsensuale von den bisherigen Positionen werden gemeinsame Verhandlungslösung, andernfalls kann niemand die Lösungsvorschläge auf Basis gemeinsamer Interessen ersehnten Punkte erringen. Aus GegnerInnen werden erarbeitet. So entdecken zum Beispiel die VertreterInnen PartnerInnen – der entscheidende Schritt in der Sozialder Regionalwirtschaft und die NaturschützerInnen eine dynamik des Gesamtablaufes. Gemeinsamkeit, nämlich dass der Schutz der Natur aus ökologischen, aber auch ökonomischen Gründen (Tourismus) wichtig ist. Bund und Land wiederum einigen sich über Ausgleichsmaßnahmen für die betroffenen Gemeinden und über deren Finanzierung, usw. Level 5 – Positionen integrieren Im fünften Level erarbeiten alle AkteurInnen ein gemeinsames schriftliches Werk, welches alle Sichtweisen beinhaltet und zueinander in Beziehung stellt. Sie stellen das aktuelle Thema weiters in den Kontext langfristiger Entwicklungen, also regionaler, nationaler und globaler Trends.



Alle in der Vorrunde getroffenen Vereinbarungen werden nun schriftlich fixiert und in Zusammenhang mit übergeordneten Entwicklungen gestellt. In diesem Fall sind das unter anderem Klimaschutzziele, der Gesamtverkehrsplan Österreichs, Naturschutzmaßnahmen, das Tourismuskonzept der Region etc.



Ein Fall wie der hier beschriebene kommt im Leben von PolitikerInnen, VerwaltungsmitarbeiterInnen, Sachverständigen und natürlich BürgerInnen immer wieder vor, sei es der Bau der Schnellstraße S7 oder ein anderes reales Projekt (USW 2007, Website Partizipation 2009). Eine passende und mögliche methodische Weiterführung von SGC sind Public Participation Geographic Information Systems PPGIS (Jekel 2007, Jekel et al. 2007).
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Abbildung 4: Die Grundarchitektur von „Surfing Global Change“.



Wie traininert „Surfing Global Change“ Partizipation? Wenn Fachwissen vorausgesetzt wird und die darauf aufbauenden sozialen Fähigkeiten als wesentlich angesehen werden, welches sind nun diese sozialen Kompetenzen, die an Aushandlungsprozessen teilnehmende Personen benötigen? Worauf muss jemand achten, der/die an SGC oder an einem realen partizipativen Prozess teilnimmt oder an verantwortlicher Stelle solch einen Prozess organisiert oder betreut? Wer solche partizipativen Prozesse leitet, braucht in erster Linie ein Gespür für soziale Prozesse. Vordergründig geht es in Partizipiationsprozessen um Fakten, beispielsweise Emissionsgrenzwerte, Ausgleichsmaßnahmen etc. Diese Vertrautheit mit der Faktenlandschaft ist die Basis gelingender Partizipation und wird in Level 1 trainiert. Dahinter aber stehen Emotionen bei den Betroffenen. Im oben genannten Beispiel ist das zum Beispiel bei den BürgerInnen das Gefühl, von großen, sie betreffenden Entscheidungen ausgeschlossen zu sein, überfahren zu werden; das Gefühl, von all dem Fachwissen, das für ein Verständnis der Mate-
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rie notwendig ist, überfordert zu sein; das Gefühl, bewusst desinformiert zu werden etc. Ob diese Gefühle auch aus einer nur subjektiven Perspektive berechtigt sind oder nicht – ProzessbegleiterInnen müssen in Aushandlungsprozessen mit ihnen umgehen. Denn sie sind das Motiv für das Handeln der TeilnehmerInnen. Eine solche an Lebenssituationen orientierte Einstimmung der TeilnehmerInnen auf die zu erwartenden zwischenmenschlichen Abläufe wird in einem einleitenden „Level 0“ von SGC durchgeführt (siehe Abbildung). Jede Äußerung und Handlung spielt sich zugleich auf einer sachlichen, argumentativen, Verhaltens-, Gruppenbildungs- und strategischen Ebene ab, was auch immer eine/r der MitspielerInnen tut. Dies soll durch die Spielanlage den AkteurInnen klar vor Augen treten. Eine weitere wichtige soziale Kompetenz ist Konfliktfähigkeit. Wer Konflikte nur schlecht aushalten kann, sollte besser nicht für Aushandlungsprozesse verantwortlich zeichnen. Konflikte werden mit Sicherheit auftauchen, sie sind notwendige Begleiter von Veränderungen. Und Projekte wie etwa das oben dargestellte bedeuten jede Menge Veränderungen. Konflikte an sich sind nichts Negatives, sie machen Unterschiede sichtbar und zeigen jene Punkte auf, an denen Aushandlungsprozesse ansetzen müssen. Oft tritt dabei eine Spannung zwischen sachlicher Überzeugung und sozialen Verpflichtungen auf, etwa KollegInnen oder NachbarInnen gegenüber. Dieses Austarieren mehrfacher Verbindlichkeiten wird in Level 2 trainiert. Die beiden genannten Aspekte, das Gespür für Gruppenprozesse und Konfliktfähigkeit, werden im dramaturgischen Höhepunkt des Rollenspiels Surfing Global Change, nämlich in Level 3, konzentriert und unter Zeitdruck trainiert. Die SpielteilnehmerInnen schlüpfen in die Rollen der wichtigsten AkteurInnen und begegnen einander argumentativ in den zügig aufeinanderfolgenden Diskussionsrunden. Es ist vorher nicht klar, wer auf wen trifft, wer welche Argumentationen einsetzen wird, wo eventuell Verbündete sind etc. – ganz wie im „wirklichen Leben“. Zusätzlich herrscht in Level 3 der Zeitdruck, auch ein sehr realistischer Aspekt. Das professionelle Verstehen von Komplexität – inhaltlicher und hier zusätzlich sozialer Komplexität – wird im 21. Jahrhundert stark ins Zentrum rücken. Darauf zielt SGC ab. Es kommt ein weiterer wichtiger Aspekt ins Spiel: Prozessverantwortliche müssen vorausschauend planen, Partizipationsprozesse müssen sehr gut vorbereitet werden. Dazu ist es wie bei jedem anderen Projekt auch notwendig, zum einen die „hard facts“ zu klären. Das heißt, Zeit und Ort festzulegen, finanzielle Ressourcen zu eruieren, den TeilnehmerInnenkreis zu bestimmen, Informationen bereitzustellen, Ziele festzulegen etc. Das sind übliche Schritte im Prozessmanagement und das Vorgehen wird in entsprechenden Kursen gut trainiert. Deswegen sind die SGC-Regeln klar und unmissverständlich für alle MitspielerInnen dokumentiert und werden vom/von der SpielleiterIn zu Beginn eines jeden Levels genau erklärt. Worum es darüber hinaus aber noch geht, ist das Zwischenmenschliche. ProzessbegleiterInnen müssen auch und vor allem mit den sozialen Abläufen in Aushandlungsprozessen umgehen können. Dazu gehört, für ein positives Gesprächsklima zu sorgen, Methoden und Techniken zu kennen, um den roten Faden zu behalten und die Motivation aufrechtzuerhalten, und auf Konfliktsituationen angemessen reagieren zu können. Ein wesentlicher Grund für den Lerneffekt ist das Einnehmen anderer Rollen, anderer Sichtweisen. Level 4 und 5 lösen solche Rollenwechsel aus eigenem Antrieb aus, nachdem frühere Levels solche Wechsel durch
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äußere Anstöße herbeigeführt haben. Und darum geht es vor allem: den MitspielerInnen einen tiefen Einblick in die fachlichen und sozialen Grundlagen eines Themas zu geben, also eine 360°-Rundumsicht zu ermöglichen. All dies kann selbstverständlich nicht in einem einzigen Rollenspiel ausreichend trainiert werden. Aber SGC ist ein komplexes Spiel, das sehr gut geeignet ist, eine komplexe Realität nachzubilden. Es ermöglicht ein realitätsnahes, sehr praxisorientiertes Lernen. Viele Unwägbarkeiten, die auch in alltäglichen Prozessen auftauchen, können abgebildet werden. Es ermöglicht den TeilnehmerInnen in relativ kurzer Zeit zu erfahren, wo ihre Stärken und Schwächen liegen, und dementsprechend ihre Kompetenzen zu trainieren. Für professionell gestaltete Partizipation ist es notwendig, Prozessbegleitung als Dienstleistung zu begreifen, als Handwerk, das erlernt werden kann.



Schlussfolgerungen Im Hinblick auf die Zukunft der Öffentlichkeitsbeteiligung sehen die AutorInnen einen wichtigen Ansatzpunkt in der Ausbildung. Wünschenswert wäre es, wenn in der Schule möglichst früh und möglichst vielfältig möglich wäre, Aushandlungssituationen trainiert werden könnten. Hierzu gibt es bereits unterschiedliche Ansätze und gute Ideen, die oft aber über das Versuchsstadium nicht hinauskommen. Wo es definitiv Aufholbedarf gibt, sind die universitären Ausbildungen. Noch weitverbreitet ist die Ansicht, dass ein (technisch) „gutes Projekt“ jeden Widerstand quasi automatisch auflösen wird. Und dann stehen die junge Bauingenieurin und der junge Raumplaner plötzlich vor dem Problem, dass dem mitnichten so ist und dass sie bei einer BürgerInnenversammlung mit 150 aufgebrachten Menschen umgehen müssen. Es ist für alle Beteiligten hilfreich, wenn nicht erst dann überlegt wird, wie nun am besten vorzugehen ist, sondern wenn Prozessverantwortliche bereits im Vorhinein gut vorbereitet in solche Aushandlungsprozesse gehen. Dazu gehört auch, die sozialen Kompetenzen für Aushandlungsprozesse zu trainieren. Ein Spiel mit „Surfing Global Change“ kann die Realitätswahrnehmung aller Beteiligten erweitern und dadurch eine Lösung in der realen Lebenswelt erleichtern.



Quellen und Literatur Ahamer, G. (2005): SurfingGlobalChange (SGC): ein Drehbuch für interdisziplinäre Lehrveranstaltungen. In: Neue Medien in der Lehre an Universitäten und Fachhochschulen, 10-13, http://serverprojekt.fh-joanneum.at/noflash/new/archiv/jaenner05.pdf. Ahamer, G. (2006): Surfing Global Change: Negotiating sustainable solutions. In: Simulation & Gaming – an International Journal, Vol. 37 No. 3, 380-397, siehe auch http://www.uni-graz.at/igam7www_2006_simulation_gaming_article.pdf.
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Ahamer, G.; Schrei, C. (2006): Exercise ‘Technology Assessment’ through a gaming procedure, Journal for Design Research, Vol. 5, No. 2, 224–252, siehe auch http://www.uni-graz.at/igam7www/igam7www_forschung/igam7www_econclim/igam7www_econclim_publikationen.htm#written_2006. Görsdorf, E.; Bruder, E.; Sonnberger, J. (Hrsg.) (2009): Qualitätsentwicklung in der Lehre mit Neuen Medien. Grazer Universitätsverlag, Leykam, Allgemeine Wissenschaftliche Reihe, Bd. 8. Jekel, T. (2007): What you all want is GIS2.0. Collaborative GI based learning environments: spatial planning and education. In: Car, A., Griesebner G.; Strobl, J.; GI-Crossroads@GI-Forum. Heidelberg, 84-89. Jekel, T.; Koller, A.; Strobl, J. (Hrsg.) (2007): Lernen mit Geoinformation II. Heidelberg. Kriz, W.C. (2007): Planspiele für die Organisationsentwicklung. Schriftenreihe: Wandel und Kontinuität in Organisationen (Bd. 8), Berlin. Mayer, I.; Veenemann, W. (2002): Games in a World of Infrastructures. Simulationgames for Research, Learning and Intervention. Eburon, Delft. Website Partizipation (2009) http://www.partizipation.at. USW (2007): Interdisziplinäres USW-Praktikum “Pro und Kontra Schnellstraße S7”. Endbericht, http://www. uni-graz.at/usw1www/usw1www_publikationen/usw1www_berichte.htm.
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Beteiligung von Migrantinnen – Mär oder Möglichkeit Die Einbeziehung von Frauen mit Migrationshintergrund in partizipativer Forschung



Einleitung Forschung mit aktiver Beteiligung der Beforschten – diese Methode haben wir, das Institut Oikodrom, bei unserer Studie „Schritt für Schritt – Partizipationsmöglichkeiten von MigrantInnen in Österreich“ angewandt. Die vom Lebensministerium in Auftrag gegebene Studie kombinierte den Forschungsprozess mit einem Beteiligungsprozess, der Möglichkeiten der Teilhabe an Themen wie Nachhaltigkeit gemeinsam mit den ausgewählten Migrantinnengruppen suchte. Der Prozess war stark partizipatorisch organisiert. In WorkshopSerien wurde mit hauptsächlich visuellen und sprachlich niederschwelligen Methoden gearbeitet. Aufgrund seines interaktiven Charakters wirkte sich der Prozess aktivierend auf die Teilnehmenden aus. Somit sollte eine Form der Teilhabe ausgelöst werden, die auch nach Projektende eine Chance hatte, weiterzubestehen. Andererseits führten wir parallel dazu einen Forschungsprozess, der Thesen zum Thema Migrantinnen und Partizipation entwickelte und sie mit dem Beteiligungsprozess verschränkte. In der Kombination dieser beiden Prozesse sind zwei Dimensionen von Ergebnissen entstanden, die miteinander in Verbindung stehen, aber auch unabhängig voneinander Bedeutung haben – methodisch und inhaltlich.



Partizipatives Projektdesign Basierend auf Erfahrungen mit transdisziplinärer Forschung betrachten wir bereits den Vorgang der Datenerhebung als partizipativen Prozess (Dumreicher, Marschalek 2004). Der Bereich der transdisziplinären Forschung sucht explizit die Zusammenarbeit mit außerwissenschaftlichen Akteurinnen und Akteuren (Pohl, Hadorn 2006). Die Beteiligung von Betroffenen und Interessierten am Forschungsprozess war deshalb ein wesentlicher Aspekt, den die Schritt-für-Schritt Studie verfolgte. Wichtig war uns, durch die Art der Zusammenarbeit mit den Teilnehmerinnen gleichzeitig zum Forschungsprozess einen Impuls im Sinne einer aktivierenden Befragung (Hinte, Karas 1989) zu setzen. Beteiligte Frauen sollten dadurch nicht nur die Möglichkeit haben, ihre Meinungen und Bedürfnisse zu äußern, sondern auch die Gelegenheit wahrnehmen können, gemeinsam und aktiv ihre Ideen weiterzuentwickeln. Da sich der unmittelbare Lebenszusammenhang als Ausgangspunkt für partizipative Prozesse besonders eignet (Lüttringhaus 2000), trafen wir die beteiligten Frauen in ihrem Lebensumfeld. Wir setzten dementsprechende Rahmenbedingungen, um ihre spezielle Situation zu berücksichtigen und die Zusammenarbeit organisatorisch zu ermöglichen.
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Bei der Methodenwahl berücksichtigten wir die teilweise geringen sprachlichen Ausdrucksmöglichkeiten der Frauen und adaptierten Techniken aus der Aktionsforschung (Jones 1996), die einen Austausch auch ohne große verbale oder schriftliche Voraussetzungen ermöglichen. Diese Techniken ermöglichen einerseits den Kontakt zwischen Forscherinnen und Teilnehmerinnen und stützen andererseits innerhalb der Gruppe einen interaktiven Austausch, der zu besserem gegenseitigen Kennenlernen und Verständnis beiträgt – was eine weitere Basis für etwaige gemeinsame Aktivitäten in der Zukunft darstellen könnte.



Ablauf des Forschungs- und Beteiligungsprozesses Initiierung des Prozesses Wichtig war es, Vermittlungspersonen zu finden, über die wir den Kontakt zu den teilnehmenden Migrantinnen herstellen konnten. Über diese Vermittlerinnen, die selbst Migrationserfahrung hatten, fanden die Einladungen und die Vorbereitungen für die Workshops statt. Die schriftliche Einladung, die wir hergestellt hatten, war zwar den Vermittlerinnen für ihre Aufgabe hilfreich, wäre aber für eine aktive Beteiligung nicht ausreichend gewesen. Das Herstellen einer Vertrauensbasis stellte eine zentrale Aufgabe der Rolle der Vermittlerinnen dar. Involvierte Personen und Institutionen Frauen unterschiedlichen Alters mit Migrationserfahrung aus zehn verschiedenen Herkunftsländern, seit fünf bis 33 Jahren in Österreich lebend, nahmen an den Projektaktivitäten teil. Es fanden Workshops in Wien und Niederösterreich statt. Das Projekt wurde von Institutionen vor Ort unterstützt, die bereits mit den Frauen Kontakt hatten oder ihnen zumindest bekannt waren: Dadurch war ein niederschwelliger Zugang möglich. Dass Plätze, an denen sich Migrantinnen treffen können, keine Selbstverständlichkeit sind, zeigten anschließend die Äußerungen in den Workshops. Methodischer Ablauf Wir wandten einen Methodenmix an, der aus Workshops mit interaktiven Methoden und aus Fotointerviews und Expertinneninterviews bestand. a. Interaktive Workshops Jeder Workshop dauerte drei Stunden inklusive einer Pause mit Buffett und beinhaltete neben einem Kennenlernen und gegenseitigem Vorstellen folgende Komponenten: - Soziometrische Übungen: Die Frauen wurden aufgefordert, sich als Antwort auf gestellte Fragen im Raum entsprechend zu positionieren, um ihre Zustimmung oder Ablehnung zu zeigen. Die Übung diente einerseits zum gegenseitigen Kennenlernen, andererseits als Diskussionsimpuls. Inhaltlich wollten wir Themenfelder und
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Beteiligungsmöglichkeiten erfahren: inwieweit die Frauen bereits Erfahrungen in punkto Beteiligung gesammelt hatten (auch im Herkunftsland), wofür sie sich interessieren, an welchen Plätzen sie sich aufhalten etc. Wir stellten Fragen wie: Haben Sie ein Kind, das die Schule besucht? Nehmen Sie an Elternsprechtagen teil? Besuchen Sie Freizeiteinrichtungen? Gehen Sie gerne ins Zentrum, zum Stadt- bzw. Dorfplatz, zum Stadtfest etc.? Lesen Sie Zeitungen? Gehen Sie wählen? Die bewegungsintensive Übung zum Einstieg war eine gute Auflockerung für die Gruppe, bei der auch die Frauen mit geringen Deutschkenntnissen uneingeschränkt mitmachen konnten, und sie brachte bereits einige Informationen über die Frauen und ihre Erfahrungen. - Themenmatrix Das Projektteam hatte eine illustrierte Tabelle in Plakatform vorgefertigt und mit den wichtigsten Themenbereichen, die mit den Vermittlerinnen erarbeitet worden waren, versehen. Die Teilnehmerinnen bekamen selbstklebende Kärtchen zum Beschriften und Hinzufügen, um folgende Fragen zu beantworten: Was fehlt mir in diesen Bereichen? Was könnte ich dafür tun? Was könnten andere dafür tun? Entlang dieser vorgeschlagenen Themenbereiche sammelten die Frauen konkrete Elemente, die ihre Bedürfnisse widerspiegeln, wie zweisprachige Menschen, die übersetzen können, oder eine Frauenärztin anstatt eines Frauenarztes. Die Sammlung sollte dazu anregen, sich in Richtung der erarbeiteten Themen zu engagieren, oder sich zumindest darüber zu informieren, auch um Interessensgemeinschaften mit anderen Frauen zu finden. Im Workshop in Gmünd fanden daraufhin zwei parallele Arbeitsgruppen statt, die sich mit den zwei für am dringendsten erachteten Bereichen befassten. Hintergründe und nächste Schritte wurden somit an Ort und Stelle diskutiert und vereinbart. - Einschätzung von relevanten Vereinen und Institutionen Anhand einer vorgefertigten Liste lokaler und regionaler Einrichtungen in Plakatform fragten wir die Frauen, welche davon ihnen bekannt waren und welche sie auch schon genutzt hatten. Diese Technik diente einerseits als Information für die Frauen, andererseits als Diskussionsgrundlage, um herauszufinden, was ihnen an Angeboten fehlte.



b. Zukunftsbilder (Collage) Die teilnehmenden Frauen gestalteten ein Bild ihrer Umgebung im Jahre 2028. Geleitet waren sie dabei von den Fragen: Wie sehen Sie Ihre Zukunft in zwanzig Jahren? Welche Dinge wären Ihnen dann wichtig? Was wünschen Sie sich? Die teilnehmenden Frauen suchten aus verschiedenen Illustrierten und Magazinen Material aus und klebten eine gemeinsame Collage in Plakatgröße. Anschließend gab es Erklärungen der einzelnen Frauen und einen Austausch über die gewählten Motive.
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c. Expertinneninterviews Die Vermittlerinnen hatten innerhalb des Projektes den Status der Expertin (Bogner, Menz 2005), aufgrund ihrer Kenntnisse der Situation der beteiligten Frauen, ihrer Informationen, die sie im Zuge der Kontaktaufnahme und Vorarbeiten gesammelt hatten, ihrer Teilnahme an den Workshops und ihrer weiteren Kontakte nach den Workshops zu den teilnehmenden Frauen. Außerdem hatten beide selbst Migrationshintergrund und konnten dadurch ihre persönlichen Erfahrungen einbringen. d. Fotointerviews In der Schritt-für-Schritt-Studie setzten wir die Methode der Fotointerviews (Kolb 2008) ein, um eine nicht nur sprachlich orientierte Herangehensweise anzuwenden und auch weniger gut Deutsch sprechenden Personen mittels selbst aufgenommener Fotos eine Stimme zu geben. Wir luden die Teilnehmerinnen ein, Fotos zu folgender Frage mit einer Einwegkamera aufzunehmen: Für welche Ereignisse und Vorkommnisse wäre es wichtig, sich zu engagieren, und was stört sie in der persönlichen Lebensumgebung? Diese sehr offene Herangehensweise forderte die Teilnehmerinnen auf, die Wichtigkeit und Bedeutungen für sich selbst zu definieren und dementsprechend Fotos aufzunehmen. Im anschließenden Interview erzählten sie, warum sie die Fotos gemacht hatten. Anhand der Bilder war es den Migrantinnen möglich, verbal als auch nonverbal positive und negative oder kritische Eindrücke zu vermitteln.



Ergebnisse und Auswirkungen Die Expertinnen betonten die Wichtigkeit einer Studie wie Schritt-für-Schritt, die sich direkt an die Migrantinnen wandte. Die Frauen hatten die Möglichkeit, bei etwas für sie Sinnvollem mitzumachen, das sich mit ihrer Situation auseinandersetzt, aber nicht kommerziell ausgerichtet ist. Derart „wahrgenommen“ zu werden, mit ihrer Lebenssituation „Gehör zu finden“ und „zum Nachdenken angeregt“ zu werden, war für die Frauen von Bedeutung. Sie setzten sich mit wichtigen Fragen auseinander und tauschten sich mit anderen Frauen aus. Sie fanden es anregend, eine Aufgabe gestellt zu bekommen. Zusätzlich bedeutete es für sie, Deutsch praktizieren und neue Bekanntschaften schließen zu können. Sie hatten die Möglichkeit, aus ihrer Sicht „mit der Außenwelt Kontakt aufzunehmen“, was manchen Migrantinnen nur selten gelingt. Für die Frauen stellte diese Form der Auseinandersetzung eine Art Verarbeitungsschritt ihrer eigenen Situation dar, für viele zumindest ein Reflektieren der Lebenssituation, eine Anregung, darüber nachzudenken. Für manche war es das erste Mal, sich bestimmte Fragen zu stellen, sich mit sich selbst und der Umwelt auseinander zu setzen. Die Möglichkeit, darüber zumindest nachzudenken, ob man selbst Einfluss nehmen oder selbst aktiv sein kann, war den meisten der beteiligten Frauen neu, zumindest in ihrer Situation im Gastland. Eine Gruppe von Türkinnen, die sich zuvor schon regelmäßig getroffen hatte, überlegte erstmals, was sie tun könnte, um nach außen zu gehen. Sie kamen z. B. auf die Idee, ihre traditionellen Handarbeiten auszustellen. Eine Teilnehmerin, die sich eine Turnmöglichkeit gewünscht hatte, fand durch die Äußerung des Wunsches und der Vernetzung im Workshop eine Gymnastikgruppe in ihrer unmittelbaren Wohnnähe, die sie seitdem regelmäßig besucht. Die hohe Integrationsarbeit der Vermittlerin in Niederösterreich wurde auch in der Re-
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gion sichtbar und mündete in die neu geschaffene Stelle einer Migrationsbeauftragten. Neue Kontakte und Aktivitäten waren weitere Folgen.



Resümee – Empfehlungen Die Schritt-für-Schritt-Studie zeigte ein großes Potenzial auf: Migrantinnen haben ein Interesse daran, sich in den sozialen Feldern ihrer Umgebung zu engagieren. Für die Vermutung, dass Migrantinnen sich nicht interessieren, weil sie sozial benachteiligt sind, fanden wir in unserer Arbeit keine Hinweise. Wir begegneten – ganz im Gegenteil – Frauen, die auch bereit sind, sich zu beteiligen, auch wenn sie sich in einer prekären Situation befinden. Wir arbeiteten einige Themen heraus, die gute Möglichkeiten bieten, sich einzubringen und demnach für Partizipationsprozesse besonders geeignet wären. Die Frauen zeigten ein vielfältiges Interesse an Umweltthemen und auch die Bereitschaft, sich in der eigenen Umgebung an solchen Prozessen zu beteiligen, wurde deutlich. Gerade Umwelt ist ein Thema, das konsensfähig und nicht stigmatisierend ist: Umwelt geht alle an. Der Wert der Umwelt und die Sorge um ihre Verschmutzung waren in der Studie präsente Themen, aber auch die Einsicht, dass hier Engagement möglich wäre. Spracherwerb: Migrantinnen nehmen ihre eigenen Sprachdefizite wahr und sind bereit, hinsichtlich Spracherwerb aktiv zu werden. Das Thema Sprache kann als Anknüpfungspunkt für weitere Themen der Beteiligung dienen – darunter eben auch Umweltfragen. Sinnvoll sind auch interaktive Angebote, die dem Erlernen der Sprache dienlich sind und die auch die einheimische Bevölkerung involvieren. Vor allem Frauen mit niederem Bildungsniveau suchen mehr nach Konversationsangeboten als nach herkömmlichen Kursstrukturen. Arbeit und Bildung: Dieses Themenfeld ist im öffentlichen Diskurs noch weitgehend unterrepräsentiert. Eine Stelle finden, Heimarbeitsangebote, bessere Arbeitsbedingungen, Ausbildungsplätze und Zusatzqualifizierungen sind wichtige Themen für Frauen. Die Wohnsituation und die Wohnumgebung sind von großer Bedeutung, unter anderem deshalb, weil Migrantinnen einen geringeren Aktionsradius haben und dementsprechend dem Wohnumfeld mehr Bedeutung zumessen. Von schwierigen Wohnverhältnissen bis zu möglichen Umweltaktionen in der Nachbarschaft reichten die Themen, denen wir begegneten. Frausein: Frauen mit Migrationshintergrund im Austausch mit Migrantinnen anderer Herkunftsländer und mit einheimischen Frauen sind ein möglicher Ausgangspunkt. Spezifische Frauenangebote lassen sich später thematisch beliebig erweitern. Informationen über bestimmte Themen könnten ein möglicher Anknüpfungspunkt sein. Für ein Engagement fehlen oft zunächst die nötigen Informationen. Angst vor Ablehnung und wiederholte Erfahrungen von Fremdenfeindlichkeit sind weitere Hemmschuhe. Selbstbestärkung und Selbstwahrnehmung sind deshalb wesentliche Punkte. Aus diesem Grund empfanden die Frauen auch die Mitwirkung an der Studie so wichtig. Einmal
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selbst gesehen zu werden, zu erfahren, dass die eigene Geschichte wichtig ist, trägt zu einem veränderten Selbstbild bei. Solche Prozesse brauchen viel Unterstützung, Vermittlerinnen sind damit schnell überfordert, ein Deutschkurs allein beziehungsweise einzelne Kursleiterinnen können das nicht leisten. Die Bereitschaft zur Beteiligung hängt auch mit der Identifikation mit dem Wohnumfeld oder dem jeweiligen Thema zusammen. Teils aus Isolation, teils aus erfahrener Zurückweisung bleiben vor allem Frauen emotional in ihren Heimatländern, sie sprechen auch öfter vom Zurückgehen – vor allem wenn sie schlechte Erfahrungen gesammelt haben oder sich nicht akzeptiert fühlen. „Sie denken, sie werden zurückgehen, weil sie hier nicht viel erreichen werden.“ Sie bleiben zwar hier, fühlen sich aber nicht ausreichend verankert, was Beteiligungsmöglichkeiten erschwert. Für künftige Projekte haben wir Empfehlungen zusammengefasst, die folgende Aspekte auf drei Ebenen berücksichtigen sollten: Auf der methodischen Ebene – wie könnten Beteiligungsprozesse gestaltet werden; auf der politischen Ebene – welche strukturellen Voraussetzungen sind nötig; und auf der gesellschaftlichen Ebene – welche zusätzlichen Integrationsleistungen müssten von der Aufnahmegesellschaft getätigt werden. Methodisch Der Kontakt zu Frauen mit Migrationshintergrund funktioniert über Vermittlerinnen. Der Beteiligungsprozess muss von Vertrauenspersonen initiiert und begleitet werden und die spezifische Lebenssituation der Frauen berücksichtigen, wobei vor allem die Arbeit mit Frauen mit Migrationshintergrund ein Setting ohne Anwesenheit von Männern erfordert. Gut geeignet sind vor allem sprachlich niederschwellige Medien. Übliche Seminarstrukturen sind den Frauen oftmals nicht bekannt und wirken verunsichernd. Freies Sprechen auf Aufforderung ist den meisten Frauen nicht geläufig. Interaktive Methoden, die eine Arbeit gemeinsam als Gruppe ermöglichen, sind besser geeignet als passive Einzelarbeiten. Ein Methodenmix, zusammengesetzt aus unterschiedlichen Techniken, ermöglicht unterschiedliche Zugangsweisen und den Frauen jeweils eine passende Beteiligungsform, die ihren persönlichen Voraussetzungen, zeitlichen Ressourcen und Interessen entspricht. Der Prozess muss übersichtlich gestaltet sein und jederzeit ein Ein- und Aussteigen ermöglichen. Komplexe Prozessstrukturen wirken verwirrend und überfordernd. Trotzdem muss eine Kontinuität des Prozesses gewährleistet sein. Eine Verbindlichkeit seitens der Prozessleitenden, auf die sich die Teilnehmenden berufen können, ist nötig. Politisch Beteiligungsprozesse müssen aktiv gestaltet werden. Es braucht eine lokale Verankerung, um Prozesse weiter zu führen. Einrichtungen vor Ort, die auch räumlich und in Form von Personen und Verbindlichkeiten bestehen bleiben, ermöglichen die nötige Beständigkeit. Aktive Integrationsangebote sollten bewusst gesetzt werden. Es benötigt ein explizites Auffordern zur Beteiligung von Bürgerinnen. Für sie ist wichtig, zu erfahren, dass ihre Meinung wichtig ist. Ähnlich lokalen Wahlen müssen Beteiligungsprozesse beworben, mit entsprechenden Materialien begleitet und gezielt an Personen mit Migrationshintergrund gerichtet werden. Vor allem für Personen, die (noch) keinen legalen Status haben, gibt es keine Möglichkeiten zur Beteiligung. Der Zustand, in dem sich Migrantinnen erleben, ist oft eine Wartestellung, zu der besonders Asylwerbe-
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rinnen gezwungen sind. Oftmals fehlen geeignete Informationen, die zielgruppenadäquat aufbereitet sind. Unübersichtliche einsprachige Textmaterialen mit hohem Abstraktionsniveau sind kaum geeignet. Visuelle Materialien, übersichtliche Einheiten und eine grafisch ansprechende Form sollten gewählt werden. Verbale und persönliche Informationsmöglichkeiten sind besser geeignet als schriftliche. Vermittlerinnen, Beratungsgestellen, lokale Institutionen und tägliche Orte (wie Schule oder VHS) könnten als Anlauflaufstellen Informationsaufgaben erfüllen. Gesellschaftlich Gerade, weil die Bereitschaft zu Beteiligung und Engagement besteht, sind seitens der Aufnahmegesellschaft die Grundbedingungen dafür zu stellen. Der Mehrwert in der Gesellschaft, der durch Zuwanderungen entsteht, sollte hervorgekehrt, und auf die vorhandenen Ressourcen und Erfahrungen der Migrantinnen, die in den Herkunftsländern erworben wurden, sollte aufmerksam gemacht werden. Bewusste Integrationsarbeit beinhaltet ein Zusammenbringen verschiedener Personengruppen. Angebote ausschließlich für Migrantinnen wirken eher isolierend als integrativ. Wir fanden viele Beispiele dafür, wie Angebote zur Integration gerne angenommen wurden. Unterstützende informelle und formelle Verbindungen und Kontaktmöglichkeiten wie Sprache-Tandems oder Nachbarschaftshilfe könnten zu Netzwerken zusammenwachsen, wenn sie die nötige Förderung finden würden.



Zusammenfassung 1. Es gibt Themen, die für integrative und partizipative Prozesse mit Migrantinnen besonders geeignet sind. Diese könnten ein guter Ausgangspunkt für Engagement und Integration sein. 2. Bezüglich des Einsatzes von Methoden in Beteiligungsprozessen sind spezifische Aspekte zu berücksichtigen, wie sprachlich niederschwellige Medien, interaktive Gruppenarbeiten und ein Methodenmix, der den verschiedenen Personen eine jeweils passende Beteiligungsform bietet. 3. Auf der politischen Ebene bedarf es einer lokalen Verankerung, um Prozesse auch zukünftig tragfähig zu machen. Integrationsangebote müssen gezielt gesetzt werden. Eine zielgruppenadäquate Aufmachung von Beteiligungsprozessen ist wichtig, Informationen über mögliche Beteiligungen könnten über örtliche Anlaufstellen vermittelt werden. Für eine aktive Beteiligung braucht es eine Vorstellung davon, was nötig oder möglich ist. Im Kontakt zu Netzwerken oder Gruppen entwickeln sich dementsprechende Möglichkeiten, z.B. im Elternverein. Persönliche Kontakte in der Nachbarschaft und in der direkten Umgebung sind wichtig, um ein Gefühl dazuzugehören zu entwickeln. Bewusste Integrationsarbeit beinhaltet ein Zusammenbringen verschiedener Personengruppen.
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Zurück in die Zukunft Politik per Zufallsgenerator? Wird die Frage „Wie viel Partizipation verträgt die repräsentative Demokratie?“ ernsthaft gestellt, so sind ein Exkurs in die Demokratietheorie sowie die Beleuchtung des Begriffs Bürgergesellschaft unumgänglich. Auf Grundlage dieser Exkurse wird hier eine Schnittstelle zwischen repräsentativer und direkter Demokratie und partizipativen Verfahren kurz beleuchtet. Ergänzend bieten praktische Beispiele und aktuelle Entwicklungen Anregungen für die weitere Diskussion.



Demokratie, ein antiker Begriff in einer globalisierten Gesellschaft Demokratie wird zumeist als allgemeiner Sammelbegriff für Herrschaftsformen gebraucht, deren Herrschaftsgrundlage aus dem Volk abgeleitet wird. Sie existiert bereits seit ihren antiken Ursprüngen in unterschiedlichen Ausprägungen. Drei Systeme trugen im antiken Athen zur politischen Entscheidungsbildung bei.61 1. die Wahl, 2. das Plebiszit (die Vollversammlung) und 3. die Zufallsauswahl per Losverfahren. Die westlichen Regierungsformen haben heute zumeist repräsentative – durch direktdemokratische Elemente ergänzte – Verfassungen. In Österreich und Deutschland liegt der systemische Schwerpunkt auf dem Verfahren Wahl, während in der Schweiz die direktdemokratischen Elemente wesentlich staatsprägender sind. Das antike Element der Zufallsauswahl scheint fast vollständig aus dem politischen Denken verschwunden. Gerade sie trug aber maßgeblich zur athenischen Demokratie bei. Geschworene, der Rat und die obersten Beamten wurden per Zufall ausgewählt. Im Zusammenspiel von Wahl, Vollversammlung und Zufallsauswahl wurden die Vorteile der einzelnen Verfahren kombiniert, zum Beispiel indem die per Los bestimmten Ratsherren die Beschlussempfehlungen für die Vollversammlung erarbeiteten.



Die Bürgerkommune als Ungeheuer von Loch Ness Der Weg von der Athener Demokratie zur heutigen Bürgerkommune und Bürgergesellschaft ist lang. Bei einer Tagung hat es einer der Redner einmal so ausgedrückt: „Die Bürgerkommune ist wie das Ungeheuer von Loch Ness: Alle sprechen darüber, aber es hat sie noch keiner gesehen.“



61 



Roger Ling: Kunst und Kultur alter Völker – Griechenland. Erlangen 1991, S. 69 ff.
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Ein Protagonist der deutschsprachigen Diskussion ist Gerhard Banner, der die Entwicklung von der Ordnungsüber die Dienstleistungs- hin zur Bürgerkommune in der folgenden Abbildung zusammengefasst hat:62



Abbildung 5: Entwicklung von der Ordnungs- über die Dienstleistungs- hin zur Bürgerkommune



Die Abbildung zeigt den Leitbildübergang, wobei nicht eines durch das nächste abgelöst wird, sondern sich die Zielorientierung erweitert. Erklärungsansätze für diese Entwicklung hin zur Bürgerkommune gibt es viele, ein paar sollen hier kurz dargestellt werden. Die erste Leitbilderweiterung setzte in Deutschland Anfang der 90er Jahre mit knapper werdenden kommunalen Finanzen ein. Seitdem orientieren sich Politik und Verwaltung stärker an marktwirtschaftlichen Prinzipien mit dem Bürger als Kunden. Im Rahmen der nächsten Leitbilderweiterung wird er nicht nur als Kunde, sondern zunehmend als Partner verstanden. Parallel zu diesem Prozess bietet sich, in einer von der Globalisierung geprägten Welt, für lokale Akteure ein komplexes Bild unzähliger Chancen und Herausforderungen. Kommunikation, Partnerschaft und Konkurrenz sind mit den entlegensten Regionen der Welt möglich. Diese Entwicklung führt zu immer komplexeren Entscheidungsprozessen. Aus ihnen resultiert ein immer größer werdender Beratungsbedarf bei Politik und Verwaltung. Die Stellungnahmen von Gutachtern und Interessensvertretungen sowie deren Einfluss auf die Politik nehmen zu. Ihre Legitimation wird allerdings in einer zunehmend pluralistischen Welt immer mehr in Frage gestellt.



62 



Gerhard Banner (2005): Bürgerbeteiligung und Kommunalverwaltung; in Peter C. Dienel (Hrsg.): Die Befreiung der Politik. Wiesbaden . S. 21 f.
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Im Zusammenhang mit der Globalisierungsdiskussion ist in Folge der „Rio Konferenz zur Nachhaltigen Entwicklung“63 mit der „Lokalen Agenda 21“ eine neue Plattform zur Einbeziehung der Bürgerinnen und Bürger geschaffen worden. Die daraus resultierenden Kommunikationsprozesse scheinen die in den 60er und 70er Jahren entstandenen Protestbewegungen und Bürgerinitiativen ebenso abzulösen wie die vor allem in Österreich funktionierenden neo-korporatistischen Strukturen. So diagnostizieren Lederer und Neugschwandtner eine entsprechend rückläufige Bedeutung der österreichischen Sozialpartnerschaft.64



Die Renaissance der Zufallsauswahl Die Pluralität der Kommunikationspartner und -anlässe führt auch zu einer Pluralität von Kommunikationsmustern. Informale Verfahren der Öffentlichkeitsbeteiligung werden verstärkt eingesetzt und weiterentwickelt. Dabei gerät an mehreren Stellen die zuvor vernachlässigte Zufallsauswahl wieder in den Blickpunkt. Bürgergutachten durch Planungszellen Die Renaissance der Zufallsauswahl in unserer modernen Demokratie setzte mit dem von Peter C. Dienel erfundenen Verfahren „Bürgergutachten durch Planungszellen“65 ein. Dieses in den 70er Jahren entstandene Partizipationsmodell hat in den letzten fünfzehn Jahren beachtliche Erfolge und eine kontinuierliche Weiterentwicklung erfahren. Als Erklärungsmuster für diese Entwicklung mag die Schnittstelle des Verfahrens zur repräsentativen Demokratie dienen. Planungszellen verstehen sich nicht als ein Ersatzgremium für die Debatte im Rat oder im Parlament, sondern als eine Ergänzung, um die Grundlagen für die politischen Entscheidungen besser vorzubereiten. Das Bürgergutachten liefert Politikberatung auf Grundlage interdisziplinärer Informationen und einer heterogenen Zusammensetzung des Beraterteams. Durch die Vernetzung des Hausverstandes mit Expertenwissen wird die gesellschaftliche Komplexität in keinem qualifizierten Beteiligungsverfahren besser widergespiegelt als in den mehrere Tage beratenden Planungszellen. Es wird somit ein enormer Legitimationsbeitrag geleistet. Ausschlaggebend hierfür sind mehrere Faktoren: 1. die Zufallsauswahl über das Einwohnermelderegister, die zu einer heterogenen Gruppenzusammensetzung führt. 2. die neutrale Moderation, die den Verdacht der Weisungsgebundenheit entkräftet. 63 64 65 



Rio de Janeiro 1992; Konferenz für Umwelt & Entwicklung mit dem Abschlussdokument zur „Agenda 21“ und der daraus resultierenden „Lokalen Agenda 21“. Wirtschaftskammer, Arbeiterkammer, Österreichischer Gewerkschaftsbund, Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammer (siehe A. Lederer/ G. Neugschwandtner: „Das funktioniert hier alles ein bisserl anders“- Politikberatung in Österreich; in: S. Falk/ D. Rehfeld/ A. Römmele / M. Thunert (Hrsg.): Handbuch Politikberatung. Wiesbaden 2006, S. 576 ff. Ausführlich hierzu: Peter C. Dienel (2002): Die Planungszelle – Der Bürger als Chance. Wiesbaden (5. Auflage).
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3. die Vergütung der Teilnehmenden, die damit in die „Gutachterrolle“ rutschen. 4. die Transparenz des Verfahrens durch die anschließende Dokumentation im Bürgergutachten. 5. die mittlerweile ergänzte vertragliche Verpflichtung einer Zwischenbilanz durch den Auftraggeber zur Absicherung der Ergebniswürdigung. 6. die Arbeit in ständig wechselnden Kleingruppen bei einer Plenargröße von rund 25 Personen. 7. die Kombinationsfähigkeit mit anderen Verfahren der Öffentlichkeitsbeteiligung. Als erfolgreiches Beispiel sei hier das Bürgergutachten „Kinder in die Mitte“66 des Landes Vorarlberg genannt.67 Fünf jeweils viertägigen Planungszellen vorgeschaltet wurden zwei Planungszirkel mit Kindern und Jugendlichen. An zwei Standorten entwickelten die per Zufall ausgewählten jungen Leute in einer Zukunftswerkstatt Ideen. Ein Runder Tisch mit Experten beriet über die Ergebnisse, um den Teilnehmenden der Zukunftswerkstatt Informationen für eine Modifikation ihrer Ideen zu liefern. Die modifizierten Ergebnisse wurden erneut dem Runden Tisch zugeführt und dienten dann als Grundlage für das landesweite Planungszellenverfahren an drei Standorten. Ergänzt wurde die Öffentlichkeitsbeteiligung durch ein anschließendes „Open Space“ und die journalistische Zusammenfassung der Ergebnisse in einem Mitteilungsblatt an alle Haushalte.68 Zur Umsetzung der Ergebnisse wurde von der Landesregierung ein Koordinationsbüro geschaffen. Mittlerweile wurde mehrmals eine positive Zwischenbilanz gezogen. Interessant erscheinen vor allem zwei Punkte: 1. die Verknüpfung unterschiedlicher Partizipationsverfahren und 2. der Einsatz der Zufallsauswahl sowohl für Planungszirkel als auch für Planungszellen. Öffentlichkeitsbeteiligung am kommunalen Budget Erfahrungen mit der Zufallsauswahl liegen auch für ein neues Themenfeld der Öffentlichkeitsbeteiligung vor: für den Bürgerhaushalt (auch als „partizipatives Budget“ bezeichnet). In Nordrhein-Westfalen haben im Jahre 2000 die Landesregierung und die Bertelsmann-Stiftung gemeinsam mit sechs Modellkommunen den Einstieg gewagt und unterschiedliche Erfahrungen gesammelt.69 Gemeinsam ist den Beteiligungen zum kommunalen Budget der Einsatz unterschiedlicher Partizipationsverfahren, die in der Regel mit einer Zufallsauswahl kombiniert werden. Dieses Element soll, mit der daraus resultierenden höheren Heterogenität der Teilnehmerschaft, die Ergebnisqualität und die Legitimationskraft der Ergebnisse steigern.70



66 67 68 69 70 



Büro für Zukunftsfragen (Hrsg.) (2005): Kinder in die Mitte – Empfehlungen für ein kinderfreundliches Vorarlberg, Bregenz. Konzeption und Moderation: forum b. Land Vorarlberg (Hrsg.) (2005): Vorarlberg Magazin. Bregenz, Heft 115. Bertelsmann Stiftung (Hrsg.) (2004): Kommunaler Bürgerhaushalt – Ein Leitfaden für die Praxis. Gütersloh. Ende 2008 erschien die Dokumentation des „6. Netzwerktreffens Bürgerhaushalt“ des deutschen Netzwerkes Bürgerhaushalt. Informationen hierzu unter www.zukunft-vor-ort.de
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Direkte Demokratie und Zufallsauswahl Parallel zur Entwicklung der Planungszelle durch Dienel entstand am Jefferson Center in den USA das Modell der „citizen jury“.71 Ned Crosby setzte dabei ebenso wie Dienel auf die Zufallsauswahl. Im Gegensatz zu Dienel setzte er aber nicht auf eine höhere Legitimationswirkung durch die Parallelität mehrerer Gruppen, sondern auf die aus dem amerikanischen Justizsystem vorhandene Akzeptanz der „Geschworenen-Jury“ bei Gericht. Aktuelles Ziel Crosbys ist es – wie im oben genannten antiken Vorbild –, Zufallsauswahl und direkte Demokratie erneut miteinander zu kombinieren. Hierzu möchte er die in einigen Bundesstaaten vorhandene Verknüpfung von Wahlen mit Referenden nutzen, um die Demokratie mittels der Zufallsauswahl zu ergänzen. In „citizen panels“ sollen jeweils 24 per Zufall ausgewählte Bürgergutachter Informationsvorlagen für geplante Referenden erarbeiten. Sie diskutieren das präsentierte Pro und Contra des Referendums und geben dann ihre Bewertung ab. Ergänzend zu ihrer Bewertung halten sie die aus ihrer Sicht wesentlichen Argumente fest und weisen auf noch offene Fragen hin. Die Ergebnisse sollen dann in einem „voters guide“ veröffentlicht werden, um die Informationsmöglichkeiten zu den wahlbegleitenden Referenden zu optimieren.72



Fazit Die zunehmende Komplexität unserer Gesellschaft stellt neue Anforderungen an Politik und Verwaltung. Neue Kommunikationsverfahren vermitteln die pluralen gesellschaftlichen Ansprüche an Politik oft besonders effektiv, wenn ein Rückgriff auf die antike Politikbeteiligung per Los die Voraussetzungen für eine heterogene Teilnehmerschaft sichert. Es bleibt die Herausforderung für Politik und Verwaltung, jeder Aufgabe das richtige Verfahren bzw. die richtige Verfahrenskombination zuzuordnen. Dies ist nötig, um die Beteiligung nicht zum reinen Selbstzweck zu machen, sondern mit ihr eine politische Effektivitätssteigerung zu erreichen. Projekte wie die Bürgergutachten „Kinder in die Mitte“, „Graz Neutorgasse“ und verschiedene Bürgerhaushaltsverfahren belegen den Erfolg dieses kombinatorischen Ansatzes.73



71 72 73 



Ned Crosby: USA – The Citizens Jury Process; in Peter C. Dienel (Hrsg.) (2005): Die Befreiung der Politik. Wiesbaden, 121 ff. Weitere Informationen zur „Citizen Jury“ unter http://www.jefferson-center.org/ und zum „Voters Guide“ unter http:// www.healthydemocracyoregon.org Weitere Informationen unter: http://www.partizipation.at
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Die Hybridisierung der Demokratie Repräsentation und Partizipation in einer fragmentierten Gesellschaft Das politische wie auch das soziale System sind – auf allen Ebenen – im Wandel begriffen: Die Repräsentation der Bürgerinnen und Bürger allein durch Parteien oder traditionelle Formen der Vertretung wird immer öfter hinterfragt. Herkömmliche Interessensvertretung etwa durch die Sozialpartner, die jahrzehntelang nach klaren Regeln und in einem eindeutigen Rahmen erfolgte, und deren Vertreter in Politik und Gesellschaft eine definierte und anerkannte Rolle einnahmen, hat nicht mehr den einstigen Stellenwert. Die Gründe dafür sind vielfältig: So wurden etwa durch den EU-Beitritt manche Tätigkeiten der Sozialpartner obsolet (wie etwa die klassischen Aufgaben der paritätischen Kommission). Zusätzlich entstanden durch die gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Entwicklungen der letzten Jahre in einigen Bereichen deutliche Defizite im Bereich Repräsentation: z.B. die jahrelang fehlende Vertretung derer, die nicht in klassischen Arbeitsoder Anstellungsverhältnisse tätig sind. Verstärkt wird diese Entwicklung durch die Tendenz vieler Menschen, sich nicht mehr an langfristige Tätigkeiten zu binden (etwa in Vereinen oder Parteien), sondern sich zunehmend in kurzlebigen, instabilen und aus einer aktuellen Situation entstehenden Interessensgemeinschaften zusammenzufinden. Zusätzlich lassen sich Interessen nicht mehr so leicht in Kategorien einordnen; die Interessen sind ein Spiegelbild der Lebensstile, sie sind zersplitterter, vielfältiger, instabiler und schwer fassbar geworden. Die zunehmende Verschiedenartigkeit der Lebensentwürfe und der Lebensstile erschwert den Anspruch auf breite Repräsentanz. Die altbekannte politische Beteiligungskultur spiegelt also nicht mehr in allen Bereichen die gesellschaftliche Lebenswirklichkeit und die Bedürfnisse nach Mitsprache wider. Es gibt zwar neben den Instrumenten der repräsentativen Demokratie auch die in der Verfassung festgelegten direkten Beteiligungsrechte (Bürgerinitiative, Volksabstimmung, Volksbefragung und Volksbegehren), die jedoch eher geringes macht- und interessensausgleichendes Potenzial besitzen. Für Bürgerinnen und Bürger gibt es mit Ausnahme der lokalen politischen Ebene nur wenige Möglichkeiten, sich in den bestehenden Strukturen Gehör zu verschaffen oder in direkten Kontakt mit Entscheidungsträgern zu treten. Herkömmliche Formen politischer Repräsentanz werden deshalb zunehmend in Frage gestellt, viele Menschen fühlen sich nicht mehr ausreichend repräsentiert, und altbekannte Politikformen werden im Vergleich zu früher weniger angenommen. Es gibt also einerseits ein Repräsentationsdefizit, weil sich viele Gruppen
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nicht mehr vertreten fühlen, andererseits ein Legitimitätsdezitit der Interessensvertretungen, weil sie sich nicht mehr auf einen allumfassenden Vertretungsanspruch berufen können. Zu dieser gefühlten Distanz zwischen BürgerInnen und politischen Entscheidungsträgern sowie dem auch immer wieder medial beklagten politischen Desinteresse (vor allem bei Jugendlichen74), das sich unter anderem auch in zunehmender Verweigerung traditioneller demokratischer Vorgänge (etwa sinkender Wahlbeteiligung75) ausdrückt, gibt es jedoch eine Art Gegenstrom, nämlich eine immer größer werdende Zahl an Initiativen zur Bürgerbeteiligung. Manche davon von offiziellen Stellen organisiert und in geleitete Prozesse eingebunden, andere wiederum spontan entstehend. Durch Selbstorganisation an der Basis entstehen meist Bürgerinitiativen, die ihre Interessen direkt und oft auch durch aktivistische Methoden zum Ausdruck bringen. Elemente dieser selbstorganisierten, meist reaktiv entstehenden Gegenbewegungen wurden in den letzten Jahren teilweise durch legislative (wie etwa Umweltverträglichkeitsprüfungen), teils durch programmatische Initiativen (z. B. Lokale Agenda 21) aufgenommen und in das politische System eingefügt. Von kritischen Stimmen als Einverleibung und Kanalisierung von Protestpotenzial misstrauisch beäugt, nahmen auch von Verwaltungsinstitutionen initiierte Bürgerbeteiligungsprozesse in den letzten Jahren deutlich zu. Öffentlichkeitsbeteiligung ist auch Teil moderner Konzepte für Regierungs- und Verwaltungshandeln, die unter dem Sammelbegriff „Good Governance“ zusammengefasst werden können. An Politik und Behörden werden durch den normativen Begriff „Good Governance“ hohe Erwartungen herangetragen: Good Governance entwickelt das Konzept des aktivierenden Staates weiter und geht von einem neuen Verständnis von Regierung und Verwaltung aus: Die Lenkung der gesellschaftlichen Entwicklung soll unter Einbeziehung der Zivilgesellschaft, d. h. gesellschaftlicher Akteure (Verbände der Sozialpartner, Kirchen und Religionsgemeinschaften, Sozial- und Umweltverbände und andere NGOs) erfolgen. Das herkömmliche lineare Modell, in dem Politik von oben nach unten agiert, soll durch einen Spiralprozess, der - von der Gestaltung bis zur Durchführung - auf Rückkoppelung, Netzwerken und Partizipation auf allen Ebenen beruht, ersetzt werden (Europäische Kommission, 2001).76 Die Bürgerferne soll durch partizipative Elemente verringert und der Versuch, Verhaltensänderungen durch Verordnungen und Regeln durchzusetzen, durch die Mobilisierung von Problemlösungskapazitäten der Betroffenen ergänzt werden. Derzeit ist eine Hybridform von zwei Systemen im Entstehen. Durch die Kombination von partizipativen Ansätzen mit herkömmlichen Regierungsinstrumenten versucht man, unter Einbeziehung aller Betroffenen befriedigendere Lösungen zu erreichen als durch ausschließlich von oben getroffene Entscheidungen. Ein weiterer Grund für die Forderung nach aktiver Beteiligung fußt auf der Erkenntnis, dass Interessenskon74 75 76 



Zum Stellenwert von Politik bei Jugendlichen siehe etwa: Peter Filzmaier (2007): Jugend und politische Bildung- Kurzbericht zur Pilotstudie. Donauuniversität Krems, 9. Statistik Austria (2008):,Statistisches Jahrbuch 2008, 496. http://www.statistik.at/web_de/static/wahlen_stat._jahrbuch_028710.pdf Europäische Kommission (2001): Europäisches Regieren - ein Weißbuch. KOM(2001) 428. Brüssel, 14.
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flikte nicht allein durch objektive, wissenschaftliche Vorschläge gelöst werden können. Mittels Öffentlichkeitsbeteiligung soll auch lokales Praxiswissen in einen Prozess gelangen, das Expertenwissen anreichern und Entscheidungen im Sinne der nachhaltigen Entwicklung beeinflussen. Viele Projekte und Prozesse zum Thema Nachhaltigkeit bauen deshalb auf Modellen mit Öffentlichkeitsbeteiligung. BürgerInnenbeteiligung kann auf verschiedenen Ebenen stattfinden, in Österreich findet sie hauptsächlich auf der lokalen und regionalen Ebene statt. Partizipatorische Prozesse können aber auch auf nationaler oder internationaler Ebene stattfinden. So fordern internationale beziehungsweise EU-Verpflichtungen (zum Beispiel. Aarhus Konvention, Weißbuch Governance, SUP-RL, EU-Nachhaltigkeitsstrategie, Lokale Agenda 21, Übereinkommen über die biologische Vielfalt) und nationalen Strategien und Programme (zum Beispiel Good Governance in Österreich, Österreichische Strategie zur nachhaltigen Entwicklung, Umsetzung der Wasserrahmen-Richtlinie etc.) die Beteiligung unterschiedlichster Akteure. Durch Partizipationsmöglichkeiten sollen also die Akzeptanz von Politik und das Selbstverständnis der Bevölkerung als gestaltende Akteure gestärkt werden, soll dem Bedürfnis der Menschen nach Teilhabe Rechnung getragen werden. Effizienz- wie auch Legitimationsprobleme und nicht zuletzt demokratiepolitische Defizite sollen abgebaut werden. Die Anerkennung der in Beteiligungsprozessen oft mühsam erarbeiteten Ergebnisse kann jedoch schnell sinken, wenn etwa die Art der Prozessgestaltung oder die Repräsentanz der TeilnehmerInnen in Frage gestellt wird. Klare Rahmenbedingungen können die Legitimität von Beteiligungsprozessen erhöhen.



Gegenwärtige und zukünftige Herausforderungen Die Zahl der partizipativen Projekte und Prozesse hat in Österreich in den letzten Jahren stark zugenommen. Zum einen ist der Institutionalisierungs- und Professionalisierungsgrad der Prozesse zur Öffentlichkeitsbeteiligung stetig angestiegen: Handbücher, wissenschaftliche Begleitliteratur, Best Practices und die Herausbildung einer eigenen Profession von ProzessbegleiterInnen und MediatorInnen sind dafür deutliche Indikatoren. Zusätzlich wurden im Auftrag des Bundeskanzleramtes und des Lebensministeriums „Standards der Öffentlichkeitsbeteiligung“ erarbeitet und vom Ministerrat im Juli 2008 beschlossen. Trotz all dieser methodologischen Entwicklungen bleiben jedoch grundlegende demokratiepolitische Fragen, die die Legitimität sowie die Repräsentanz der Teilnehmer (und damit auch der erarbeiteten Resultate) solcher Beteiligungsprozesse betreffen, offen. Zum Teil werden Problembereiche sowohl bei den Erläuterungen für die Praxis als auch im theoretischen Bereich angeschnitten, auf keiner Ebene jedoch wirklich durchdiskutiert. Dabei sind diese Fragen nicht nur für herkömmliche, sondern auch für IT-unterstützte oder rein virtuelle Partizipationsprozesse von Bedeutung. Die Fragen lauten etwa: Wenn traditionelle demokratische Strukturen weniger greifen, wenn sie die Bedürfnisse einer zunehmend fragmentierten Gesellschaft nicht mehr breit abdecken, welche Institutionen oder (partizipativen) Vorgänge können diese Lücken füllen? Können die dynamischen aber auch instabilen
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Prozesse der Bürgerbeteiligung auf der Projekt-, der Prozess- und der Programmebene wie punktuelle Auffrischungen direkter bzw. partizipativer Demokratie den Institutionen ihre Legitimität zurückgeben? Kann das in breiten Teilen der Bevölkerung gefühlte Mitbestimmungsdefizit so abgefedert werden? Und wie demokratisch ist Bürgerbeteiligung wirklich? Können nun auch marginalisierte Gruppen verstärkt an der Gestaltung des politischen Raums mitwirken, oder sind wieder nur diejenigen die Gewinnerinnen und Gewinner dieser neuen Beteiligungsmöglichkeiten, die sich schon in herkömmlichen politischen Systemen gut artikulieren und ihre Interessen durchsetzen konnten? Das Spektrum an demokratietheoretischen Fragestellungen ist breit: • Die traditionelle Partizipationsvorstellung ist repräsentativ ausgerichtet und orientiert sich, neben der Durchführung regelmäßiger Wahlen, am Modell einer korporatistischen Gesellschaft. Partizipation wurde und wird über die Einbeziehung der Verbände in politische Entscheidungsprozesse hergestellt. Heute jedoch organisieren sich Menschen in kurzfristigeren, themenzentrierten Vereinigungen. Diese Partizipation lässt sich durch neue Formen bürgergesellschaftlicher Mitsprache besser organisieren. Wie kann die Ablöse oder die Ergänzung von herkömmlicher Partizipation durch neue Formen der Öffentlichkeitsbeteiligung erfolgen? • Wie ist mit dem Spannungsfeld der Stimmgewichtung von demokratisch gewählten VertreterInnen gegenüber Personen, die im Rahmen von Partizipationsprozessen nominiert werden, umzugehen? • Wie sollen die Stimmen von Vereinen, Sozialpartnern oder NGOs gewichtet werden? Als eine Stimme unter vielen oder proportional nach ihrer Mitgliederzahl? • Kommt das Gemeinwohl - wie etwa der Umweltschutz - durch neue Formen der Partizipation zu kurz? • Ist ein emanzipatorischer Prozess (Empowerment) gegeben? Wie kann verhindert werden, dass durch Öffentlichkeitsbeteiligungsprozesse eine resignative Haltung von Betroffenen erreicht wird, dass also durch Frustration die gelernte Hilflosigkeit verstärkt wird? • Werden die Energie und das Engagement der BürgerInnen in eher belanglosen Fragen kanalisiert, aber in den wesentlichsten Bereichen gar nicht gewünscht (zum Beispiel Raumplanung, Budget)? • Stehen partizipative Prozesse im Konkurrenzverhältnis zur repräsentativen Demokratie oder ergänzen sie diese (und wie)? • Können Bürgerbeteiligungsprozesse auf allen Ebenen den Institutionen - wie Infusionen direkter Demokratie - ihre Legitimität zurückgeben? Eine besondere Herausforderung stellen Fragen zur Auswahl der Beteiligten dar: • Die Chancen zur Durchsetzung von Interessen sind ungleich verteilt. Für zivilgesellschaftliche Partizipation sind mehr Energie und Zeit erforderlich als für die Stimmabgabe bei einer Wahl. Höher gebildete Personen sind eher gewillt, an Öffentlichkeitsbeteiligungsprozessen teilzunehmen und können ihre Interessen eloquenter artikulieren; Frauen, aber auch andere Gruppen wie etwa MigrantInnen, Menschen mit besonderen Bedürfnissen etc. sind oft unterrepräsentiert. Beteiligt sich an Öffentlichkeitsprozessen nur ein kleiner und nicht repräsentativer Teil der Bevölkerung? Werden also bestehende Ungleichheiten verstärkt, also ein negativer Demokratisierungsef-
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fekt? Wie kann die ungewohnte Kulturtechnik Partizipation Personengruppen, die sich schwer artikulieren können, vermittelt werden? Wie sollen die betroffene Öffentlichkeit und die nicht betroffene, aber interessierte Öffentlichkeit eingebunden werden? Woher wissen wir, dass die richtigen Personen in der richtigen Art und Weise am Dialog teilnehmen? Wenn die Metanorm inklusive Partizipation nach dem Prinzip „Niemand, der sich betroffen fühlt, darf ausgeschlossen werden“ angewandt wird, werden dann partizipative Prozesse nicht unübersichtlich, unsteuerbar und beliebig? Wie können informelle Machtstrukturen, beispielsweise aufgrund eines Kompetenzgefälles oder aufgrund von Engagement, ausgeglichen werden? Würde eine Institutionalisierung von Partizipation die Teilnahme gesellschaftlich schwächerer Gruppen fördern, oder tritt dadurch die Dominanz der Verwaltung auf? Werden die schon bestehenden Probleme der Exklusion aus politischen oder gesellschaftlichen Handlungsräumen durch die (ergänzende) Anwendung von Informationstechnologien (e-Participation) verstärkt oder abgemildert?



Literatur Filzmaier, Peter (2007): Jugend und politische Bildung - Kurzbericht zur Pilotstudie. Donauuniversität Krems, 9. Statistik Austria (2008):,Statistisches Jahrbuch 2008. S.496, siehe auch http://www.statistik.at/web_de/static/wahlen_stat._jahrbuch_028710.pdf. Europäische Kommission (2001): Europäisches Regieren – ein Weißbuch. KOM(2001) 428. Brüssel, 14.
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Zukunft der KrankenhÃ¤user 

3.7.2 Ã–konomische Anreize zur Mengenausweitung durch Anpassung der. G-DRG-Kalkulation begrenzen. 21 ...... verwandelt worden, eine Integration der Ver- sorgungskonzepte ist ..... WISO Diskurs. GesprÃ¤chskreis Arbeit und Qualifizierung.
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Studie - Agenturen der Zukunft 

Agenturen, die sich stÃ¤rker auf Beratung,. Strategie und Konzeption spezialisieren, sollten ihre Leistungen eher in einem Be- ratungsumfeld positionieren und ...
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Geschichten aus der Zukunft 

der Köck Privatstiftung – Initiative Neues Lernen. Dieses Buch ... Alle Rechte vorbehalten ... Jugendliche »reisten« dabei in ihrer Fantasie in eine zukünftige Welt und ... wachsen heutige Jugendliche wie keine Generation zuvor mit alten wie.










 


[image: alt]





schlafen - Hotel der Zukunft 

In Kooperation mit: Experten Prodinger Tourismusberatung. Eva Maria Bachmaier, Thomas Reisenzahn, ...... vorzubereiten. Mittler- weile hat man die Qual der Wahl bei der Auswahl der richtigen. Hardware, also den essenziellen. Bestandteilen wie Matratz
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Geschichten aus der Zukunft 

Charlotte Karner, Atelier Diotima, Obergrafendorf. Umschlagabbildungen: anonym bleibende SchÃ¼lerInnen. Druck: AZ Druck und Datentechnik GmbH, Kempten.
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Die Zukunft der Finanzbranche 

16.10.2016 - Smartphone-Besitzer: Sie nutzen das GerÃ¤t im. Durchschnitt drei Stun- den tÃ¤glich, und die Be- reitschaft, es auch zum. Bezahlen einzusetzen,.
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Essay_Journalismus der Zukunft 

morgen arbeiten wird, lÃ¤sst sich schon heute deutlich erkennen. Das Jahr 2008: Facebook hat 130 Millionen aktive Mitglieder, Twitter sogar nur eine. Million.
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CREM dER Zukunft: 

13.11.2012 - CREM von morgen: Potentiale fÃ¼r konzerne und kMu. Moderator: Dr. Markus Schmidiger, IFZ/ HSLU. Hans-Peter Ess, PGMM/ ehemals UBS.










 


[image: alt]





schlafen - Hotel der Zukunft 

AtmosphÃ¤re. 49. Einmal tief durchatmen! 52. Auf Temperatur bringen. 55. Elektroklima. 58. Digital Detox. 64. 7 Fragen an Start-up. â€žEndlich durchschlafenâ€œ. 66. Hardware. 68. Das Bett â€“ das Zentrum des Schlafens. 74. Ein Bett-Set fÃ¼r sÃ¼ÃŸe. T
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Zukunft der KrankenhÃ¤user 

schem Bundesamt im Jahr 2011 in Deutschland ... International nimmt Deutsch- land mit diesem Wert .... zum Leitkriterium fÃ¼r den Krankenhausplan wer- den.
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Die Zukunft der Arbeit 

CBRE â€“ What The Future Holds For Workplaces, CBRE Spain 2017. CBRE Millennials in ..... 92 Prozent der Befragten prÃ¤ferieren GebÃ¤ude, welche dazu in der ...
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eschichten aus der Zukunft 

Umweltâ€°ngste â€“ wie damit umgehen? â€¦ 112. GefÂ¸hle in den Unterricht integrieren â€¦ 115. Lust auf Zukunft fË†rdern â€¦ 120. Abschlieï¬‚ende Bemerkungen â€¦ 127.
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FachkrÃ¤ftebasis der Zukunft sichern - BÃ¼ndnis Zukunft der Industrie 

Die Arbeitswelt verÃ¤ndert sich im Zeichen von Globalisierung und Digitalisierung rasant. Hieraus ergeben sich neue, vielfÃ¤ltige Herausforderungen fÃ¼r ...
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philosophie der zukunft zukunft der philosophie zu ... AWS 

PDF Subject: Philosophie Der Zukunft Zukunft Der Philosophie Zu Den Perspektiven Der Philosophie Als. Grundlagenwissenschaft Its strongly recommended to start read the Intro section, next on the Quick Discussion and find out all the topic coverage wi
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die zukunft der gemeinwesenarbeit pdf 

In our collection PDF Ebook is the best for you, and very recomended for you. And by having access to our ebooks online or by storing it on your computer, you have convenient answers with die zukunft der gemeinwesenarbeit PDF Ebook. To get started fi
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DIE ZUKUNFT DER GEMEINWESENARBEIT PDF 

We also have many ebooks and user guide is also related with die zukunft der gemeinwesenarbeit PDF, include : Deuteronomy Holman Old Testament Commentary 3, Dexter Investigating Cutting Edge Television. Investigating Cult Tv, and many other ebooks. D
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Zukunft der Meere - Robin Wood 

Fonds zu nutzen, um die Schere zwischen armen und reichen Nationen zu schlie- ÃŸen, ist heute kaum noch die Rede. Das. Abkommen ist von 166 Staaten ...
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